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28
.0

5.
20

24 vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öffentlicher Belange im Rahmen Ihres o.g. Bauvorhabens.
In dem Baugebiet befinden sich Rohr- und Kabelsysteme der DNS:NET mit den zugehörigen Anlagen.
Diese Leitungen und Anlagen dürfen weder beschädigt, überbaut oder anderweitig gefährdet werden. Des Weiteren finden hier momentan unsere Bauarbeiten zur Längstrassierung,
also der Verlegung von Kabeln und Rohren im Bereich von Gehwegen, Seitenstreifen und Straßen statt.  Bitte beachten Sie den beigefügten Lageplan, sowie die Kabelschutzanweisung.
(Anmerkung d. Verwaltung Lageplan und Kabelschutzanweiseung liegen der Stellungnahme bei)

28
.0

5.
20

24 vielen Dank für die Beteiligung des LS an dem Bebauungsplanverfahren.

Die Prüfung der Unterlagen hat ergeben, dass Belange des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg nicht berührt werden. Die verkehrliche Erschließung des Vorhabengebietes erfolgt
über kommunale Straßen. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (BP) bestehen keine flächenrelevanten Planungsabsichten des Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg.

28
.0

5.
20

24 Im Anhang finden Sie meine Stellungnahme vom 17.10.2023.
Stellungnahme vom 17.10.2023: Im Gebiet des Bebauungsplans befinden sich keine unterhaltungspflichtigen Gewässer II. Ordnung. Damit sind die Belange des WBV „Finowfließ“ durch
das B-Plan Verfahren nicht betroffen.
Hinweise: Verrohrte Gewässer sind uns im Planungsgebiet nicht bekannt. Ob sich Entwässerungsleitungen (Regenwasserentwässerung, Drainagen) im Planungsgebiet befinden, entzieht sich
unserer Kenntnis.

29
.0

5.
20

24 Keine Bedenken oder Hinweise.

29
.0

5.
20

24 Keine Bedenken oder Hinweise.

30
.0

5.
20

24 Belange der Raumordnung stehen derzeit nicht entgegen. Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zur Zielanfrage gemäß Art. 12 des Landesplanungsvertrages vom 13.11.2023

Stellungnahme vom 13.11.2023:
Mit der vorliegenden Planung soll vor dem Hintergrund des Bevölkerungswachstums im Umland von Berlin, der damit verbundenen Notwendigkeit des Vorhaltens sozialer Infrastrukturen
nachgekommen werden. Der Landkreis Barnim plant hierfür die Errichtung eines Gymnasiums in der Gemeinde Panketal im Ortsteil Zepernick. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt
nach der Festlegungskarte des LEP HR in dem GestaltungsraumSiedlung, in dem nach Ziel 5.6 LEP HR die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen über die Eigenentwicklung hinaus möglich
ist. Bei der Ausgestaltung des Gestaltungsraums Siedlung haben die Gemeinden jedoch große Spielräume. Somit steht die Planung zur Errichtung eines 4-5-zügigen Gymnasiums mit Mensa,
Dreifeld-Sporthalle, Frischeküche und Sport- sowie Schulhofflächen nicht im Widerspruch zu der landesplanerischen Zielsetzung für den Gestaltungsraum Siedlung.

Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit - Verbraucherschutz

E

Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit - Arbeitsschutz

F

Gemeinsame Landesplanungsabteilung der Länder Berlin und Brandenburg

D

A

Hinweise, Anregungen und Einwände während der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  (Schreiben vom 27.05.2024 / Frist bis

DNS:NET Internet Service GmbH

B

Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg

C

Wasser- und Bodenverband „Finowfließ“
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DNS:NET Internet Service GmbH

30
.0

5.
20

24 Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öffentlicher Belange.
Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH.
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden.

G

EWE NETZ GmbH

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder
anderer Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder Baugebietes
mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE NETZ planen Sie bitte einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore für z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizitätsleitungen gemäß DIN 1998
von mindestens 2,2 m mit ein. Weiterhin kann für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Installation einer Trafostation erforderlich sein. Für die Auswahl eines geeigneten
Stationsplatzes (ca. 6m x 5m) möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit einzubinden. Für einen eventuell später steigenden Leistungsbedarf könnte ein weiterer Stationsplatz
und Leitungsverlegungen in den Versorgungsstreifen erforderlich werden. Wir bitten Sie, dass bei Ihren Planungen ebenfalls zu berücksichtigen. Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein
wärmetechnisches Versorgungskonzept umgesetzt werden soll. Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt. Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken
oder Anregungen vorzubringen.
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch
EWE NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren.
Damit die Planung Ihres Baugebietes durch uns erfolgen kann, teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen Informationen über den folgenden Link mit:
https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und Anlagenbestand ändern. Damit es nicht zu Entscheidungen
auf Grundlage eines veralteten Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit
nach einer erfolgreichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunftsportal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen informieren: https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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DNS:NET Internet Service GmbH

31
.0

5.
20

24 Das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologische Landesmuseum, Abteilung Archäologie, nimmt in seiner Eigenschaft als Denkmalfachbehörde für Bodendenkmale
(im Folgenden: Denkmalfachbehörde für Bodendenkmale) und als Träger öffentlicher Belange (§ 17Abs. 4 BbgDSchG) zum Schutzgut Bodendenkmale unter Hinweis auf § 1 im "Gesetz über
den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg" vom 24.Mai 2004 (Gesetz- und Verordnungsblatt Land Brandenburg - Teil I, Nr. 9 vom 24.Mai 2004, S. 215ff.) zu o.g. Planung
wie folgt Stellung.

03
.0

6.
20

24 Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Hochspannungsfreileitungen und -
kabel, Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen) befinden oder in nächster Zeit geplant sind. Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten
räumlichen Bereich und nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. Diese Stellungnahme gilt als Teilstellungnahme. Zur finalen Prüfung benötigen wir Angaben zu den externen
Kompensationsmaßnahmen, die zum Vorentwurf nicht vorlagen. Wir bitten entsprechend um weitere Beteiligung im Verfahren. Hinweis zur Digitalisierung: Für eine effiziente Identifizierung der
(Nicht-)Betroffenheit bitten wir bei künftigen Beteiligungen nach Möglichkeit um Übersendung der Plangebietsfläche(n) in einem standardisierten und georeferenzierten
Geodatenaustauschformat (vorzugsweise Shapefiles oder kml-Datei).

06
.0

6.
20

24 bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDMcom Auskunft zum angefragten Bereich für die folgenden Anlagenbetreiber:
Erdgasspeicher Peissen GmbH Halle: nicht betroffen
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) Schwaig b. Nürnberg: nicht betroffen
ONTRAS Gastransport GmbH Leipzig: nicht betroffen
VNG Gasspeicher GmbH Leipzig: nicht betroffen

J

GDMcom GmbH

I

50Hertz Transmission GmbH

Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum

H

1. Einwendungen und Rechtsgrundlage
In Teilen des Geltungsbereiches des o.g. Vorhabens befindet sich ein Bodendenkmal im Sinne von § 2 Abs. 1 und Abs. 2, Satz 4 BbgDSchG. Bei dem Bodendenkmal Nr. 40737 handelt es sich
um eine Siedlung der Bronzezeit sowie Einzelfund Mittelalter. Da in Folge der geplanten Maßnahmen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit Veränderungen und Teilzerstörungen an
dem Bodendenkmal herbeigeführt werden, Bodendenkmale jedoch grundsätzlich zu schützen und zu erhalten sind (§§ 1 und 7 Abs. 1 und 2 BbgDSchG), stehen dem Vorhaben Belange des
Denkmalschutzes entgegen.

2. Möglichkeiten der Überwindung
Veränderungen und Teilzerstörungen an Bodendenkmalen bedürfen gem. §§ 9, 19/ § 20 Abs.1 einer denkmalrechtlichen Erlaubnis/Baugenehmigung. Der Antrag auf Erteilung einer solchen
Erlaubnis ist durch den Vorhabenträger gem. § 19 Abs. 1 BbgDSchG schriftlich mit den zur Beurteilung der Maßnahme erforderlichen Unterlagen bei der unteren Denkmalschutzbehörde des
Landkreises zu stellen. Im Falle eines Baugenehmigungsverfahrens ist der Antrag an die untere Bauaufsichtsbehörde zu richten.
Die Denkmalfachbehörde für Bodendenkmale wird das Benehmen zur Veränderung bzw. Teilzerstörung des Bodendenkmales herstellen, insofern sichergestellt ist, dass:
A. der Vorhabenträger im Hinblick auf § 7 Abs. 1 und 2 BbgDSchG die denkmalzerstörenden Erdarbeiten/Baumaßnahmen auf ein unbedingt erforderliches Maß reduziert;

B. der Vorhabenträger in den Bereichen, wo denkmalzerstörende Erdarbeiten bzw. Baumaßnahmen unumgänglich sind, die Durchführung von baubegleitenden bzw. bauvorbereitenden
archäologischen Dokumentationen (Ausgrabungen) zu seinen Lasten gem. § 7 Abs. 3 und 4 BbgDSchG gewährleistet. Einzelheiten hierzu werden im Rahmen des denkmalrechtlichen
Erlaubnisverfahrens geregelt.
Bitte beachten: Da bei dem Vorhaben auch Belange der Baudenkmalpflege berührt sein kön-nen, erhalten Sie aus unserem Hause ggf. eine weitere Stellungnahme.
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DNS:NET Internet Service GmbH

07
.0

6.
20

24 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Die Telekom Deutschland GmbH ist Betreiberin eines bundesweiten Telekommunikationsnetzes, über das Telekommunikationsdienstleistungen für die Öffentlichkeit erbracht werden. Sie hat
Eigentum und Funktionsherrschaft über das Telekommunikationsnetz (TK-Netz) in der Bundesrepublik Deutschland im Wege der Ausgliederung gem. § 123 Abs. 3 Nr. 1 UmwG von der
Deutschen Telekom AG übernommen, deren 100%-ige Tochtergesellschaft sie ist. Die Ausgliederung wurde gem. § 131 Abs. 1 Nr. 1 UmwG mit Eintragung ins Handelsregister der Deutschen
Telekom AG (HRB 6794, Amtsgericht Bonn) und der Telekom Deutschland GmbH (HRB 5919, Amtsgericht Bonn) wirksam. Mit Urkunde vom 18.03.2010 der Bundesnetzagentur wurde der
Telekom Deutschland GmbH das Recht zur unentgeltlichen Nutzung von Verkehrswegen für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gem. § 69 Abs. 1 Telekommunikationsgesetz (TKG)
übertragen. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der Telekom. Außerhalb des Baufeldes befindet sich ein KKR DN 110 von uns.

13
.0

6.
20

24 Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für bergbauliche und geologische Belange äußert sich das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) auf der Grundlage der ihm
vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zu o. g. Planungsvorhaben wie folgt:
B Stellungnahme
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung.

07
.0

6.
20

24 Zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände.
Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Kampfmittelfreiheitsbescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet die für das Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf
der Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittel-verdachtsflächenkarte.
Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses Planes.

L

M

Zentraldienst der Polizei Brandenburg

Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern: Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen erforderlichen Bodeneingriffe in Bestandstrassen in
Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung möglich. Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgendem Link:
Link: https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merkblatt%20Freistellung.pdf

K

Deutsche Telekom Technik GmbH - Fiber Factory - Technik Niederlassung Ost

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe

1.  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden
können: Keine.
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstands: Keine.
3. Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan:
Geologie: Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR abgefragt werden. Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen oder
geophysikalischen Untersuchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspflicht hin (§ 8ff Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und
öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)).
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DNS:NET Internet Service GmbH

07
.0

6.
20

24 Es existieren zu dem o.g. Plan keine Bedenken und Anregungen auf Grundlage des sachlichen Teilregionalplans „Raumstruktur und Grundfunktionale Schwerpunkte“ (vom 1. Dezember
2020, Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 51 vom 23. Dezember 2020, einzusehen unter www.uckermark-barnim.de).

24
.0

6.
20

24 die Belange der unteren Forstbehörde werden vom oben genannten Bebauungsplan
nicht berührt. Im Geltungsbereich befindet sich kein Wald im Sinne des § 2 Landeswaldgesetz Brandenburg (LWaldG).
Die ursprünglichen Variante einer Regenwasserableitung in den Teich der angrenzenden
Waldfläche (Heidewäldchen) wurde als nicht realisierbar verworfen. Das anfallende Regenwasser soll den aktuellen Planungen zufolge im Geltungsbereich selbst versickern, beziehungsweise
in kontrollierten Mengen dem öffentlichen Regenwasserkanal zugeführt werden.

24
.0

6.
20

24 von Seiten unseres Unternehmens gibt es, vorbehaltlich weiterer Abstimmungen zur Sicherung unseres vorhandenen Anlagenbestandes, grundsätzlich keine Einwände gegen den
Bebauungsplan. Als Betriebsführer des Stromnetzes der Netzgesellschaft Panketal GmbH führen wir die Korrespondenz mit Ihnen im Namen und im Auftrag dieser Gesellschaft.
Bestandsplanauskunft. Aktuelle Leistungspläne erhalten Sie in unserem Bestandsplanauskunftsportal (https://www.e-dis-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html)

P2

P3

N

Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim

Wir möchten darauf hinweisen, dass unsere Versorgungsnetze ständigen Veränderungen unterworfen sind. Vor Beginn der Baumaßnahmen müssen in jedem Fall aktuelle
Bestandspläne durch die bauausführenden Firmen angefordert werden:
Suchschachtungen Die genaue Lage unserer Versorgungsanlagen ist rechtzeitig vor Baubeginn, ggf. schon zu Planungszwecken, veranlasst durch den Bauträger mittels
handgeschachteter Quergrabungen zu ermitteln. Sollte es, bedingt durch die geplanten Baumaßnahmen bzw. Planungen, zur Überbauung unserer Kabel (u.a. Borde,
Kantensteine, Asphalt), eine Veränderung der Verlegetiefe (u.a. durch Mulden) bzw. zur Behinderung der Baumaßnahme durch unsere Versorgungsanlagen kommen, ist ein Jahr
vor Baubeginn die Umverlegung unserer Versorgungsanlagen anzuzeigen. Hierbei ist zu beachten, dass der Veranlasser die entstehenden Kosten zu tragen hat. Abgeschlossene
Verträge zur Kostenübernahme (Rahmenverträge mit Baulastträgern, Wegenutzungsverträge mit Kommunen usw.) finden dabei Berücksichtigung.

Erschließung
Gern sind wir bereit die bedarfsgerechte Erschließung des Plangebiets durchzuführen. Nach unserer ersten Einschätzung könnte die Errichtung mindestens einer
Ortsnetzstation im Plangebiet notwendig werden. Unsere konkrete netztechnische Planung können wir jedoch erst beginnen, wenn uns eine Anfrage zur Erschließung vorliegt
und wir daraus den erforderlichen Leistungsbedarf sowie beabsichtigte Netzanschlussstellen ersehen können.
Aus diesem Grund möchten wir schon zu diesem frühen Zeitpunkt Ihrer Planung auf eine zeitnahe Antragstellung hinweisen. hier der Link zu Beantragung in unserem
diesbezüglichen Web-Portal: https://www.e-dis-netz.de/de/meinhausanschluss/antrag.html
Zur Abstimmung eines Stationsstandortes (Flächenbedarf: 7m x 5m), sowie zur Abstimmung der Erschließungsplanung empfehlen wir dem Erschließungsträger die
zeitnahe Kontaktaufnahme.

O

Landesbetrieb Forst Brandenburg, Forstamt Barnim

P1

E.DIS Netz GmbH bzw. angefragt wurde Netzgesellschaft Panketal GmbH

Beabsichtigte Planungen und Maßnahmen: Für den integrierten Regionalplan Uckermark-Barnim erfolgte durch die 42. Regionalversammlung am 21. Mai 2024 der Satzungsbeschluss. Derzeit
durchläuft der Plan das Genehmigungsverfahren, Rechtskraft erlangt er mit Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt des Landes Brandenburg durch die Gemeinsame
Landesplanungsabteilung. Die Festlegungen sind derzeit als in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung zu betrachten. Im Bereich des B-Plans ist gemäß Grundsatz G 4.1 ein
Vorbehaltsgebiet Siedlung (VB Siedlung) vorgesehen. Die VB Siedlung umfassen neben Wohnbauflächen auch alle mit dieser Funktion zusammenhängenden Flächen, so beispielsweise für
Gemeinbedarfseinrichtungen, für den Verkehr oder Grünflächen im Siedlungszusammenhang. Insofern ist die Planung an die Grundsätze der Raumordnung angepasst.
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DNS:NET Internet Service GmbH

P4

P5

25
.0

6.
20

24 Es wurden 2 Stellungnahmen eingereicht.
Stellungnahme Nr. 1: wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 27.05.2024.
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend Ihrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse setzen Sie
sich bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung:
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH
Neubaugebiete KMU, Südwestpark 15, 90449 Nürnberg
Neubaugebiete.de@vodafone.com

Q2

Stellungnahme Nr. 2: wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 27.05.2024.
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere
Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung
unserer Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, benötigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an TDRA-O-.Schwerin@vodafone.com, um eine Planung und
Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten durchführen zu können. Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen) die
durch den Ersatz oder die Verlegung unserer Telekommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind. Anlagen: Lageplan(-pläne)

Mediengräben / Baumpflanzungen
Der vorzuhaltende, nicht asphaltierte Medienstreifen muss in jedem Fall, in Abhängigkeit der Grabentiefe und Bodenbeschaffenheit breiter sein. Bei nachträglichen Kabelmontagen (planmäßig oder
störungsbedingt) ist zu berücksichtigen, dass die erforderliche Breite des Medienstreifens an der Geländeoberkante (lichte Grabenbreite) mindestens 50 cm breiter als die theoretische Breite der
Grabensohle entsprechend dem jeweiligen Grabenprofil sein muss. Für NS-Muffengruben schreiben wir eine Breite an der Grabensohle von 1,0 m, bei MS-Muffengruben von 1,5 m vor. Alternativ
ist bei Ausführung der Straßendecke mit Betonpflastersteinen die Verlegung der Versorgungsleitungen im Stra-ßen- oder Gehwegbereich möglich. Bitte beachten Sie bei der Planung von
Baumpflanzungen im Bereich der bestehenden oder zukünftigen Kabeltrassen die „Hinweise und Richtlinien zu Baumpflanzungen in der Nähe von Verteilungsanlagen der E.DIS Netz GmbH“.

Q1

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

Asphaltierte Straßendecke
Wir weisen Sie auf die Risiken hin, die mit der Überbauung unserer Versorgungsanlagen durch Asphalt einhergeht und möchten auf folgende nachteiligen Betriebsfolgen hinweisen:
• längere Ausfallszeiten während Störungen
• längere Realisierungszeiten und Mehrkosten bei Netzarbeiten
• längere Straßensperrungen
• witterungsbedingte provisorische Wiederherstellung bis zur endgültigen Herstellung der Asphaltdecke
• keine gleichwertige Wiederherstellung der Asphaltdecke möglich
Zudem ist eine Verzichtserklärung auf Gewährleistung in diesem Bereich gegenüber die ursprüngliche Straßenbaufirma durch die Gemeinde erforderlich.
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20

24 Den von Ihnen eingereichten Vorgang habe ich in der Zuständigkeit als Verkehrsoberbehörde des Landes Brandenburg gemäß „Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der Beteiligung der
Verkehrsbehörden und der Straßenbauverwaltung als Träger öffentlicher Belange in Planverfahren“ Erlass des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung vom 17.06.2015 (Amtsblatt für
Brandenburg Nr. 27 vom 15.07.2015) geprüft.
Gegen die vorliegende Planung bestehen im Hinblick auf die zum Zuständigkeitsbereich des Landesamtes für Bauen und Verkehr gehörenden Verkehrsbereiche Eisenbahn/
Schienenpersonennahverkehr, Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und Luftfahrt keine Bedenken.
Anlagen der Eisenbahn sowie schiffbare Landesgewässer werden nicht berührt.
Für die Verkehrsbereiche übriger ÖPNV, Schienenpersonennahverkehr, ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Landeswasserstraßen und Häfen liegen mir Informationen zu Planungen, die das
Vorhaben betreffen können, nicht vor. Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von Genehmigungen,
Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt.

28
.0

6.
20

24 Ich bitte, die seitens der betroffenen Ämter des Landkreises  Barnim übermittelten Einwendungen und Hinweise zum o.g. Vorhaben zur Fassung Vorentwurf für das Scoping-Verfahren vom
17.11.2024 und zum o.g. Vorentwurf im weiteren Verfahren zu beachten bzw. zu berücksichtigen.
Folgende Ämter und Sachgebiete haben zum geplanten Vorhaben keine neuen
Hinweise und Anregungen:

▪ Untere Bodenschutzbehörde
▪ Öffentlich-rechtliche Entsorgung
▪ Liegenschaftsverwaltung
▪ Untere Straßenbaubehörde
▪ Ordnungsamt, SG Bevölkerungsschutz
▪ Verbraucherschutz- und Gesundheitsamt
▪ Katasterbehörde
▪ Untere Abfallwirtschaftsbehörde
▪ Behindertenbeauftragter

S2.2

S2.1

Für die Versickerung des Niederschlagswassers ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der UWB des Landkreises Barnim zu beantragen, da die Grundfläche des geplanten Schulgebäudes
bereits größer als 400 m² ist (§ 3 Punkt 5 Brandenburgische Versickerungsfreistellungsverordnung).

R

Landesamt für Bauen und Verkehr, Abteilung 2, Dezernat 24

S1

Landkreis Barnim

Einwendung:
Der Vorhabenstandort befindet sich in der Schutzzone IIIA des Wasserschutzgebietes Zepernick. Die Darstellung neuer Bauflächen und die Festsetzung von neuen Baugebieten ist hier
verboten. Die Flächen sind als Landwirtschaftsflächen ausgewiesen.
Rechtsgrundlage : § 4 Punkt 14 und 15 der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes
Zepernick vom 15.10.2012
Möglichkeit der Überwindung
Antrag auf Befreiung von o.g. Verbot gemäß § 52 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Der Antrag ist formlos bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Barnim zu stellen. Es ist
insbesondere ausführlich zu erörtern, inwieweit der Schutzzweck durch die Befreiung vom Verbot der Nutzungs-umwandlung gefährdet wird.  Für den Fall, dass einer Befreiung vom Verbot der
Flächenumwandlung zugestimmt werden kann, sind folgende Punkte besonders zu berücksichtigen:  Aufgrund der Lage im Wasserschutzgebiet Zepernick sind die entsprechenden Restriktionen
der Schutzgebietsverordnung vom 15.10.2012 einzuhalten

Landkreis Barnim - Untere Wasserbehörde (UWB)
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Landkreis Barnim - Untere Naturschutzbehörde (UNB)
Entsprechend der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz verbleibt ein Defizit beim Schutzgut  Boden von ca. 1,84 ha. Hierfür sind entweder geeignete Ausgleichsmaßnahmen zu finden oder es
erfolgt eine Einzahlung in den Flächenpool des Landkreises Barnim. Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind durch einen städtebaulichen Vertrag
rechtlich zu sichern.

S4

Landkreis Barnim - Untere Denkmalschutzbehörde

S5

Landkreis Barnim - Öffentlich-rechtliche Entsorgung (ÖrE)
Der Landkreis Barnim (LK) hat in seiner Eigenschaft als Öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger (ÖrE) dafür zu sorgen, dass die ihm obliegenden hoheitlichen Aufgaben aus dem
Kreislaufwirtschaftsgesetz, dem Brandenburgischen Abfallgesetz, den dazu ergangenen Verordnungen sowie der derzeitig gültigen Satzung über die Abfallentsorgung im LK Barnim umgesetzt und
durchgeführt werden. Entsprechend  § 9 der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Barnim muss jedes Grundstück, auf dem Abfälle anfallen können, an die Abfallentsorgung
angeschlossen werden (Anschlusszwang). Im Landkreis Barnim erfolgt die Durchführung der Abfallentsorgung vom öffentlich- rechtlichen Entsorgungsträger beauftragte Entsorgungsunternehmen
mittels 3-achsiger Entsorgungsfahrzeuge mit einer Gesamttonnage von 26 t.

Es ist sicherzustellen, dass genügend Flächen für eine Versickerung des Niederschlagswassers zur Verfügung stehen.  Das Entwässerungskonzept enthält nachvollziehbare Ansätze, die jedoch
aufgrund der Varianz (mit oder ohne Wettkampffläche/mit oder ohne Gründach etc.) schwer greifbar und im BP-Vorentwurf nur bedingt aufgenommen sind. Da die Bebauung ausschlaggebend für
die Entwässerung ist, muss im Entwässerungskonzept klar dargestellt werden, welche Bebauung planerisch als Grundlage für den Bebauungsplan avisiert wird. Aufgrund des Defizits an
Flächen für die Versickerung sind die GRZ der Zweckbestimmung Schule und Sport ggf. zu reduzieren. Grundsätzlich sollte die Versickerung Vorrang vor der Ableitung in den
Regenwasserkanal haben, was sich im Entwässerungskonzept nicht klar herausstellt.

Soweit festgelegt wird (siehe textliche Festsetzung 12 des BP-Vorentwurfs, dass Wege und Flächen mit wasserdurchlässigem Aufbau versehen werden müssen, sollte dies mit einem definierten
Wert hinterlegt werden (so z.B. maximaler Abflussbeiwert = 0,5). Aufgrund der schwierigen Entwässerungsmöglichkeiten sollten generell Qualitäten von befestigten Flächen (Parkplätze,
Schulhof, Zufahrten) mit einem wasserdurchlässigen Aufbau festgeschrieben werden

Bodendenkmalschutz  In der Planzeichnung, Planstand 04.04.2024, sind die Hinweise zu Bodendenkmalen, wie folgt, zu ergänzen:   Für Eingriffe in Bodendenkmale ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5
Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) eine denkmalrechtliche Erlaubnis, im Falle der Baugenehmigungspflicht im Rahmen des konzentrierenden Baugenehmigungsverfahrens,
erforderlich. Die Bestimmungen des BbgDSchG in der jeweils gültigen Fassung sind zu beachten.
Die vorgenannte Ergänzung ist ebenfalls in folgenden Punkten der Begründung aufzunehmen, Arbeitsstand 12. April 2024:
▪ Punkt 4.8.1 Bodendenkmale (S.20)
▪ Punkt 8.5.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter/Baubedingte Auswirkungen (S. 88)
Folgende Punkte sind zu berichtigen:  Punkt 8.2.1 – 6. Schutzgut Kultur- und Sachgüter – Bodendenkmal ist teilweise betroffen (S. 68).
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Landkreis Barnim - Bauordnungs- und Planungsamt
Die textliche Festsetzung 04 ist dahingehend zu konkretisieren, dass die in der Festsetzung genannten Anlagen lediglich den Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans dienen dürfen,
nicht externen Nutzern. Die Einschränkung in dieser textlichen Festsetzung auf Nebenanlagen sollte geprüft werden.

Die textliche Festsetzung 06, die sich auf die Fläche für Sport und Spielanlagen bezieht, sollte auch die Zweckbestimmung „Sportplatz“ beinhalten, ansonsten ist die Zuordnung der Fläche zur
zeichnerischen Festsetzung (Planzeichnung) nicht eindeutig nachvollziehbar bzw. nicht stimmig. Auch sollte darauf geachtet werden, dass dies konsequent erfolgt (siehe u.a. textliche Festsetzung
09).

Außerdem wird aus städtebaulichen Gründen angeregt, insbesondere für die Tribüne, eine maximale Höhe der zulässigen baulichen Anlagen festzusetzen, da dies mit der Festsetzung „…von
bis zu zwei Geschossen“ so nicht gegeben ist. Die aktuelle Fassung der Brandenburgische Bauordnung enthält keine Definition des Begriffs des Vollgeschosses mehr. Die Festsetzung der Höhe
baulicher Anlagen gewinnt in der Praxis gegenüber der regelmäßig üblichen Festsetzung der Geschossigkeit zunehmend an Bedeutung. „Nur in Baugebieten, in denen fast ausschließlich Gebäude
mit „normalen“ Geschosshöhen zu erwarten sind, kann die Höhenentwicklung über die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse zuverlässig gesteuert werden.“ (Zitat Arbeitshilfe Bebauungsplan -
2022, MIL Brandenburg)

In der Begründung zur textlichen Festsetzung 06 ist zu erläutern, was unter „Kampfbahn Typ C“ zu verstehen ist.

Wenn gewünscht ist, dass bestimmte Nutzungen ausgeschlossen werden, dann sollte das konsequenterweise in der Festsetzung zum Ausdruck kommen. So könnten z.B. Ballsportarten
ausgeschlossen, oder die ausschließliche Nutzung für Leichtathletik festgesetzt werden.

Auch in der textlichen Festsetzung 07 ist zu berücksichtigen, dass eine Überdachung der Stellplätze durch PV-Anlagen zulässig sein sollte (gem. § 32 2 BbgBO).
Gemäß § 32 a Abs. 2 BbgBO ….sind  „Bei der Errichtung einer für eine Solarnutzung geeigneten offenen Stellplatzanlage, welche einem Gebäude dient, bei dem es sich nicht um ein
Wohngebäude handelt, mit mehr als 35 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge ist über der für eine Solarnutzung geeigneten offenen Stellplatzfläche eine Photovoltaikanlage zu installieren,…“. In den
Festsetzungen des Bebauungsplans ist sicherzustellen, dass die Errichtung dieser Anlagen planungsrechtlich zulässig ist.

In der textlichen Festsetzung 09 wird fälschlich die Schönauer Straße statt Schönower Straße erwähnt.

Mit der textlichen Festsetzung 14 wird weder die Lage noch die Breite der Einfahrten festgesetzt, somit kann nicht beurteilt werden, wie groß der Eingriff von zu fällenden Bäumen ist.

Es wird angeregt, Ausnahmsweise eine Überschreitung der festgesetzten Höhen baulicher Anlagen für die Zulässigkeit von untergeordneten Bauteilen (technische Anlagen) oberhalb des
Dachgeschosses festzusetzen, wie u.a. in den Planungszielen avisiert.
Generell sind die Festsetzungen des Bebauungsplans zu begründen, das ist hier nicht ausreichend.

Mit der textlichen Festsetzung 12 werden 5 m breite Wege in den Grünflächen zugelassen. Die Grünflächen haben jedoch lediglich selbst eine Breite von 8 – 10 m.  Es ist nicht ersichtlich, dass die
geplanten Wege der Grünfläche dienen und auch aufgrund der Breite der Wege sowie anteiligen Flächeninanspruchnahme ist die Zweckbestimmung einer Grünfläche fraglich.

In der Begründung und Umweltbericht werden diverse Aussagen gemacht, was auf dem Standort nicht geplant ist, u.a. eine Flutlichtanlage. Diese sollten dann auch konsequenterweise in den
textlichen Festsetzungen ausgeschlossen werden.

Die zeichnerische Festsetzung „Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen – Lärmschutzwand“ ist nicht als Fläche
festgesetzt und damit zu korrigieren.  Zu der textlichen Festsetzung 13 fehlen die Anforderungen an die Lärmschutzwände gemäß §9 (1) Nr. 24 BauGB, die durch textliche Festsetzungen
festzulegen sind. Es ist die konkrete Lage und Höhe der Lärmschutzwände festzusetzen. Dies insbesondere auch im Hinblick auf den Nachweis der Konfliktbewältigung.

Es werden unterschiedliche Angaben zur Größe des Geltungsbereiches gemacht (Begründung Seite 5, 8,1 ha und Seite 7, 8,97 ha), dies ist klarzustellen.

Die Inhalte des Kapitels „Lärmaktionsplanung“ sind zu aktualisieren, der Entwurf zur 4. Stufe lag bereits vor.
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Die baulichen Maßnahmen, die sich aus der Lärmschutzbetrachtung ergeben, sind im Bebauungsplan festzusetzen. In diesem Zusammenhang wird u.a. auf die notwendige Errichtung des
eingeschossigen Sozialgebäudes verwiesen, siehe Schallschutzgutachten.

Die in der Begründung vorgegebenen Höhen zu den Lärmschutzwänden erzeugen Abstandflächen gem. Landesbauordnung, dies ist insbesondere an den Rändern zu benachbarten
Grundstücken zu berücksichtigen.

Die Gemeinde fordert eine Vorhaltung von Zisternen zur Brauchwassernutzung, hierzu gibt es bisher keine gesicherte Regelung. Hierfür kommt ggf. eine Festsetzung nach § 1 Abs. 9 Nr. 20
BauGB in Frage, wobei Festsetzungen zur Bewirtschaftung von Niederschlagswasser, d.h. zur tatsächlichen Nutzung einer Zisterne oder zur Drosselung des Wasserabflusses mangels
Rechtsgrundlage unzulässig sind; dies müsste in einem städtebaulichen Vertrag geregelt werden.

Es sollte geprüft werden, dass die Hecken unter den zu erhaltenden Bäumen in den Flächen SPE 1 und 2 gepflanzt werden können bzw. dass keine Konkurrenz entsteht.

Im Kapitel 5.1.2 „Standortalternativen innerhalb der Gemeinde Panketal“ wurden  die  Standortalternativen für das Gymnasium und für die Sportfläche im Plangebiet BP Nr. 5P „Sport- und
Spielpark Straße der Jugend“ geprüft. Beide Alternativprüfungen sind dahingehend zu hinterfragen, ob eine gerechte Abwägung aller betroffenen öffentlichen und privaten Belange gemäß § 1 Abs.
7 Baugesetzbuch (BauGB) erfolgte.
Pauschale Aussagen erfüllen nicht die Ansprüche an eine Alternativenprüfung, da keine konkreten Gegenüberstellungen aller Belange bzw. der Vor- und Nachteile mit u.a. finanziellen
Aufwendungen, enthalten sind. Hier eine beispielhafte Aussage aus dem o.g. Kapitel: „Diese Fläche ist jedoch mit Problemen behaftet, da mit dem Bau einer Sportanlage zahlreiche Rückbau- und
Umbaumaßnahmen verbunden wären.“ (Zitat Begründung Seite 32)

Landkreis Barnim - Untere Straßenverkehrsbehörde (4.7.2024)
gegen die geplante Maßnahme bestehen seitens der Unteren Straßenverkehrsbehörde keine Einwände folgende Hinweise sind jedoch im weiteren Verfahren zu berücksichtigen.
Die Aufstellung amtlicher Verkehrszeichen sowie die Veränderung erfordert stets eine verkehrsregelnde Anordnung nach § 45 der Straßenverkehrsordnung (StVO) durch die Untere
Straßenverkehrsbehörde, die in einem separaten Verfahren zu prüfen ist. Für neu geschaffene oder wesentlich geänderte Straßenverkehrsanlagen, die mit amtlichen Verkehrszeichen zu versehen
sind, sind die entsprechenden Verkehrszeichenpläne durch den jeweiligen Vorhabenträger bei der unteren Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Barnim zur Anordnung per E-Mail an
verkehrslenkung@kvbarnim.de einzureichen. Den Verkehrszeichenplänen ist ein begründeter Antrag zur Maßnahme beizufügen. Hierzu zählen auch die entsprechenden Verkehrszeichen der 6
Parkplätze für Schwerbehinderte an der Buchenallee.

Unter 9.4. werden anhand der durchgeführten Verkehrsuntersuchungen Maßnahmen  zur Erhöhung der Verkehrssicherheit vorgeschlagen. Zum Punkt 1 der Reduzierung der zul.
Höchstgeschwindigkeit als Lückenschluss. Vor eine verkehrsrechtliche Anordnung ist der Einzelfall zu prüfen. Für eine Geschwindigkeitsreduzierung ist eine konkrete Gefahrenlage aufgrund der
besonderen örtlichen Verhältnisse festzustellen. Mithin kommt eine Anordnung aufgrund des Schulumfeldes in Betracht (§ 45 Abs. 9 S. 4 Nr. 6 StVO). Hierzu ist jedoch eine Einzelfallprüfung
durchzuführen. Die vorhandene Reduzierung südlich des Plangebietes ist mithin Überprüfungswürdig, da auf Anhieb keine besondere Gefahrenlage ersichtlich ist. Rechtzeitig vor Fertigstellung
wäre ein begründeter Antrag auf verkehrsrechtliche Anordnung zur Prüfung einer möglichen Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Schönower Str. zu stellen und an
verkehrslenkung@kvbarnim.de zu übersenden. Sofern durch das Vorhaben öffentliche Verkehrsflächen in Form von Arbeitsstellen an Straßen betroffen sein sollten, ist vom beauftragten
Bauunternehmen in der unteren Straßenverkehrsbehörde gem. § 45 (6) StVO rechtzeitig ein Antrag auf verkehrsrechtliche Anordnung zur Sicherung der Arbeitsstelle(n) unter Vorlage des
jeweiligen Verkehrszeichen- oder Regelplans einzureichen. Die Hinweise aus den  Richtlinien zur Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen (RSA 21) sind hier einzuhalten. Es ist mit einer
Bearbeitungszeit von mindestens 3 Wochen zu rechnen. Der Antrag ist an svb@kvbarnim.de zu richten.

Die Errichtung einer Mittelinsel zur Erleichterung der Querung wird begrüßt. In der verkehrstechnischen Untersuchung Tabelle 7.2 wurde jedoch die Variante 50 km/h  mit Mittelinsel nicht
untersucht, welche ebenfalls eine realistische Situation darstellt.

S7.1
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24 Derzeit keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung erkennbar.

01
.0

7.
20

24 der Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. (HBB) bedankt sich für die frühzeitige Beteiligung am B-Plan Nr. 35 als Vorentwurf mit Stand April 2024. Ziel der Entwurfsplanung ist es,
Planungsrecht für ein mehrstufiges Gymnasium sowie eine wettkampffähige Sportanlage zu schaffen. Geplant sind ein Gymnasium mit Mensa, eine Dreifeld-Sporthalle, Frischeküche sowie
Sport- und Schulhofflächen. Darüber hinaus ist eine Sportanlage als „Kampfbahn Typ C“ vorgesehen.  Beschränkt auf den fachlichen und sachlichen Aufgabenbereich des HBB ergeben sich
nach Prüfung der aktuellen Entwurfsvorlage keine Einwände, Bedenken und Anregungen. Die Belange des Handels werden nicht direkt berührt. Wir bitten Sie, den HBB über das Ergebnis
der Beteiligung in Kenntnis zu setzen.

01
.0

7.
20

24 die im Landesbüro vertretenen anerkannten Naturschutzverbände Brandenburgs bedanken sich für die Beteiligung und übermitteln Ihnen nachfolgend ihre Stellungnahme, Äußerung und
Einwendung zum o.g. Verfahren: Die Verbände kritisieren die Errichtung des Gymnasiums innerhalb der Wasserschutzzone. Durch die Bodenversiegelung gehen wertvolle
Versickerungsflächen zur Grundwasserneubildung verloren. Der Verlust der Schichtenwasserzone kann sich ebenfalls negativ auf den angrenzenden Robert-Koch-Park auswirken, sowohl
das geschützte Biotop als auch die Bäume und Sträucher werden von dem Eingriff in den Boden- und Wasserhaushalt beeinflusst.

V2

V3

V4

V5

V6

11
.0

7.
20

24 Das Projektgebiet zwischen Buchenallee, Robert-Koch-Straße und Schönower Straße liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone III A des Wasserschutzgebietes vom Wasserwerk Zepernick.
Wir verweisen daher auf §4 Punkte 14 und 15 der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das WW Zepernick. Daher ist die Festsetzung entsprechender Flächen
zunächst unzulässig. Es bedarf eines Antrags auf Ausnahme von den betreffenden Verboten der Verordnung. Das Gutachten, welches die Grundlage für eine Befreiung bilden soll, liegt dem
Eigenbetrieb nicht vor. Es kann nur auf die Zitate in der Begründung zum B-Plan Bezug genommen werden.

W1.2

Als Wasserversorger der Gemeinde müssen und wollen wir Trinkwasser in bester Qualität und in ausreichender Menge zur Verfügung stellen. Um dieser Aufgabe auch in den nächsten Jahren
gerecht zu werden, ist es besonders wichtig im Einzugsgebiet der Brunnen des Wasserwerkes Zepernick auf den Grundwasserschutz zu achten. Hierzu gehört, dass nach § 47 WHG die
Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser berücksichtigt werden.

Durch die großflächige Bebauung wird nicht nur invasiv in das Ortsbild eingegriffen, sondern auch um das innerörtliche Klima. Freiflächen sind wichtige Bestandteile der Orts- und Stadtplanung,
durch die Bebauung geht eine wichtige Kaltluftentstehungszone verloren. Dies ist bei der weiteren Ortsplanung zu berücksichtigen. Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, die das innerörtliche
Klima verbessern können wie z.B. eine umfassende Begrünung der Anlage inklusive der Dachanlagen. Ebenfalls sollten Maßnahmen ergriffen werden, die sich mildernd auf den Eingriff in das
Ortsbild auswirken. Das Gebäude sollte sich optisch in das Ortsbild einfügen. Eine Begrünung der Anlage kann das Ortsbild weiter aufwerten.

Im Artenschutzgutachten wird ein Brutverdacht für ein Feldlerchen Brutpaar vermerkt. Dieser muss erneut überprüft werden. Bei Nistplatzverlust wird eine angemessene Kompensation
notwendig.

Auf der Karte der Brutvogelkartierung ist auch eine Niststätte des Wiesenpiepers vermerkt. Auch diese sollte kompensiert werden, da es sich um eine im Bestand abnehmende Vogelart handelt.
Die Extensivierung von standortnahen Ackerflächen, die nicht bereits durch ein hohes Feldlerchenaufkommen bezeichnet sind, kann eine angemessene Maßnahme darstellen.

W1.1

Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal - Trinkwasser

Die Relevanz der Ackerfläche für Zug- und Rastvögel als Raststätte und Nahrungshabitat sollte fachgerecht überprüft werden.

Die Zerschneidung des Biotopverbundes ist zu berücksichtigen. Ein Gutachten zur Relevanz der
Vorhabensfläche als Migrationskorridor kann Bedenken zur Biotopzerschneidung ausräumen. Andernfalls sollten Maßnahmen ergriffen werden, die zum Erhalt des Biotopverbundes beitragen
können.

V1

Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände GbR

T

Industrie- und Handelskammer Ostbrandenburg

U

Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. (HBB)
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In der Begründung zum B-Plan wird im Kapitel 7.6 auf Seite 54 Abs. 3 beschrieben, dass das maximale Einleitvolumen ca. 8,5 1/sec x ha beträgt. Einige Absätze zuvor  wurde als Vorgabe ein
Wert von 1l/sec x ha geschrieben. Das würde bei einer Vorhabenfläche von ca. 8,5 ha einer Ableitmenge von 260 m3/h entsprechen.

In der Begründung zum B-Plan wird im Kapitel 7.6 auf Seite 54 Abs. 4 beschrieben, dass gesammeltes Oberflächenwasser nur etwas für die Bewässerung von Sport- und Freiflächen dienen soll.
Um die Trinkwasserversorgung zu entlasten muss die gesamte erforderliche Menge zur Bewässerung der Grün- und Sportflächen aus gesammeltem Niederschlagswasser erfolgen.
Das wurde auch vom Gutachter im Rahmen der Befreiung von Verboten nach §52 WHG empfohlen. „Da kein Neubau von Brunnenanlagen zulässig ist, muss die Bewässerung der
Sportplatzflächen z.B. über Zisternen gesichert werden“ (Begründung Seite 95)

Als Wasserversorger wird vor allem die zusätzliche Versiegelung in Hinblick auf die Grundwassem-eubildung im Einzugsgebiet kritisch gesehen. Es ist eine Versickerung vor Ort vorzunehmen.
Selbst bei ungünstigen Versickerungsverhältnissen kann bei einer hinreichend großen Versickerungsfläche signifikant Niederschlag versickert werden. Die Versiegelung der Flächen ist so gering
wie möglich zu halten.

In der Begründung zum B-Plan wird im Kapitel 7.6 auf Seite 53 eine Vorgabe der Gemeinde beschrieben, dass Oberflächenwasser in einem Umfang von 1 1/sec x ha in einen Vorfluter abgeleitet
werden kann. Im Ergebnis können 8,5 1/sec (30,6 m3/h) aus dem Bereich der Vorhabenfläche abgeleitet werden. Das ist sehr viel Wasser. Wenn der Anspruch ist, möglichst das gesamte
Niederschlagswasser auf der Fläche zu versickern, sollte die mögliche Ableitung nicht auf die Gesamtfläche, sondern maxi-
mal auf die versiegelte Fläche bezogen werden.

Derzeit verfügt die TrinkWasseraufbereitung im Wasserwerk Zepernick an den Sommertagen über keine weiteren Kapazitäten zur Trinkwasserbereitstellung, so dass an die vorhandenen Leitungen
derzeit keine weiteren Abnehmer angeschlossen werden sollten, um einen Totalausfall der Trinkwasserversorgung in der Gemeinde Panketal zu verhindern bzw. um Wassermangel in höher
gelegenen Gebieten auszuschließen. Zusätzliche Aufbereitungsanlagen sind derzeit in Planung und werden idealerweise die für das Gymnasium benötigten zusätzlichen Mengen bis zu
dessen Fertigstellung bereitstellen können.

Ebenso wird darauf hingewiesen, Anlagen zur Speicherung von Niederschlagswasser (Zisternen) vorzusehen, um die geplanten Grün- und Sportanlagen bei Bedarf mit Niederschlagswasser
gießen zu können. Insbesondere bei Neubauprojekten können Zisternen vergleichsweise kostengünstig eingebaut werden. Der Bau von Zisternen sollte verbindlich festgeschrieben werden.

Löschwasser kann aus der öffentlichen Anlage entnommen werden, soweit Wasser vorhanden ist. Vom Eigenbetrieb kann keine Gewähr übernommen werden ob die Menge für die geplanten
baulichen Anlagen insbesondere im Sommer in den Abendstunden ausreicht.
Es wird zu bedenken gegeben, dass die Löschwasserversorgung aus dem Trinkwassernetz auch im Sommer für die vorhandene Bestandbebauung und die bereits zusätzlich geplante
Bebauung ausreichend abgedeckt werden muss. Zusätzliche Wasserverbraucher (steigende Einwohnerzahlen) verringern die verfügbare Löschwassermenge.

Die Auswirkungen auf das Grundwasser und damit auf die Trinkwasserversorgung wurden in einem Gutachten betrachtet. Dieses liegt dem Eigenbetrieb nicht vor. In diesem Gutachten sollte
aus Sicht des Eigenbetriebes neben der Beeinflussung der Grundwassemeubildung auch Themen zum weiteren Wasserbedarf für die Grün- und Sportflächen betrachtet werden. Wenn dieser
Wasserbedarf nicht aus der Zwischenspeicherung von Niederschlagswässem gedeckt werden kann, sind hier ebenso Auswirkungen auf das Grundwasser zu befürchten, die sich negativ auf die
Grundwassersituation auswirken könnten.

Die Errichtung von Brunnen sollte bereits mit dem B-Plan untersagt werden. Damit wird das Verbot der Schutzzonenverordnung bekräftigt. Hierzu fehlt ein entsprechender Punkt bei den
Festsetzungen.

In der Begründung zum B-Plan wird auf Seite 40 neben den Wettkampfflächen auch der Bau eines Mehrzweckgebäudes mit Duschen, WC und Vereinsräumen beschrieben. Diese wurden bei
der Berechnung des Trinkwasserbedarfs und des Schmutzwasseranfalls bisher noch nicht berücksichtigt.
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Im Punkt Aufrechterhaltung der Grundwasserneubildung wird darauf hingewiesen, dass die Wasserschutzgebietsverordnung keine Bestimmungen zur Veränderung bzw. zur Aufrechterhaltung der
Wasserbilanz oder Grundwassemeubildung enthält. Dieser Aussage kann nicht Folge geleistet werden. Es gibt in der Verordnung zahlreiche Punkte, die eine Nutzungsänderung innerhalb der
Schutzzonen verbieten. Diese wurden aufgeführt, da sich aus einer Nutzungsänderung auch Änderungen in der Grundwasserneubildung ergeben. So werden auch Verbote gegen die Fällung von
Wald oder die Aufforstung von Wald aufgefuhrt. Unter diesem Aspekt sind auch die Punkte 14 und 15 im § 4 der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick zu verstehen.
Neue Baugebiete führen meist zu einer größeren Versiegelung. Diese muss ausgeglichen werden. Durch die Ableitung von Niederschlagswasser wird die Versiegelung nicht ausgeglichen. Mit
einer Ableitung von Wasser aus der Vorhabenfläche liegen die Befreiungsvoraussetzungen nicht vor. Eine Minderung der Grundwassemeubildung hätte auch eine Minderung der
verfügbaren Grundwassermengen am Wasserwerk Zepernick zur Folge. Somit wird der Schutzweck der Verordnung beeinträchtigt.

Im Punkt zur Aufrechterhaltung der Grundwasserneubildung wird beschrieben, dass es nur ein Gebot wäre, die natürliche Grundwasserneubildung aufrechtzuerhalten.
Diese Vorgehensweise wird durch den § 47 WHG mit den Bewirtschaftungszielen für das Grundwasser jedoch gefordert. „Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass ein guter
mengenmäßiger [. . .] Zustand erhalten oder erreicht werden. Zu einem guten mengenmäßigen Zustand gehört insbesondere ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und
Grundwasserneubildung.“ Da die Entnahme am Wasserwerk über die Entnahmemengen durch die Wasserrechtliche Bewilligung fixiert wurde, muss zur Einhaltung des Gleichgewichtes die
Grundwassemeubildung unverändert bleiben.

Entgegen der gutachterlichen Einschätzung, dass mit dem vorgelegten Niederschlagswasserkonzept eine regelkonforme Regenwasserbewirtschaftung bestehend aus Nutzung, Verdunstung,
Versickerung und gedrosselter Ableitung der Wasserschutzgebietsverordnung nichts entgegensteht, wird eine Ableitung von Wasser hinsichtlich des § 47 WHG und der Verordnung zur
Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick als nicht rechtskonform eingeschätzt. Nur mit der vollständigen Versickerung auf dem Grundstück kann hinsichtlich der
Grundwassemeubildung von einer Einhaltung des Schutzzweckes ausgegangen werden.

In der Begründung zum P-Plan wurde nicht auf ein Defizit eingegangen, dass sich aus der Bewässerung der Grünflächen und Sportflächen mit Grundwasser (so auch Trinkwasser) ergeben würde.
Die Nutzung von Grundwasser würde das Gleichgewicht zwischen der Grundwasserentnahme und Grundwassemeubildung zunehmend vergrößern und gegen den Schutzzweck der
Schutzzonenverordnung sprechen. Auch aus diesem Grund sollte eine Festsetzung zum Verbot zur Nutzung von Grundwasser (auch Brunnen) erfolgen, um den mengenmäßigen Zustand des
Grundwasserleiters nicht zu gefährden.

In der Betrachtung der Niederschlagverwendung wurde die Möglichkeit der Versickerung auf der Fläche nördlich der geplanten Sportanlage völlig außer Acht gelassen. Es sollte die
Möglichkeit geprüft werden, ob das Niederschlagswasser in diesen Bereich in großflächige terrassierte Mulden geleitet werden kann und erst in der untersten Mulde ein Art Notüberlauf in ein
Rückhaltebecken mit gedrosseltem Ablauf vorgesehen wird. Es sollte nicht unterschätzt werden, welche Niederschlagsmenge vom durchwurzelten Boden auf schwer versickerbaren Flächen
aufgenommen und somit möglichst lange in der Landschaft gehalten bzw. für die geplanten Bäume zur Verfügung gestellt werden kann.

Neben der Ableitung von Regenwasser in den Regenkanal der Schönower Straße sollte auch die Möglichkeit der Überleitung in die ehemaligen Rieselfelder geprüft werden, in dem
Entwässerungskonzept wird davon ausgegangen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sind (Begründung S. 84 und 94). Aus diesen könnte das Wasser, welches nicht auf der Gesamtfläche
versickern kann, auch in die Richtung der ehemaligen Rieselfelder gepumpt werden und dort einen positiven Beitrag zum Landschaftswasserhaushalt und liefern.

Vor Ableitung des Niederschlagswassers in einen Vorfluter ist sicherzustellen, dass das gesamte Zisternenvolumen genutzt wird. Eine Ableitung sollte daher nur in „Reihenschaltung“ hinter
einer Zisterne, die zur Bewässerung genutzt wird erfolgen.

In der Begründung zum B-Plan wird im Kapitel 7.7 auf Seite 57 Abs. 4 beschrieben, dass das Gutachten zur Trinkwasserschutzzone Maßnahmen aufzeigt, wie das Bauvorhaben umgesetzt werden
kann, ohne den Wasserhaushalt und die Ziele der Schutzgebietsverordnung zu beinträchtigen. Im Stichpunkt zur Ableitung von Niederschlagswasser auf Seite 58 wird dann jedoch beschrieben,
dass eine Teilmenge des Niederschlags abgeleitet werden soll. Damit liegt jedoch offensichtlich eine Beeinträchtigung
des Wasserhaushalts vor. Die abgeleitete Menge steht dem Wasserhaushalt nicht mehr zur Verfügung. Um das definierte Ziel zu erreichen muss die Niederschlagsmenge vollständig auf der
Vorhabenfläche verbleiben und zur Versickerung gebracht oder zur Bewässerung gesammelt werden.
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Die fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung hat gezeigt (ohne Berücksichtigung der eingespeisten Jahresmenge), dass das Trinkwasserrohmetz sehr gut für den aktuellen
Bedarf ausgelegt ist. Die intensiven Bemühungen zum Ausbau des Trinkwassernetzes ausgehend vom Wasserwerk haben sich bereits deutlich positiv ausgewirkt. Trotz der bereits gestiegenen
Bevölkerung und den damit verbundenen zusätzlichen Abnehmern in den letzten Jahren werden keine Druckunterschreitungen oder deutlich gestiegenen Druckverluste im Rohrnetz festgestellt.
Ferner wurde durch das Gutachten belegt, dass unter Beibehaltung dieser intensiven Bemühungen zum Ausbau des Rohrnetzes, die Netzleistung an den zukünftigen Bedarf angepasst werden
kann. Hierzu zählen auch die Erneuerung der Trinkwasserleitungen in der Schönerlinder Straße (derzeit im Bau), der Schönower Straße (derzeit in Planung) und der Straße Alt Zepernick
(demnächst in Planung). Nur unter Berücksichtigung dieser notwendigen Leitungsvergrößerungen ist der sichere Betrieb des Trinkwassernetzes durchführbar und damit die
Belieferung des geplanten Gymnasiums ohne Druckverluste möglich.

Im Vorentwurf des Bebauungsplans gibt es unter dem Punkt 6 die Festsetzung, dass  Flächen für die Rückhaltung des Oberflächenwassers zulässig sind. Die Rückhaltung von
Oberflächenwasser sollte auf allen Flächen des Bebauungsplanes zulässig sein, um Niederschlagswasser im Bereich des Lausebergs halten zu können. Diese Möglichkeit sollte ohne eine
Bedingung an einen Nutzungszweck eingeräumt werden.

Im Kapitel 8.10 der Begründung zum B-Plan wird die Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung für verschiedene Schutzgüter aufgeführt. Die beschriebene Maßnahme beim Schutzgut Wasser
„Versickerung des gesamten anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet“ widerspricht den Aussagen des Entwässerungskonzeptes. Im Entwässerungskonzept wird vorgeschlagen
30,6 m3/h bei einem Bemessungsregen (oder mehr) über den Regenkanal in die Panke abzuleiten.

Zudem wird in der Ausgleichbilanzierung bei vielen Schutzgütem ein Ausgleich als Maßnahme erwähnt. Das Schutzgut Wasser wird nur durch die Maßnahmenarten Vermeidung und Minderung
berücksichtigt. Das abzuleitende Niederschlagswasser laut Entwässerungskonzept sollte auch ausgeglichen werden. Ein möglicher Ausgleich könnte durch Einleitung des überschüssigen
Niederschlagswassers auf umliegende Versickerungsflächen (oder Biotope) erfolgen.

Der Vorhabenträger sollte verpflichtet werden, sämtliches Wasser, welches zur Bewässerung genutzt werden soll ausschließlich von gespeichertem Niederschlagswasser abzudecken. Hierfür
sind baulich ausreichend große Zisternen oder Becken vorzusehen, um den Bedarf decken zu können. Auf Grund der bereits hohen Auslastung der möglichen Grundwasserentnahmen, ist eine
Bereitstellung von Trinkwasser für die Bewässerung von Grünflächen oder Sportanlagen nicht möglich.

W2.1

Die in der Begründung zum B-Plan im Kapitel 7.8 auf Seite 60 erwähnte fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung wurde nicht durch den Eigenbetrieb in Auftrag
gegeben oder vom Eigenbetrieb fachlich begleitet.
Der Bedarf für das Gymnasium wurde von der Gemeindeverwaltung vorgegeben und beinhaltet unter Umständen nur den Bedarf für die Schule. Das in der B-Plan Begründung angeführte
Mehrzweckgebäude an der wettkampffahigen Sportfläche sowie der Bedarf der Turnhalle wäre ggf. noch zusätzlich zu berücksichtigen

Die in der Stellungnahme beschriebene Erhöhung der Förderung um 50 % ist irreführend, da die derzeitige Gesamtfördermenge nicht erhöht werden kann. Vom Eigenbetrieb ist geplant die
Aufbereitungskapazitäten am Wasserwerk Zepernick um 50 % zu erhöhen. Damit soll die derzeit regelmäßig kritische Überlastung der Anlagen vermieden werden. Die mögliche
Gesamtfördermenge ist bereits auf einem sehr hohen Niveau und bietet nur wenig Steigerungspotential. Unter der Berücksichtigung der begrenzten förderbaren Grundwassermengen sollte
Infrastrukturprojekten vor zusätzlicher Wohnbebauung einen Vorrang eingeräumt werden. Sollte das Gymnasium angeschlossen werden, ist der Anschluss weiterer Wohnbebauungen unter
dem Aspekt einer sicheren Trinkwasserversorgung nur schwer vorstellbar.

Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal - Schmutzwasser
Unter Punkt 2 - Planungsgegenstand - der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 35 „Lauseberg“ (Stand April 2024) wurde als Planungsanlass und Erfordernis angegeben, dass im Ergebnis des
Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplanes für den Landkreis Barnim (Planung 2022-2027) insbesondere für den Raum Südbarnim ein Defizit an gymnasialen Angeboten ermittelt
wurde. Es soll auf einem Grundstück, welches sich im Eigentum des Landkreises befindet, in der Gemeinde Panketal ein Gymnasium einschließlich erforderlicher Sport- und Außenanlagen
errichtet werden. Das zu beplanende Gelände wird von den Straßen Buchenallee, Robert-Koch-Straße, Schönower Straße und vom Heidewäldchen (Waldfläche) begrenzt.Der Standort des
Gymnasium-Gebäudes soll voraussichtlich im südöstlichen Teil im Bereich der Schönower Straße und Robert-Koch-Straße erfolgen.
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24 die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Wasserwirtschaft hier bezogen
auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt (LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im
Ergebnis dieser Prüfung werden für die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beiliegende Stellungnahmen der Fachabteilungen Immissionsschutz und
Wasserwirtschaft übergeben. Die fachliche Zuständigkeit für den Naturschutz obliegt der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Barnim.

Das Gesamtsystem der zentralen Schmutzwasserentsorgung ist bereits temporär überlastet. So konnten im Februar 2024 trotz der Nutzung der vorhandenen Speicherbecken die vertraglich
vereinbarten Einleitmengen in Richtung Klärwerk Schönerlinde nicht eingehalten werden. Die in der Begründung auf Seite 61 beschriebene Situation einer möglichen Einleitung in den
Nachtstunden wäre in dieser Situation trotz Dauerbetrieb des Pumpwerks 1 nicht möglich. Eine sichere und Vertragstreue Ableitung des Schmutzwassers ist nur möglich, wenn in der
Gemeinde zusätzliche Speicherkapazitäten und/oder höhere Einleitmengen vom WAV Panke/ Finow für den Transport sowie von den Berliner Wasserbetrieben für Einleitung in das Klärwerk
gewährt werden. Hierzu laufen derzeit bereits die notwendigen Abstimmungen.

Durch eine Einleitung des Schmutzwassers in einen der vorhandenen Kanäle der angrenzenden Straßen, erfolgt der Zufluss zum Pumpwerk 4, welches sich in der der Dompromenade befindet.
Auch dieses Pumpwerk 4 ist bereits ausgelastet und wird durch die Baumaßnahmen Schönower 106, die geplante Grundschule Elbestraße, den Anschluss der Bebauungen am Pfingstberg (WA5
und folgende) sowie das geplante Gymnasium zusätzlich stark belastet.
Daher wäre eine Einleitung des im B-Plan-Gebiet 35 anfallenden Schmutzwassers in die anliegenden Kanäle nur gedrosselt in den Nachtstunden möglich. Somit erfolgt die Einleitung in
der Zeit, in der das Pumpwerk 4 weniger beansprucht wird. Für diesen Zweck ist ein SW-Speicherbecken für das anfallende Schmutzwasser im B-Plan-Gebiet zu errichten. Der Speicher ist durch
den Bauherrn zu errichten und zu betreiben. Er ist dessen Eigentum und wird nicht vom Eigenbetrieb übernommen. Der Aussage in der Begründung zum B-Plan auf Seite 61, dass der Speicher
von der Gemeinde zu errichten ist, wird widersprochen. Hierfür stehen beim Eigenbetrieb weder die finanziellen noch die personellen Kapazitäten zur Verfügung. Die notwendige Fläche für ein
Speicherbauwerk nicht auszuweisen ist nur nachvollziehbar, wenn innerhalb der Gemeinbedarfsfläche das Speicherbauwerk gebaut werden kann und zu einem späteren Zeitpunkt keine
Vorschriften dagegensprechen (z.B. Minderung der Sickerflächen für die Niederschlagsbewirtschaftung). Sollte das nicht auszuschließen sein, wäre hierfür eine Fläche auszuweisen.

Im Kapitel 7.7 der Begründung zum B-Plan wird ein Fettabscheider erwähnt. Ein Fettabscheider in Schutzwasserleitung nach einer Schulküche ist dringend erforderlich.

Die anfallende Schmutzwassermenge ist aus den vorliegenden Unterlagen nicht abschätzbar.
Neben dem Schulbetrieb soll die Sporthalle zur Vereinsnutzung auch in den Abendstunden und am Wochenende möglich sein. Die mögliche Beteiligung von 199 Zuschauern bei
Sportveranstaltungen erhöht die zu erwartende Schmutzwassermenge. Zudem soll am Sportplatz ein Mehrzweckhaus mit Duschen und WC entstehen. Auch diese potentielle
Schmutzwassermenge ist nicht bekannt.

Trinkwasser und Schmutzwasser:
Bei der weiteren Planung und Bauausführung sind die Forderungen zum Schutz der Trink- und Schmutzwasseranlagen des Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal sowie deren Baurichtlinien
einzuhalten. Besonders sind auf Mindestdeckung und Abstände zu achten. Die vorhandenen Leitungen sind während der Bautätigkeit zu schützen. Umverlegungen und erforderliche
Veränderungen an den Anlagen des Eigenbetriebes sind kostenpflichtig und ihm vor Beginn der Arbeiten rechtzeitig anzuzeigen.
Generell sind ohne das Einverständnis des Eigenbetriebes keine Arbeiten an dessen Anlagen durchzufuhren.

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2

X1

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 - Wasserwirtschaft
Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU Brandenburg gemäß § 126 Abs. 3, Satz 3 betreffend
werden folgende Hinweise gegeben:

Das Referat W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren) hat im Rahmen der Behördenbeteiligung zu genanntem Bebauungsplan zuletzt innerhalb der Gesamtstellungnahme des LfU vom
14.11.2023 eine Stellungnahme abgegeben. Darin wurde mitgeteilt, dass die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU durch die vorgesehene Planung nicht betroffen sind. Da es bis zum
gegenwärtigen Zeitpunkt keine neuen Erkenntnisse zu dem Vorhaben gibt, behalten die in der Stellungname getroffenen Aussagen weiterhin ihre Gültigkeit.

X
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Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 - Immissionsschnutz
Auf dem Grundstück (8.1 ha) das Landkreises soll ein Gymnasium einschließlich erforderlicher Sport- und Außenanlagen errichtet werden. Der Bebauungsplan soll flexibel gehalten werden, da
Ergebnisse der detaillierten Hochbauplanung noch nicht vorliegen. Weiterhin besteht Bedarf an einer Sportwettkampfstätte, die im Vorentwurf mit der Festsetzung Sport- und Spielanlage
aufgenommen wurde. Derzeit laufen hierzu jedoch noch Abstimmungen.
Ziel der Planung ist, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Gymnasium sowie eine wettkampffähige Sportanlage mit
- 4-5 zügiges Gymnasium mit Mensa,
- Dreifeld-Sporthalle,
- Frischeküche sowie Sport- und Schulhofflächen und
- Sportanlage als Kampfbahn Typ C“ zu schaffen.
Der vorliegende Vorentwurf beinhaltet die Festsetzung einer Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Schule und sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen sowie eine
weiße Fläche (16.000m²) mit der Zweckbestimmung Sport- und Spielanlagen. Zur Sicherung der bestehenden Wohnnutzung (Buchenallee 97) erfolgt die Festsetzung eines allgemeinen
Wohngebietes. Teil der vorliegenden Unterlagen ist die „Schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Aufstellung des BP Nr. 35 P Lauseberg“; Bericht-Nr. PAN 23.094.01 P vom 28.03.2024 des
Büros ALB Akustiklabor Berlin. Dem Landesamt für Umwelt wird im Rahmen des Vorentwurfes Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Ergebnis der Schalltechnischen Untersuchung ist, dass die untersuchten Nutzungen und Betriebsweisen
- Vereins- und Schulsportnutzung Sporthalle und Freiflächen für Training (werktags),
- Vereinsnutzung Sporthalle und Freiflächen für Training (werktags, sonntags),
- Vereinsnutzung Sporthalle und Freifläche für Spiel- und Turnierbetrieb (Fußball, sonntags) sowie
- Wettkampfnutzung Sporthalle und Freifläche (Leichtathletik) eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV hervorrufen und bauliche und organisatorische Maßnahmen der
Minderung erfordern.

Für die Wettkampfnutzung (S. 46) wurde ein Zehnkampfwettbewerb mit nur 35 Teilnehmern und 150 Zuschauern (ohne Nutzung Spielfeld) eingestellt. Nicht auszuschließen ist, dass diese
eingestellte Betriebsweise nicht einem worst case Fall entspricht.
Ein Vollzug der Nutzung ist mit den eingestellten Beurteilungsgrundlagen (u.a. 150 Zuschauer, 35 Teilnehmer) nur unter Anwendung von § 5 Abs. 5 der 18. BImSchV1 gegeben.
Danach soll, von einer Festsetzung von Betriebszeiten (Nebenbestimmung und Anordnung im Einzelfall) absehen, wenn infolge des Betriebs einer oder mehrerer Sportanlagen bei seltenen
Ereignissen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte (IRW) nach § 2 Abs. 2
- die Geräuschimmissionen die IRW um nicht mehr als 10 dB(A), keinesfalls aber die Höchstwerte
tags außerhalb der Ruhezeit von 70 dB(A), tags innerhalb der Ruhezeit von 65 dB(A),  nachts von 55 dB(A) und
- einzelne kurzeitige Geräuschspitzen diese Werte tags und nicht mehr als 20 dB(A) und nachts um nicht mehr als 10 dB(A)  überschreiten.
Das heißt, nur bei Beurteilung des Einzelfalls kann die Nutzung ohne die Festsetzung von Betriebszeiten vollzogen werden. Nicht gefolgt werden kann der Aussage zur Wettkampfnutzung auf
S. 48 der Begründung, dass die Immissionsrichtwerte unter folgenden Voraussetzungen (u.a. Anwendung seltener Ereignisse) eingehalten werden können, da die
Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV überschritten werden.

X2.1

Schalltechnische Untersuchung
Empfohlen wird, zur Prüfung der Beurteilungsgrundlagen in Anlagen der schalltechnischen Untersuchung
-  die Eingabedaten der Berechnungen zu den einzelnen Quellen,
- die Einzelpunktberechnungen die jeweiligen untersuchten Betriebsweisen (Nutzungsszenarien im Vergleich) sowie
- den Beitrag der einzelnen Schallquellen an den Immissionen  auszuweisen.

Weitere Hinweise zu den vorliegenden Unterlagen
Nutzung Großspielfeld: Teil der vorliegenden Unterlagen ist die Aussage, dass das Großspielfeld nicht für die Nutzung Fußball  (Spiel-/Turnier) vorgesehen ist. Für die Schulsportnutzung wäre ein
Kleinspielfeld ausreichend. Die Nutzung des Großspielfeldes ist somit nicht eindeutig.
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Anlagen die dem Anwendungsbereich der TA Lärm unterliegen, wurden nicht gesondert in die Beurteilung eingestellt. Da das Vorhaben auch den Betrieb einer Mensa beinhaltet und somit der
Betrieb einer Küche vorgesehen ist, wird empfohlen die Auswirkungen des Vorhabens durch den Betrieb einer Mensa/Frischeküche (Belieferung, Kühlung) einzustellen. Empfohlen wird
Mindestabstände zu ermitteln, die bei typischer Betriebsweise erforderlich sind, um die IRW der TA Lärm einzuhalten. Diese Abstände können bei der weiteren Umsetzung der Planung und
Standortauswahl herangezogen werden.
Für die Wettkampfnutzung (S. 46) wurde ein Zehnkampfwettbewerb mit nur 35 Teilnehmern und 150 Zuschauern (ohne Nutzung Spielfeld) eingestellt. Nicht auszuschließen ist, dass diese
eingestellte Betriebsweise nicht einem worst case Fall entspricht. Zu den eingestellten Auswirkungen der Zuschauer sollte die Nutzung von akustischen Fansymbolen (z.B. Tröten, Pauken)
sowie die Auswirkungen durch Catering / Versorgung Berücksichtigung finden. Der Punkt 6.1.3.3 (S. 61) beinhaltet Pegeländerung innerhalb des Plangebietes (nicht außerhalb), welches als
allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden soll.

Nicht plausibel ist in Tab. 17 der ausgewiesen LWAFmax für die Sportaußenflächen.

Auf S. 76, Abb. 33 und S. 77, Abb. 34 wurde der Beurteilungspegel für den Wettkampfbetrieb ausgewiesen. Empfohlen wird in den Pegeltabellen die Überschreitung der IRW nach § 2 Abs. 2 18.
BImSchV auszuweisen, da nur im Einzelfall von Festsetzungen von Betriebszeiten bei seltenen Ereignissen abgesehen werden kann.

Fazit / Auswirkungen
Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist, dass die untersuchten Betriebsweisen der Variante des städtebaulichen Konzeptes geeignet sind schädliche Umwelteinwirkungen durch
Geräusche hervorzurufen.
Zur Vermeidung der schädlichen Umwelteinwirkungen wurden bauliche und organisatorischen Maßnahmen der Minderung untersucht und benannt.
Zur Nutzung der Sportanlagen wurden bereits gutachterlich Einschränkungen wie
- Nutzung der Pistolen und Startklappen auf die Zeiten außerhalb der Ruhzeiten (S. 44),
- Nutzung der Weitsprung- und Kugelstoßanlage für Vereine mit Begrenzung auf einzelne Ereignisse Begründung S. 48)   empfohlen.
Für die Nutzung der Sportanlagen für Wettkämpfe, mit nur 35 Teilnehmern und 150 Zuschauern, wird jedoch auch mit den Maßnahmen der Minderung eine Überschreitung die im
Genehmigungsverfahren anzuwendenden Immissionsrichtwerte nach § 2 Abs. 2 der 18. BImSchV prognostiziert. Hierzu bestehen aus immissionsschutzrechtlicher Sicht auch unter
Berücksichtigung der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ Bedenken.
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16
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7.
20

24 mit der Reform der Bundesfernstraßenverwaltung ging die Zuständigkeit für die Bundesautobahnen (Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung, Finanzierung und vemögenswirksame Verwaltung) zum
01.01.2021 zur Autobahn GmbH des Bundes und an das Fernstraßen-Bundesamt über.

Die Autobahn GmbH des Bundes

In diesem Zusammenhang ist die Niederlassung (NL) Nordost der Autobahn GmbH des Bundes gemäß der Verordnung über die Beleihung der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes (InfrGG-Beleihungsverordnung - InfrGGBV) vom Baulastträger der Bundesautobahnen mit der Wahrnehmung der Aufgaben eines Trägers öffentlicher
Belange belieben und hat in dieser Funktion die vorgelegten Planunterlagen geprüft. Aus der Sicht der Autobahnverwaltung sind dazu folgende Aussagen zu treffen. Der Geltungsbereich des o. g.
Bebauungsplanes befindet sich westlich der Autobahn (A) 11 in einem minimalen Abstand von etwa 2,6 km zur befestigten Fahrbahn. Daher ergeben sich aus heutiger Sicht keine
Berührungspunkte zwischen dem o. g. Vorhaben und den Autobahnplanungen der Niederlassung Nordost der Autobahn GmbH des Bundes. Eine Beteiligung der Autobahnverwaltung im weiteren
Planverfahren zu diesem Vorhaben ist nicht mehr erforderlich.Sollten künftig Planungen in der Nähe von Autobahnen vorgenommen werden, ist das Baugesetzbuch hinsichtlich der Beteiligung
Träger öffentlicher Belange zu beachten. Ferner sind die Festlegungen des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der jeweils aktuellen Fassung einzuhalten. Gemäß § 9 Abs. 1 und 2 FStrG sind -
die Errichtung von Hochbauten jeder Art bis 40,0 m neben Bundesautobahnen, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, untersagt (Anbauverbotszone) sowie - die Errichtung,
Änderung oder veränderte Nutzung von baulichen Anlagen bis jeweils 100,0 m neben Bundesautobahnen zustimmungspflichtig (Anbaubeschränkungszone).

Y

Festsetzungen / Vollzug
In die Festsetzungen des vorliegenden Planentwurfes wurde nur das Planzeichen Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen – Lärmschutzwand- und die Festsetzung Nr. 13, welche die Zulässigkeit einer Lärmschutzwand bestimmt, aufgenommen. Derzeit ist die Festsetzung Nr. 13 unbestimmt, da die
konkreten baulichen Ausführungen der Maßnahmen zur Minderung nicht bestimmt wurden.
Festzustellen ist, dass mit der Zulässigkeit der außerschulischen sportlichen Nutzungen (Vereinssport, Wettkämpfe) ein Konflikt zwischen den Nutzungen hervorgerufen wird und der
Konflikt nicht mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes gelöst wird.

Nur unter Anwendung der 18. BImSchV und der Bewertung für seltene Ereignisse und weiterer baulicher und organisatorischer Maßnahmen zur Minderung kann erreicht werden, dass
die Höchstwerte von  70 dB(A) tags außerhalb der Ruhezeiten sowie 65 dB(A) tags innerhalb der Ruhezeiten und 55 dB(A) nachts  nicht überschritten werden.

Die Planung darf nicht dazu führen, dass Konflikte, die durch sie hervorgerufen werden, auf der Ebene der Vorhabenzulassung ungelöst bleiben. Eine Verlagerung auf das nachfolgende
Baugenehmigungs-verfahren ist nicht ausgeschlossen. Von einer abschließenden Konfliktbewältigung im Bebauungsplan darf die Gemeinde Abstand nehmen, wenn die Durchführung der als
notwendig erkannten Maßnahmen der Konfliktlösung außerhalb des Planverfahrens sichergestellt oder zu erwarten ist (OVG NRW vom 03.09.2009 Az.: 10 D 121/07.NE).
Ist die künftige Entwicklung im Zeitpunkt der Beschlussfassung hinreichend sicher abschätzbar, darf dem bei der Abwägung Rechnung getragen werden. Die ausreichende Sicherstellung ist
nur dann gewährleistet, wenn sich der Plangeber der Unterschiede zwischen der planerischen Entscheidung und der gebundenen Anlagengenehmigung (nachfolgendes Genehmigungsverfahren)
bewusst ist.
In der Begründung muss Erkennbar ausgeführt werden, dass nicht alles, was auf Grund des größeren Gestaltungsspielraumes planerisch denkbar ist, im Rahmen der Anlagengenehmigung, auf die
dann grundsätzlich ein Anspruch auf Genehmigung besteht, durchsetzbar ist (Rn 204ff).

Hier stellt sich die Frage, ob diese eingeschränkte Nutzung der Sportanlage für Wettkämpfe unter Anwendung der Bewertung seltener Ereignisse, mit der Überschreitung der
Immissionsrichtwerte nach § 2 Abs. 2 der 18. BImSchV dem Ziel zur Nutzung entspricht.

X2.7
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24 Mail vom 5.6.2024:
Sehr geehrte Planungsgruppe. 2009 traten die UN-Behindertenrechtskonventionen in Kraft. Die Vereinten Nationen haben schon damals unterschrieben, dass Menschen mit Behinderung das Recht haben gemeinsam mit
anderen Kindern die Schule zu brauchen. Dies kann nur mit einer neuen Schulform und mit Gemeinschaftsschulen. Ein gegliedertes System mit Gymnasien entspricht nicht dem Inklusionsgedanken. Wer
zukunftsfähig plant, baut kein Gymnasium mehr! Gerne bin ich bereit Ihnen noch mehr Informationen zukommen lassen.

13
.0

6.
20

24 Hinweise/Denken zum Thema Wasserschutzgebiet Zepernick
Wasserschutzgebiet – ist dies bereits aufgehoben und als Bauland hinterlegt?
Das Gebiet wurde 2012 als Trinkwasserschutzgebiet festgelegt, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern (Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick vom 15.10.2012)
Es werden zukünftig Bauverbote für Bürger geplant, um weitere Flächenversiegelung zu verhindern, aber eine der letzten großen Flächen im Wasserschutzgebiet soll bebaut und teilversiegelt werden. (IGEK 2040, S. 123).

2.2

2.3

2.4

2.5

16
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6.
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24
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02
4 ich bin unmittelbarer Anlieger und befürchte eine massive Belastung. Die Sportanlage wird mit einer Lautsprecheranlage ausgestattet sein, durch die Ansagen, Musik usw. weithin hörbar sein werden. Jubelnde,

singende und rufende Zuschauer werden ebenfalls für eine deutlich hörbare Kulisse sorgen. Es ist eine deutliche Zunahme des Individualverkehrs durch Vereine, Schüler, Sportler, Angehörige, Lehrer und andere
Mitarbeiter zu befürchten. Zugeparkte Straßen und vermehrt Müll in der Gegend werden weitere Folgen sein. Der Lauseberg ist umgeben von Wohnbebauung. Alle Anwohner haben sich bewusst für Zepernick und die
Ruhe und die relative Offenheit der Gegend entschieden. In wenigen hundert Metern beginnt auch der Naturpark Barnim. Ich habe mehrere Anmerkungen und Einwände, um deren Beachtung ich bitte: Wie wird dafür
gesorgt, dass die berechtigten Interessen (z.B. Schutz vor Lärm auch am Wochenende) der Anwohner beachtet werden?

3.2

3.3

Bitte um Klarstellung / Mail der Verwaltung am 6.6.2024: vielen Dank für Ihre Meinungsäußerung. Ich bin mir allerdings unsicher, welche Reaktion Sie erwarten. Beziehen Sie sich auf das aktuell laufende
Bebauungsplanverfahren zum Bau eines neuen Gymnasiums im Bereich Schönower Straße / Robert-Koch-Straße? Wenn ja, ist dies a. eine generelle Meinungsäußerung? Dann würde ich Ihre Mail an den Bürgermeister Herrn
Wonke weiterleiten b. eine (vorfristige) Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung? Wenn ja, so würde ich Ihre Äußerung als Stellungnahme werten und in die Erarbeitung des Bebauungsplanes 35P
"Lauseberg" aufnehmen.
Die Unterlagen zum Bebauungsplan finden Sie hier https://panketal.de/rathaus/orts-und-regionalplanung/bauleitplanung/bebauungsplaene/bebauungsplaene-in-aufstellung/2167-b-plan-35p-lauseberg-ot-zepernick.html
Für eine Rückmeldung bin ich dankbar.

Mail von Bürger/Bürger 1 am 6.6.2024: Ordnen sie es gerne unter b ein. Es geht ja derzeit nur um Naturschutz, damit das Gymnasium nicht erbaut wird, ich wollte aber mal noch einen anderen Aspekt mit aufgreifen, den ich
auch wichtig finde…

Bürger/Bürgerin 3

Warum sollen und dürfen das Gymnasium und die Sportstätte in einem ausgewiesenen Wasserschutzgebiet errichtet werden? Wie wird sich die zusätzliche Versiegelung der großen Versickerungsfläche Lauseberg auf die
angespannte Wassersituation in Panketal auswirken?

Gibt es Alternativstandorte für die Errichtung des Gymnasiums und/oder der Sportstätte? Wenn ja, welche und warum sind diese nicht geeignet? Wenn nein, warum sind diese nicht geeignet?

Hinweise, Anregungen und Einwände während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)

Bürger/Bürgerin 1

2.1

Bürger/Bürgerin 2

Hinweise/Denken zum Thema Wasserversorgung
Wasserversorgung für alle Panketaler gesichert? Die Wasserampel zeigt jetzt schon fast ausschließlich rot! Wie nimmt Frau Rinne zu all den Planungen Stellung? Der Presse nach, nichts Gutes!
Es wird bereits Trinkwasser von Berlin eingekauft, um die Trinkwasserversorgung der Panketaler zu sichern, aber tendenziell wird Berlin kein Wasser mehr liefern können, da auch dort die Wasserknappheit zunimmt (IGEK2040,
S.62) Gesicherte Planung eines neuen Wasserwerkes und Fertigstellung wann?

Hinweise/Denken zum Thema Ausgleichsflächen
Wettkampfarena im Wohngebiet? - Wo soll dafür eine Ausgleichsfläche sein?

Hinweise/Denken zum Thema Außensportflächen
Wettkampfarena im Wohngebiet? - Gymnasium mit Sportplatz ja - aber gleich eine Wettkampfarena – Lärmschutz, Parkplätze?

Hinweise/Denken zum Thema Alternativfläche
Bei all den Bedenken, die ja nicht nur uns umtreiben, gibt es keine Alternativfläche für das/die Bauprojekt/e außerhalb der Wasserschutzzone IIIA?

3.1

Nachfolgend die digital eingereichte Stellungnahmen (Mails, Planungsportal bauleitplanung-online))
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24 Stellungnahme betrifft Trinkwasserversorgung - fachgutachterliche Stellungnahme
Leider wurde hier nur das Gymnasium mit den verbrauch des Trinkwasser berechnet. Nicht aber der verbrauch der Sportanlage typ C . Da die Sportanlage durch Vereine genutzt werden soll nachmittags und abends
sollte doch ein verbrauch des Trinkwasser berechnet werden. Die Bürger der Gemeinde sind aufgefordert worden in den Monaten April bis September von 17.00 bis 21.00 Uhr ihren Wasserverbrauch zu reduzieren. Das
sollte auch für Sportler gelten.

11
.0

6.
20

24 Der Lauseberg ist eine kaltluftschneise durch die massive Versiegelung der Fläche führt es zur Erhitzung und Entstehung einer Warmluftzone. Zerstörung einer kaltluftschneise.
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24 Stellungnahme betrifft Verkehrsgutachten
Verkehrschaos innerorts Zepernick. Im 400m. Umkreis der S Bahn Zepernick werden momentan ca.1800 Schüler und kindergarten kinder betreut. Es kommen noch 450 Schüler der Elbestrasse hinzu. Durch das
Gymnasium ca.920 Schüler sowie 80 Lehrer die sich durch das Nadelöhr Schönower Str. zwängen. Stau des Berufsverkehr sowie wildes Parken

11
.0

6.
20

24 Stellungnahme betrifft Artenschutzbeitrag
Dieses Gutachten sollte nochmal geprüft werden . Da hier behauptet wurde das nur eine männliche Feldlerche gesehen wurde. Seit 2021 wurden hier von mehreren Spaziergängern Pärchen von Feldlerchen gesichtet.

20
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7.
20

24 hiermit möchten wir unsere Einwände zum Vorentwurf Bebauungsplan Nr. 35P „ Lauseberg “
OT Zepernick äußern. Die unbebaute, 9 ha große Fläche (Lauseberg) liegt im Wohngebiet, der schützenswerte Lebensraum für Mensch und Tier muss erhalten werden. Die überdimensionale Bebauung der Fläche hat
negative Auswirkungen auf die Wohn- und Lebensqualität der Menschen sowie Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Landschaftsbild. Wir fordern, Plan B für die Wettkampfarena: Die Wettkampfarena im OT
Schwanbeck ansiedeln, den vorhandenen Schulcampus / Sportplatz erweitern, dieser liegt nicht im Wasserschutzgebiet und auch nicht in einem Wohngebiet. Die Sportstätte kann ohne Einschränkungen mit einer
Flutlichtanlage und Lautsprechern betrieben werden und jedes Wochenende könnten Wettkämpfe stattfinden.

8.2

4

Bürger/Bürgerin 4

5

Wir fordern für den Standort Lauseberg – Schulneubau:
- ein gutdurchdachtes und umsetzbares Verkehrskonzept mit sicheren Fahrrad-und Fußwegen festlegen, Verkehrsberuhigung wird jetzt schon nicht gelebt und mit 600 zusätzlichen KFZ - Fahrten Werktags mehr, wohl kaum
- möglichst geringe Versiegelung und Verdichtung des Bodens
- alle Ausgleichmaßnahmen auf dem Lauseberg einrichten, wie es auch schon beschlossen wurde
- Städtebauliches Konzept mit „Gartenstadtcharakter“ muss eingehalten werden, keine Lärmschutzwände in einer Höhe von 4,80 m und keine Flutlichtanlagen

8.1

Bürger/Bürgerin 8

6

Bürger/Bürgerin 6

7

Bürger/Bürgerin 7

Warum ist eine weitere wettkampffähige Sportanlage notwendig, wenn gerade die Sportanlage an der Straße der Jugend fertiggestellt wird?

Bürger/Bürgerin 5
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24 Stellungnahme betrifft Trinkwasserversorgung - fachgutachterliche Stellungnahme

das Gutachten wurde in der Annahme verfasst, es handele sich um ein 5-zügiges Gymnasium mit Aussportanlage. Dies entspricht nicht der tatsächlichen Planung einer Wettkampfarena mit Tribüne und bis 4,50m hohen
Schallschutzwänden. Auch im Fazit wird wörtlich nur auf das "geplante Gymnasium am Lauseberg" Bezug genommen. Eine wettkampffähige Sportanlage mit zusätzlichem Vereinsbetrieb (Vereinsheim, Duschen,
Toiletten, usw.) wurde in dem Gutachten zur Wasserversorgung überhaupt nicht berücksichtigt. Natürlich bedeutet dies aber einen wesentlich höheren Verbrauch insgesamt und dies über einen Zeitraum bis in die späten
Abendstunden hinein. Dieses Gutachten wurde vor dem Hintergrund der bereits jetzt problematischen Trinkwasserversorgung und Überlastung des Wasserwerks (94% Auslastung, Wasserampel) erstellt. Eine seriöse
Darstellung, wie der zusätzliche Verbrauch bewerkstelligt werden soll, kann ich dem Gutachten nicht entnehmen. Aufgrund der o.a. Gründe muss ein neues Gutachten beauftragt werden, wobei die tatsächliche Planung
sowie die realistische Bewertung der Leistungsfähigkeit unseres Wasserwerkes berücksichtigt werden. Dieses Gutachten lässt bewusst Fakten beiseite, um den Eindruck zu erwecken die Trinkwasserversorgung sei
völlig unproblematisch
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6.
20

24 Stellungnahme betrifft Schallgutachten
bei allen bestehenden Konzepten zu einer modernen städtebaulichen Entwicklung, Umwelt- und Klimaschutz, ist es schwer nachzuvollziehen, warum einen wettkampffähige Sportanlage mit Tribüne und bis zu 4,5m hohen
Lärmschutzwänden mitten in ein Wohngebiet mit entsprechend schmalen und verkehrsberuhigten Straßen gebaut wird. Alle mir bekannten Gemeinden und Städte machen genau das Gegenteil und planen bzw.
verlegen sogar bestehende Anlagen in den Außenbereich. Lärmschutz, Verkehr, all diese Themen spielen hierbei eine Rolle. Dann können die Anlagen auch entsprechend ausgelastet und mit Flutlichtanlage usw.
ausgestattet werden. Die Sportanlage soll m.W. ohne Flutlichtanlage gebaut werden, um wiederum der Problematik des Standortes gerecht zu werden. Wurde hier eine entsprechende Kosten-Nutzen-Analyse
vorgenommen? Es wird massiv Fläche verbraucht, wobei in den dunklen Monaten nur wenig bis gar kein Trainings betrieb auf der Außenanlage stattfinden kann. Zudem ist die Anlage auf allen mir bekannten Skizzen
schräg eingezeichnet, da nur so ausreichend Fläche zur Verfügung steht. Die Sportanlage wird regelrecht in die Landschaft hineingequetscht. Alleine diese Betrachtung zeigt, dass dieser Standort nach heutigen
Maßstäben aus vielerlei Gründen nicht tauglich ist. Das Gutachten versucht genau diese Bedenken zu verharmlosen und am Ende hinter 4,5m hohen Lärmschutzwänden zu verstecken. Spätestens hier sollte jedem klar
werden, dass dieser Standort untauglich ist.
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24 Stellungnahme betrifft Niederschlagsentwässerungskonzept und Bodengutachten
Ihrem Gutachten entnehmen ich, dass das geplante Bauvorhaben Gymnasium am Lauseberg mit wettkampffähiger Außensportanlage nur mit erheblichem Aufwand und dadurch zusätzlicher Kosten realisierbar ist. Die
nicht gesicherte Niederschlags und Schmutzwasserentsorgung ist nur mit erheblichem technischen, planerischen und finanziellen Mehraufwand umzusetzen. Ich erhebe Einwand gegen die massive
Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im Plangebiet, nicht
gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der
Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone
IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungs fläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete
assersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber hin aus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei
Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden
könnten.
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24 Stellungnahme betrifft Artenschutzrechtliche Potenzialanalyse und Artenschutzbeitrag

Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Missachtung des Beschlusses, alle
Ausgleichsmaßnahmen auf dem Plangelände durchzuführen und somit einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima bedeuten, der irreversibel ist.

30
.0

6.
20

24 Stellungnahme betrifft Verkehrsgutachten
Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl.
Verkehrsteilnehmer der Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.

Die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung gefährdet sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung
Schlüterstraße/Buchenallee“). Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen
komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt werden.
In das Gutachten muss der Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs und Kaltluftentstehungszone zwingend mit einbezogen werden. Die Eingriffe aufgrund der Flächen
versiegelung und die damit einhergehende fehlende Wasserversorgung durch das Schichtenwasser werden sich nachhaltig negativ auf den angrenzenden Robert-Koch-Park auswirken. Bei Nutzung eines Alternativstandortes,
z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung
des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden. Die seit Jahrhunderten bestehende Grünvernetzung zwischen den Biotopen wird durch die Bebauung des Lausebergs final "aufgelöst". zudem wird in Zeiten des von allen
beschworenen Klimawandels und der fortlaufenden Erwärmung eine Kaltluftentstehungszone zerstört. Dies wird nicht nur Auswirkungen auf die Artenvielfalt, auf Flora und Fauna, sondern auch unmittelbar auf uns Menschen
haben. Wie oft wurde in den vergangenen Jahren diese Kaltluftentstehungszone auch aus dem Rathaus Panketal, insbesondere dem Bürgermeister, als wesentlicher Baustein hinsichtlich eines elementaren Faktors zur
Temperatur- und Klimaregelung für den Standort erwähnt. Und nun werden Gutachten in Auftrag gegeben, die genau das Gegenteil beschreiben bzw. den Bürgern weiß machen wollen man könne darauf verzichten und es hätte
keine Auswirkungen, wenn man nur die richtigen Maßnahmen treffen würde. Die Bürger beschäftigen sich mehr und auch intensiver mit diesen Details als man offensichtlich von Seiten der Exekutive bereit ist zu glauben. Man
möchte ernst genommen werden mit den Argumenten die man vorbringt und man möchte Amtsträgern glauben schenken. Es entsteht aber der Eindruck, dass Argumente und Fakten (die früher Konsens waren) in alle Richtung
gebeugt werden können, um was auch immer durchzusetzen.

Im Verkehrsgutachten wurde z.B. die Einengung der Fahrbahn unter der Bahnbrücke Zepernick nicht beachtet. Dort können keine 2 Busse unbeeinträchtigt aneinander vorbeifahren, genauso werden PKWs beeinträchtigt. Die
Bushaltestellen rechts und links ergeben keine Möglichkeit, dass zwei Busse hintereinander parken können, ohne den nachfolgenden Verkehr zu behindern. Es gibt hier keinen Radweg, vielmehr müssen Radfahrer genau an
dieser Engstelle auf die Fahrbahnausweichen, das das Befahren des Fußweges im Bereich Bushaltestelle und Brücke untersagt ist. Dies stellt eine immense Gefährdung radfahrender Schüler dar. Diese
Verkehrskonstellationen runter vom Radweg (der übrigens schon keiner ist, es sind nur langsam fahrenden Radfahrer geduldet!) auf die Straße und umgekehrt, sind immer wieder der Grund für schwerste Unfälle mit
Radfahrern. Wie ist es möglich, dass ein Gutachter diese bereits jetzt vorhandenen und jedem sofort ins Auge springenden Gegebenheiten nicht in die Bewertung mit aufnimmt??!!
Des Weiteren wurde der durch den Bau der Grundschule in der Elbestraße entstehende Verkehr in der Schönower Straße außer Acht gelassen. Derzeit bewegen sich täglich 1.800 Kinder/ Schüler, dazu Lehrer,
Helikoptereltern etc. zu und von Kindergärten und Schulen im nahen Umfeld (400 m Umkreis S-Bahnhof) des Plangebietes durch die Schönower Straße und deren Nebenstraßen, zu Fuß, mit dem Rad, Auto, Bus, Roller etc.
Dazu kommen 450 erwartete Grundschüler in der Elbestraße und geplant sind mindestens weitere 1.000 Verkehrsteilnehmer am Lauseberg. Dies stellt nahezu eine Verdopplung des derzeitigen Verkehrsaufkommens dar,
welches aufgrund einer fehlenden Verkehrsinfrastruktur und mangels eines sicheren Verkehrskonzeptes vielfältige Gefahrenquellen darstellt. Es gibt für das Plangebiet von Zepernick kommend keine Radwege, die Gehwege
an sich haben sehr unterschiedliche Qualität, es existiert kein geeigneter Busbahnhof, und die S-Bahnbrücke Zepernick stellt ein gefährliches Nadelöhr mit hohen Gefahrenpotenzial für alle Verkehrseilnehmer
während der Rushhour-Zeiten dar. Der gesamte Schulverkehr wird morgens zu Berufsverkehrszeiten vom Süden und seinen Randgebieten durch ganz Panketal in die nördliche Peripherie geleitet und nachmittags wieder
zurückgeführt. Der S-Bahnhof ist dabei nicht, wie von einigen angenommen, verkehrsentlastend, da nur die Schüler und Sportler, die unmittelbar am Bahnhof Röntgental leben, die S-Bahn nutzen werden. Damit ist der S-
Bahnhof mit seiner Brücke kein Pro-Kriterium, sondern ein Ko-Kriterium für das geplante Vorhaben. Alle anderen Schüler werden per Bus, Rad, Moped oder PKW anreisen. Der S-Bahnhof Zepernick könnte also eher als ein
Ausschlusskriterium bei der Wahl des richtigen Standortes für das Gesamtprojekt gesehen werden. Es ist eine immense Mehrbelastung der angrenzenden Straßen sowohl durch den ruhenden Verkehr als auch den
Durchgangsverkehr (Tempo 30 wird von den wenigsten eingehalten) anzunehmen. Dies bedeutet permanenten Stress für die Anwohner, da nach Schulschluss die Mitglieder der Vereine diese Wege ebenfalls nutzen werden.
Laut Gutachten (z. B. Fachgutachterliche Stellungnahme Trinkwasser) wird die Bevölkerung in Panketal in naher Zukunft auf 30.000 EW steigen. Das sind mehr als 8.000 EW mehr, die im Gutachten unberücksichtigt bleiben.
Das Verkehrsaufkommen in Panketal wird also in den kommenden Jahren grundsätzlich bereits um ein Drittel steigen. Es ist auch unabdingbar, dass nicht nur in Schulnähe sichere Verkehrswege für die Schüler gewährleistet
werden müssten, sondern bereits vor Schuleröffnung 2028 müsste ein sicheres Wegekonzept entlang der gesamten Schönower Straße umgesetzt worden sein. Dieses wird mit erheblicher finanzieller Belastung der
Gemeinde einhergehen, da diese Kosten nicht durch den Landkreis getragen werden.
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24 Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt

werden kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima
und Umwelt mit sich zieht. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne
Lärmschutzwände und mit einer Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende
Wettkämpfe gut erreichbar wäre und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den Sportunterricht zur Verfügung stände.

14.3

30
.0

6.
20

24 Wir haben in unserer Gemeinde durch Schulneubauten und Turnhallen schon so viel  Boden versiegelt, dass uns jedes Stück Land kostbar sein sollte.  Schon der Grundschulneubau kostet uns wieder ein riesiges Stück
Natur. Außerdem bin ich der Meinung, dass wir mehr Lehrlinge brauchen als Abiturienten. Auch am Sportplatz an der Straße der Jugend wird zur Zeit wieder viel versiegelt.  Ich bin gegen die Umwidmung jeden Stücks
Ackerland zu anderen Zwecken.

##
##

##
## ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei

Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

16.2

16.3

16.4

 Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung
in Panketal. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber
hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der
Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten.

Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten
muss erstellt werden. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- undSportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion
komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter
verschlimmern würde.

16.1

Bürger/Bürgerin 16

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet,
Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden
Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Feuchtbiotops könnte
umgesetzt werden.

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den
Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee")
Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und
die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt werden

15

Bürger/Bürgerin 15

14.2

14.1

Bürger/Bürgerin 14

Weiterhin erhebe ich Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des
Regenwassers im Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei
Planung außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten
muss erstellt werden. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett
erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
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16.5

16.6
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24 Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl.
Verkehrsteilnehmer der Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.

Im Verkehrsgutachten wurde z.B.  die Einengung der Fahrbahn unter der Bahnbrücke Zepernick nicht beachtet. Dort können keine 2 Busse unbeeinträchtigt aneinander vorbeifahren, genauso werden PKWs beeinträchtigt.
Die Bushaltestellen rechts und links ergeben keine Möglichkeit, dass zwei Busse hintereinander parken können, ohne den nachfolgenden Verkehr zu behindern.  Des Weiteren wurde der durch den Bau der Grundschule in der
Elbestraße entstehende Verkehr in der Schönower Straße außer Acht gelassen. Derzeit bewegen sich täglich 1.800 Kinder/ Schüler, dazu Lehrer, Helikoptereltern etc. zu und von Kindergärten und Schulen im nahen Umfeld
(400 m Umkreis S-Bahnhof) des Plangebietes durch die Schönower Straße und deren Nebenstraßen, zu Fuß, mit dem Rad, Auto, Bus, Roller etc. Dazu kommen 450 erwartete Grundschüler in der Elbestraße und geplant sind
mindestens weitere 1.000 Verkehrsteilnehmer am Lauseberg. Dies stellt nahezu eine Verdopplung des derzeitigen Verkehrsaufkommens dar, welches aufgrund einer fehlenden Verkehrsinfrastruktur und mangels eines sicheren
Verkehrskonzeptes vielfältige Gefahrenquellen darstellt.  Es gibt für das Plangebiet von Zepernick kommend keine Radwege, die Gehwege an sich haben sehr unterschiedliche Qualität, es existiert kein geeigneter
Busbahnhof, und die S-Bahnbrücke Zepernick stellt ein gefährliches Nadelöhr mit hohen Gefahrenpotenzial für alle Verkehrseilnehmer während der Rushhour-Zeiten dar. Der gesamte Schulverkehr wird morgens zu
Berufsverkehrszeiten vom Süden und seinen Randgebieten durch ganz Panketal in die nördliche Peripherie geleitet und nachmittags wieder zurückgeführt. Der S-Bahnhof ist dabei nicht, wie von einigen angenommen,
verkehrsentlastend, da nur die Schüler und Sportler, die unmittelbar am Bahnhof Röntgental leben, die S-Bahn nutzen werden. Damit ist der S-Bahnhof mit seiner Brücke kein Pro-Kriterium, sondern ein Ko-Kriterium für das
geplante Vorhaben. Alle anderen Schüler werden per Bus, Rad, Moped oder PKW anreisen. Der S-Bahnhof Zepernick könnte also eher als ein Ausschlusskriterium bei der Wahl des richtigen Standortes für das
Gesamtprojekt gesehen werden. Es ist eine immense Mehrbelastung der angrenzenden Straßen sowohl durch den ruhenden Verkehr als auch den Durchgangsverkehr (Tempo 30 wird von den wenigsten eingehalten)
anzunehmen. Dies bedeutet permanenten Stress für die Anwohner, da nach Schulschluss die Mitglieder der Vereine diese Wege ebenfalls nutzen werden.   Laut Gutachten (z. B. Fachgutachterliche Stellungnahme Trinkwasser)
wird die Bevölkerung in Panketal in naher Zukunft auf 30.000 EW steigen. Das sind mehr als 8.000 EW mehr, die im Gutachten unberücksichtigt bleiben. Das Verkehrsaufkommen in Panketal wird also in den kommenden
Jahren grundsätzlich bereits um ein Drittel steigen.  Es ist auch unabdingbar, dass nicht nur in Schulnähe sichere Verkehrswege für die Schüler gewährleistet werden müssten, sondern bereits vor Schuleröffnung 2028 müsste
ein sicheres Wegekonzept entlang der gesamten Schönower Straße umgesetzt worden sein. Dieses wird mit erheblicher finanzieller Belastung der Gemeinde einhergehen, da diese Kosten nicht durch den Landkreis
getragen werden.

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den
Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee")

17.1

Ich erhebe Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des
Regenwassers im Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung
außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten
Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet
Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete
Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei
Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten.

Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden
kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit
sich zieht. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und mit einer
Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar wäre und
zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den Sportunterricht zur Verfügung stände
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01

.0
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20
24 meine Frau und ich sind ein junges Ärztepaar Mitte 30, die sich gerade ein Haus in Panketal gekauft haben. Mit unserem 3-jährigen Sohn beginnen wir gerade einen neuen Lebensabschnitt in der Region. Da Sie vermutlich

von der Bürgerinitiative sehr viel Gegenwind und Kritik für das o.g. Projekt erhalten, war es uns ein Bedürfnis Ihnen unseren Zuspruch zu vermitteln. Es sind gerade solche Projekte wie das Gymnasium und die
Wettkampfarena, die diese Region braucht, um für junge Familien auch zukünftig attraktiv zu sein. Gerade Bildungs- und Sportzentren sind in der heutigen Zeit wichtiger den je.

02
.0

7.
20

24 hiermit möchte ich meine Bedenken zur Bebauung des Lausebergs kund tun. Planung einer wettkampffähigen Sportanlage ist doch auf dem Gelände Straße der Jugend geplant.?...
Gibt es keine Alternativstandorte? Schwanebeck zum Beispiel...Mit S-Bahnnähe wird geworben, wieviele Schüler kommen mit der S-Bahn, bzw. haben einen S-Bahnnahen Wohnsitz...Verkehrschaos ist
vorprogrammiert...Nicht zu vergessen, Wasserproblem, Natur...Nähe zum Robert-Koch-Park und Wohngebieten....Aus diesen genannten Gründen lege ich Widerspruch gegen die Bebauung auf dem Lauseberg ein.

02
.0

7.
20

24 Ich lege Widerspruch gegen die Bebauung Lauseberg ein.  Die Gründe dafür sind sehr vielseitig und umfänglich. Alle aufzuzählen wäre sehr mühselig. Hier aber einige der wichtigsten Gründe:
1. Eine Wettkampfanlage wo wir doch schon eine in Panketal haben
2. Schwanebeck hat Platz und nur ein Schulgelände was durchaus erweiterbar wäre
3.Versiegelung von Fläche was kein Bauland ist
4. Verkehrschaos
5. Steuerverschwendung
6. Die Begründung der Nähe zur S-Bahn ist sehr lausig, da die meisten Kinder ja mit dem Fahrrad oder dem Bus kommen werden.
7. Auf dem Schlüterpark, gleich nebenan, ist auch ein Haus  wegen dem Schichtenwasser abgekippt und dann abgerissen worden. 100 m weiter auf dem Lauseberg besteht die gleiche Gefahr.
8. Vor Jahren wurde beschlossen, dass Panketal nur 20.000 Bürger haben soll. Was ist mit diesem Beschluss, wenn wieder eine Schule gebaut wird . Passt irgendwie nicht zusammen.
 Unter dem Strich bleibt, dass es ein unüberlegter Wille und Beschluss aus Eberswalde und unserer Gemeindevertretung ist.  Überdenkt bitte noch einmal diese Entscheidung

Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des
Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden Der „Robert-Koch-Park“ ist erst 2021 in den Grünordnungsplan (Nr. 1P) als öffentliche Grünfläche aufgenommen worden mit folgendem Ziel
und Zweck:  „Der Park soll auch künftig der Öffentlichkeit frei zugänglich sein und der Naherholung dienen. Ziel des Grünordnungsplanes ist daher die langfristige Sicherung und ökologische Aufwertung des Robert-Koch-Parks
durch die Festsetzung als öffentliche Grünflache mit den Zweckbestimmungen „Parkanlage" und "Spielplatz".  Zudem soll das vorhandene Kleingewässer als ein Feuchtbiotop erhalten, gepflegt und entwickelt werden. Die
Funktion als Retentionsbereich für Niederschlagswasser soll weiterbestehen.“  Durch die Bebauung werden die Ziele, das Kleingewässer zu erhalten und das Feuchtbiotop zu entwickeln, unerreichbar. Gegenwärtig ist die
Wasserzufuhr für Park und das Kleingewässer fast ausschließlich durch das Schichtenwasser des in unmittelbarer Nähe (150 m) liegenden Lausebergs gegeben. Dass das so ist, kann man am Wasserstand des
Teiches direkt beobachten, der jeweils 2-3 Wochen nach einem kräftigen bzw. länger anhaltenden Regenfall ansteigt. Eine Bebauung des Lauseberges würde die hydrologischen Verhältnisse der Umgebung und damit das
Erscheinungsbild des Robert-Koch-Parks grundlegend ändern.  Das Schichtenwasser des Lausebergs hat auf dem Weg zu Panke mehrere Wochen Zeit, auch über das Biotop und Kleingewässer im Robert-Koch-Park sowohl
zur Bewässerung der Bäume als auch zur Grundwasserneubildung beizutragen. Diese natürlichen Funktionen könnten auch über ein mögliches direktes Auffangen des Niederschlagswassers direkt am Lauseberg NICHT ersetzt
werden und der Park würde damit seine schützenswerte Rolle als Naturrückzugsgebiet für immer verlieren würde. Zudem stellt der Robert-Koch-Park ebenfalls eine Kaltluftentstehungszone dar. Welche Ersatzmaßnahmen
könnten diesen Verlust jemals heilen?

Zerstörung des Biotops Robert-Koch-Park Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als
Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs.

17.3

17.2

Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben
und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt werden.
Durch die notwendige Grundwasserabsenkung aufgrund der geologischen Beschaffenheit des Lausebergs mit knapp unter der Oberfläche liegenden Grundwasserleitern, würde nicht nur der Robert-Koch-Park gefährdet,
sondern auch das direkt auf dem Lauseberg liegende Heidewäldchen (Rückzugs- und Brutstätte zahlreicher Amphibien und Vogelarten), da die Bäume, Hecken und Gehölze sich auch aus dem Grundwasser des Lausebergs
nähren und somit nicht mehr genügend versorgt würden. Auch die angrenzenden geschützten Alleenbäume wären wohl nicht mehr ausreichend mit Wasser versorgt. Dies war bereits bei der Erschließung der "Wohnsiedlung
Schlüterstraße/Buchenallee" der Fall, als die säumenden Buchen am Lauseberg im Zuge der Bebauung und damit verbundenen Grundwasserabsenkung gefällt und durch Erlen ersetzt werden mussten. Dieses Szenario würde
sich unweigerlich mit den vorhandenen geschützten Allenbäumen wiederholen. Laut Geotechnischem Gutachten wurde bei den Sondierungsbohrungen bereits in 80 cm Tiefe der erste Grundwasserleiter gefunden. Auch die
notwendigen Maßnahmen aufgrund der ungünstigen Baugrundverhältnisse, wie  - Bodenaustausch sowie intensive Nachverdichtung von 3-6 m Oberbodenschicht
- Tiefenverdichtung im Rütteldruckverfahren (deep vibration compaction, vibrofloation)
- Tiefgründung auf z. B. Pfählen bis 4 m in tragfähige Schichten werden unweigerlich erhebliche Auswirkungen auf die in unmittelbarer Nachbarschaft ansässige Artenvielfalt des Heidewäldchens haben. Hierdurch könnte ein
irreparabler Schaden in Bezug auf den Fortbestand von Flora und Fauna entstehen.
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03

.0
7.

20
24 bitte stoppen sie den Bebauungsplan 35P am Lauseberg. Im Anhang finden Sie meine Einwände.

Ich würde mich sehr freuen, wenn sie den unterschiedlichen Initiativen Gehör schenken und den Bebauungsplan nochmal überdenken.

21.2

21.3

02
.0

7.
20

24 hiermit erhebe ich ausdrücklich Widerspruch zu dem von Ihnen erstellten Gutachten. Unter Pkt. 2.2.
Rahmenbedingungen führen Sie aus:. "..Weiterhin wird im Zielnetz davon ausgegangen, dass die
Förderkapazität des Wasserwerkes Zepernick um 50 % erhöht wird, da in vorangegangen Studien
festgestellt wurde, dass die Pumpen im WW Zepernick den geforderten Abgabedruck bei Spitzen abnahme am maximalen Verbrauchstag zukünftig nicht aufbauen können...". Diese Annahme, auf
der auch das Gutachten beruht ist schlichtweg falsch und basiert auf Wunschdenken, nicht jedoch
auf der Faktenlage. Fakt ist, dass die aktuelle Auslastung des WW Zepernick bereists bei 94 % liegt und damit bereits 14 % über der vorgeschriebenen Maximalauslastung von 80 %! Insofern basiert dieses
Gutachten auf fehlerhaften Annahmen und muss komplett neu erstellt werden.

22.2

Anhang: bitte sehen sie von dem Bauvorhaben Gymnasium und Wettkampfarena auf dem Lauseberg -Bebauungsplan 35P- ab, aufgrund von folgenden Einwänden:
Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und
Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am
bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des
Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

Bürger/Bürgerin 22

22.1

bezüglich des Schallgutachtens habe ich folgende Einwände:
• im Hinblick auf die Lärmbelastung und Ausbreitung wurde die Hügellage des Lauseberges nicht ausreichend berücksichtigt. Das geplante Stadion stünde auf dem höchsten Punkt des Berges
und die davon ausgehenden Lärmbelästigungen betreffen nicht nur die direkt anliegenden An wohner, sondern auch uns, die weiter unten, am Hang gelegen wohnen. Da sich der Schall entsprechend ausdehnt. Hierauf wird im
Gutachten überhaupt nicht eingegangen,
• Die vom Gutachten empfohlenen Lärmschutzkonstruktionen in Höhe von 3,50 m - 4,80m entlang der Buchenallee und Robert-Koch-Str. führen zu einem massiv gestörten Stadtbild und stellen eine unzumutbare
Situation dar. Der gesamte Bau befindet sich in einer Einfamilienhaussiedlung mit Geschosshöhen von 1- 1 1/2 Etagen . Eine derartig hohe Lärmschutzwandfront am höchsten Punkt Zepernicks führt nicht nur zu einem
festungsähnlichen Charakter. Nein, diese Wände in unmittelbarer Entfernung von 10 m führt auch dazu, dass die angrenzenden Grundstücke massiv an Wert verlieren und Schadensersatzansprüche an die Gemeinde geltend
gemacht werden.

In Ihrem Gutachten stellen Sie unter Punkt 2.5.4. fest, dass es sich bei dem Lauseberg weder um ein Naturschutzgebiet noch einen Landschaftspark handelt. Diese Feststellung ist zwar grundsätzlich richtig, doch zu eng
gedacht. Der Lauseberg liegt inmitten verschiedener Biotope und Schutzgebiete. Zum Westen hin befindet sich in unmittelbarer Nähe der Landschaftspark Barnim, im Osten das Biotop  "Faule Wiesen" und im Süden der
Robert-Koch-Park mit seiner einzigartigen Fauna und Flora. Die geplante Versiegelung des Lauseberges in Höhe von über 80 % hätte verheerende Auswirkungen auf diese Gebiete, deren Betrachtung im vorliegenden
Gutachten völlig fehlen. Diese drei Lebensraume hängen unmittelbar vom Lauseberg ab. Zum einen fungiert er als Grünstreifen, der diese Biotope miteinander verbindet und es den Tieren ermöglicht, zwischen ihnen zu
wech seln. Nicht zuletzt musste dafür, per Auflage, extra ein Grünstreifen in der Einfamilienhaussiedlung im Westen geschaffen werden, damit der Wildwechsel nicht unterbrochen wird.

21.1

Bürger/Bürgerin 21

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im
WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten
Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden
Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte
weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt werden.

Ich erhebe Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten
Versickerung des Regenwassers im Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im
Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das
vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was
die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes
Schichtenwasser oder bei Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle
gut verwendet werden könnten.



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 9 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt

22.4

22.5

08
.0

7.
20

24 hiermit bitte ich um Änderung des Bebauungsplans 35P "Lauseberg" hinsichtlich des Bereichs GFL (Punkt 10 der Textfestsetzungen im Vorentwurf) angrenzend an das Flurstück 40/6. Mein Änderungswunsch betrifft die
geplante Zufahrt zum Parkplatz entlang des Flurstücks 40/6. Diese sollte für den Erhalt des Baumbestands von 6 Bäumen mit größerer Wuchshöhe als die spä ter angepflanzten "Alleebäume" (im Vorentwurf des
Bebauungsplans leider nicht dargestellt) weiter südlich gebaut werden und der geplante 10 m - Grünstreifen, der auch für die Ableitung von Regenwasser wichtig ist, sollte entlang der Flurstücke 40/4 bis 40/6 bis zur
Schönower Str. verlängert werden. Dadurch würde m.M. auch die Beeinträchtigung der Lebensqualität der angrenzenden Bewohner vermindert werden. Bei Beibehaltung der Pläne wäre z.B. das Flurstück 40/6 an 3 Seiten
von Stra ßen umgeben, davon min. 2 sehr stark frequentiert. Dies kann durch eine einfache Verlegung der Zufahrt zum Parkplatz vermieden werden.

13
.0

7.
20

24 gegen die fachgutachterliche Stellungnahme der Trinkwasserversorgung lege ich hiermit Wider spruch ein! Die im Gutachten getroffene Annahme der Kapazitätserhöhung der Förderung um 50% ist technisch nicht
umsetzbar. Wenn doch, bitte ich um Mitteilung, welche baulichen Maßnahmen notwendig (Austausch Pumpen, Anpassung Leitungsnetz, Anpassung der Steuerung und Leittechnik...) sind und welche zusätzlichen Kosten
auf den Steuerzahler zukommen werden. Welche Auswirkungen hätte diese Investition auf den Grundpreis bzw. Verbrauchspreis für die Bürger?

Zum anderen ist die Fläche ein wichtiger Wasserspeicher, für die ohnehin schon von Dürre und Trockenheit gefähr dete Gegend des Lauseberges. Der Lauseberg ist als Regenwasserspeicher, Grundwasserbilder,
Schichtenwassererhalter und Regenauffang- und Rückhaltefläche essentiell. Nicht nur die angren zende Waldfläche und die Siedlungsgebiete sind von dieser Funktion abhängig. Der Robert-Koch Park nebst Teich speist sich
direkt aus dem Schichtenwasser des Lauseberges. Eine Versiegelung würde zur Austrocknung und Versteppung des Parks, des angrenzenden Waldes und auch der umliegenden Siedlung führen. Diesbezüglich fehlen mir
jegliche Ausführungen. Punkt 4.3 Überflutungsnachweis.: Sie führen aus, dass Rückhaltebecken nicht unbedingt entstehen müssen, wenn ausreichend Einstauflächen vorgehalten werden. Dies halte ich insbesondere für das
Stadion mit geplanter Kunststoffbahn für äußerst problematisch. Das Einbringen von Mikro und Nanoplastikpartikeln in das Grundwasser innerhalb eines Wasserschutzgebietes ist somit un abänderlich und führt zu einer
unumkehrbaren Verseuchung des Bodens. Hierzu fehlen mir komplett die Betrachtungen und Gefahrenabwägungen.Grundsätzlich muss ich feststellen, dass die mit diesem Bauprojekt verbundenen zusätzlichen Schutz- und
Sicherungsmaßnahmen den sonst üblichen Rahmen für derartige Projekte bei wei tem sprengen und ich mich frage, inwieweit hier eine Neuausrichtung des Vorhabens an anderer Stelle nicht sinnvoller wäre.

Zum Teil wird sogar von falschen Rahmenbedingungen ausgegangen. Auf die wichtige Funktion des Lauseberges als Kaltluftentstehungszone für Zepernick wird erst gar nicht eingegangen. Auch die Gefahr der
Austrocknung und Versteppung der angrenzenden Gebiete und des Robert-Koch Parks wird nirgends argumentativ betrachtet. Statt dessen wird der Lauseberg als isolierte Fläche betrachtet. In all den Gutachten finden sich
Maßnahmen, die theoretisch die Beeinträchtigung der Anwohner abmildern sollen, doch zu enormen Kosten. Allein die mit einer Lärmschutzkonstruktion einherge henden Kosten sind kaum vorherzusehen. Auch finde ich in
Ihren Betrachtungen keinerlei Hinweise auf eventuelle Schadensersatzansprüche der Anwohner, die ihren Grundstückswert halbiert sehen, mit einer 4,80 m Wand direkt vor ihrer Nase.
Darüber hinaus finde ich es für einen "Gartenstand Panketal" absolut inakzeptabel, dass für den so wichtigen Lauseberg eine Versiegelung von 80 % zugelassen ist, während wir Anwohner die Auflage haben, nicht mehr als 25
% zu versiegeln. Hier wird mit zweierlei Maß gemessen, dass dem Gleichbehandlungsgebot ausdrücklich widerspricht. Ich widerspreche ausdrücklich dem Vorhaben und rege an, einen anderen, geeigneteren Standort zu
suchen
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Sie führen in Ihrem Artenschutzgutachten unter dem Punkt Amphibien, Konfliktanalyse aus, dass keine Änderung der Grundwasserverhältnisse zu erwarten sind und daher auch keine Gefährdung der entsprechenden
Tierarten vorliege würde. Dieser Aussage widerspreche ich energisch. Die geplante Versiegelung von 80 % der Fläche des Lauseberges hat verheerende Auswirkungen. Der Lauseberg dient als Wasserspeicher,
Schichtenwasserbilder, Regenrückhaltebiet und Grundwas serneubilder und ist essentiell für die Biotope Faule Wiesen, Heidewäldchen und Robert-Koch-Park, die nicht nur unmittelbar an den Lauseberg grenzen, sondern
auch durch Grünzüge mit ihnen ver bunden ist. Auch die Siedlungen rund um den Lauseberg sind von dessen Fähigkeit Wasser zu binden und als Schichtenwasser in die angrenzenden Regionen abzuleiten abhängig. Eine Ver
siegelung würde zur Absenkung des Grund- und Schichtenwassers und damit verbunden zum Austrocknen des Robert-Koch-Parks, der Faulen Wiesen, des Heidewäldchens  und nicht zuletzt auch der angrenzenden Bäume
und Sträucher rund um den Lauseberg führen.Darüber hinaus fehlt mir im vorliegenden Gutachten die Betrachtung des Lauseberges als Teil weiterer Lebensräume. Nämlich dem Landschaftspark Barnim, dem Robert-Koch-
Park, dem Hei dewäldchen und den Faulen Wiesen. Diese Lebensraume hängen unmittelbar vom Lauseberg ab. Er fungiert als Grünstreifen, der diese Biotope miteinander verbindet und es den Tieren ermöglicht, zwischen
ihnen zu wechseln. Nicht zuletzt musste dafür, per Auflage, extra ein Grünstreifen in der Einfamilienhaussiedlung im Westen geschaffen werden, damit der Wildwechsel nicht unterbrochen wird. Auch hier finden sich keinerlei
Betrachtungen in Ihrem Gutachten. Deshalb fordere ich Sie auf, eine Neubetrachtung durchzuführen, die die o.g. Aspekte berücksichtigt und den Lauseberg als Teil eines eines größeren Landschaftsverbundes begreift.

Verkehrsgutachten - bezüglich des Gutachtens habe ich folgende Einwände: Sie führen aus, dass der Standort aufgrund der S-Bahn Nähe gewählt wurde. Fakt ist jedoch, dass die Schule für den Landkreis sein soll, dessen
Schüler über keinen S-Bahn-Anschluss verfügen. Von daher ist dieses Argument absolut nichtig. Stattdessen kann davon ausgegangen werden, dass die meisten der 800-1000 Schüler mit dem Bus bzw. dem Auto
anreisen werden. Der von ihnen angegebene Schätzwert von ca. 140 Mehr Kfz durch Schüler und Lehrer ist in meinen Augen verharmlosend und soll von dem bevorstehenden Kfz-Ansturm ablenken. Auch die Argumentation,
dass sie vor dem Bahnhof eine Busstation befindet ist zu kurz gedacht. Die Bushaltestelle ist auf jeder Seite für einen Bus ausgelegt und bereits jetzt gibt es immer wieder Verkehrsprobleme, wenn sich zwei Busse mal
gleichzeitig an der Haltestelle befinden. Es ist blauäugig anzunehmen, dass durch den erwarteten Schulbusverkehr kein Verkehrschaos entstünde. Dies zeigt nicht zuletzt die Situation in Schwanebeck, wo die Schule einen
eigenen Busbahnhof nachträglich bauen musste, um das Verkehrsaufkommen zu bewältigen. Dafür fehlt hier, am Lauseberg schlicht der Platz. Der Hinweis auf die S-Bahn ist hier schlicht falsch und nicht tunlich.

22.6

hiermit formuliere ich noch einmal ausdrücklich meinen Einspruch gegen das von Ihnen geplante Bauprojekt. Ich habe meine Stellungnahmen zu den einzelnen Rubriken bereits abgegeben, den noch gibt es Punkte, die
bisher noch nicht eingeflossen sind. Der dem Bauvorhaben zugrundeliegende Umweltbericht ist nicht nur unvollständig sondern in eini gen Teilen auch falsch. Insbesondere stört mich das verharmlosend dargestellte Bauprojekt
eines Stadions inmitten einer Einfamilienhaussiedlung. Die Problematik eines derartigen Bauvorhabens mit Tribünen und Vereinsheim, Kunststoffbahn und Spielbetrieb und der damit verbundenen Licht- , Lärm-, Boden- und
Wasserverschmutzung beleuchten Sie in ihren Gutachten nur ansatzweise.

22.3
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24.2

24.3

24.4

24.5

18
.0

7.
20

24 Wir wenden ein - zur wirtschaftliche Situation/ Haushalt:: Dieser Standort wird gemäß den ganzen Gutachten durch die Lage im Trinkwasserschutzgebiet viel höhere Kosten verursachen als andere Standorte, weil u.a.
besondere Baumaterialien erforderlich sind. Steuergelder sind sparsam und wirtschaftlich zu behandeln. In dem Fall muss ein anderes Argument für diesen Standort ziemlich viel wiegen, um diese Mehrausgaben zu
rechtfertigen. Hinzu kommt, dass die Gemeinde für die Schmutzwasserversorgung zuständig ist. Zum Beispiel erfordert die geplante Abwasserpumpe laufende Kosten für die Instandhaltung, sie geht auch mal kaputt.
Wie sieht es im Winter aus? Wenn die Tanks nicht tief genug liegen aufgrund des Schutz gebietes, benötigen Sie wahrscheinlich zusätzlich Heizungen. Dies sind alles Ausgaben, die auch in den Folgejahren anfallen und
zukünftig im Gemeindehaushalt fehlen.

25.3

04
.0

8.
20

24 Ich erhebe Einwand gegen die Änderung des Bebauungsplans (35P). Ich lese in der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick vom 15. Oktober 2012 § 4 Schutz der Zone III A . . . In der Zone
III A sind außerdem verboten: Abs. 14 1. die Darstellung von neuen Bauflächen oder Baugebieten im Rahmen der vorbereitenden Bauleit planung, wenn darin eine Neubebauung bisher unbebauter Gebiete vorgesehen
wird
In Zeiten des immer knapper werdenden Wassers ist das ein durchaus sinnvolles Verbot. Deshalb darf dieses Verbot auch nicht für den Bau eines Gymnasiums außer Kraft gesetzt werden

Bürger/Bürgerin 26

Bürger/Bürgerin 27

25.2

Wir wenden ein, dass dieser Standort im Trinkwasserschutzgebiet liegt und nur durch Ausnahmeregelungen und Auflagen zu realisieren ist. Die Dimensionen mit einer wettkampffähigen Sportanlage sind unverhältnismäßig für
einen reinen Schulbetrieb, dem eigentlichen Bauzweck. Kosten/Nutzen diese Bauprojektes, in diesen Dimensionen, an einem Standort wo die Infrastruktur aus den Nähten platzt, erfordern viele zusätzliche Ressourcen, auch für
die Einwohner dieser Gemeinde (Folgekosten der Schmutzwasserentsorgung). Wir wenden ein, dass in Anbetracht der enorm steigenden Kosten keine Alternativen betrachtet und gegenübergestellt werden.

26

Für die Anreise mit der S-Bahn würde lediglich ein kleiner Teil der Schüler, die in der Nähe des S-Bahnhofs Röntgental wohnen, in Betracht kommen. Selbst dies ist fraglich, denn diese müssen hierfür erstmal zum S-Bahnhof
Röntgental und von dort aus zu Fuß zum Lauseberg. Aufgrund des 20 Minutentakts kommt noch eine längere Wartezeit hinzu. In dieser Zeit sind Sie aufgrund der räumlichen Nähe zum Lauseberg, längst mit dem Fahrrad an
der Schule, sodass die S-Bahn selbst im Winter, aufgrund der geringen Fahrzeit mit dem Fahrrad, wahrscheinlich ausscheidet.Die Schüler aus Bernau werden weiterhin das dortige Stadtgymnasium sowie das Barnim-
Gymnasium nutzen und kommen daher auch nicht für die S-Bahn infrage.Die übrigen Schüler, welche nicht in S-Bahn Nähe wohnen, werden dementsprechend mit dem Bus oder ebenfalls dem Fahrrad anreisen.
Gerade morgens, wenn zum S-Bahnhof auch noch die Pendler nach Berlin streben und Schüler der neuen Grundschule in der Elbestr. fahren oder von ihren Eltern mit dem PKW gebracht werden, erweist sich die Schönower
Str. als Nadelöhr. Erst recht durch die Fahrbahneinengung am Bahnhof, wo die Busse bereits jetzt nicht bei Gegenverkehr durchkommen. Auch stellt sich die Frage, wo die Stellplätze für die wesentlich erhöhte Anzahl an
Bussen herkommen soll. Schon für den heutigen Busverkehr reicht die Stellfläche am S-Bahnhof gerade so aus. Ebenso durch die Kulmination von Berlinpendlern, die morgens zu Schulbeginn zum S-Bahnhof kommen, als
auch mit ihrem PKW die Schönower Str. befahren, um nach Berlin zu gelangen, ist die Verkehrssicherheit für die mit dem Rad fahrenden Schüler nicht gewährleistet und Konflikte mit den zahlreichen Fußgängern vor allem im
Berufsverkehr am Morgen im S-Bahnbereich unausweichlich. In Anbetracht dieser Punkte ist die S-Bahn Nähe somit kein Argument für diesen Standort.

in der Begründung für den Neubau wird ausgeführt: "Ausgangspunkt für die Prognosen des Schulentwicklungsplanes zum künftigen Schulplatzbedarf bildete die Anzahl Schülerinnen und Schüler (SuS) nach Wohnorten im
Schuljahr 2020/21. Diese Zahlen wurden mit Stand 31. Oktober 2020 von allen öffentlichen Schulen erhoben. Des Weiteren wurde die von den Einwohnermeldeämtern im Januar 2021 übermittelte Anzahl der schul pflichtigen
Kinder einbezogen." Diese Erhebung ist aus dem Jahre 2020 und bezieht sich nur auf die Prognose bis 2026/27! Ich bitte um Aktualisierung der Prognose mit den Ist-Ständen bis 2024 und einem Ausblick bis 2035! Nach
meinem Kenntnisstand wird die Schülerzahl in den nächsten 10 Jahren deutlich zurück gehen.

die Planung für das Gymnasium begannen vor Corona und vor dem Ukraine-Krieg. Ich bitte um Mitteilung, von welchem Investitionsvolumen im Jahr 2020 ausgegangen wurde. Im Jahr 2024 haben sich sie
Rahmenbedingungen deutlich verändert. Von welchem Investitionsvolumen wird im Jahre 2024 ausgegangen unter Berücksichtigung der weltpolitischen Lage (folgen für den Wehretat), Inflation und sinkenden Steuereinnahmen?

25.1

Bürger/Bürgerin 25

Wir wenden ein - zur Verkehrssituation: Der Standort ist hinsichtlich der Verkehrsanbindung nicht geeignet. Bisher wurde als Hauptargument für den Standort die S-Bahn Nähe genannt und dass damit die Barnimer
Busgesellschaft,  welche schon jetzt zu wenig Personal hat, entlastet wird. Diese Argument ist aber in keinster Weise nachvollziehbar.

gegen das vorliegende Niederschlagswasserkonzept lege ich hiermit Widerspruch ein! Begründung:
• Unter dem Gesichtspunkt des nachgewiesenen Klimawandels und verstärkten Starkregenphasen ist die Nutzung der Regenwerte von 1951 - 2020 regelrecht fahrlässig!
• Die Werte sind zu aktualisieren (bis 2024 unter Berücksichtigung der Niederschlagsentwicklung und Starkregenphasen der letzten5 Jahre) und mit einem zusätzlichen Sicherheitsfaktor zu belegen, um für die Zukunft besser
gerüstet zu sein!
• Durch die veränderten Niederschläge in den nächsten 10 Jahren ist mit einem Mehraufwand für die Umsetzung der Maßnahmen zu rechnen. Ich bitte um Mitteilung, wie sich die zukünftig Kosten von Ersatzmaßnahmen
auswirken. Ein Prognosewert ist diesbezüglich zu veröffentlichen!

in der öffentlichen Veranstaltung am 16.07.2024 im Rathaus Panketal wurde eine Karte mit Standortvarianten vorgestellt. Ich bitte um Veröffentlichung des Variantenvergleichs für die dort aufgeführten 8 Standorte. Wenn es
diesen nicht geben sollte, bitte ich um Durchführung des Variantenvergleiches als Grund lage für die Standortwahl.
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20
24 hiermit äußere ich folgende Einwände dem Bau des Gymnasiums und einer Wettkampfarena auf dem Lauseberg (Bebauungsplan 35P), obwohl ich Vater dreier Kinder bin, die vom Gymnasium in Panketal profitieren

könnten, aber eben nicht an diesem Standort: Zuallererst habe ich große Bedenken der für so ein großes Bauprojekt nicht entsprechenden Verkehrslage. In der Schönower Straße gibt es keinen eigenen Radweg, am S-
Bahnhof Zepernick keinen Busbahnhof. Die Kurve am Lauseberg hat zwar seit einiger Zeit Tempo 30, aber über die Hälfte der Fahrzeuge befährt diese weiterhin mit 50km/h. Ampeln/Zebrastreifen wären von Nöten, ein
Rückstau in beide Richtungen vorprogrammiert bei ca. 500 Schülerinnen und Schülern.

Die Ausweichroute über die Bucher Allee oberhalb des Lauseberges würde so noch mehr belastet, als sie es ohnehin schon ist. Es ist die Hauptverbindung für viele Panketaler, v.a. aber Schönower und Bernauer nach Berlin,
die keine Autobahn fahren wollen/müssen. Daher ist diese eigentlich als Wohnviertelstraße gedachte Zubringung schon sehr stark frequentiert. Als Anwohner weiß ich zudem, dass sich auch hier über die Hälfte aller Fahrzeuge
nicht an die vorgeschriebene Tempo-30-Zone hält. Durch die digitale Messung vor Ort sehe ich nicht selten Geschwindigkeiten über 50 sogar 60 km/h. Da in dieser Straße auch einige Autos parken, ist durch die dadurch
entstehende Einspurigkeit zudem das Chaos vorprogrammiert. Weitere Einwände sind für mich die angespannte Trinkwasserversorgung Panketals, die dadurch noch verschärft wird und die Zerstörung der
Kaltluftentstehungszone. Der Bau eines Gymnasiums sowie einer Wettkampfarena in einem reinen Wohngebiet verursacht automatisch Unmut bei den Anwohnern. Ein anderer Standort in einem urban geringer verdichteten
Lebensraum würde dem Lernen und Sporttreiben die Ruhe bieten, die sie verdienen und benötigen.

27
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20
24 wir sind entschieden gegen eine Bebauung des Lauseberg in dieser Form. Vor allem gegen die Errichtung einer Sportanlage im Wasserschutzgebiet. Wir Anwohner werden bestraft, wenn wir nur einen selbst gepflanzten

Baum im eigenen Garten fällen. Hier wird über unsere Köpfe hinweg geplant und gebaut. Im Übrigen ist der Lauseberg auch Rastplatz für viele Wildgänse die hier auf ihrem Weiterflug einen Zwischenstop einlegen.
Wir bitten ihre Planung nochmals zu überdenken und entsprechend zu korrigieren.

04
.0

7.
20

24 Hiermit wende ich mit entschieden gegen das Bauvorhaben Gymnasium und Wettkampfarena auf dem Lauseberg. In Zeiten des Klimawandels ist es unverständlich, dass eine Grünvernetzung aufgelöst wird und
gleichzeitig eine Zerstörung des Biotops Robert Koch Park in Kauf genommen wird.
Von jedem panketaler Bürger wird sparsamer Wasserverbrauch angemahnt und hier wird offensichtlich die schon angespannte Trinkwasserversorgung ignoriert. Ich bitte um Suche eines alternativen,besser geeigneten
Standortes für das Bauvorhaben.

04
.0

7.
20

24 der geplante Bau des neuen Gymnasiums auf dem Lauseberg in Zepernick widerspricht in jeder Hinsicht dem Gartenstadt-Charakter von Panketal. Wir stehen hinter der "Initiative Gymnasium-Zepernick", die mit großer
Genauigkeit und Sachverstand die Einwände für das geplante Gymnasium auf dem Lauseberg dargestellt hat. Wir verlangen von unserem Bürgermeister, dass die von der "Initiative Gymnasium Zepernick"
vorgeschlagenen beiden Alternativ-Standorte sehr genau auf ihre Tauglichkeit geprüft werden. Wir sind außerdem der Meinung, dass man überprüfen sollte, ob nicht durch eine bauliche Erweiterung des Barnim-
Gymnasiums Bernau ein Neubau in Zepernick nicht erforderlich wäre. Die Infrastruktur ist dort schon komplett vorhanden. Eine Busverbindung von Panketal zum Barnim-Gymnasium Bernau und zurück gibt es auch
schon. Außerdem gibt es von Panketal zum Barnim-Gymnasium Bernau einen ausgezeichneten Radweg (Fahrzeit etwa 20 Minuten).

06
.0

7.
20

24 wir erheben Einwand gegen den Standort Lauseberg und die damit hervorgerufenen Probleme bezüglich Bürgerunmut, Lärmbelästigung, fehlender Ruhe- und Erholungszeiten, überdimensionaler Bebauung,
steigendem Verkehrsaufkommen, negativer Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingriff in den bereits überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal.
Zudem erheben wir Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im
Gutachten als Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das
gesamte Gutachten (Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein
neues Gutachten muss erstellt werden. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in
seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über den Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht
noch weiter verschlimmern würde.

06
.0

7.
20

24 Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte
Gutachten (Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues
Gutachten muss erstellt werden. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner
Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch
weiter verschlimmern würde.

06
.0

7.
20

24 Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch
notwendiger Anlagen wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck nicht notwendig wären.

06
.0

7.
20

24 hiermit möchte ich Einwand gegen den Bebauungsplan 35P des Lauseberges erheben.
Ich möchte, dass unserer Wasserschutz weiterhin Bestand hat. Ich möchte, dass der Artenschutz insbesondere der Feldlärche weiterhin Bestand hat. Ich bin gegen die Versiegelung weiterer Flächen und dem
Absinken des Grundwasserspiegels und den Auswirkungen bspw. im Robert-Koch Park. Bitte überdenken Sie einen Plan B, um auch Steuergelder sinnvoll zu nutzen.

32

Bürger/Bürgerin 32

33

Bürger/Bürgerin 33
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Bürger/Bürgerin 34
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Bürger/Bürgerin 29
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Bürger/Bürgerin 30
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20
24 Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als

Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte
Gutachten (Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues
Gutachten muss erstellt werden.

Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.

08
.0

7.
20

24 Da wir uns vor 20 Jahren eine landschaftlich schöne Stelle für unser Haus ausgesucht haben sind wir sehr traurig . Es ist immer wieder schön nach Hause zu kommen und an den Feldern vorbei zu laufen . Die Natur läßt
einen sofort entspannen.
Darum möchten wir das folgende Punkte unbedingt berücksichtig werden.

1. Keine Vernichtung von Brut und Ruhezonen der Vogelwelt.

36.2

36.3

36.4

36.5

08
.0

7.
20

24 Hiermit lege ich meinen Widerspruch zur Bebauung dar:
1. Ein Trinkwasserschutzgebiet soll trotz einer angespannten Trinkwasserlage die sich in einem Bewässerungsverbot je nach Ampelphase äußert bebaut werden.

37.2

37.3

37.4

09
.0

7.
20

24 in obiger Angelegenheit möchten wir, Gabriele und Thomas Marquardt, unsere Bedenken und Einwände gegen das obige Bauprojet mitteilen:
Wir erheben Einspruch gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch
notwendiger Anlagen wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG, nicht notwendig wären. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die
Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten (Fachgutachterliche Stellungnahme zur
Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt werden. Bei Nutzung eines
Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als
Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Auch das steigende
Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten
Stress für die Anwohner sehen wir als erhebliche Verschlechtung unserer Lebensqualität an, da wir in der Eosanderstraße wohnen. Wir sehen durch dieses Bauprojekt unser Kleinod zerstört.

4. Hier wird eine massive Flächenversiegelung vorangetrieben und mit einem 4,50m hohem Zaun eine Zerstörung des Landschaftsbildes geschaffen.  Aus diesen Gründen fordere ich alle Gemeindemitglieder auf sich eine
neue Variante zu überlegen.

Bürger/Bürgerin 38

38

4. Für was eine Wettkampfarena ohne Flutlicht die in den Wintermonaten nicht genutzt werden kann.
5. In der Straße der Jugend oder Schulstandort Schwanebeck gibt es doch bessere Bedingungen. In der Hoffnung das auch die Bürgermeinung berücksichtigt wird verbleibe ich

37.1

Bürger/Bürgerin 37

2. Mit der Bebauung werden Brut- und  Ruhezonen der Vogelwelt insbesondere der Feldlerchen zerstört.
3. Wem nutzt eine Wettkampf Arena ohne Flutlicht die in den Wintermonaten nicht genutzt werden kann.

35

Bürger/Bürgerin 35

36.1

Bürger/Bürgerin 36

2. Das Trinkwasserschutzgebiet zu erhalten da jetzt schon eine angespannte Trinkwasserlage herscht.
3. Keine Flächenversiegelung und was ganz schrecklich ist kein Lärmschutzzaun von 4,50m der das Landschaftsbild totall zerstört.
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20
24 Die im Plan dargestellten allgemeinen Ziele sind die Sicherung einer Gemeinbedarfsfläche der Zweckbestimmung „Schule und Sport“, die Sicherung einer Fläche für die Zweckbestimmung Sportplatz, die Festsetzung eines

Allgemeinen Wohngebietes für ein Grundstück an der Buchenallee, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, zu erhaltende Einzelbäume sowie ein Geh,- Fahr- und Leitungsrecht auf
der Gemeinbedarfsfläche. Notwendige Flächen für Anlagen der technischen Infrastruktur sind im Plan nicht dargestellt, aber in der Veröffentlichung erwähnt. Im Rahmen der Beteiligung sind der Bebauungsplanentwurf
35P mit Begründung inclusive verschiedener Gutachten öffentlich einsehbar.

39.2

39.3

39.4

39.5

39.6

39.7

39.8

39.9

39.10

39.11

39.12

Der Standort Lauseberg wird als ungeeignet für die überdimensionierte Schule nebst Dreifeldsporthalle betrachtet. Es fehlt die Prüfung, inwieweit die Planung soweit reduziert werden kann, dass sie auf den Bedarf für ein
4-zügiges Gymnasium entsprechend dem Musterflächenprogramm im Land Brandenburg entspricht. Es wäre im Interesse der Allgemeinheit, einen anderen Standort zu prüfen (Birkholzer Straße, Wandlitz oder auch
Bernau). Die geplante Dreifeldsporthalle ist für ein 4-5 zügiges Gymnasium überdimensioniert. In Zepernick steht eine Dreifeldspothalle in Kürze zur Verfügung, so dass es keinen Grund gibt eine zweite Dreifeldsporthalle zu
errichten.
Abgelehnt wird ein wettkampfgerechter Sportplatz der hier an die Wohnbebauung heranrückt. Das Schutzbedürfnis der Anwohnenden wird hier letztendlich weggewägt. Für die umliegenden Gebiete liegt bereits jetzt eine
nicht unerhebliche Lärmbelastung insbesondere durch den Verkehrslärm von Bahn und Schönower Straße vor. Die zu erwartenden hinzukommenden Störungen durch den Sportbetrieb, die Zuschauer und die der Anlage
zuzurechnende Verkehrsbelastung einschl. Stellplätzen führen zu einer gebietsunüblichen Unruhe im Allgemeinen Wohngebiet. Erschwerend kämen das erwähnte Zubehör wie Vereinsheim und ggf. eine Tribüne sowie nicht
erwähnte
(Kampfbahn Typ C) hinzu. Die erforderlichen Lärmschutzwände rücken derartig dicht an die Wohnbebauung heran, so dass sie eine gewisse erdrückende Wirkung auf die angrenzende Bewohnerschaft und die im Gebiet
Wohnenden hervorrufen.
Wegen der nicht notwendigen hochgradigen Versiegelung des Planungsgebietes wird die ohnehin  zu geringe Grundwasserneubildungsrate weiter eingeschränkt. Auch die Eintragungen von Microplastik und Nanoplastik in
das Grundwasser wird nicht ausgeschlossen.

Die bestehenden Grünzüge werden in ihrer Klimawirksamkeit stark eingeschränkt, statt sie durch entsprechende Planung zu stärken. Die Verknüpfung der Gebiete über die in den rückwärtigen Grundstücksbereichen zwischen
Liebermann und Gontardstraße gelegene Ost- West- Grünvernetzung zu den angrenzenden Gebieten Schönower Heide und Priesterwäldchen mit Klimawirksamkeit wird zerstört. Diese Wirksamkeit kann nicht durch die
bestehenden Straßenzüge und die geplante Begrünung des Planungsgebietes erreicht werden. Die versiegelten bzw. bebauten Flächen heizen sich tagsüber auf und der Luftaustausch in der Nacht kann wohl nur stark
eingeschränkt erfolgen. Die nächtliche Temperaturentlastung der angrenzenden Wohngebiete in der Sommerzeit ist gestört. Das hat negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit.

Mein persönliches Schutzbedürfnis möchte ich schon jetzt geltend machen. Wir leben in einem durch den Bebauungsplan Nr.11 „Wohngebiet Schlüterstraße“ gesicherten Allgenmeinen Wohngebiet und erwarten von der
Gemeinde, dass der Schutz der Anwohnenden sichergestellt wird. Das liegt hier ausschließlich in der Verantwortung der Gemeinde.

Die Gemeindevertretung Panketal hatte in ihrer Sitzung am 21.05.2024 den Vorentwurf des Bebauungsplans (Stand 03/ 04-2024) gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen, obwohl
das Problem der ungeprüften, auszulegenden Unterlagen (Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Gutachten) allen bewusst war. Dieses Handeln ist nicht nachvollziehbar. Zeitdruck rechtfertigt nicht ein oberflächliches
Arbeiten. Hier wird der Öffentlichkeit etwas zugemutet, was nicht vertretbar ist. Dass die Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange wertvolle Hinweise zu Fachgutachten geben können, das ist nachvollziehbar. Es ist
allerdings zu kritisieren, dass der Öffentlichkeit ungeprüfte und unstimmige Unterlagen und Gutachten vorgelegt werden. Was erwartet die Gemeinde von den Bürgern, etwa die Prüfung der Unterlagen?

Gemäß § 3 Absatz 1 BauGB möchte ich mich zum Entwurf des Bebauungsplans 35 P „Lauseberg“ äußern. Voranstellen möchte ich, dass ich die vorgestellte Planung ablehne, da sie einen Verstoß gegen die Verbote der
Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick darstellt. Es ist nicht abschließend nachgewiesen, dass die mit der Verordnung beabsichtigte Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung und der
Schutz des Grundwassers im Einzugsbereich des Wasserwerkes Zepernick nicht gefährdet sind. Die zuständige Wasserbehörde sollte sich zumindest dahingehen äußern, ob eine Befreiung- wenn auch unter bestimmten
Bedingungen- in Aussicht gestellt werden könnte.

Mit dem Bebauungsplan werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, die nicht im Planungsgebiet ausgeglichen werden sollen. Auswirkungen auf benachbarte Biotope werden nicht gewürdigt. Diese sind aber zu
erwarten (z.B. Heidewäldchen und Robert- Koch Park). Die Planungen haben, insbesondere wegen des Sportplatzes mit den notwendigen Schallschutzwänden, eine erhebliche Störung des Ortsbildes zur Folge. Von
Gartenstadtcharakter kann hier auch nicht die Rede sein. Dafür ist das geplante Schulgebäude nebst 3-Feld Sporthalle viel zu kompakt und dominant und unsensibel verortet

Die Erschließung mit Trinkwasser ist ganzjährig grundsätzlich nicht gesichert. Das Gutachten zur Trinkwasserversorgung ist nicht plausibel und entspricht nicht dem Informationsstand der Öffentlichkeit. Im Sommer gibt es
Gartensprengverbote mit Verweis auf die Wasserknappheit. Es kommt zu Druckverlusten. Die Gemeinde ist sogar gezwungen, Trinkwasser einzukaufen. Und die GV hat unlängst beschlossen, dass zur Sicherung der
Wasserversorgung der Gemeinde Anfragen von Vorhabenträgern zur Aufstellung von Bebauungsplänen mit dem überwiegenden Ziel der Wohnbebauung negativ zu beantworten sind.

Die Versorgung mit Wärme/ Energie ist unklar, auch wenn auf S. 62 auf die Absicht zur Errichtung eines Blockheizkraftwerkes hingewiesen wird. Dazu erfolgen keine weiteren Ausführungen. Da dieses auf der
Gemeinbedarfsfläche errichtet werden soll wird davon ausgegangen, dass es nur der auf der Gemeinbedarfsfläche zulässigen Gebäuden dienen soll. Gegen die Errichtung eines Blockheizkraftwerkes auf Basis fossiler
Brennstoffe bestehen meinerseits ehebliche Bedenken.

Die Entwässerungssituation des Gebietes ist als schwierig bezeichnet (S.10 der Begründung). Es ist zu erwarten, dass die angedachten Maßnahmen nicht ausreichen, zumal Starkregenfälle immer mehr zunehmen. Schon
jetzt gelingt es der Gemeinde nicht, für diesbezüglich problematische Standorte entsprechende Lösungen nachhaltig umzusetzen (z.B. Lauseberg selbst, Wilhelm-Lebknecht Straße/ Schinkelstraße).

39.1

Bürger/Bürgerin 39
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Der Bebauungsplan stellt auch einen Verstoß gegen Grundsätze der gemeindlichen Planung dar (Lärmaktionsplan, Leitlinien für die Ortsentwicklung-Gartenstadt, Niederschlagswassersatzung).

Die Begründung rechtfertigt die Standortauswahl lediglich. Eine Abwägung der Standorte untereinander hinsichtlich der Eingriffe in Natur, Umwelt, Gesundheit von Menschen, Baugrund, Trinkwasserschutz, Regenwasser,
Verkehr und standortbedingte Mehrkosten erfolgt nicht.  Das Erfordernis am Standort Lauseberg zu Planen und zu Bauen ist nicht nachgewiesen. Die unter 5.2. erwähnten und im Vorfeld des Bebauungsplans entwickelten
Leitlinien für die Planung der Schule bestimmen hier Rahmenbedingungen, die ausschließlich ergebnisorientiert aufgestellt wurden und keine echten Alternativen zulassen. Die geplanten Vorhaben werden den am Lauseberg
vorzufindenden besonderen und sensiblen Standortbedingungen nicht gerecht.

Auf Seite 33/ 34 wird ausgeführt, dass die Fläche der Zweckbestimmung „Sportplatz“ auch dem Vereinssport zur Verfügung gestellt werden soll. Es wird ausgeführt, dass Bestandteil dieser Anlage ein Nebengebäude sein soll
(Gerätehaus, Umkleide) und Stellplätze. Anderswo ist die Rede davon, dass hier auch ein Vereinsheim untergebracht werden soll, dass es sich um eine zweigeschossige Bebauung handelt und das die Dachfläche von der
Festsetzung einer Dachbegrünung ausgenommen wird. Auch ist die Rede von einer Tribüne. Im Sinne einer der Planklarheit sollten Baulichkeiten mittels Planzeichnung dargestellt werden, das Gebäude mit Dachbegrünung.
Konkrete Auswirkungen die von einem Vereinsheim ausgehen, werden nicht beschrieben. Auf S. 34, letzter Satz wird ausgeführt, dass über die Herstellung der Kampfbahn Typ C noch nicht abschließend entschieden ist. Was
wäre die Alternative dazu?

Die der Begründung beigefügten Gestaltungsbeispiele des Büros Herwarth und Holz, welche im Auftrag der Gemeinde Panketal erarbeitet wurden, stellen keine sich wesentlich unterscheidenden Lösungen dar. Zumindest
aber zeigt das Gestaltungsbeispiel 3, dass der Flächenbedarf erheblich reduziert werden könnte. Für sich voneinander wesentlich unterscheidende Lösungsansätze wäre zumindest ein diskursives städtebauliches
Gutachterverfahren mit Einbeziehung von Öffentlichkeitsvertretern und Schulvertretern angebracht gewesen.

Eine Eingriffsbewältigung muss dem Grundsatz „der Vermeidung- der Verringerung- und des Ausgleichs am Ort des nicht vermeidbaren Eingriffs“ gerecht zu werden. Das wird leider im Abwägungsansatz in dieser Klarheit
völlig außen vorgelassen.

Die beiliegenden Gutachten sind nicht geprüft. Das ist ein Problem. Es ist erkennbar, dass die Gutachten und die Begründung nicht plausibel sind. Das stellt einen erheblichen Mangel dar.

Die Aussagen des Bodengutachtens sind nicht in die Begründung eingeflossen, es erfolgt lediglich der Hinweis, dass ein solches vorliegt (S. 14 der Begründung). Die Kompliziertheit der Bodenverhältnisse und die
Konsequenzen für die Baumaßnahmen sollten hier beschrieben werden.

Die Planung wird einem aufgeführten wesentlichen Ziel des Landschaftsrahmenplans Landkreis Barnim hinsichtlich Naturschutz und Landschaftspflege nicht gerecht (sh. S.15 Begründung, 3. Absatz).

Bisher ist der FNP, Stand 2019 nicht geändert. Für den i.R. stehenden Standort soll das im Parallelverfahren erfolgen. Dazu habe ich im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung eine Stellungnahme mit Datum
vom 18.11.2023 abgegeben, die ich hiermit in Bezug zu den Inhalten des Bebauungsplanentwurfs Nr. 35 P ausdrücklich aufleben lasse (als Anlage beigefügt).

Insgesamt ist der Standort am Lauseberg für Umsetzung der ausgelegten Planung nicht geeignet. Die dadurch hervorgerufenen Eingriffe in Umwelt, Natur, Gesundheit und Kulturgüter sind zum Teil erheblich. Konflikte
werden nicht abschließend rechtssicher bewältigt. Die Planung wirkt sich insgesamt negativ auf die Gesundheit der umliegenden Bewohnerschaft aus. Dazu folgen nun noch einige Anmerkungen zu den Planungen im Detail.

Meinerseits ist zu rügen, dass leider die vom Gesetzgeber geforderten, sich wesentlich unterscheidenden Lösungen die für die Neugestaltung des ca. 9,22 ha großen Areals in Betracht kämen, nicht wirklich vorhanden sind.
Als allerersten Schritt hätte ich eine detaillierte, projektbezogene und alternative Standortprüfung für zwingend erforderlich gehalten. Das hätte bereits vor dem Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan und vor dem
Beschluss für die Änderung des FNP im Teilbereich 5 erfolgen müssen.  Selbst dem intransparenten Grundstückskauf des Landkreises hätte dies, in einer für die Öffentlichkeit transparente Art und Weise vorangestellt werden
müssen.  Die Begründung verweist diesbezüglich auf die Standortprüfungen für eine Grundschule in Zepernick aus 2019. Die hier getroffenen Aussagen sind m.E. nicht auf das geplante sehr Flächen in Anspruch nehmende 4-5
zügige Compartment- Gymnasium welches einen nicht im entferntesten vergleichbaren Einzugsbereich als die eine Grundschule hat, zu übertragen. Was die Flächen angeht, plant man hier wohl ein 5- zügiges Gymnasium, 4-5
zügig ist aus meiner Sicht irreführend. Hinzu kommt eine Dreifeldsporthalle, die für den Bedarf des Gymnasiums wesentlich zu überdimensioniert geplant wird. Auch die Inanspruchnahme von Außenanlagen geht über den aus
dem Musterflächenprogramm für allgemeinbildende Schulen im Land Brandenburg entnehmenden Bedarf weit hinaus.

Für das zweite, große Projekt, welches die Fläche für einen Sportplatz festsetzen soll, wurde ebenfalls keine alternative Standortprüfung vorgenommen. Ein Bedarf im Landkreis Barnim für einen
wettkampfgerechten Sportplatz wird lediglich festgestellt, nicht aber nachgewiesen. Der Argumentation, dass die Fläche an der Straße der Jugend nicht zur Verfügung stünde, kann nicht gefolgt werden. Der rechtskräftige
Bebauungsplan 5 P „Sport- und Spielpark Straße der Jugend“ hat, wie auf S.31 der Begründung dargestellt, genau einen solchen Sportplatz zum Inhalt, wie er jetzt an der Buchenallee geplant werden soll. Ich gehe davon aus,
dass die für die Errichtung eines Sportplatzes an der Straße der Jugend auf S. 32 aufgeführten notwendigen Maßnahmen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 5 P bereits bekannt und als finanzielle Auswirkung
abgehandelt wurden. Ansonsten hätte man wohl den Bebauungsplan 5 P in der vorliegenden Form gar nicht festsetzen dürfen.  Deshalb kann ich die Argumentation in der Begründung zur nicht Eignung des Standortes 5 P nicht
nachvollziehen und lehne diese Argumentation vehement ab. Der Standort mit dem Bebauungsplan 5 P soll plötzlich für einen Sportplatz nicht geeignet sein?!
Hier sollten die Verantwortlichen in der Gemeindeverwaltung mit dem Landkreis prüfen, inwieweit die finanziellen Mittel zum Sportplatzneubau an der Straße der Jugend genutzt werden können. Dazu muss aber die Gemeinde
erst einmal die Initiative ergreifen. Derartige Verwaltungsvereinbarungen sollten doch möglich sein.

Es fehlt eine Zusammenstellung der finanziellen Auswirkungen und zwar aller Maßnahmen, getrennt nach Gemeinde und Landkreis sowie der standortbedingten Mehraufwendungen.  Wie das Personal, insbesondere die
Lehrkräfte sichergestellt werden sollen, wäre ebenfalls erwähnenswert.
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Zur textlichen Festsetzung 2 fehlen Ausführungen, um welche sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Nutzungen es sich dabei handeln soll. Es wäre fatal, wenn damit weitere
lärmintensive Nutzungen in da Gebiet kämen (z.B. die „Trommböse“).

Mit textlichen Festsetzung 6 wird eine Zuschauertribüne zulässig gemacht. Eine solche Tribüne bedarf einer besonderen Abwägung und Lärmbetrachtung. Es ist nicht hinnehmbar, über eine textliche Festsetzung einen
Sportplatz als Sportarena aufzurüsten, und das inmitten Allgemeiner Wohngebiete. Die Konflikte können nicht durch eine Schlüsselgewalt des Landkreises gelöst werden.

Zu den bauzeitlichen Auswirkungen fehlen konkrete Angaben (zu veranschlagende Bauzeiten für jedes einzelne Vorhaben, tägliche Arbeitszeiten, zu erwartende Lärm- und Staubimmissionen, Angaben zum LKW-Verkehr,
Abwicklung des Baustellenverkehrs…) Es ist absehbar, dass hierzu Maßnahmen getroffen werden müssen. Interessant wäre auch, wie diese sichergestellt werden sollen.

Stellt sich noch die Frage nach der teilweisen Überplanung und Inanspruchnahme eines Privatgrundstückes. Inwieweit bisher die angedeuteten Verhandlungen mit dem Eigentümer stattgefunden haben und wann genau das
erfolgte, dazu schweigt man sich aus.

Eine Wochenend- und Feierabenderholung der Anwohner ist so nicht gegeben. Weiter wird in der Begründung ausgeführt, dass der von der Schulnutzung möglicherweise ausgehender Lärm als sozialadäquat zu betrachten ist.
Zumindest aber fehlen Erläuterungen zu dem von der Schulnutzung zu erwartenden Lärmbeeinträchtigungen (z.B. verhaltensbedingter Lärm auf  Freiflächen, Pausenzeichen, Aktivitäten nach dem Unterricht, Musik auf der
Gymnastikwiese…) Auch wenn diese Beeinträchtigungen hinzunehmen wären, sollte nicht noch weitere Lärmquellen wie ein wettkampgerechter Sportplatz mit den geplanten Nebenanlagen hinzukommen. Im Übrigen sei darauf
hingewiesen, dass in den Nachtstunden neben dem Verkehrslärm sowohl S-Bahnverkehr, als auch der Güterverkehr je nach Wetterlage zur Störung der Nachtruhe beitragen. Es ist zu befürchten, dass die Anwohner künftig
„rund um die Uhr“ durch Lärm erheblich gestört werden. Die Abwägung muss dahingehend zwingend vertieft werden.

Abschließend möchte ich konstatieren, dass die Standortentwicklung am Lauseberg dem Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung widerspricht. Insbesondere wird der Grundsatz
vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden wird verletzt. Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11). Daran sollte angeknüpft werden. Unser Panketal soll auch in Zukunft
schön und lebenswert bleiben. Bitte informieren Sie mich über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.

39.28

Anbei sei mir der Hinweis gestattet, dass die Pflanzliste 1 eine sehr invasive Art, die Gewöhnliche Traubenkirsche beinhaltet.

Mit dem Vorhaben sollen auch unterirdische Baulichkeiten wie ein Regenwasserbehälter oder ein Rückhaltebauwerk entstehen. Diese sind als zu als flächenversiegelnd zu berücksichtigen.

Darüber hinaus werden Grünzüge geplant, was durchaus zu begrüßen ist. Es ist in der Begründung die Rede davon, dass hier auch Wegeführungen untergebracht werden sollen. Diese Wege, zumal hier von 5,0 m die Rede
ist, halte ich nicht für erforderlich. Die Erforderlichkeit von Wegen einschließlich der geplanten Breiten, sollte begründet werden. Es wäre auszuführen, für welchen Personenkreis mit welchen Zielorten diese Wege erforderlich
sind.
Ein solches Erfordernis wird nicht gesehen. Zumal die in Frage kommenden Ziele alle über das bestehende Straßen- und Wegenetz sehr gut erschlossen sind. Wege kosten in der Herstellung und baulichen Unterhaltung Geld.
Ggf. müssten diese wohl auch beleuchtet werden. Hier Wege zu errichten wäre Verschwendung von Steuergeldern.
Auf Seite 67 unter Schutzgut Mensch wird ausgeführt, dass die Planung eher Auswirkungen in positiver Hinsicht hat, weil Schulkapazitäten geschaffen werden. Der Schutzgutbezug ist hier nicht nachvollziehbar dargelegt. Es
gibt doch eher nachteilige Auswirkungen wegen des zu erwartenden Lärms.

Die unter 6. zusammengestellten Flächenbedarfe sind nicht nachvollziehbar. Unterlagen für ein Musterprogramm konnte ich mir nur für 4-zügige Gymnasien erschließen. Die in der Begründung angeführte Flächenvorsorge
für den 5ten Zug ist nicht belegt und nachgewiesen. Wenn überhaupt gebaut wird, dann sollte der Bedarf anhand einer aktuelleren und zeitlich weitevorausschauenden Schulplanung bzw. Bevölkerungsprognose erfolgen. Die
Flächenbedarfe könnten damit erheblich reduziert werden. Hier wird aus den vollen geschöpft und ein überdimensioniertes Luxus- Gymnasium geplant. Ein solch überdimensioniertes Gymnasium gibt weder Zepernick noch
der Standort Lauseberg her.

Die Erschließung mit dem ÖPNV ist nicht ausreichend beschrieben. Die Nähe zur S- Bahn begründet nicht die dargelegte gute Erschließung für die Schülerinnen und Schüler aus dem Südbarnim.
Die wenigsten werden die S-Bahn nutzen. Es sind überwiegend die Buslinien, die für die An- und Abfahrten genutzt werden. Die Busse werden in den Spitzenstunden vor der Schule halten und für
Verkehrsprobleme sorgen. Hinzu kommen die PKW- An- und Abfahrten des Lehrpersonals. Die Gefahr von Unfällen rund um die haltenden Busse ist vorprogrammiert.  Das bedeutet weiterhin, dass sich neue Schleichwege
durch die weiter angrenzenden Wohngebiete gesucht werden und die Wohnruhe der Anwohnerschaft durch Verkehrslärm beeinträchtigt wäre.

Die Regelungen zum Lärmschutz sind nicht ausreichend. Im Plan ist die Lärmschutzwand als zulässig dargestellt, wonach eine solche nicht zwingend zu errichten wäre. In der Begründung sind verschiedene Varianten
dargelegt, wonach in verschiedenen Abschnitten zwischen 3,50m bis zu 4,80 m hohe Lärmschutzwände zu errichten wären. Der beschriebene Lärmkonflikt wird nicht bewältigt. Hier sind zwingende Festsetzungen erforderlich.
Weshalb die Wettkampfnutzung sich auf maximal 18 Veranstaltungen im Jahr als seltene Ereignisse beschrieben werden, ist völlig unklar geblieben. Das kann von uns Anwohnern nicht mitgetragen werden. Es ist zu
erwarten, dass es nicht dabei bleiben wird und dass darüber hinaus weitere Veranstaltung stattfinden. Wie aus den Unterlagen zu entnehmen, soll der Sportplatz darüber hinaus auch von der Schule genutzt werden.
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24 Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines
Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

41.2

41.3

41.4

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet
(s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“).

die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte
Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Bereits jetzt unterliegen wir erheblichen Wasserentnahmebeschränkungen, die
schlussendlich zu einer Entwertung der Grundstücke und vor allem der Tatsache führen, dass wir in heißen und trockenen Sommern liebevoll angelegte Gärten werden vertrocknen lassen müssen. Hinzu kommt, dass bei
Starkregenereignissen das Wasser, das nicht auf dem Lauseberg versickern kann, die Buchenallee abwärts fließen und somit zu Wasserschäden auf den weiter unten gelegenen Grundstücken führen könnte.

gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im
Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

40.1

Bürger/Bürgerin 40

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits
bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck oder am Sportplatz in Zepernick, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und
Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten
und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr. Bei 1.000 Schülerinnen und Schülern ist - man nehme beispielhaft die
Verkehrssituation an den Grundschulen am Morgen - aufgrund fehlender Verkehrsflächenkapazität mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen.

Zudem konnte ich nicht erkennen, dass verfügbare Alternativ-Standorte sorgfältig und sachlich richtig in Betracht gezogen worden wären - warum wurde z.B. am Bahnhof ein Wohn- und Gewerbekomplex errichtet anstatt
diese Fläche für ein Gymnasium zu nutzen? Warum baut man das Gymnasium nicht in die Nähe verfügbarer Turnhallen und Sportplätze wie z.B. an der Straße der Jugend? Oder an dem Schulstandort Schwanebeck, an dem
ausreichend Fläche zur Verfügung steht?

Ich mache mir ernsthaft Sorgen, dass wir noch größere Wasserentnahmebeschränkungen bekommen, bei Starkregenereignissen mehr Wasser die Buchenallee hinabfließt (wir haben bereits eine Überflutungs-Erfahrung
gemacht) und das massive Schüler-Aufkommen den anvisierten Bereich in Zepernick verkehrstechnisch vollkommen überfordert. Ich bitte daher um erneute Überprüfung der Planung und freue mich über eine
Rückmeldung von Ihnen.

41.1

Bürger/Bürgerin 41

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits
bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck oder am Sportplatz in Zepernick, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und
Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet
(s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“).



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 18 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt

41.5

41.6

41.7

41.8

41.9

12
.0

7.
20

24 Einwand zur Bebauung des Lausebergs mit einem Gymnasium
Trotz langen Wartens auf eine Antwort wurde den Bürgern von niemandem gesagt, welche Flächen für einen Bau des Gymnasiums noch untersucht wurden. Es ist sehr merkwürdig, dass dann festgelegt wurde, der
Lauseberg sei am geeignetsten. Und das, obwohl von der Gemeinde Panketal ein Flächennutzungsplan erarbeitet und beschlossen wurde, der die Nichtbebauung vorsah und das Gebiet dem Trinkwasserschutz
vorbehalten ist. Entschuldigung, aber mir kommt das wie Gemauschel vor.

12
.0

7.
20

24 Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines
Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

43.2

43.3

43.4

die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte
Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Bereits jetzt unterliegen wir erheblichen Wasserentnahmebeschränkungen, die
schlussendlich zu einer Entwertung der Grundstücke und vor allem der Tatsache führen, dass wir in heißen und trockenen Sommern liebevoll angelegte Gärten werden vertrocknen lassen müssen. Hinzu kommt, dass bei
Starkregenereignissen das Wasser, das nicht auf dem Lauseberg versickern kann, die Buchenallee abwärts fließen und somit zu Wasserschäden auf den weiter unten gelegenen Grundstücken führen könnte.

gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im
Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten
und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr. Bei 1.000 Schülerinnen und Schülern ist - man nehme beispielhaft die
Verkehrssituation an den Grundschulen am Morgen - aufgrund fehlender Verkehrsflächenkapazität mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen.

Zudem konnte ich nicht erkennen, dass verfügbare Alternativ-Standorte sorgfältig und sachlich richtig in Betracht gezogen worden wären - warum wurde z.B. am Bahnhof ein Wohn- und Gewerbekomplex errichtet anstatt
diese Fläche für ein Gymnasium zu nutzen? Warum baut man das Gymnasium nicht in die Nähe verfügbarer Turnhallen und Sportplätze wie z.B. an der Straße der Jugend? Oder an dem Schulstandort Schwanebeck, an dem
ausreichend Fläche zur Verfügung steht?

Ich mache mir ernsthaft Sorgen, dass wir noch größere Wasserentnahmebeschränkungen bekommen, bei Starkregenereignissen mehr Wasser die Buchenallee hinabfließt (wir haben bereits eine Überflutungs-Erfahrung
gemacht) und das massive Schüler-Aufkommen den anvisierten Bereich in Zepernick verkehrstechnisch vollkommen überfordert. Ich bitte daher um erneute Überprüfung der Planung und freue mich über eine
Rückmeldung von Ihnen.

Bürger/Bürgerin 42

42

43.1

Bürger/Bürgerin 43

Für mich ist es auch nicht nachvollziehbar, dass immer mehr Grün- und Ackerflächen bebaut werden, und das in Zeiten, in denen gegen eine gefährliche Klimaänderung gekämpft werden sollte. Der Robert-Koch-Park Panketal
e.V. kämpft seit Jahren für eine Grüne Lunge in dieser Gegend. Andere Einwände werden darauf eingehen, welche Folgen ein Gymnasiumsbau an der geplanten Stelle für den Park haben würde. Kann man nicht in solchen
Zeiten auch einmal an ungewöhnliche Schritte denken, z. B. länderübergreifend, wenn es um etwas so Wichtiges wie die Bildung geht? Ist es völlig undenkbar, dass der Kreis Barnim mit Berlin zusammen ein Abkommen zum
Bebauen des ehemaligen Regierungskrankenhausgeländes mit einem Gymnasium beschließen könnte? Dieses Gelände ist medienmäßig völlig erschlossen, es ist bereits versiegelt, es liegt nur 15 Gehminuten vom S-
Bahnhof Buch entfernt und würde dadurch auch geeignet sein, viele zukünftige Berliner Gymnasiasten aus Panketal fernzuhalten. Panketal hätte viele Plätze für die eigenen Schüler gewonnen. Für den Standort Lauseberg
spricht die Nähe zum S-Bahnhof Zepernick sowieso nicht, weil damit voraussichtlich wieder viele Berliner Jugendliche herkommen würden und weil Blumberger, Rüdnitzer oder Birkholzer usw. Schüler daraus
keinen Nutzen ziehen könnten. Wenn die Gemeindevertreter von Panketal den Bau eines Gymnasiums auf dem Lauseberg befürworten, dann haben sie sicher ihre Gründe dafür. Bisher dachte ich aber, sie vertreten die
Gemeinde und hören sich vor ihrer Zusage erst einmal in dieser um. Ist das in einer Gemeinde üblich, zunächst einmal Fakten zu schaffen und später, wenn sowieso nichts mehr zu ändern ist, gnädig Möglichkeiten für
Einwände zu erlassen?

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits
bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck oder am Sportplatz in Zepernick, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und
Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet
(s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“).
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24 Einwände/Bedenken gegen die Bebauungsabsicht des Lausebergs
1. Unsere Hinweise zur beabsichtigten Änderung des FPN, Teilfläche 5 „Lauseberg‘“ vom November 2023 gelten auch für die Bebauungsabsicht und werden deshalb überwiegend nicht wiederholt, nur wenn sich neue
Aspekte ergeben haben.

44.2

44.3

44.4

44.5

44.6

6. Weitere Gründe, die gegen eine Bebauung des Lausebergs sprechen:
- Grünzug von 80 m geplant, auf 8 m geschrumpft, endgültig vernichtet?
- hohe Kosten für alle Steuerzahler wegen besonderer und notwendiger Schutz- und Baumaßnahmen
- Sportanlagen für Panketal nach Fertigstellung der Seelig-Sporthalle ausreichend, 400-m-Bahn beschlussmäßig auf dem Sportcampus (Anliegen von Herrn Fornell bei Planung der neuen Halle) möglich
- weitere Verkehrs- und Parkplatzprobleme entstehen

44.1

Bürger/Bürgerin 44

2. Bedarfsermittlung für ein Gymnasium in Panketal und Standortwahl Lauseberg werden weiterhin gar nicht oder nicht überzeugend begründet. Das gesamte Verfahren, beginnend mit dem Beschluss des Kreistages vom
08.09.2021 zum „Erwerb von Flächen in der Gemeinde Panketal zur Etablierung eines Gymnasiums nebst Sport- und Außenanlagen“ vor irgendeiner öffentlichen Positionierung der Gemeinde, erweckt den Eindruck, dass der
Bau, komme, was wolle, vom Kreis durchgesetzt werden soll.
Die Planungshoheit liegt bei der Gemeinde, der Beschluss der Gemeindevertretung zum Bau auf dem Lauseberg erfolgte erst im Frühjahr 2022. Ist das rechtens? Kann auf dieser Grundlage die Bebauungsabsicht auf dem
Lauseberg weiter verfolgt werden?

3. Es gibt einen Beschluss der GV, die Ausgleichsflächen auf dem Gelände Lauseberg herzurichten. Ist das überhaupt umsetzbar bei den erweiterten Bebauungsabsichten? Oder wird erneut ein Beschluss für den Kreis
„gekippt“?
4. Die Trinkwasserversorgung ist jetzt schon problematisch. Kann die zusätzliche Versorgung gesichert werden?

5. 1996 hat Prof. Dr, Rudolph in einem Gutachten „für eine mögliche Bebauung des Robert-Koch-Parks“ das Gebiet am Lauseberg hydrologisch bewertet und spricht ihm eine „entscheidende Bedeutung als Retentionsraum
für die Entwässerung“ zu. Daran hat sich bis heute nichts geändert. Der Bau der Schlütersiedlung am Rande des Lausebergs hat die Folgen der Eingriffe in den Wasserhaushalt gezeigt. Welche Folgen für Umwelt und
Einwohner sind beim Bau auf dem Lauseberg zu erwarten und wie werden diese abgesichert? Wie werden volllaufende Keller vermieden? Wie wird der Robert-Koch-Park mit seiner Retentionsfunktion erhalten?

Zudem konnte ich nicht erkennen, dass verfügbare Alternativ-Standorte sorgfältig und sachlich richtig in Betracht gezogen worden wären - warum wurde z.B. am Bahnhof ein Wohn- und Gewerbekomplex errichtet anstatt
diese Fläche für ein Gymnasium zu nutzen? Warum baut man das Gymnasium nicht in die Nähe verfügbarer Turnhallen und Sportplätze wie z.B. an der Straße der Jugend? Oder an dem Schulstandort Schwanebeck, an dem
ausreichend Fläche zur Verfügung steht?

Ich mache mir ernsthaft Sorgen, dass wir noch größere Wasserentnahmebeschränkungen bekommen, bei Starkregenereignissen mehr Wasser die Buchenallee hinabfließt (wir haben bereits eine Überflutungs-Erfahrung
gemacht) und das massive Schüler-Aufkommen den anvisierten Bereich in Zepernick verkehrstechnisch vollkommen überfordert.
Ich bitte daher um erneute Überprüfung der Planung und freue mich über eine Rückmeldung von Ihnen.

die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte
Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Bereits jetzt unterliegen wir erheblichen Wasserentnahmebeschränkungen, die
schlussendlich zu einer Entwertung der Grundstücke und vor allem der Tatsache führen, dass wir in heißen und trockenen Sommern liebevoll angelegte Gärten werden vertrocknen lassen müssen. Hinzu kommt, dass bei
Starkregenereignissen das Wasser, das nicht auf dem Lauseberg versickern kann, die Buchenallee abwärts fließen und somit zu Wasserschäden auf den weiter unten gelegenen Grundstücken führen könnte.

gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im
Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten
und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr. Bei 1.000 Schülerinnen und Schülern ist - man nehme beispielhaft die
Verkehrssituation an den Grundschulen am Morgen - aufgrund fehlender Verkehrsflächenkapazität mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen.
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24 im Rahmen der Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr.35 P „Lauseberg“ lege ich Ihnen hiermit meine

Stellungnahme vor. Ich bitte um Berücksichtigung. Bitte informieren Sie mich über den Eingang meiner Stellungnahme. Meine Stellungnahme gliedert sich wie folgt:
- Zitate aus den jeweiligen Gutachten sind kursiv gestellt , Seitenzahl voran
- Kommentare hierzu folgen in Normalschrift und bilden meine Meinung ab

Wir stellen fest:
Vorgang 1 Kauf des Grundstücks: 2021
Vorgang 2 Beschluss des Landkreises: 2022
Das Grundstück wurde bereits im Jahr 2021 vom Landkreis erworben. Die Öffentlichkeit hat bereits im August 2021, nicht durch den Landkreis selbst, sondern aus der Presse darüber erfahren. Es entsteht der Eindruck,
dass hier wichtige Informationen vorenthalten werden sollen:  Wieso wurde das Grundstück bereits im Jahr 2021 gekauft, wenn der Beschluss erst ein Jahr später getroffen wurde? Hätte dieser Vorgang 2 nicht vor Vorgang 1
stattfinden müssen, bevor Steuergeld für den Kauf aufgewendet wurde? Der Grundstückskauf sowie die bis dahin getroffene Entscheidungsfindung zum Kauf des Grundstückes sind bis heute intransparent. Wer hat das zu
diesem Zeitpunkt entschieden? Gab es ein ordentliches Verfahren zum Erwerb des Grundstückes? Wird der Landkreis die Öffentlichkeit über die Modalitäten informieren?

Das Grundstück befindet sich am nördlichen Ortsrand der Gemeinde Panketal. Das bedeutet, dass mindestens 2/3 der Schüler Panketals nur mit Hilfe von Verkehrsmitteln diesen Standort erreichen können. Die Schüler des
Ortsteils Schwanebeck werden bei der Standortwahl stark benachteiligt sein und sich weiterhin nach Bernau orientieren, da die Verkehrsanbindung günstiger erscheint. Gab es Erhebungen bezüglich einer möglichen Nutzung
der S-Bahn? Die hier getroffenen Aussagen sind höchst spekulativ und daher in Zweifel zu ziehen.  Eine Schule sollte im Sinne der Gleichberechtigung in der Ortsmitte plaziert sein. Die hier erwähnten „zentrale Einrichtungen“
befinden sich eher am Ortsrand als zentral, auch wenn es sich, wie erwähnt, um das Rathaus handelt.

Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm; Teil I Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“
In der Begründung steht als Anlass:
Seite 5: Aufgrund der anhaltend dynamischen Bevölkerungsentwicklung, insbesondere im Umland  von Berlin, steigt auch der Bedarf an sozialer Infrastruktur wie Schulen und Kindergärten. Im Ergebnis des
Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplanes für den Landkreis Barnim (Planung 2022-2027) wurde insbesondere für den Raum Südbarnim ein Defizit an gymnasialen Angeboten ermittelt. Daher hat der Kreistag
des Landkreises Barnim am 21.09.2022 (Beschluss Nr. 345-15/22) beschlossen, mehrere neue Standorte für Oberschulen und Gymnasien neu zu entwickeln. Im Rahmen dieses Schulneubauprogramms ist unter anderem
geplant, auf einem im Eigentum des Landkreises stehenden Grundstück in der Gemeinde Panketal ein Gymnasium einschließlich erforderlicher Sport- und Außenanlagen zu errichten.

45.4

45.5

Begründung, Seite 5:
Das insgesamt etwa 8,1 ha große Grundstück zeichnet sich zum einen durch eine zentrale Lage und eine gute verkehrliche Anbindung aus. Insbesondere liegt es nahe dem ÖPNV-Knotenpunkt „S-Bahnhof-Zepernick “ mit
den dortigen Busanbindungen und zentralen Einrichtungen (Rathaus).

Seite 30: Auch das Kriterium „I ntegrierte Lage  (Lage im Siedlungsbereich/ Panketal; fußläufige
Erreichbarkeit Siedlungsbereich -Standort) erfüllt das Gebiet „Lauseberg“ besonders gut

45.1

Bürger/Bürgerin 45

Zuvor gestatten Sie mir noch einige Anmerkungen zum gewählten Verfahren generell.
Der Bebauungsplan wird im sog. Parallelverfahren, zeitgleich mit der Erstellung des Flächennutzungsplanes, durchgeführt. Die Stellungsnahmen zum Flächennutzungsplan sind bis zum heutigen Tag nicht ausgewertet
worden, ein Ergebnis liegt nicht vor. Bedingt hierdurch können wichtige Hinweise und Auflagen keine Berücksichtigung im Bebauungsplan finden. Mögliche Aspekte, die u.U. sogar gegen eine Bebauung des Lauseberges
sprechen, werden außer Acht gelassen und der Bebauungsplan wurde ohne diesen wichtigen Schritt erstellt. Bestehende Auflagen wurden missachtet (Grünzug).

45.2

Insofern im Flächennutzungsplan Auflagen, Verbote, Gebote enthalten sind, müssen diese im Bebauungsplan nachgeführt werden. Es ist erkennbar, dass das nicht im Interesse der Gemeinde und der Öffentlichkeit sein kann,
nur um gewünschte Zeitabläufe bei den Verfahren zu erreichen. Für ein ordentliches Ergebnis der Entscheidungsfindung ist dieser Weg daher anzuzweifeln. Mögliche Fehler im Verfahren sind vorprogrammiert. Diese werden
sich mit großer Sicherheit finanziell auf das gesamte Baugeschehen auswirken. Gleichfalls ist die Beteiligung der Öffentlichkeit bei diesen Verfahren mehr als zweifelhaft. Die Information der Öffentlichkeit zu beiden Verfahren
findet „unter ferner liefen“ statt, indem auf der Webseite der Gemeinde Panketal explizit danach gesucht werden muss: Von der Startseite aus sind 6 Klicks erforderlich, um zum Verfahren zu gelangen.  (Anmerkung
Verwaltung in der Stellungnahme ist ein Screenshot des Webseitenpfades Startseite / Rathaus / Orts- und Regionalplanung / Bauleitplanung / Bebauungspläne/ Bebauungspläne in Aufstellung / B-Plan 35P dargestellt) Wie soll
denn da die Öffentlichkeit abgeholt werden? Man gewinnt den Eindruck, dass die Verwaltung wenig Interesse an der Öffentlichkeitsbeteiligung hat, sonst hätte Sie diese Informationen besser verlinkt. So bleibt es nur den
unmittelbar hierüber informierten Bürgern vorbehalten, Stellungnahmen abzugeben. Dieses Verfahren bekommt somit einen faden Beigeschmack.
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Ohne Erhöhung der Schülerzahlen wird der Standort nicht wirtschaftlich betrieben werden können. Auch sind die hohen Investitionskosten (Hochbaukosten, Infrastruktur, Verwaltung) von Landkreis und Gemeinde auf Grund
dieser Erhebungen zu beachten. Aus diesem Grunde sollte eine verlässliche Entwicklung der Schülerzahlen über das Jahr 2028 hinaus für mindestens 20 Jahre voraus für diesen Standort vorgelegt werden. Da mit den
Vorteilen KFZ-Verkehr, ÖPNV und S-Bahn argumentiert wird (Seite 14) sollte dieses Gutachten eine nachvollziehbare Zuordnung beinhalten. Ich behaupte, dass der Vorteil eine Anbindung an die S-Bahn als marginal zu
betrachten ist, wie man es derzeit bei der Nutzung der S-Bahn durch Schüler eindrucksvoll sehen kann.

Die Gemeinde untersucht im Jahr 2019 in Frage kommende Flächen für eine Grundschule, um sie dann für das Kriterium „Gymnasium“ zu verwenden. Weiter vor argumentiert der Bericht, dass keine gleichwertigen Standorte
existieren. Für ein Gymnasium spielen prinzipiell andere Schwerpunkte gem. Standort-Kriterienkatalog eine Rolle. Für die Auswahl eines Standortes müssten diese angepasst und dann entsprechend neu evaluiert werden.
Eine Missachtung dieser Regelung kann zu fatalen Folgen bis hin zu Fehlinvestitionen führen. Es muss daher die Standortfrage neu untersucht werden. Die Standortentscheidung wurde
wohl auch mit Blick auf den bereits im Jahr 2021 getätigten Grundstückskauf durch den Landkreis getroffen und die Vermutung liegt nahe, dass aus diesem Grund der Kriterienkatalog nicht angepasst wurde.

45.11

Begründung, Seite 30 Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Fläche den Standortansprüchen für den Neubau eines Gymnasiums gerecht wird. Dies ist bei keiner anderen von den Flächen der Fall, die im Jahre 2018 als
Standort für eine Grundschule untersucht worden sind. Es ist auch keine weitere Fläche ersichtlich, die eine ausreichende Größe und gleichzeitig eine vergleichbar zentrale Lage aufweist. Somit besteht zu der Fläche am
„Lauseberg“ auf dem Gebiet der Gemeinde Panketal keine gleichwertige Standortalternative

Begründung, Seite 13
Das Plangebiet ist Bestandteil des „ Gestaltungsraums Siedlung “ (Z 5.6 des LEP HR). Es ist somit landesplanerisch für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen. Zu einer Siedlungsentwicklung gehören zwingend auch die
Wohnfolgeeinrichtungen wie Schulen und Sportstätten.

45.10

Begründung, Seite 14 Daher ist es notwendig, die A nzahl der Schulplätze zu erhöhen  und den Schulausbau bzw. Neubau voranzutreiben.

Begründung, Seite 14
Mit dem wachsenden Wohnungsbau im Berliner Umland  steigt auch die Anzahl neuer Schüler.
Nein! Hier besteht ein Widerspruch bezüglich der Aussagen der verkehrstechnischen Untersuchung von Schlothauer & Wauer. Daher stelle ich hier die Frage anheim: Gibt es verlässliche Aussagen zur Entwicklung der
Schülerzahlen, die über das Jahr 2028 hinausgehen? Die in den vorgelegten Gutachten zur Bebauung des Lauseberges getroffenen Aussagen überschreiten diesen Zeitraum nicht. Daher muss zum Zeitpunkt die Aussage in
der Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm zu den Schülerzahlen als falsch angesehen werden. Sie ist viel zu pauschal und ohne Beleg. Auf dieser Aussage dann eine Schlussfolgerung aufzubauen ist folgerichtig
anzuzweifeln:

Begründung, Seite 5:
Der Bebauungsplan soll insgesamt flexibel gehalten werden, um auf die Ergebnisse der Hochbauplanung, die erst im Nachgang zum Bebauungsplanverfahren vorliegen wird, reagieren zu können.
…
Der Bebauungsplan soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleisten  und die Erschließung des Vorhabens sichern.
Diese Aussage ist ein Widerspruch in sich und birgt ein hohes Kostenrisiko! Wie kann man denn eine Hochbauplanung beauftragen, wenn der Bebauungsplan „flexibel“ gehalten werden soll? Wird etwa der Bebauungsplan
nachträglich verändert, wenn bei der Hochbauplanung festgestellt wird, dass dort getroffene Vorgaben nicht realisierbar wären? Die Öffentlichkeit möge hierüber aufgeklärt werden

Begründung, Seite 13
Der LEP HR  sieht vor, die Siedlungsentwicklung auf Berlin und die Gemeinden des Berliner Umlandes mit leistungsfähiger Schienenanbindung zu konzentrieren. Der betreffende Bereich wird als „Gestaltungsraum Siedlung“
ausgewiesen. Siedlungsentwicklung soll sich darüber hinaus schwerpunktmäßig sind den zentralen Orten des weiteren Metropolenraums vollziehen.
Was will uns der Autor mit diesem Satz sagen? Hat sich das bei der Gemeindeverwaltung jemand durchgelesen, bevor es veröffentlicht wurde?

45.8
Es kommt nicht nur darauf an, dass Schulen und Sportstätten gebaut werden müssen, sondern insbesondere auch wo. Auch wenn sich der Standort im sog. Siedlungsgebiet befindet, so wird sich im näheren Umkreis die Zahl
der Einwohner nicht verändern, da das umgrenzende Gebiet bereits vollständig besiedelt ist. Im Gegenteil, das Verkehrsgutachten (sh. Schlothauer & Wauer, Seite 20) geht ab 2025 von sinkenden Schülerzahlen im
Siedlungsbereich aus. Das bedeutet, dass der gewählte Standort mit öffentlichem und privatem Autoverkehr angefahren werden muss, damit die zum wirtschaftlichen Betrieb erforderlichen Schülerkapazitäten erreicht werden
können und zwar durch den gesamten Ort Panketal! Langfristig betrachtet muss dieser Verkehr folglich eher zunehmen. Dieses gilt es im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung der Gemeinde, beim Klimaschutz und bei
künftigen Wohn- und Lebensverhältnissen zu beachten. Mit ihrem Beschluss zum Bau des Gymnasiums an diesem Standort entfernen sich Landkreis Gemeinde von diesen Zielen.
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45.14

45.15

45.16

Bezüglich der Lärmemissonen durch Verkehr, Schulnutzung und Sport sind die Konflikte mit dem Wohnumfeld vorprogrammiert. Grenzwerte werden überschritten, es ist unklar ob zur Sportanlage hin Lärmschutzwände
aufgestellt werden müssen. Die Sportanlage soll am höchsten Punkt des gesamten Umfeldes errichtet werden, was eine Lärmemission in die Umgebung geradezu provoziert. Ob zulässig, hinnehmbar oder tolerierbar: Ein jeder
Entscheider sollte an dieser Stelle einmal überlegen, ob er bei sich selbst eine derartige Veränderung des Wohnumfeldes hinnehmen wollte. Auch die Argumentation, dass die Allgemeinheit bzw. die Mehrheit der Einwohner
Panketals davon profitieren würde und man daher die Belange der Anwohner im Sinne des Allgemeinwohls zurückstellen müsse, ist nur dann akzeptabel, wenn alle Alternativen sorgfältig geprüft worden wären. In Hinblick auf die
Standortauswahl ist das jedoch nicht der Fall. Auch bei den Lärmemissionen zeigt sich, dass sich ein nachhaltiges Bauen an diesem Standort nicht umsetzen lässt. Ebenso sind Nutzungseinschränkungen für die Sportanlage
hier unvermeidlich.

Zu den Regelungen der Trinkwasserschutzzone gehört u.a:
Seite 56: 27. das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsanlagen, ausgenommen die
Sanierung bestehender Abwasserbehandlungsanlagen zugunsten des Gewässerschutzes und Abwasser-vorbehandlungsanlagen wie Fett-, Leichtflüssigkeits- oder Amalgamabscheider,
Dem widerspricht der Vorschlag in der Begründung:
Seite 61: Um dies zu gewährleisten, wird vorgeschlagen, ein SW- Speicherbecken  für das anfallende
Schmutzwasser zu errichten.

Artenschutzgutachten
Bei den Flächen im Untersuchungsgebiet handelt es sich im Wesentlichen um eine Ackerfläche mit angrenzenden Gehölzstreifen. Daneben grenzt nördlich ein strukturreicher Wald an, in dem sich ein temporäres Kleingewässer
befindet. Aus diesem Grund konnten Vorkommen und Betroffenheit der meisten zu beachtenden Arten und Organismengruppen mangels geeigneter Habitatqualitäten und dem generellen Fehlen relevanter Arten in Brandenburg
und dem Barnim von vornherein ausgeschlossen werden.
Wurde untersucht, ob die Lurchwanderung zwischen Gewässer Nord und Gewässer Robert-Koch Park stattfindet?

45.13

Seite 59 Punkt 7.7 Trinkwasserschutzzone
Der Gutachter kommt zu dem Fazit, dass die Wasserschutzgebietsverordnung bei Beachtung der vorgenannten Empfehlungen dem Neubau einer (aus wasserwirtschaftlichen Sicht) nicht entgegensteht und aus
gutachterlicher Sicht keine Bedenken bestehen, von den Verboten der Wasserschutzgebietsverordnung, die der Planung entgegenstehen, eine Befreiung zu erteilen.

Seite 60: Für letzteres (Trinkwassernetz) wird angenommen, dass die Einwohnerzahl der Gemeinde Panketal auf 30.000 Menschen  ansteigt, zusätzliche Abnehmer (weitere Schulen, Kindertagesstätten und Wohnungen) zu
berücksichtigen sind und die Förderung des Wasserwerks Zepernick um 50% erhöht wird. Hier wird von einer Annahme geschrieben. Gibt es entsprechende fundierte Erhebungen zur Entwicklung im Plangebiet?

45.12

7.4.1 Auswirkungen Verkehrslärm auf die umgebende Wohnbebauung
… Seite 45: Entlang der Schönower Straße werden die Orientierungswerte  aus dem Beiblatt der
DIN18005 bereits im Bestand überschritten (bis zu 63 dB(A) tagsüber und bis zu 54 dB(A) nachts. Entlang der Robert-Kochstraße… Die Orientierungswerte werden tagsüber weiterhin eingehalten bzw. mit maximal 56 dB(A) nur
geringfügig überschritten. Nachts treten Lärmpegel von maximal 49 dB(A) auf. Damit wird der Orientierungswert zwar um 4 dB(A) überschritten, der Grenzwert der 16. BImSchV wird jedoch eingehalten. Entlang der Buchenallee
ist die Situation ähnlich der entlang der Schönower Straße: Die Orientierungswerte werden in der Bestandssituation überschritten, allerdings ist die Überschreitung weniger ausgeprägt (maximal 2 dB(A) tagsüber und 5 dB(A)
nachts). Die Schule hat hier wiederum keine Auswirkungen, die Pegel bleiben nahezu unverändert.
Seite 49: Es kann somit sichergestellt werden, dass Lärmkonflikte im nachfolgenden Genehmigungsverfahren gelöst werden können.

Indem der Autor Textpassagen ggü. seiner sonstigen Ausführungen das Fazit zum Trinkwasserschutz in fetten Lettern darstellt kann man den Eindruck gewinnen, dass dem Auftraggeber der Begründung gem. § 2a BauGB Stadt
Land Brehm diese Darstellung als besonders wichtig erscheint. Es wird angenommen, dass hier ein öffentlicher Widerstand überwunden werden soll, der das Vorhaben gefährden könnte.
Seite 57: Vor dem Hintergrund der Regelungen 14 und 15 ist es erforderlich, bei der Unteren Wasserbehörde einen Befreiungsantrag von den Vorgaben der Verordnung zu stellen…. Dieser gutachterliche Nachweis wurde
erstellt.
Als problematisch kann angesehen werden, dass der Auftraggeber des Gutachtens zum Trinkwasserschutz ein Eigeninteresse an der Beseitigung von diesbezüglichen Verboten anstrebt und das Gutachten mit erwartbarem
Ergebnis selbst bestellt hat. Ein unabhängiges Gegengutachten würde hier die bestehenden Zweifel ausräumen können. Auch dürfte bekannt sein, dass die erwähnte Untere Wasserschutzbehörde weisungsgebunden ggü.
dem Landkreis ist. Eine weisungsgebundene Behörde muss dem Erlass ihrer vorgesetzten Instanz folgen. Es darf die Frage gestellt werden, warum es überhaupt ein Bekenntnis zum
Wasserschutzgebiet gibt, welches man sich selbst auf die Fahne schreibt, um dann je nach Interessenlage dagegen zu arbeiten um Ausnahmen zu erwirken. Aus meiner Sicht handelt es sich hierbei um Folklore. Das Ergebnis
ist daher erwartbar und sieht nach „Geschmäckle“ aus, das weiß der Auftraggeber.
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45.20

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 20: Die Gemeinde Panketal verfügt über kein eigenes Prognosemodell ihrer Gemeindestraßen.
Auch die angrenzende Stadt Bernau bei Berlin hat für die Berliner Allee (weiterführende Schönower Straße) keine Verkehrszahlen für das Prognosejahr 2030 vorliegen.

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 32: Der Landkreis Barnim plant für den Beginn und das Ende des Schultages gestaffelte Uhrzeiten.  Mit versetzten Schulzeiten sollen die Verkehrsstärken geglättet werden. Ein Konzept liegt aktuell noch nicht vor.
Wann ist mit dem Konzept des Landkreises zu rechnen? Wird die Gemeinde dieses Konzept in die Planung mit einbeziehen und wird es ggü. der Öffentlichkeit dargestellt?

45.18

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer Zitate kursiv!
Seite 2: Die Entwicklung der Bevölkerung ist sehr langsam. Bis zum Jahr 2030 soll sie leicht rückläufig
sein. Der Gehweg auf der südlichen Straßenseite (Robert-Koch-Straße) hat eine feste Breite von 1,50 m und ist damit unterdimensioniert.

Was gedenkt der Vorhabenträger im Bereich Robert-Koch-Straße zu verändern? Nach Aussage der Untersuchung ist der Gehweg unterdimensioniert. Inwiefern wird diese Straße in die Zuwegung seitens der Schüler in die
Betrachtung mit einbezogen? Wie wird sichergestellt, dass 385 Fahrradfahrer das Areal verkehrssicher erreichen und verlassen können? Werden die zur Herstellung sicherer Radwege aufzuwendenden Kosten mit der
Baumaßnahme oder extra ausgewiesen? Wird es hierzu eine öffentliche Beteiligung geben? Insbesondere die Zuwegung unter der S-Bahn-Brücke dürfte als sehr schwierig anzusehen sein.

45.19

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Mit der aktuellen Grundstückszufahrt und der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Schönower
Straße sind Grunderwerb im Norden und das Fällen von 3 Bäumen im Süden zu tätigen (bei 30 km/h nur ein Baum)

Seite 9: Bei einer Ortsbesichtigung am 11. Juli 2023 zeigten sich im Planungsraum Defizite bei den Verkehrsanlagen für alle Verkehrsteilnehmer und der Führung des Kfz-Verkehrs über bestimmte Anliegerstraßen.
Seite 16: Pkt. 2.4 Analyse-Bezugs-Fall Es wurden keine Verkehrsmessungen in der Robert-Koch-Straße vorgenommen. Wird das noch erfolgen? Vermerkt sei der neu entstehende Querungspunkt Höhe Bebelstraße für
Fußgänger und Radfahrer.

45.17

Artenschutzgutachten
Wertgebende Arten im Untersuchungsraum sind der Bluthänfling, die Feldlerche, der Grünspecht, der
Schwarzspecht, der Mäusebussard, der Waldkauz, der Wiesenpieper und der Star. Mit Ausnahme der
Feldlerche nisteten alle genannten Arten nicht im Plan- bzw. Eingriffsgebiet, sondern angrenzend dazu, waren Durchzügler oder nutzen die Flächen des UG gelegentlich zur Nahrungssuche als Teil ihres Aktionsradius im
Großraumrevier Für die Brutvögel in den Gehölzen und für die bodenbrütenden Offenlandarten sind artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen zu erwarten. Es wird daher von der Gefahr des Verletzens oder Tötens von
Individuen, von Störungen und ggf. von einem Verlust potenzieller Niststätten von europäischen Brutvögeln (Zugriffsverbote nach § 44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG) ausgegangen. Ein Auslösen der verbotstatbeständlichen
Zugriffsverbote nach § 44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG ist anzunehmen.

Anmerkung der Verwaltung: Stellungnahme beinhaltet Grafik bzgl. Tabelle 4 mit Markierung der folgenden Vogelarten - Blaumeise, Eichelhäher, Elster, Feldlerche, Mäusebussard, Star

Seite 20: Im Jahr 2013 wurde für das Jahr 2030 noch ein ganz geringes Wachstum vorausgesagt (LBV
[2015]). In diesem Zeitraum sollte die Bevölkerung anfangs steigen und dann im späteren Verlauf rückläufig sein. Diese Entwicklung findet sich im Folgebericht (LBV [2018]) nicht wieder. Von 2016 bis 2030 wurde eine
Steigerung der Bevölkerung  um 2,9 % prognostiziert. Im Jahr 2030 werden rund 21.000 Einwohner in Panketal leben. Im letzten Bericht (LBV [2021]) wird für die Gemeinde Panketal wieder von einem Rückgang der
Bevölkerungszahlen ausgegangen. Für das Jahr 2030 wird eine Einwohnerzahl von 20.317 erwartet. Ein Blick in die Statistik zeigt, dass zum 31.12.2022 insgesamt 20.854 Personen in der Gemeinde Panketal registriert waren.
Ende 2021 stagnierte die Bevölkerungsentwicklung, wiederum sah die Zahl im Vergleich zur Bevölkerungszahl Ende 2022 wie ein statistischer Ausreißer aus. Allgemein soll die Bevölkerungszahl im Land Brandenburg bis zum
Jahr 2025 ansteigen und anschließend leicht rückläufig sein
Siehe hierzu meine Bemerkungen weiter vorne. Wenn sich die Schülerzahlen nicht weiter erhöhen, dann erfolgt der Bau des Gymnasiums auf spekulativer Prognose eines Bevölkerungszuwachses. Insbesondere am
Lauseberg wird sich die Anzahl der Einwohner, bedingt durch die Baustruktur im Ort Panketal, nicht erhöhen. Entsprechend müssten die Schüler per zunehmender Verkehrsanbindung an diesen Standort zugeführt werden, was
einer nachhaltigen Entwicklung des Ortes entgegensteht.

Die markierten Vogelarten sind im Untersuchungsgebiet beobachtet worden. Die Populationen scheinen im Gutachten als zu niedrig angesetzt zu sein. Es brüten mindestens 2 Feldlerchenpaare im Gebiet, eines auf der
östlichen Seite, Höhe Menzelstraße, das andere auf der westlichen Seite des Gebietes. Mit der Bebauung des Lauseberges als Sportplatz wird der festgelegte Grünzug für Fauna vollständig überbaut. Dieser war seinerzeit eine
Bedingung für den Bebauungsplan des westlich des Lauseberges gelegenen Wohngebietes. Der sehr häufig festgestellte Tierwechsel wird dadurch endgültig unterbunden. Es wäre sehr schade, wenn hiermit das
Zusammenleben von Mensch und Natur weiter verschlechtert werden würde. Der bestehende Grünzug würde obsolet werden. Das ist dann das Gegenteil einer nachhaltigen Entwicklung. Warum wird das Tierwohl nun auf
einmal nicht mehr beachtet?
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45.25

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 68: Daher sind für die weitere Planung Lärmschutzwände vorzusehen.  Hierbei ist es ausreichend,
die Lärmschutzwände entlang der Baugrenzen in den Bereichen der Wohngebäude mit IRW-
Überschreitungen zu positionieren. Die schallabschirmenden Konstruktionen (nördliche Wand 4 m hoch und westliche Wand 3 m hoch in Bezug auf die Straßengradiente…
Man stelle sich am Wohngebiet Lauseberg die 3 Meter hohe und 75 Meter lange Lärmschutzwand vor. Leider muss ich polemisch werden: Berlin hat es geschafft, die Mauer niederzureißen. Panketal baut sie dagegen
auf. Was wird das für ein architektonischer Schandfleck werden!

Wie soll das gehen (Hauptstrom nördlicher Arm)? Der Schulstandort befindet sich am nördlichen Ortsrand der Gemeinde Panketal. Aus diesem Grund wird der Hauptstrom der Schüler sich aus südlicher Richtung zum Standort
begeben. Die Gemeinde führt als Standortvorteil extra die S-Bahn-Nähe an. Diese befindet sich aber am südlichen Knotenarm und damit am gefährlichen Kurvenbereich.
Die Verkehrstechnische Untersuchung von Schlothauer und Wauer trifft keinerlei Aussagen zum Verkehrsknotenpunkt Robert-Koch-Straße/ Bebelstraße. Bekanntlich ist hier eine Einmündung zum Schulgelände per Fuß
bzw. Fahrrad vorgesehen. Viele Schüler werden mit dem Fahrrad anreisen und hierfür den Weg über die gegenüberliegende Bebelstraße nehmen. Für Fahrräder ist die Bebelstraße unzumutbar, für Fußgänger sind die
Bürgersteige zu schmal. Eine Zuwegung über den genannten Weg ist in die Wegeplanung mit aufzunehmen und darzustellen. Ein gefahrloses Queren der Robert-Koch-Straße ist einzuplanen. Die entstehenden Kosten sind
auszuweisen.  Siehe hier auch „Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm; Teil I Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ , Seite 88: "Eine in Nord-Süd-Richtung verlaufende Verbindung verknüpft das Heidewäldchen mit der
Robert-Koch-Straße und der Bebelstraße im Süden sowie den Robert-Koch-Park"

Die zu bebauende Fläche ist durch ein Wohngebiet umschlossen. Hier wird nachts geschlafen. Es ist daher nicht nachvollziehbar, dass der Schutz des Nachtschlafes nicht beachtet werden muss mit der Begründung, dass es
sich um eine Gemeindebedarfsfläche handelt!  Hier wird in Kauf genommen, dass sich die Lebensverhältnisse der Anwohner nachhaltig verschlechtern. Der Schutzwert soll hiermit verglichen zu Tabelle 2 um 6 dB heraufgesetzt
werden können. Bei den schalltechnischen Orientierungswerten stellt sich die Situation noch krasser dar: Hier beträgt die nach oben abweichende Schalldifferenz sogar 10 dB. Eine Erhöhung um 6 dB bedeutet eine
Verdoppelung des vorhandenen Lärms. Bitte teilen Sie dies den Anwohnern des Lausebergs unmissverständlich mit!

45.22

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 33: Der maßgebende Verkehrsstrom ist der Linkseinbieger aus der Zufahrt Robert-Koch-Straße.

45.23

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 37: Der Hauptstrom im Fuß- und Radverkehr sollte über den nördlichen Knotenarm der Schönower Straße geführt werden, da sich der südliche Knotenarm in unmittelbarer Nähe zu einem Kurvenbereich befindet. Bleibt
die zulässige Höchstgeschwindigkeit bei 50 km/h (Beispiel 3), ist eine Mitteltrennung (Insel oder Streifen) oder ein Fußgängerüberweg (FGÜ) vorzusehen.

45.24

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 15: Für Schulen bzw. Schulgelände und Kindertagesstätten wird ein Schutzniveau wie in allgemeinen Wohngebieten tags angestrebt. Zur Bewertung wird somit ein schalltechnischer Orientierungswert (SOW) von 55
dB(A) angesetzt. Da innerhalb der Gemeinbedarfsfläche keine Nutzungen vorgesehen sind, für die der Schutz des Nachtschlafs zu beachten ist, gilt der SOW von 55 dB(A) auch nachts. Als oberer Schwellenwert wird ein
Beurteilungspegel von 62 dB(A) tags empfohlen, um die Möglichkeit einer ausreichenden Kommunikationsfähigkeit zu gewährleisten.

Wie kann es sein, dass am höchsten Punkt der Umgebung ein lärmintensiver Sportplatz mit Wettkampfarena gebaut werden soll? Den Entscheidern sollte klar sein, dass die hiervon ausgehenden Lärmemissionen das
gesamte Gebiet beschallen werden. Die vorgesehenen Lärmschutzwände können da nur kosmetischer Natur sein. Im Gegenteil: an der Lärmschutzwand prallen in östlicher Richtung die Emissionen umso stärker zurück. Dieses
wurde nicht untersucht bzw. erwähnt. Der schalltechnische Einfluss für das gesamte Wohngebiet bis hin zur östlichen Seite der Schönower Straße wird entscheidend betroffen sein.  Ebenso werden die Schallemissionen sich an
der nördlich der Anlage befindlichen 4 Meter hohen Lärmschutzwand in Richtung Süden zur Robert-Koch-Straße hin reflektieren.

Für den Linkseinbieger ergibt sich eine mittlere Wartezeit von 6,5 s (QSV A). In 95 % aller Fälle wird eine Rückstaulänge von 6 m (1 Fahrzeug) für alle ab-/einbiegenden Fahrzeugströmen nicht überschritten.
Für den Linkseinbieger der Zufahrt Robert-Koch-Straße ergibt sich eine mittlere Wartezeit von 8,3 s. Den Einbiegern stehen ausreichend lange Zeitlücken in den übergeordneten Verkehrsströmen zur Verfügung.
Hier wird nicht berücksichtigt, dass zum Zwecke der Verkehrssicherheit an diesem Punkt mindestens ein Fußgängerüberweg eingerichtet werden muss. Siehe auch Seite 3 der Untersuchung:  - Am Knotenpunkt Schönower
Straße/Robert-Koch-Straße soll im nördlichen Knotenarm eine Überquerungsstelle für den Fußverkehr vorgesehen werden. Das wird zur Folge haben, dass sich die Verkehrsströme langsamer als dargestellt verhalten werden.
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45.26

Da sich das hauptsächliche Baufeld im tieferliegenden Grundstücksbereich befindet, bedeutet das, dass für alle Baukörper eine Wasserhaltung erforderlich sein wird, damit diese keinen Schaden nehmen. Leider gibt das
Gutachten keine Hinweise auf das Wie. Üblicherweise erreicht man so etwas mittels Spundwänden, die in die Tiefe gerammt werden, bei gleichzeitiger Grundwasserabsenkung. Das Gutachten ordnet das Bauvorhaben in den
mittleren Schwierigkeitsgrad ein, was auf erhöhte Baukosten schließen lässt.

Um den Lärmschutz und den Umweltschutz einzuhalten wird die Nutzung der Sportanlage sehr starken Einschränkungen unterliegen z.B.:
- Lärmschutzwände
- Reduzierung des Sportbetriebes ab 20 Uhr
- keine ganztägige Nutzung
- max. 18 Kalendertage für Sportereignisse
- keine Flutlichtanlage
Bei einer derartigen Nutzungseinschränkung sowie im Hinblick auf die erforderlichen architektonischen Zwänge im Straßenbild sollte überlegt werden, ob eine derartige Investition an einem anderen Ort sinnvoller wäre.
Als Planungsziel des Verfahrens wird u.a. folgendes genannt:
- die Vorgabe für die Objektplanung, Gebäude mit maximal 3 Vollgeschossen und der Möglichkeit, technische Anlagen auf dem Dach anzuordnen
Man kann davon ausgehen, dass technische Anlagen auf dem Dach, wie z.B. Rückkühler, Wärmepumpen etc., Schallemissionen verursachen werden. Das Gutachten geht auf solche Aspekte in keiner Weise ein. Die
Auswirkungen auf die Umgebung wurden nicht betrachtet. Die Bebaubarkeit mit technischen Anlagen auf dem Dach ist jedoch eine essentielle Vorgabe als Planungsziel. Hierbei spielen möglicherweise auch andere Themen,
wie z.B. die Möglichkeit einer Dachbegrünung eine Rolle. Bevor das Planungsziel erreicht wird, sind hierbei entsprechende Aussagen zu untersuchen, ansonsten ist dieses Ziel nicht erreicht. Es ist vorstellbar, dass es noch
keinen Planungsstand gibt, der zu untersuchen wäre und daher dieser Aspekt, übrigens in sämtlichen Gutachten, nicht betrachtet wurde. Dann hätte richtigerweise eine hypothetische Untersuchung aller in Frage kommenden
Dachaufbauvarianten beauftragt werden müssen.

45.29

Geotechnischer Untersuchungsbericht; WILAB + Niederschlagswasserkonzept, BEV Ingenieure GmbH
Seite 16: Im Bereich des Untersuchungsgebietes bestehen, aufgrund der locker gelagerten Sande sowie der überwiegend erkundeten bindigen Böden in geringer Konsistenz, z. T. ungünstige Baugrundverhältnisse. Die
vorgefundenen locker gelagerten Schichten besitzen ein gewisses Setzungs- und Sackungspotential

Auch hier deuten sich erhöhte Baukosten an. Diese werden üblicherweise unter der Kategorie „Unvorhergesehenes“ eingeordnet und verbergen ein hohes Kostenrisiko. Siehe auch die Hinweise der untenstehenden Zitate auf
Seite 16:
Seite 16: Aussagen sowie Empfehlungen zu den erforderlichen Gründungsmaßnahmen können vorab nur sehr eingeschränkt gemacht werden. …
Die anstehenden locker gelagerten Sande sowie bindigen Böden mit geringer Konsistenz sind ohne besondere Maßnahmen zur Aufnahme von größeren Bauwerkslasten nicht geeignet. …
Im Zuge einer potentiellen Flachgründung werden voraussichtlich baugrundverbessernde Maßnahmen erforderlich. Aufgrund der Gefällesituation im Untersuchungsgebiet und der unklaren Lage der Bebauung, sind die
Maßnahmen zunächst nicht detailliert beschreibbar. Um die Baukörper sicher standfest zu bauen trifft das Gutachten die folgende Aussage: Seite 16: Baugrundverbessernde Maßnahmen sind i.d.R. bis in tragfähige
Schichten unter der geplanten Gründungsebene auszuführen.

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 69: In Verbindung mit dem Schulsport kommt es allerdings weiterhin zu IRW-Überschreitungen
in der morgendlichen Ruhezeit (06:00 - 08:00 Uhr) und außerhalb der Ruhezeiten durch die durchgängig angenommene hohe Auslastung aller Nutzungsflächen
Ist es vorgesehen, den Schulsport vor 08:00 Uhr beginnen zu lassen:

45.27

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 79: Durch den vorhabeninduzierten Verkehr und den zusätzlichen Gebäudereflexionen erhöhen
sich vor allem tagsüber die Beurteilungspegel an den betrachteten Immissionsorten. Dabei werden zwar die SOW tags und nachts überschritten, aber die Schwellenwerte nach 16. BImSchV nur nachts.
Die Schwellenwerte durch Verkehr werden durch Gebäudereflektionen in der Nacht überschritten. Wenn man das schon vorhersagen kann, dann sollte man das im Sinne von lebenswerten Wohnverhältnissen berücksichtigen
und vermeiden. Hier ist jedoch zu befürchten, dass wieder einmal die legitimen Befindlichkeiten der Anwohner von Seite der Gemeinde im „Sinne des Allgemeinwohls“ kleingeredet (nur geringfügig, temporär, hinzunehmen)
werden. Wofür gibt es dann solche Regelungen, wenn man sich nicht daran hält?

45.28

Geotechnischer Untersuchungsbericht; WILAB + Niederschlagswasserkonzept, BEV Ingenieure GmbH
Seite 14: Bei einer potentiellen Baugrundverbesserung bis 3 m unter Gründungsebene werden, zumindest in den tieferliegenden Grundstücksbereichen, voraussichtlich geschlossene Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich.
Etwaiges Tages- oder Schichtenwasser , im Bereich der höherliegenden eschiebemergelfläche, kann voraussichtlich durch eine offene Wasserhaltung gefangen werden.
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Begründet wird dies mit einem postulierten Zuwachs an Schülern, obwohl die hier vorliegenden Gutachten andere Aussagen treffen. Es wurden auch keine Untersuchungen getroffen, ob die Schülerzahlen sich aus der
unmittelbaren Nachbarschaft ableiten lassen. Die bestehende Siedlungsbebauung lässt keinen Zuwachs erwarten. Hier vorgelegte empirische Untersuchungen reichen nur bis zum Betrachtungszeitraum 2027. Hierzu hat bereits
im Jahr 2021 der Landkreis eine bisher landwirtschaftlich genutzte und im Flächennutzungsplan als solche ausgewiesene Fläche von 8 ha. erworben, ohne vorher die Eignung des Grundstückes für die vorgesehene
Nutzung untersucht zu haben. Es stellte sich nun heraus, dass das Grundstück innerhalb der Wasserschutzzone IIIa sowie auf einem Bodendenkmal gelegen ist. Es gab keine Erhebungen, ob sich andere Grundstücke in der
Gemeinde besser für diese Nutzungsart eigneten. Für diese Aussage wurde jedoch eine Standortuntersuchung mit dem Kriteriumskatalog  „Grundschule“ aus dem Jahr 2019 herangezogen, in welchem jedoch dieses
Grundstück, der Lauseberg, nicht weiter betrachtet wurde. Hieraus wird nun die Eignung abgeleitet.  Um die hohe Investition aus dem Jahr 2021 (der Beschluss wurde erst im Jahr 2022 gefasst) zu rechtfertigen, mussten
Gutachten eingeholt werden, die nun die Eignung des Standortes bestätigen sollen. Über den Flächenerwerb besteht bis heute keine Transparenz. Die Ideengeber und Initiatoren sind unbekannt.
Die Widersprüche in diesen Gutachten sind weiter oben dargestellt. Allesamt werden die aufgeführten Widersprüche zu hohen Investitionskosten führen, die sich an anderen Standorten vermeiden ließen. An dieser Stelle
seien einige genannt:
- Lärmschutz (Grenzwerte werden überschritten trotz Lärmschutzwänden; 3 und 4 Meter hohe Lärmschutzwände werden erforderlich)
- Wasserschutz (Nebenbauwerke zur Ableitung des Regenwassers werden erforderlich, Kontaminierung des Grundwassers durch Schmutzeinträge unvermeidbar)
- Verkehr (385 Fahrradfahrer auf nicht vorhandenen Radwegen teilen sich die Schönower Straße mit weiteren Schülern anderer Standorte)
- Umweltschutz (Lärmemissionen)
- Artenschutz (Grünzug wird vernichtet; Fauna wird vernichtet)
- erheblicher Ausbau der Infrastruktur (in den Gutachten nicht enthalten; Kosten wären zu evaluieren).
Auf Grund der Gemengelage, den voreiligen Grundstückskauf ohne gründliche Prüfung einer Eignung für die vorgesehene Nutzung nun zu rechtfertigen, war erwartbar, dass die Gutachten im Wesentlichen die Eignung des
Standortes Lauseberg bestätigen. Man kann spekulieren, ob die Zielvorstellung der Gutachterergebnisse vom Auftraggeber bereits vorformuliert wurde. Daher wäre es ratsam, bezüglich einiger Gutachten (z.B. Artenschutz,
Wasserschutz) unabhängige Gegengutachten einzuholen. Betrachtet man jedoch die in den bis jetzt vorgelegten Gutachten enthaltenen Abwägungen, Festlegungen und Kompromisse, so kann man ahnen, dass zur Erfüllung
aller erwähnter Bedingungen ein hohes Maß an zusätzlichen Investitionen erforderlich sein wird. Bevor vorschnell der Bebauungsplan beschlossen wird, sollten die in den Gutachten enthaltenen, notwendigen zusätzlichen
Investitionen in plausibler Abhandlung als Entscheidungshilfe auf den Tisch.

45.31

Niederschlagswasserkonzept B-Plan Lauseberg Panketal; BEV Ingenieure GmbH
Seite 21: Aufgrund der anstehenden, nicht versickerungsfähigen Böden in großen Bereichen des Plangebietes kann davon ausgegangen werden, dass eine alleinige Versickerung im Plangebiet nicht möglich ist.

45.31

Fazit
Der Landkreis und die Gemeinde planen, ein Gymnasium für ca. 1000 Personen und einen Sportplatz mit Wettkampfarena mitten in ein seit Jahrzenten bestehendes Wohngebiet zu bauen.

45.30

Geotechnischer Untersuchungsbericht; WILAB + Niederschlagswasserkonzept, BEV Ingenieure GmbH
Seite:13: Aushaltend tragfähige Böden mit mindestens „mittleren“ Lagerungsverhältnissen bzw. „mittlere“ Baugrundfestigkeiten wurden im Untersuchungsgebiet erst ab Tiefen zwischen ca. 3,0 – 6,0 m erkundet.

Das bedeutet, dass in jedem Fall die wasserführende Schicht durchstoßen werden muss um die Baukörper sicher zu gründen. Wie sich die aufkommenden Wassermassen verhalten werden ist kaum vorhersagbar, zudem wird
ein Versiegelungsgrad von 0,8 geplant. Nur eines ist sicher: Wenn am Lauseberg gebaut wird, dann wird sich der Wasserhaushalt der gesamten Gegend nachhaltig negativ verändern. Die Auswirkungen sind schwer
vorhersehbar, die Böden müssen intensiv nachverdichtet werden. Ökologisch kommt das einer Katastrophe gleich.
Das aufkommende Regenwasser kann nicht vollständig auf dem Grundstück versickern. Daher empfiehlt das Gutachten die folgende Variante:
Seite 20: Daher bleibt als letzte Variante die Ableitung in den Regenwasserkanal. Um eine Überlastung des Kanals zu verhindern sind, entsprechende Maßnahmen zu treffen (siehe Kapitel 4.2.2).
Seite 40: Neben den Entwässerungsmaßnahmen ist aufgrund der ungünstigen Gefällesituation auf dem Grundstück damit zu rechnen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sind. Es werden weitere Bauwerke, wie
Pumpwerke erforderlich werden, die zusätzliche Kosten verursachen.

Wie bereits bei meinen Ausführungen zum Geotechnischen Untersuchungsbericht vermutet, bestätigt sich hier die Befürchtung. Das Oberflächenwasser muss in großen Teilen abgeführt werden, die Böden sind für eine
vollständige Versickerung nicht geeignet. Die entsprechende Infrastruktur müsste als „Beiwerk“ geschaffen werden. Hier weiter: Seite 40: Neben den Entwässerungsmaßnahmen ist aufgrund der ungünstigen Gefällesituation auf
dem Grundstück damit zu rechnen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sin d.
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20
24 hiermit erhebe ich Einwände gegen die Bebauung des Lauseberges. Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene Zerstörung der

Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den
Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

46.2

46.3

46.4

12
.0

7.
20

24 Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte
Gutachten (Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues
Gutachten muss erstellt werden.

13
.0

7.
20

24 ich habe o.g. Bebauungsplan zur Kenntnis genommen und folgende Einwände dagegen:
Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines
Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben

48.2

48.3

48.4

Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in
Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche, als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
Darüber hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei zunehmenden Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine
Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits
bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck oder am Sportplatz in Zepernick, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und
Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet
(s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“).

47.2

Damit verbunden sehe ich auch einen unzulässigen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und
des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

48.1

Bürger/Bürgerin 48

Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss
erstellt werden.

Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden
kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur. Grad ist eine
Turnhalle in der Straße der Jugend im Bau/fast fertig. Auch gibt es dort einen Sportplatz. Eine Wettkampfarena brauch Panketal nicht. Wir brauchen sauberes Wasser und intakte Natur.
Ich hoffe, dass dieser Bebauungsplan 35P "Lauseberg" nicht umgesetzt wird.

47.1

Bürger/Bürgerin 47

Bürger/Bürgerin 46

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um
den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck,
würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art
genutzt werden.

46.1
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48.5

48.6

48.7

48.8

48.9

13
.0

7.
20

24 auch wenn Ihnen sicher schon viele Einwendungen und Bedenken vorliegen, möchte auch ich es nicht versäumen, im Rahmen der Frist meine Bedenken bzgl. des geplanten Baus eines Gymnasiums und Wettkampfstätte
im Wasserschutzgebiet kundzutun.
Wir sind vor 25 Jahren aus Berlin, von der sehr lauten Bornholmer Straße hierher gezogen,  um unsere Kinder in einer ruhigen Umbebung aufwachsen zu sehen und  um vor allem dem Lärm der Großstadt zu entfliehen.
Die Vorstellung, dass in dieses ruhige Wohnviertel ein Gymnasium und noch viel schlimmer eine Wettkampfarena gebaut werden soll und wir dann insbesondere dem Wettkampflärm ausgesetzt wären und das so ganz
ohne Not, da es andere Flächen - insbesondere in Schwanebeck - gibt, ist für uns absolut nicht nachvollziehbar. Von einer angespannten Verkehrs- und Parkplatzsituation mal ganz abgesehen.

49.4

49.5

Wie kann es dann sein, dass gleichzeitig ernsthaft der Bau eines Gmynasium/Sportarena an eben dieser Stelle geplant wird, was die Trinkwasserversorgung in diesem unserem Wohngebiet noch einmal mehr strapaziert. Wir
wohnen Dürer-/Ecke Schlüterstraße und schon jetzt ist es so, dass wir teilweise sehr geringen Wasserdruck haben. Was soll das erst werden, wenn oben auf dem Lauseberg ein zusätzlicher Großabnehmer ans Netz geht. Die
ganzen Vorgaben und Ermahnungen mit erhobenem Zeigefinder, die wir ständig zu lesen bekommen, werden durch die Planung an dieser Stelle ad absurdum geführt.

die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte
Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Bereits jetzt unterliegen wir erheblichen Wasserentnahmebeschränkungen, die
schlussendlich zu einer Entwertung der Grundstücke und vor allem der Tatsache führen, dass wir in heißen und trockenen Sommern liebevoll angelegte Gärten werden vertrocknen lassen müssen. Hinzu kommt,
dass bei Starkregenereignissen das Wasser, das nicht auf dem Lauseberg versickern kann, die Buchenallee abwärts fließen und somit zu Wasserschäden auf den weiter unten gelegenen Grundstücken führen könnte.

49.3

gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im
Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten
und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr. Bei 1.000 Schülerinnen und Schülern ist - man nehme beispielhaft die
Verkehrssituation an den Grundschulen am Morgen - aufgrund fehlender Verkehrsflächenkapazität mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen.

Zudem konnte ich nicht erkennen, dass verfügbare Alternativ-Standorte sorgfältig und sachlich richtig in Betracht gezogen worden wären - warum wurde z.B. am Bahnhof ein Wohn- und Gewerbekomplex errichtet anstatt
diese Fläche für ein Gymnasium zu nutzen? Warum baut man das Gymnasium nicht in die Nähe verfügbarer Turnhallen und Sportplätze wie z.B. an der Straße der Jugend? Oder an dem Schulstandort Schwanebeck, an dem
ausreichend Fläche zur Verfügung steht?

Ich mache mir ernsthaft Sorgen, dass wir noch größere Wasserentnahmebeschränkungen bekommen, bei Starkregenereignissen mehr Wasser die Buchenallee hinabfließt (wir haben bereits eine Überflutungs-Erfahrung
gemacht) und das massive Schüler-Aufkommen den anvisierten Bereich in Zepernick verkehrstechnisch vollkommen überfordert. Ich bitte daher um erneute Überprüfung der Planung und freue mich über eine Rückmeldung
von Ihnen. Herzlichen Dank

49.1

Bürger/Bürgerin 49

Was aber mindestens genauso schlimm ist, das das Bauprojekt im Wasserschutzgebiet geplant ist.
Wir haben heute schon arge Probleme mit der Trinkwasserversorgung und werden seit Jahren durch unsere Gemeindevertreter reguliert:
a)  durch eine Wasserampel, durch restriktives Verbot der Wasserentnahme für den Garten von 17-21 Uhr von Apr-Sep,
b) durch die mittlerweile sehr hohen Wasserpreise (die mit zu den höchsten in Deutschland zählen, Abschaffung der Gartenwasserzähler…) Und in nahezu jeder Ausgabe des Panketalboten wird darauf hingewiesen, dass wir
alle Wasser sparen müssen, dass das Wasserwerk an der Belastungsgrenze ist, dass wir doch bitte für teuer Geld Zisternen bauen sollen usw usw.

Was ist mit der Niederschlags- und Schmutzwasserbeseitigung? Die Gemeinde bekommt es heute schon nicht hin, den Graben an der Dürer-/Ecke Schlüterstraße freizuhalten, damit bei Starkregen die Wassermassen, die
vom kleinen Lauseberg runterfließen, dort in den Graben können.

49.2

Was ist mit dem viel propagierten Umwelt- / Klimaschutz? All das was wir  immer und immer wieder in den letzten Jahren dazu zu lesen bekommen haben, ist die Tinte nicht wert, wenn es wie hier durch solch ein Bauprojekt
mit den Füßen getreten wird. Wir sind froh, dass es das Biotop Robert-Koch-Park und das kleine Heidewäldchen gibt.

Und es ist gleichfalls nicht nachvollziehbar, weshalb Schwanebeck als gleichwertiger Teil von Panketal leer ausgeht, was den Bau eines Gymnasiums / Wettkamparena betrifft. Warum soll das alles in Zepernick an einer völlig
falschen Stelle gebaut werden.
Ich gehe im Übrigen davon aus, dass keiner der Entscheidungsträger in unmittelbarer Nähe des geplanten Bauprojektes  wohnt und somit auch nicht von den negativen Auswirkungen, die dieser Bau mit sich bringen würde,
betroffen wäre. Ich hoffe sehr, dass im Interesse aller ein geeigneter anderer Standort gefunden wird.

 Der Zulauf ist stark zugewuchert und wir müssen jederzeit damit rechnen, dass das Wasser in unsere Grundstücke zurückfließt und ernsthafte Schäden anrichtet. Das wird bereits jetzt billigend in Kauf genommen und wir
erleben derzeit eine extreme Zunahme von Starkregen. Was soll das erst werden mit uns als Anwohnern an der untersten Stelle des kleinen Lausebergs, wenn  durch das Bauprojekt sehr große Flächen versiegelt werden und
das Regenwasser irgendwo hinmuss. Kommt die Gemeinde dann für Schäden auf, die wir durch Rückstau des Wassers hinnehmen müssten.
Wie will die Gemeindevertretung die Trinkwasserversorgung, Niederschlags- und Schmutzwasserentsorgung sicherstellen ohne dass wir als Anwohner in irgendeiner Art und Weise negativ betroffen sind.
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20
24 hiermit möchten wir uns gegen den Neubau des Gymnasiums am Standort Lauseberg aussprechen, weil es sich um eine Wasserschutzzone IIIA handelt und eine Versiegelung weitreichende Konsequenzen für den

Wasserhaushalt, das Klima, Fauna und Flora des Standorts haben würde. Alternative Standorte sind vorhanden und benannt. Besonders am Herzen liegt uns die Erhaltung des Robert-Koch-Parks, der ein Kleinod in
unserem Viertel ist und dessen Wasserversorgung gefährdet würde.

14
.0

7.
20

24 Wie von der Verwaltung vorgesehen, beziehen wir hiermit auch Stellung zu dem Vorhaben "Lauseberg".
Die geplante Bebauung am Lauseberg bedroht nicht nur die Natur, sondern auch die Wasserversorgung der Region. Die wichtigsten Punkte sind:
1. Zerstörung der Biotopvernetzung: Die geplante Versiegelung von über 80.000 Quadratmetern im Trinkwasserschutzgebiet würde die Grünvernetzung zwischen Biotopen endgültig auflösen. Besonders betroffen ist der
Robert-Koch-Park, ein schützenswertes Biotop und Erholungsraum, das durch die Bebauung zerstört würde.

51.2

51.3

51.4

51.5

51.6

51.7

51.8

51.9

51.10

51.11

51.12

51.13

14
.0

7.
20

24 Ich erhebe Einwand gegen die Standortwahl  "Lauseberg " für Gymnasium und wettkampffähige Sportanlage! Alternativstandort ist der Sportplatz Str.d.Jugend ,da dort bereits ein rechtsfähiger Bebauungsplan  vorliegt
und die Erreichbarkeit für die Schüler sich  bereits bewährt hat. Bei Veranstaltungen ist die Infrastruktur dort  ausreichend ,da wenige direkte Anwohner sind und von  2 Seiten der Platz zu erreichen ist.Die neue Walter-
Seelig Halle macht es dort noch attraktiver !

52.2

52.3

50

Bürger/Bürgerin 50

51.1
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2. Verlust der Kaltluftentstehungszone: Die Bebauung des Lausebergs würde das Mikroklima für tausende Bürger in Zepernick negativ beeinflussen, da aus der Kaltluftentstehungszone eine Warmluftentstehungszone werden
würde.

3. Gefährdung der Artenvielfalt: Die Baumaßnahmen würden Brut- und Ruhezonen im Heidewäldchen sowie die Lebensräume der Feldlerche gefährden, wodurch die Artenvielfalt erheblich beeinträchtigt würde.

4. Unsichere Trinkwasserversorgung: Mit der Umsetzung des Bauprojektes entstehen über 1.000 neue Wassernutzer. Das Wasserwerk ist bereits stark ausgelastet und auf die Versorgung von nur 17.000 Einwohnern
ausgelegt. Aktuell versorgt es jedoch 22.000 Einwohner, was zu einer erheblichen Überlastung führt. Zudem wird Trinkwasser von Berlin eingekauft, doch Berlin wird voraussichtlich kein Wasser mehr liefern können.

5. Problematische Wasserentsorgung: Die Entsorgung von Regen- und Schmutzwasser wäre nur mit erheblichem Mehraufwand möglich. Kleinkläranlagen, die dringend benötigt würden, sind im Wasserschutzgebiet verboten.

6. Verunreinigung durch Mikroplastik: Materialien wie Tartanbahnen und Kunstrasen könnten Mikro- und Nanoplastik ins Grundwasser freisetzen, was zu einer Kontaminierung des Trinkwassers führt.

7. Verkehrschaos: Das zusätzliche Verkehrsaufkommen von täglich über 1.000 Verkehrsteilnehmern würde zu erheblichen Problemen führen und die bestehende Infrastruktur überlasten.

8. Steuerverschwendung: Die speziellen Baumaßnahmen im Wasserschutzgebiet erfordern unnötig hohe Kosten, was als Verschwendung von Steuergeldern betrachtet wird.

9. Archäologische Stätten: Der Lauseberg enthält bedeutende bronzezeitliche Funde, die durch die Baumaßnahmen zerstört werden könnten.

10. Bürgerunmut: Die Anwohner befürchten Lärmbelästigung, Vandalismus und sinkende Grundstückswerte.

11. Soziale Ungerechtigkeit: Die bevorzugte Entwicklung von Zepernick gegenüber Schwanebeck wird als soziale Ungerechtigkeit empfunden, da geeignete Alternativstandorte nicht ausreichend geprüft wurden.

12. Überdimensionale Flächenversiegelung: Geplant ist, 70% der Fläche zu versiegeln, ohne ausreichende Ausgleichsmaßnahmen. Dies würde eine der letzten großen zusammenhängenden Acker-/Grünflächen im
Trinkwasserschutzgebiet betreffen.

13. Wassermangel: Da Berlin voraussichtlich kein Wasser mehr liefern kann, muss die Wasserversorgung der Panketaler gesichert werden. Der Bau eines zweiten Wasserwerks wurde jedoch seit 20 Jahren versäumt.

52.1

Bürger/Bürgerin 52

Ich erhebe Einwand gegen den Standort Lauseberg für ein Gymnasium, da im Einzugsgebiet Schwanebeck und Umgebung mehr Schüler leben  und dort bereits ein Busbahnhof erbaut wurde und die vorhandenen Schulen
durch ein Gymnasium nebenan profitieren würden.

Der Lauseberg ist im Wasserschutzgebiet ! Wir als Bürger sollen unsere Ressourcen schützen und die Umwelt schonen. Dazu gehören auch die Tiere und wir als Mensch !
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20
24 ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P wie folgt:

1.) Die seit Jahrhunderten bestehende und aktuell allseits geförderte Grünvernetzung zwischen den Biotopen wird durch die Bebauung des Lausebergs final „aufgelöst“.
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits
bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.
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2.) Zerstörung der Kaltluftentstehungszone Lauseberg
……… gegen die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

3.) Zerstörung des Biotops Robert-Koch-Park als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet (fehlendes Schichtenwasser vom Lauseberg).
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der
fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-
Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

4.) Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der
Grundwasserabsenkung infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung
„Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut-
und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt
werden.

5.) Nicht gesicherte Trinkwasserversorgung, Wasserwerk bereits jetzt mit 94% Auslastung am Limit (Soll 80%)– Gutachten Trinkwasserversorgung basiert auf falschen Angaben und muss neu erstellt werden (Annahme von
50% mehr Förderung ist unmöglich)
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte
Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten (Fachgutachterliche
Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt werden.  Bei
Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl
als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.

6.) Nicht gesicherte Niederschlags- und Schmutzwasserentsorgung, (nur mit erheblichem technischen, planerischen und finanziellen Mehraufwand planbar, da im Wasserschutzgebiet) irreparabler Eingriff in den bereits
überstrapazierten Wasserhaushalt

7.) Verunreinigung des Grundwassers durch Mikro- und Nanoplastik im Wasserschutzgebiet durch Tartanbahn und ggf. Kunstrasen etc.

…….. gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im
Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der
Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem
Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche, als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal
nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei zunehmenden Starkregenereignissen nicht
noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten

…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund von Ausschwemmung und Verwehung von Mikro- und Nanoplastik von Seiten der Wettkamparena und des
dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense
Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei  Nutzung
eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als
Versickerungsfläche für unbelastetes Niederschlagswasser als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern
würde.
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24 ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P wie folgt:
1.) Die seit Jahrhunderten bestehende und aktuell allseits geförderte Grünvernetzung zwischen den Biotopen wird durch die Bebauung des Lausebergs final „aufgelöst“.
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden
Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

54.2

…….. gegen den Bebauungsplan 35P und die darin aufgeführte Auflistung von Alternativstandorten in Panketal aufgrund des fehlenden direkten Bezugs zu den Kriterien für den Bau des geplanten Gymnasiums. Die Sondierung
von Alternativstandorten muss umgehend angegangen werden und zwar mit einem neuen Kriterienkatalog für ein Gymnasium (Plan B). Des Weiteren ist in Zusammenarbeit von Gemeinde und Landkreis die Ausführung des
Bebauungsplans 5P „Spiel- und Sportpark Straße der Jugend“ als Erweiterung zu einer Wettkampfarena zu prüfen.

2.) Zerstörung der Kaltluftentstehungszone Lauseberg
……… gegen die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

53.10

53.13

14.) Überdimensionale Entwicklung P35 in Bezug auf Flächenversiegelung, Überbauung von 80% der Fläche geplant, keine Ausgleichsmaßnahmen auf dem Gebiet möglich, trotz rechtskräftigem Beschluss der Gemeinde
2022
…….. gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Missachtung des Beschlusses, alle Ausgleichsmaßnahmen auf dem
Plangelände durchzuführen und somit einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima bedeuten, der irreversibel ist.

Abschließend möchte ich konstatieren, dass die Standortentwicklung am Lauseberg dem Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung widerspricht. Insbesondere wird der Grundsatz
vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden wird verletzt. Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11). Daran sollte angeknüpft werden. Unser Panketal soll auch in
Zukunft schön und lebenswert bleiben. Bitte informieren Sie mich über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.

54.1

12.) Spaltung statt Zusammenwachsen der Ortsteile von Panketal, Zepernick erhielte die 3. Dreifeldhalle, das 2. Gymnasium und eine Wettkampfarena – Schwanebeck geht wieder leer aus
…….. gegen die Standortwahl am Lauseberg aufgrund der fehlenden sozialen Gerechtigkeit für alle Panketaler Schüler. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck als Möglichkeit eines ganzheitlichen Schul- und Sportzentrums für Panketal in Schwanebeck würde neben der sozialen Gerechtigkeit auch das weitere  Zusammenwachsen der beiden Ortsteile gefördert.

13.) Fehlende Abwägung von Alternativstandorten, aufgeführte „Alternativen“ wurden für Grundschule bewertet, Kriterium für Gymnasium (Größe Erreichbarkeit etc.) wurden nicht angewandt, rechtskräftiger B-
Plan  Sportplatz Str. d. Jugend liegt vor – Alternativstandorte müssen erneut mit vernünftigen Kriterien gesucht und betrachtet werden

Bürger/Bürgerin 54

8.) Steuerverschwendung trotz Vorgabe der Wirtschaftlichkeit (spezielle Materialien, Baumaßnahmen und technische Anlagen wegen Lage im Wasserschutzgebiet)
…….. gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch notwendiger Anlagen wegen der Lage
des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck nicht notwendig wären.

9.) Unsinnige Errichtung einer Wettkampfarena ohne Flutlicht (massiv Flächenversiegelung, aber nur halbjährige Nutzungsmöglichkeit durch Vereine wegen Dunkelheit)
…….. gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden kann, im
Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im
Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit sich zieht. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und mit einer Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten
ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar wäre und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den
Sportunterricht zur Verfügung
stände.

10.) Verkehrschaos ist vorprogrammiert, kein Radweg Schönower Straße, Nadelöhr Unterführung S-Bahnhof Zepernick, kein Busbahnhof

11.) Bürgerunmut (Benachteiligung, Verkehrschaos, Ruhestörung, Vandalismus, fallender Grundstückswert)
…….. gegen den Standort Lauseberg und die damit hervorgerufenen Probleme bezüglich Bürgerunmut, Lärmbelästigung, fehlender Ruhe- und Erholungszeiten, überdimensionaler Bebauung, steigendem Verkehrsaufkommen,
negativer Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingriff in den bereits überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal. Bei der Wahl eines Alternativstandortes außerhalb des WSG und außerhalb eines
bestehenden Wohngebietes, würden diese Probleme, bis auf die Trinkwasserversorgung, nicht bestehen.

…….. gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der
Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.
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…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund von Ausschwemmung und Verwehung von Mikro- und Nanoplastik von Seiten der Wettkamparena und des
dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense
Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei  Nutzung
eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als
Versickerungsfläche für unbelastetes Niederschlagswasser als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern
würde.

3.) Zerstörung des Biotops Robert-Koch-Park als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet (fehlendes Schichtenwasser vom Lauseberg).
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der
fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-
Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt werden.

4.) Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der
Grundwasserabsenkung infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung
„Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut-
und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt
werden.

5.) Nicht gesicherte Trinkwasserversorgung, Wasserwerk bereits jetzt mit 94% Auslastung am Limit (Soll 80%)– Gutachten Trinkwasserversorgung basiert auf falschen Angaben und muss neu erstellt werden (Annahme von
50% mehr Förderung ist unmöglich)
…….. gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung erwähnte
Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten (Fachgutachterliche
Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt werden.
Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und
sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.

54.7

54.6

…….. gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des Regenwassers im
Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der
Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem
Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche, als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal
nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei zunehmenden Starkregenereignissen nicht noch
weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten

6.) Nicht gesicherte Niederschlags- und Schmutzwasserentsorgung, (nur mit erheblichem technischen, planerischen und finanziellen Mehraufwand planbar, da im Wasserschutzgebiet) irreparabler Eingriff in den bereits
überstrapazierten Wasserhaushalt

7.) Verunreinigung des Grundwassers durch Mikro- und Nanoplastik im Wasserschutzgebiet durch Tartanbahn und ggf. Kunstrasen etc.

8.) Steuerverschwendung trotz Vorgabe der Wirtschaftlichkeit (spezielle Materialien, Baumaßnahmen und technische Anlagen wegen Lage im Wasserschutzgebiet)
…….. gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch notwendiger Anlagen wegen der Lage
des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck nicht notwendig wären.
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20

24 hiermit bekunde ich meine Bedenken bzgl. des Bebauungsplanes Nr.35 P „Lauseberg“. Ihn zu beschließen erachte ich als unkalkulierbares Risiko für die Gemeinde Panketal.
Grund meines Einwandes sind die bisher nicht ausführlich veröffentlichten Informationen betreffend Ablauf/zeitliche Umstände/Bestimmung des Kaufpreises/Geschichte der Besitzrechte beim Erwerb des
Grundstückes.
Sollten z.B. nach Beginn der Bauarbeiten etwaige Unregelmäßigkeiten bekannt werden, z.B. durch Recherchen der Regionalmedien, würde dies das gesamte Projekt gefährden. Auf den dann bereits aufgelaufenen Kosten
würde mglw. die Gemeinde sitzen bleiben bzw. müsste weitere aufwenden, um Schadenersatz einzuklagen. Angesichts dieser finanziellen Risiken ist meiner Meinung das Weiterverfolgen des Projektes nicht vertretbar.

…….. gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der
Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.

…….. gegen den Bebauungsplan 35P und die darin aufgeführte Auflistung von Alternativstandorten in Panketal aufgrund des fehlenden direkten Bezugs zu den Kriterien für den Bau des geplanten Gymnasiums. Die Sondierung
von Alternativstandorten muss umgehend angegangen werden und zwar mit einem neuen Kriterienkatalog für ein Gymnasium (Plan B). Des Weiteren ist in Zusammenarbeit von Gemeinde und Landkreis die Ausführung des
Bebauungsplans 5P „Spiel- und Sportpark Straße der Jugend“ als Erweiterung zu einer Wettkampfarena zu prüfen.

13.) Fehlende Abwägung von Alternativstandorten, aufgeführte „Alternativen“ wurden für Grundschule bewertet, Kriterium für Gymnasium (Größe Erreichbarkeit etc.) wurden nicht angewandt, rechtskräftiger B-
Plan  Sportplatz Str. d. Jugend liegt vor – Alternativstandorte müssen erneut mit vernünftigen Kriterien gesucht und betrachtet werden

54.10

12.) Spaltung statt Zusammenwachsen der Ortsteile von Panketal, Zepernick erhielte die 3. Dreifeldhalle, das 2. Gymnasium und eine Wettkampfarena – Schwanebeck geht wieder leer aus
…….. gegen die Standortwahl am Lauseberg aufgrund der fehlenden sozialen Gerechtigkeit für alle Panketaler Schüler. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in
Schwanebeck als Möglichkeit eines ganzheitlichen Schul- und Sportzentrums für Panketal in Schwanebeck würde neben der sozialen Gerechtigkeit auch das weitere  Zusammenwachsen der beiden Ortsteile gefördert.

9.) Unsinnige Errichtung einer Wettkampfarena ohne Flutlicht (massiv Flächenversiegelung, aber nur halbjährige Nutzungsmöglichkeit durch Vereine wegen Dunkelheit)
…….. gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden kann, im
Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im
Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit sich zieht. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und mit einer Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten
ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar wäre und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den
Sportunterricht zur Verfügung
stände.

11.) Bürgerunmut (Benachteiligung, Verkehrschaos, Ruhestörung, Vandalismus, fallender Grundstückswert)
…….. gegen den Standort Lauseberg und die damit hervorgerufenen Probleme bezüglich Bürgerunmut, Lärmbelästigung, fehlender Ruhe- und Erholungszeiten, überdimensionaler Bebauung, steigendem Verkehrsaufkommen,
negativer Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingriff in den bereits überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal. Bei der Wahl eines Alternativstandortes außerhalb des WSG und außerhalb eines
bestehenden Wohngebietes, würden diese Probleme, bis auf die Trinkwasserversorgung, nicht bestehen.

10.) Verkehrschaos ist vorprogrammiert, kein Radweg Schönower Straße, Nadelöhr Unterführung S-Bahnhof Zepernick, kein Busbahnhof

14.) Überdimensionale Entwicklung P35 in Bezug auf Flächenversiegelung, Überbauung von 80% der Fläche geplant, keine Ausgleichsmaßnahmen auf dem Gebiet möglich, trotz rechtskräftigem Beschluss der Gemeinde
2022
…….. gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Missachtung des Beschlusses, alle Ausgleichsmaßnahmen auf dem
Plangelände durchzuführen und somit einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima bedeuten, der irreversibel ist.

Abschließend möchte ich konstatieren, dass die Standortentwicklung am Lauseberg dem Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung widerspricht. Insbesondere wird der Grundsatz
vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden wird verletzt.
Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11). Daran sollte angeknüpft werden. Unser Panketal soll auch in Zukunft schön und lebenswert bleiben. Bitte informieren Sie mich
über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.

55
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20
24 wir erhebe aus folgenden Gründen Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P:

1. Niederschlags- und Schmutzwasserentsorgung  Die derzeitige landwirtschaftliche Nutzfläche dient für die Regenwasserversickerung und zur Trinkwassersicherung.

56.2

56.4

56.5

Schon bei der Bebauung zwischen Buchenallee und Schlüterstraße haben die Probleme mit dem Schichtenwasser zugenommen. Das Wasser versickerte nicht mehr nur auf dem Acker sondern lief auch auf die Straße und
drückte das Wasser trotz um unser Haus vorhandener Drainage in unseren Keller. Erst  durch die Bepflanzung des Feldrandes mit Bäumen, der Verlegung von Drainagerohren am Feldrand zur Robert-Koch-Str. Und der
Errichtung von Pumpstationen konnte dieser Zustand verbessert werden. Das heißt jedoch nicht, dass die Probleme komplett beseitigt sind.
Durch die geplante Flächenversiegelung wird eine großflächige natürliche Versickerung des Regenwassers verhindert. Dies ist insbesondere bei Starkregen problematisch. In diesem Fall sind Überschwemmungen
vorprogrammiert. Schon jetzt ist die Situation an der Schönower Str. Ecke Robert-Koch-Str. problematisch, da Teile des Feldes insbesondere im Frühjahr wochenlang unter Wasser stehen.Auch das
Niederschlagswasserkonzept sieht dies als problematisch an. Die aufgeführten Lösungen sind sehr kostenintensiv und setzen voraus, das Starkregenereignsse nicht in zu kurzer Folge auftreten. Dann würden auch die
Regenrückhalteräume nicht ausreichen.

Das 2.Argument ist die gute Busanbindung. Bei genauerer Betrachtung ergibt sich jedoch, dass der Einzugsbereich der Busse, die am S-Bahnhof Zepernick halten, nicht sehr groß ist. Das Wohngebiet westlich der Bernauer
Chaussee hat das Nachsehen, da von hier der Lauseberg mit dem ÖPNV nicht schnell zu erreichen ist.
Auch die Taktung der Busse ist zum großen Teil sehr groß. Um die Busse in einem dichten Takt fahren zu lassen, besteht am S-Bahnhof Zepernick kein Platz. Schon jetzt kommt es wegen der Busse an dieser Stelle oft zu
Staus, und das nicht nur im Berufsverkehr. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der Bus für einen Großteil der Panketaler Schüler keine Option sein wird. Dies wird dazu führen, dass der überwiegende Teil der
Schüler mit dem Fahrrad und ab dem vollendeten 18.Lebensjahr mit dem Auto kommt. In Anbetracht dessen, sind die geplanten Stellplätze für PKW und Fahrrad, auch unter Einbeziehung der Stellplätze für die Sportnutzung
zu gering kalkuliert. Im Ergebnis werden dann die Fahrräder an den Zäunen der Anwohner angeschlossen und die recht engen Straßen vollgeparkt. Der Einsatz von Rettungsfahrzeugen wird dadurch noch mehr erschwert.Hinzu
kommt, dass die Schönower Straße relativ schmal ist. Wenn sich 2 Busse oder LKWs begegnen, können sie nur im Schritttempo aneinander vorbeifahren. An verschiedenen Stellen muss sogar einer von beiden anhalten.
Daher ist das Radfahren auf der Fahrbahn sehr riskant. Ebenso ist ein Überholen der Radfahrer durch motorisierte Fahrzeuge in einem Abstand von 1,50 m auf Grund der geringen Breite und des Gegenverkehrs kaum möglich.
Ein Ausweichen der Radfahrer auf den Gehweg, ist zwar erlaubt, jedoch nur für langsam fahrende Radfahrer. Hier stellt sich die Frage, inwieweit der Gehweg dann, insbesondere für Ältere, Behinderte und Kinder gefahrlos
benutzt werden kann. Hinzu kommt ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch die Grundschule an der Elbestraße und der prognostizierte Einwohnerzuwachs. Sowohl die Fahrbahn als auch die Gehwege in der Schönauer Str.
sind somit kein sicherer Schulweg. Dies wurden im verkehrstechnischen Gutachten nicht aufgeführt.

56.1
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2. Trinkwasser
Das Gutachten zur Trinkwasserversorgung legt eine Erhöhung der Fördermenge um 50 Prozent zu Grunde. Fraglich ist, warum dies nicht schon erfolgt ist, sondern die Anwohner mit der Wasserampel gegängelt werden. Ist
es nicht so, dass die Auslastung derzeit schon bei 94 Prozent liegt? Das von den Gemeindevertretern geforderte„Gesamtkonzept Trinkwasser und Schmutzwasser“ liegt noch nicht vor. Es ist offensichtlich, dass ein
weiteres Wasserwerk notwendig ist. Dies wird nicht bis zur geplanten Aufnahme des Schulbetriebs im Jahr 2028  erfolgt sein. Das Gutachten geht von Voraussetzungen aus,
die zum Beginn des Schulbetriebes nicht vorliegen. Es kann somit nicht als Grundlage herangezogen werden.

3.   Gute Verkehrsanbindung
Die S-Bahn ist nur für Schüler aus dem Gebiet um den S-Bahnhof Röntgental von Vorteil. Da die S-Bahn jedoch nur im 20-Minuten-Takt verkehrt, werden diese Schüler vermutlich größtenteils das Fahrrad wählen, da sie damit
zeitlich flexibler sind und sich die Fahrzeiten von S-Bahn- und Fahrradnutzung nicht groß unterscheiden. Das Hauptargument S-Bahnnähe ist deshalb kein Argument.

4. Umweltschutz
Durch die Bebauung des Lausebergs wird
- die Biotopvernetzung LSG „Westbarnim“ einschließlich der „Rieselfelder“ über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau unterbrochen, obwohl es bei der Bebauung des Wohngebietes
Schlüterstr. -Buchenallee diesbezüglich diverse Auflagen gab
- das größte bestehende Kaltluftentstehungsgebiet vernichtet, mit negativen klimatischen Auswirkungen
- das Grundwasser auf Grund der Tartanbahnen und ggf. des Kunstrasenspielfeldes durch Mikro- und Nanoplastik kontaminiert
- eine hydrologische Veränderung der Umgebung und auch des Robert-Koch-Parks bewirkt, welcher erst 2021 in den Grünordnungsplan als öffentliche Grünfläche aufgenommen wurde
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5. Wirtschaftlichkeit
Das Gymnasium ist im Schutzwassergebiet A III geplant. Um dieses Vorhaben zu realisieren, sind kostenintensive Maßnahmen notwendig. Die im Jahr 2021 veranschlagten Kosten i.H.v. 70 Mio. Euro werden auf Grund der
zwischenzeitlich stark gestiegenen Baukosten und der zusätzlichen Maßnahmen daher bei weitem überschritten werden. Der Staat und somit Kreis und Gemeinde sollten sich jedoch an das Prinzip der Wirtschaftlichkeit
halten. Im Ergebnis bedeutet dies, dass für weniger Geld ein äquivalentes Bauvorhaben umgesetzt werden kann, zumal das Hauptargument „verkehrliche Anbindung ÖPNV“ ist „ ein erhöhtes Gewicht beizumessen“ nicht
nachvollziehbar ist (siehe Punkt 3).
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20
24 zum o. g. Bebauungsplan bitten wir Sie die Beanrwortung der folgenden Fragen zu veranlassen:

1. Wurde berücksichtigt, dass gemäß Paragraph  3 BauNVO in reinen Wohngebieten nur Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen den Bewohnern des Wohngebietes dienende Anlagen für kirchliche,
kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke errichtet werden dürfen?

57.2

57.3
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.0

7.
20

24 hiermit erhebe ich Einspruch gegen das geplante Bauvorhaben auf dem Wasserschutzgebiet auf den Lauseberg in Zepernick (Bebauungsplan 35P). Nachfolgend möchte ich die Gründe für meinen Einspruch detailliert
darlegen:
1. Bodenversiegelung:
Das geplante Bauvorhaben wird eine erhebliche Bodenversiegelung mit sich bringen. Diese Versiegelung reduziert die natürliche Versickerungsfähigkeit des Bodens, was zu verstärktem Oberflächenabfluss und damit
zu einer erhöhten Wassergefahr im Umfeld führen kann. Zudem wird die Versiegelung den natürlichen Lebensraum zahlreicher Bodenorganismen zerstören, was negative Auswirkungen auf die lokale Biodiversität
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20

24 hiermit erhebe ich Einspruch gegen das geplante Bauvorhaben auf dem Wasserschutzgebiet
auf den Lauseberg in Zepernick (Bebauungsplan 35P). Nachfolgend möchte ich die Gründe für meinen Einspruch detailliert darlegen:
1. Bodenversiegelung:
Das geplante Bauvorhaben wird eine erhebliche Bodenversiegelung mit sich bringen. Diese Versiegelung reduziert die natürliche Versickerungsfähigkeit des Bodens, was zu verstärktem Oberflächenabfluss und damit
zu einer erhöhten Wassergefahr im Umfeld führen kann. Zudem wird die Versiegelung den natürlichen Lebensraum zahlreicher Bodenorganismen zerstören, was negative Auswirkungen auf die lokale Biodiversität hat.

59.2

59.3

57.1

2. Wie wird gewährleistet, dass in Anbetracht der angespannten Wasserversorgung in Zepernick die Löschwasserversorgung eines so großen Objektes gewährleistet werden kann?

3. Wurde berücksichtigt, dass mit dem vorgesehenen Objekt das zweite Privatgymnasium in Zepernick errichtet werden soll, das offensichtlich nicht für Einwohner von Zepernick erforderlich ist?

58.1
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2. Grundwasserverschmutzung:
Durch die Bauarbeiten und die spätere Nutzung des Grundstücks besteht die Gefahr einer Grundwasserverschmutzung. Baustellenabfälle, Chemikalien und andere Schadstoffe können ins Grundwasser gelangen und
dieses verunreinigen. Dies ist besonders besorgniserregend, da das Grundwasser eine wichtige Trinkwasserquelle darstellt und eine Verunreinigung schwerwiegende gesundheitliche Folgen für die Anwohner haben könnte

3. Zusätzliche Wasserverbrauchertrotz bestehendem Wassermangel:
In unserer Region besteht bereits ein akuter Wassermangel. Das geplante Bauvorhaben würde zu einem zusätzlichen Wasserverbrauch führen, der die vorhandenen Wasserressourcen weiter belastet. Die Versorgung der
neuen Gebäude mit Wasser würde den Druck auf die ohnehin knappen Wasserressourcen erhöhen und könnte zu Wasserknappheit für die bestehenden Anwohner führen.

4. Umweltbelastung:
Das Bauvorhaben stellt eine erhebliche Umweltbelastung dar. Neben der bereits erwähnten Bodenversiegelung und Grundwasserverschmutzung wird die Bauphase selbst zu einer erhöhten Emission von Staub und Abgasen
führen. Dies wirkt sich negativ auf die Luftqualität aus und kann gesundheitliche Probleme für die Anwohner verursachen. Zudem wird der Lebensraum für lokale Flora und Fauna stark beeinträchtigt oder gar zerstört.

5. Lärmbelästigung während der Bauphase:
Während der Bauphase ist mit erheblichem Baulärm zu rechnen, der die Anwohner über einen längeren Zeitraum erheblich belasten wird. Dies betrifft insbesondere Familien mit kleinen Kindern, ältere Menschen und
Berufstätige, die auf ein ruhiges Wohnumfeld angewiesen sind. Der ständige Lärm kann zu Stress, Schlafstörungen und anderen gesundheitlichen Problemen führen.

6. Erhöhtes Verkehrsaufkommen und zusätzliche Lärmbelästigung:
Durch das Bauvorhaben wird das Verkehrsaufkommen in der Umgebung signifikant ansteigen. Baustellenfahrzeuge und später der Verkehr durch die Bewohner oder Nutzer des neuen Gebäudes werden die bestehende
Verkehrssituation verschärfen. Dies führt nicht nur zu erhöhter Lärmbelastung und Abgasemissionen, sondern auch zu einer erhöhten Gefahr von Verkehrsunfällen. Besonders in Wohngebieten mit vielen Kindern stellt dies
ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar.

Ich bitte Sie daher eindringlich, diese Bedenken bei der weiteren Planung und Genehmigung des Bauvorhabens zu berücksichtigen und Alternativen zu prüfen, die die genannten negativen Auswirkungen minimieren oder
vermeiden.

59.1

Bürger/Bürgerin 59

2. Grundwasserverschmutzung:
Durch die Bauarbeiten und die spätere Nutzung des Grundstücks besteht die Gefahr einer Grundwasserverschmutzung. Baustellenabfälle, Chemikalien und andere Schadstoffe können ins Grundwasser gelangen und
dieses verunreinigen. Dies ist besonders besorgniserregend, da das Grundwasser eine wichtige Trinkwasserquelle darstellt und eine Verunreinigung schwerwiegende gesundheitliche Folgen für die Anwohner haben könnte

3. Zusätzliche Wasserverbrauchertrotz bestehendem Wassermangel:
In unserer Region besteht bereits ein akuter Wassermangel. Das geplante Bauvorhaben würde zu einem zusätzlichen Wasserverbrauch führen, der die vorhandenen Wasserressourcen weiter belastet. Die Versorgung der
neuen Gebäude mit Wasser würde den Druck auf die ohnehin knappen Wasserressourcen erhöhen und könnte zu Wasserknappheit für die bestehenden Anwohner führen.
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24 Wir identifizieren uns vollständig mit dem Inhalt (Anmerkung der Verwaltung: hier ist die Stellungnahme in der Anlage gemeint) und werden am 16.7.24 die Möglichkeit nutzen , unseren Einspruch nochmal persönlich
kundzutun.wir nehmen das Recht auf freie Meinungsäußerung wahr. Unser Gedankengut ist weder rechts noch sind wir „Wutbürger“ – wie besorgte Anwohner mit kritischen Meinungen zum o. g. B-Plan-Vorentwurf in
öffentlichen Bürgersprechstunden durch den Bürgermeister mehrfach betitelt wurden.  Auf Grund unserer bisherigen „ungehörten Kritiken“ zu diesem Thema fordern wir die Mitglieder der Gemeindevertretung/OEA auf,
keine persönlichen Belange bei der Abwägung der erforderlichen Projektgröße zuzulassen. Wir beantragen, den Bedarf eines Gymnasiums mit Außensportanlage/Schulsport als ein geschlossenes Projekt neu zu
betrachten – jedoch ist der Standort kritisch.

60.2

4. Umweltbelastung:
Das Bauvorhaben stellt eine erhebliche Umweltbelastung dar. Neben der bereits erwähnten Bodenversiegelung und Grundwasserverschmutzung wird die Bauphase selbst zu einer erhöhten Emission von Staub und Abgasen
führen. Dies wirkt sich negativ auf die Luftqualität aus und kann gesundheitliche Probleme für die Anwohner verursachen. Zudem wird der Lebensraum für lokale Flora und Fauna stark beeinträchtigt oder gar zerstört.

5. Lärmbelästigung während der Bauphase:
Während der Bauphase ist mit erheblichem Baulärm zu rechnen, der die Anwohner über einen längeren Zeitraum erheblich belasten wird. Dies betrifft insbesondere Familien mit kleinen Kindern, ältere Menschen und
Berufstätige, die auf ein ruhiges Wohnumfeld angewiesen sind. Der ständige Lärm kann zu Stress, Schlafstörungen und anderen gesundheitlichen Problemen führen.

6. Erhöhtes Verkehrsaufkommen und zusätzliche Lärmbelästigung:
Durch das Bauvorhaben wird das Verkehrsaufkommen in der Umgebung signifikant ansteigen. Baustellenfahrzeuge und später der Verkehr durch die Bewohner oder Nutzer des neuen Gebäudes werden die bestehende
Verkehrssituation verschärfen. Dies führt nicht nur zu erhöhter Lärmbelastung und Abgasemissionen, sondern auch zu einer erhöhten Gefahr von Verkehrsunfällen. Besonders in Wohngebieten mit vielen Kindern stellt dies
ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar.

Ich bitte Sie daher eindringlich, diese Bedenken bei der weiteren Planung und Genehmigung des Bauvorhabens zu berücksichtigen und Alternativen zu prüfen, die die genannten negativen Auswirkungen minimieren oder
vermeiden.Bürger/Bürgerin 60

Lärm:
Die lt. Lärmschutzgutachten erforderlich werdenden Lärmschutzwände in der Buchenallee und Robert-Koch-Str. von teils 3,5 bis 4,8 m Höhe und teils 50 bis 140 m Länge (bei den unterschiedlichen Varianten) werden
schwerwiegende negative Auswirkungen (tiefgründiger Bau) im Wasserschutzgebiet IIIA haben.  Die grundsätzlichen Probleme des Lärms/der Lärmausbreitung wurden im Gutachten nicht einmal untersucht! Der Schallpegel
wird sich durch hohe Mauern wie in einem sogenannten „Kessel“ aufbauen und entfalten! Hohe Mauern verhindern nicht die Ausbreitung des Schalls! Im Gegenteil, diese werden durch den geplanten Mauerrahmen konzentriert
gebündelt und nach oben weggedrückt und erzeugen einen extremen Schallpegel! Das bedeutet, dass die direkt anwohnenden schützenswerten „Menschen“ in den Wohnhäusern 1,5 Geschoss (in denen in der Regel die
Schlaf-/Kinderzimmer im oberen Bereich liegen) zukünftig die enorme Lärmbelastung, d.h. die Fehler dieser angedachten Planung ertragen müssen.  Die Anwohner im Wohnumfeld müssen jedoch die Vorschriften der Gemeinde
einhalten (z.B. Traufehöhe, Höhe der Zäune, offener Gartencharakter, durchgängige Grünzüge zum Naturschutz-Lauseberg-Heidewäldchen, natürliche Versorgung/Schichtenwasser Robert-Koch-Park.

Wir fordern die Reduzierung der Gemeinbedarfsfläche „Schule/Schulsportfläche“ auf eine minimale Größe, das Versagen der Planung eines „zweiten Sport- und Spielparks“ in Zepernick für Vereine in der
Wasserschutzzone IIIA und stattdessen die Ausweisung einer Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Natur- und Landschaftsraum“. Damit würde die Gemeinde in der Flächenplanung dem Grundsatz einer klimagerechten und
biologischen Vielfalt und den eigenen mit dem Klimaschutzkonzept der Gemeinde Panketal beschlossene Ziele zur Erreichung der Klimaneutralität entsprechen.
Ein umweltverträglicher kompakter Schulstandort wäre ggf. möglich, s. S. 33, Abbildung 23.
In allen Gutachten – Auftraggeber Landkreis – werden die Ziele für den Bebauungsplan zu Sportflächen unterschiedlich definiert: z.B.  Seite 5, letzter Absatz: „Sport und Spielpark“ – komplett für Vereine südlicher Barnim!  S.
39/40 + 63: Fläche für Sport- und Spielanlagen, Zweckbestimmung Sportplatz – Nicht Schule! Vereine! > mit Vereinsheim 2geschossig, Zuschauertribüne, Stellplätze, Zufahrt. Lärmschutzmaßnahmen, d.h. Lärmschutzwände
werden erforderlich von 3 – 4,80 m Höhe, 50 – 110 m Länge je nach Variante, s. ab S. 74 bis 78 – Schalltechnische Untersuchung/ALB
Begründung Bebauungsplan 35 P Lauseberg
Seite 5, vorletzter Absatz: „Über die …erforderlichen zusätzlichen Schulkapazitäten hinaus …besteht der Bedarf nach einer wettkampffähigen Sportanlage im südlichen Kreisgebiet“ ist irreführend in der Bewertung:
Dem Leser wird suggeriert, dass es sich hier um weiteren „Schulsportbedarf“ handele.  Auch die Bezeichnung: „Außensportanlage Verortung an Buchenallee“ sehen wir ebenfalls als Irreführung an, da es sich hier nicht um die
Schulsportanlage, sondern um den vom Landkreis gewünschten zusätzlichen „Sport- und Spielpark mit Vereinsgebäude, Sanitäranlagen, Tribüne, Lautsprecheranlage, Zufahrt, Parkplätze etc.“ handelt.
Das bedeutet, dass in Zepernick auf dem Lauseberg ein zweiter „Sport- und Spielpark“ entstehen soll – in der Vorplanung erst als „Sportplatz mit Vereinsnutzung“, dann als „zusätzliche Wettkampfarena“ bezeichnet, die im
Verlaufe der Vorplanungen auf Wunsch des Kreises (und Versprechungen? des Bürgermeisters von Panketal) zum eigentlichen Kaufzweck der Fläche nachgeschoben wurde und immer größere Ausmaße angenommen hat. Lt.
Gutachten wünscht der Kreis die komplette Baufreiheit auf dem Lauseberg.
Panketal ist reich an sportlichen und spielerischen Möglichkeiten. Der Bedarf an einem Sport- und Spielpark für den Vereinssport Südbarnim hat nichts mit dem dringenden Allgemeinbedarf eines Gymnasiums mit
Schulsportflächen in Panketal zu tun. Dieses Begehren hat – wie bereits erwähnt - Lärmschutzwände (u.a. an der Buchenallee und oberen R-Koch-Str.) zur Folge. Die Tiefengründungen und die zu ca. 80 % ober- und
unterirdischen totalen Versiegelungen des Lausebergs werden erforderlich. Das bedeutet, dass die gänzliche unumkehrbare Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes und der Versickerungs- und
Schichtenwasserfunktion katastrophale Auswirkungen auf die verbundenen und naheliegenden Parkanlagen, auf die Vegetation im angrenzenden Wohngebiet in Richtung Schlüterstraße und des Naturschutzgebietes haben
werden.

60.1
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4) Seite 68, Pkt. 5 Bewertung Schutzgut Orts- und Landschaftsbild Hier wird wiederum nur der Schulkomplex betrachtet.  Die Etablierung des zusätzlichen „Sport- und Spielparks“ für Vereine an der Buchenallee/obere Robert-
Koch-Str. hat Lärmschutzwände zur Folge: „Verlust der Eigenart. Hinzufügen von untypischen Strukturen.“  Weitere Auswirkung durch die Nutzung wochentags, samstags, sonntags: wie bereits erwähnt, werden
Lärmschutzwände erforderlich von 3,5 – 4,80 m Höhe, 50 – 110 m Länge je nach Variante (lt. Schalltechnische Untersuchung/ALB, Seite 67-78 - Varianten).

Bezug zum Umweltbericht zum FNP (Anmerkung Verwaltung: hier ist nicht die Begründung zum FNP, sondern B-Plan gemeint )
1) In der Begründung „Vorentwurf/Umweltbericht“ wird auf Seite 30 – 31 die Standortalternative Sportplatz Straße der Jugend bewertet. Der bereits bestehende B-Plan 5P (2.Ä. Mai 2020) für die Wettkampfanlage für Vereine
wird positiv betrachtet. (Die Dreifeldsporthalle ist bereits fertiggestellt.)  Auf Seite 32 wird diese Standortalternative anhand einer Liste von Abriss- und Umsetzmaßnahmen „als nicht machbar“ dargestellt. Diese Bewertung ist
unserer Meinung nach eine „Gefälligkeitsbeurteilung“. Die Begründung zeugt von wenig Sachverstand, da eine rein fachliche, logistische Planung erforderlich wäre die Maßnahmen umzusetzen. Wenn Schulkinder in Container
unterrichtet werden, so ist die Nutzung eines Containers auch Vereinen im Zeitraum des Abrisses und Neubaus des Vereinsgebäudes bzw. der Umwidmung von Flächen zuzumuten.

2) Seite 67, Pkt. 8.2.1 Beschreibung und Bewertung Umweltauswirkung, Im Pkt. 1 Schutzgut Mensch – heißt es: „Es sind keine nachteiligen Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Mensch zu erwarten, eher
Auswirkungen in positiver Hinsicht (Schaffung … Schulkapazitäten). Auswirkungen auf die öffentliche Erholungsnutzung sind nicht ersichtlich, weil das Plangebiet keine Erholungsfunktion hat.“   Diese Bewertung ist
menschenverachtend und ohne „örtlichen“ Sachverstand, außerdem irreführend: in die Bewertung wurde der zusätzliche „Sport- und Spielpark für Vereine“ nicht einbezogen, der die eigentliche unzumutbare negative Belastung
aller Schutzgüter auslöst.  „Eine intakte Umwelt ist die Lebensgrundlage für den Menschen“ – Dazu gehören die gesundheitlichen Aspekte > Lärm und Immissionen und Schutzgut: Landschaftsbild > Erholung, Gesundheit und
Wohlbefinden > Wohnumfeldfunktion.  Es geht nicht um Touristen! Es geht um die Menschen vor Ort, denen in ihrem Wohnumfeld Erholung, Gesundheit und Wohlbefinden gesetzlich zustehen nach dem Grundsatz: Eine
„neue Nutzung“ (Umwidmung einer Fläche), die sich im direkten Umfeld eines allgemeinen Wohngebietes befindet, muss sich dieser Wohnnutzung unterordnen nicht umgekehrt. Die Wohnnutzung durch die Menschen ist
schützenswert und zu beachten.“
3) Seite 71 – Plangebiet wirkt als klimatischer Ausgleichsraum. Schutzgut Klima/Luft – Klimatope müssen in der Bewertung hoch eingestuft werden.  Der Lauseberg und die umgebenden Park- und Naturschutzflächen haben
wichtige klimatische Funktionen (Kaltluft-/Frischluftentstehungsgebiet wirkt auf die Temperatursenkung besonders bei Hitze sowie Versickerungsfläche zur Regenerierung Grundwasser) und hat damit eine hohe
Bedeutung nicht nur für das angrenzende Wohngebiet.

5) Ver- und Entsorgung, Wärmeversorgung
- Abwasser: das zu planende unterirdische Speicherbecken für Abwasser bedeutet weitere    Versiegelungen im Boden in der Wasserschutzzone IIIA.
- Wärmeversorgung: Die negativen Auswirkungen des angedachten Blockheizkraftwerkes   (Versorgungsfläche auf dem Lauseberg) auf die Anwohner, auf Klima und Umwelt, Lärm und Luft,    wurden weder betrachtet noch
untersucht. „Für die Planung der Wärmeversorgung ist zu    berücksichtigen, dass Tiefenbohrungen und somit Geothermieanlagen nicht zulässig sind.“
Wie vereinbart sich dieses Verbot mit den erforderlichen tiefgründigen Baugründungsmaßnahmen, (s. Geotechnisches Gutachten).
Trinkwasserversorgung – Bezug auf die Fachgutachterliche Stellungnahme – PICON GmbH.
Diese Bewertung ist gegenüber den tatsächlichen Gegebenheiten zur aktuellen Problematik der Trinkwasserversorgung in Panketal und der zusätzlichen Belastung der Versorgung von ca. 1000 Personen (Bau Gymnasium)
unrealistisch und unvollständig, damit falsch dargestellt. Die Betrachtung des Bedarfs an Wasser für den zusätzlichen Sport- und Spielpark für die Vereine wurde hier in der Zielstellung nicht beauftragt. Damit wird die
„Machbarkeit“ der Wasserversorgung unter falschen Voraussetzungen dargestellt. Nicht untersucht wurde, wieviel Wasserbedarf täglich einschl. Wochenenden für wie viele Menschen (Sporttreibende + Zuschauer) und wieviel
Wasser für Pflege-/Giesarbeiten der Plätze/Gebäude erforderlich werden. In der Verbrauchsabschätzung für das Gymnasium wurden rein rechnerisch nur Schüler/Lehrer/DL zu Grunde gelegt. Es fehlt hier auch der
Wasserbedarf zur Pflege der Gebäude und Außenanlagen für den Schulkomplex.  Die Versorgungsprobleme, d.h. die Kapazität des Eigenbetriebs Kommunalservice (Wasserwerk), wurden hier auf Basis Jahr 2016 betrachtet,
rechnerisch nachbehandelt, und als ausreichend dargestellt (Einhaltung Mindestentnahmedruck). Im Gutachten fehlt die Stellungnahme des Eigentrieb Kommunalservice Panketal (Wasserwerk) zur aktuellen Kapazitätsleistung
und zukünftigen und unter Betrachtung weiterer „in Bau befindlichen“ Großabnehmer.

60.7

Die seit mehreren Jahren bestehenden Versorgungsprobleme wurden nicht betrachtet, d.h. nicht einmal erwähnt:
- Wasser wird von Berlin zugekauft – weil nicht genügend gefördert werden kann.
- Der Wasserpreis ist um 60 % in 2024 für die Panketaler Anwohner gestiegen.
- Die Bürger erhalten Briefe zur Aufforderung Wasser zu sparen.
- Die Gemeinde veröffentlicht Anzeigen im Panketalanzeiger/Amtsblatt zur Beachtung    der „Wasserampel“.
– Das Wasserwerk (lt. Frau Rinne) informiert im Panketalanzeiger seit Jahren:    „Trockenheit und Zuzug haben dazu geführt, dass das Wasserwerk an seine    Kapazitätsgrenzen gestoßen ist.“
Auch wurde nicht betrachtet, welche Auswirkung der in Planung angedachte „Reinwasserbehälter“ auf die Abnehmer in Zepernick haben wird, wenn dieser Nacht für Nacht mit tausenden von Litern Trinkwasser gefüllt wird.
Logischer Weise muss noch mehr Wasser zugekauft werden, wodurch der Wasserpreis weiter steigen wird. Und – wird das Wasser knapp – werden Drosselungen und weitere Verbote für die Anwohner die Folge sein. Die
„Fachgutachterliche Stellungnahme“ ist in Gänze abzulehnen, dieses beruht auf falschen Vorgaben durch den Auftraggeber Landkreis. Die Berücksichtigung der aktuellen und zukünftigen Probleme der Wasserversorgung und
Klimaprobleme in Panketal fehlen inhaltlich.
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20
24 ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei

Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

61.2

61.3

Bürger/Bürgerin 61

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet,
Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul-
 und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt
werden.

6) Aus dem Geotechnischen Gutachten – WILAB GmbH & Co KG – im Betreff (Deckseite) Bezug nur auf die Entwicklung des „Schulstandortes“ (ca. 26.000 m²) - geht hervor, dass im Wasserschutzgebiet IIIA aufgrund der
Bodensubstanz z.B. erforderlich werden:

Wir beantragen, in weiteren Planungen/Untersuchungen - B-Plan 5P Lauseberg - nur den Gemeinbedarf Schule/Gymnasium mit Sportanlagen in Panketel neu zu betrachten – gemäß dem BESCHLUSS der 11. Sitzung des
Kreistages Barnim vom 08.09.2021: Nr. 260-11/21 zum Thema: „Erwerb von Flächen in der Gemeinde Panketal zur Etablierung eines Gymnasiums nebst Sport- und Außenanlagen.“
Die beschlossene Antragsformulierung lautet: „Der Kreistag Barnim beschließt die entgeltliche Vermögenszuordnung der Flurstücke 2267, 39/2 und 2273 der Flur 3 in der Gemarkung Zepernick von der BVVG Bodenverwertungs-
 und -
verwaltungsGmbH, LNL Brandenburg/Berlin, …, für die Errichtung eines Gymnasiums nebst Sport- und Außenanlagen.“

60.8

60.9

 - bei einer Flachgründung bodenverbessernde Maßnahmen > Bodenaustausch, d.h.  Bodenaushub bis ca. 2,5 m unter geplanter Gründungsebene;
- intensive Nachverdichtung der Aushubsohle mit Tiefenwirkung von > 50 cm sowie Einbau gut    verdichtbarer Materialien und Verdichtung bis zur Gründungssohle,
- Tiefenverdichtung bedeutet „Rütteldruckverfahren“. Das Verfahren benötigt eine Spülwassermenge von bis zu 100 m³ Wasser/h
Seite 18, 1. Abs./Geot.Gutachten: Zitat: „Die Verträglichkeit mit dem Grundwasserschutz ist ggf. zu prüfen. Erfahrungsgemäß können oberflächennahe Bereiche bis in die Tiefe von ca. 2 m nicht
verdichtet werden.“
Abs. 5.3.2. – Tiefengründung: Aussage: Sind die ermittelten Setzungsmaße einer Flachgründung nicht bauwerksverträglich und eine Baugrundverbesserung scheidet aus, wird eine Tiefgründung z. B. auf Pfählen notwendig. …
Tragfähige Schichten werden im Mittel ab ca. 4 m unter GOK erwartet.  Eine Betrachtung bzw. Untersuchung von möglichen Auswirkungen (Schäden) auf die Bausubstanz der dicht angrenzenden Wohnhäuser durch die
vorgenannte erforderlich werdende Bodenverdichtung (Rütteldruckverfahren ggf. Einrammen von Pfählen) wurde weder erwähnt noch betrachtet.
Auftraggeber für die Gutachten ist der Landkreis und hat damit das Ziel vorgegeben. In den Gutachten wird bei schwerwiegenden Gründen/Bedenken kein „nicht machbar“ definiert, sondern immer „machbar“, auch wenn die
Natur und das ganze Wohnumfeld zerstört werden zu Lasten der Anwohner. Mit einer Ausnahme: siehe auf Seite 2, Pkt.1) „die Erweiterung/Umbau Spiel- und Sportpark Straße der Jugend“ als Standortalternative wurde
„als nicht machbar“ eingestuft.

Die Absprachen im Vorfeld zum Kaufvertrages zwischen dem Bürgermeister und dem Landrat und die Forderung „Bauland für die gesamte Fläche zu schaffen“ (Aussage im o.g. Beschluss), sollten
in der Abwägung kritisch betrachtet und untersucht werden: Aus dem Kreistagsbeschluss geht nicht hervor, dass die zu beplanende Fläche in der Trinkwasserschutzzone IIIA liegt und gemäß der im Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II Nr. 88 vom 26.10.2012 veröffentlichten Verordnung Verbote nach § 14, 15 für diese Fläche bestehen.
Auch in den Pressemitteilungen durch den Bürgermeister wurde dieser Fakt verschwiegen. Die veröffentlichte Vorplanung zur Änderung FNP für die Gesamtfläche „Lauseberg“ lehnen wir in
der Gesamtheit mit Nachdruck ab.  Die Planung wurde gegenüber den Bürgern damit gerechtfertigt, dass der Landkreis dies so fordere und auch der Landkreis die Maßnahmen finanzieren würde. Somit war für den weiteren
Planungsprozess eine fach- und sachgerechte Abwägung für die Bedingungen und Belange vor Ort in der Gemeinde Panketal von vorherein nicht möglich.
Verweis auf Gemeinde-Beschlussvorlage PV-11-2022-6 vom 15.05.24, S. 2 (Problembeschreibung) 1. Abs., 2.Satz: „Aufgrund der hohen zeitlichen Priorität dieses Projektes erfolgte keine detaillierte Prüfung der vorgelegten
Unterlagen durch die Verwaltung.“
Wir erwarten von den zuständigen Mitgliedern der Gemeindevertretung/des Ortsentwicklungsausschusses auf der Grundlage ihrer Pflichten, nicht nach den Zielen des Auftraggebers oder persönlichen Belangen, sondern zum
Gemeinwohl der Bürger mit den bereits bestehenden Problemen Klima, Umwelt, Trinkwasserversorgung und für den Schutz Gut „Mensch“ vor Ort in Zepernick und ganz Panketal abzuwägen. Die Umsetzung der Konzepte
Klimaschutz, Lärmschutz, Wasserschutz etc. sollten nicht nur auf dem Papier stehen.  Wenn den „Erfordernissen des Klimaschutzes“ sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken als auch durch solche,
die der Anpassung an den Klimawandel Rechnung getragen werden soll, ist dem Landkreis zum Begehren eines zweiten „Sport- und Spielparks“ in Zepernick auf der Klimafläche Lauseberg im Wasserschutzgebiet IIIA eine
klare Absage zu erteilen.

61.1

Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden,
11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt werden. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das
Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen
belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
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24 hiermit lege ich begründeten Einwand gegen die geplante Bebauung des Lauseberg in 16341 Panketal ein (Bebauungsplan 35P).
Die Bedenken bezüglich des zu erwartenden Lärms und die Störung meiner Privatsphäre sind erheblich. Es wurde im Bebauungsplan nicht ausreichend der Schutz der anliegenden Bewohner berücksichtigt. Bei der
geplanten Bebauung des Lausebergs mit einer Wettkampfarena, handelt es sich um eine erhebliche Steuergeldverschwendung zu Gunsten Weniger und Profilierung Einzelner. Der Verdacht auf Mauschelei wurde
bereits in der MOZ erwähnt.

15
.0

7.
20

24 ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei
Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

63.2

63.3

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet,
Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul-
 und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Fechtbiotops könnte umgesetzt
werden.

Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden,
11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt werden. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das
Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen
belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.

Ich erhebe Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des
Regenwassers im Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung
außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

61.4

Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden
kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit
sich zieht. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und mit
einer Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar wäre
und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den Sportunterricht zur Verfügung stände.

Bürger/Bürgerin 62

62.1

63.1

Bürger/Bürgerin 63

Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in
Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber
hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der
Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten.

Ein Nachweis zur Wirtschaftlichkeit der Anlage ist gesetzlich vorgeschrieben und konnte ihrerseits nicht zweifelsfrei belegt werden. Sportveranstaltungen jeglicher Art bedeuten stets und unvermeidlich eine Lärmbelästigung für
Anwohner. Besucher dieser Veranstaltungen und Wettkämpfen auf der geplanten Wettkampfarena müssen zwangsweise Anliegerstraßen, Nebenstraßen und Wohnstraßen benutzen. Das bedeutet für die Anwohner ein
erhöhtes Verkehrsaufkommen und zusätzliche Lärmstörung sowie Störungen des öffentlichen Raums insbesondere durch zugeparkte Anwohnerstraßen und halten zum Ein- u. Aussteigen (wie vor der W.C.Röntgenschule,
wenn die Elterntaxis die Straße zustellen). Eine unzumutbare Belästigung meiner Privatsphäre. Sie wollen im Trinkwasserschutzgebiet eine umwelttechnisch problematische Wettkampfarena bauen und nehmen eine
Verunreinigung des so wichtigen Grundwassers durch Mikro- und Nanoplastik in Kauf. Dem muss ich widersprechen.
Seit Jahren werden die Bewohner Panketals zum reduzieren des Wasserverbrauchs aufgefordert. Es existieren Verbotszeiten für das Gartenbewässern. Die Gemeinde hält sich nicht an das eigene Gebot, den
Wasserhaushalt zu schonen und mit der Ressource Trinkwasser sparsam umzugehen. Wir fordern Sie auf, aktiv nach Alternativstandorten zu suchen, wenn Sie an der Errichtung einer Wettkampfarena in der Gemeinde
Panketal festhalten. Der Standort „Lauseberg“ ist für Ihre Vorhaben ungeeignet.
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24 gemäß § 3 Absatz 1 BauGB möchten wir uns zum Entwurf des Bebauungsplans 35P „Lauseberg“ äußern. Mit großem Interesse und Sorge haben wir die geplanten Bauvorhaben im Rahmen des Bebauungsplans 35P
„Lauseberg“ verfolgt. Insbesondere möchten wir unsere Bedenken bezüglich der geplanten wettkampffähigen Leichtathletikanlage zum Ausdruck bringen und um eine erneute Überprüfung dieses Vorhabens bitten.

Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in
Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber
hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der
Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten.

Ich erhebe Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des
Regenwassers im Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung
außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

63.4

Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden
kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit
sich zieht. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und mit
einer Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar wäre
und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den Sportunterricht zur Verfügung stände.

Bürger/Bürgerin 64
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24 im Folgenden möchte ich, im Rahmen der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, meine Einwände gegen das geplante Bauvorhaben 35P „Lauseberg“ äußern. Die in der Verordnung zur Festsetzung

des Wasserschutzgebietes Zepernick festgehaltenen Ziele, die öffentliche asserversorgung zu sichern und das Grundwasser im Einzugsgebiet des Wasserwerks Zepernick zu schützen, sehe ich durch das geplante
Vorhaben gefährdet, da bislang keine schlüssigen Beweise vorliegen, die eindeutig belegen, dass die mit der Verordnung beabsichtigten Schutzgüter nicht beeinträchtigt werden.
Das Gutachten zur Trinkwasserversorgung ist nicht plausibel und entspricht nicht dem Informationsstand der Öffentlichkeit. Im Sommer gibt es Gartensprengverbote mit Verweis auf die Wasserknappheit. Die Gemeinde ist
sogar gezwungen, Trinkwasser einzukaufen. Eine Versiegelung weiterer Flächen würde dies nur verstärken.

65.2

65.3

65.1

64

Bürger/Bürgerin 65

Der vorliegende Bebauungsplan beinhaltet Eingriffe in Natur und Landschaft, die besorgniserregend sind. Diese Eingriffe sollen zudem, entgegen der gängigen Praxis, nicht im Planungsgebiet selbst ausgeglichen werden.
Die negativen Auswirkungen des Bebauungsplans auf benachbarte Biotope, wie beispielsweise das Heidewäldchen und den Robert-Koch-Park, werden nicht ausreichend berücksichtigt. Es ist zu erwarten, dass diese
wertvollen Naturräume durch die Umsetzung des Plans erheblich beeinträchtigt werden. Des Weiteren ist zu befürchten, dass die geplanten Baumaßnahmen, insbesondere der Bau des Sportplatzes und der damit verbundenen
Schallschutzwände, eine erhebliche Störung des Ortsbildes zur Folge haben werden.

Der Standort am Lauseberg ist für das geplante Vorhaben nicht geeignet. Die Eingriffe in Umwelt, Natur, Gesundheit und Kulturgüter sind erheblich. Konflikte werden nicht abschließend rechtssicher bewältigt.
Es bedarf dringend einer alternativen Standortprüfung und unabhängiger Gegengutachten!
Ich bitte Sie innigst meine Einwände zu berücksichtigen, auf das unser Panketal auch für zukünftige Generationen schön und lebenswert bleiben.

Einwände gegen den Bau der Wettkampfarena:
1. Wasserschutz:
Das vorgesehene Baugebiet liegt in einem sensiblen Bereich für die Trinkwasserversorgung. Der Landkreis plant, in Zusammenarbeit mit der Gemeinde, eine Versickerungsfläche von über 80.000 qm (> 11 Fußballfelder) in
einem bestehenden Trinkwasserschutzgebiet zu bebauen und bis zu 70% zu versiegeln (GRZ: Grundflächenzahl von 0,7 geplant).
Mit der Umsetzung des Bauprojektes an dieser Stelle entstehen über 1.000 neue Wassernutzer bzw. Schmutzwassererzeuger, zudem weiterer Wasserverbrauch aus der Bewässerung der Innenspielfläche der Sportarena. Das
Gebiet wurde 2012 als Trinkwasserschutzgebiet festgelegt, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern (Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick vom 15.10.2012).Die geplante
Flächenversiegelung betrifft eine der letzten großen zusammenhängenden Acker-/Grünflächen im Trinkwasserschutzgebiet von Panketal, direkt im Einzugsgebiet des Wasserwerkes (Distanz Lauseberg – Wasserwerk =
1km).Das Wasserwerk ist mit der Versorgung von derzeit 22.000 Einwohnern bereits überlastet (Stellungnahme Werksleitung Wasserwerk 2024), die Kapazität ist derzeit auf 17.000 Einwohner ausgelegt (Integriertes Gemeinde-
Entwicklungs-Konzept IGEK 2040, S.123).Es wurde trotz steigender Einwohnerzahlen bereits seit 20 Jahren von Seiten der Gemeinde versäumt, ein zweites Wasserwerk zu bauen. Auf dem Lauseberg besteht zudem eine
gravierende Problematik der Schmutzwasserentsorgung, wir benötigen schleunigst Kleinkläranlagen. Diese sind jedoch im WSG verboten! Die geplante Wettkampfsportarena mit 400 m Tartanbahn, zzgl. 100m
Kurzstreckenlaufbahn und möglicherweise einer Kunstrasen-Innenspielfläche könnte in erheblichem Maße zu einer unvermeidbaren Kontaminierung unseres Trinkwassers mit Mikroplastik bzw. Nanoplastik (neben
anderen Schadstoffen) führen.

2. Belästigung der Anwohner:
Eine Wettkampfarena bringt unweigerlich eine erhebliche Lärmbelästigung für die umliegenden Wohngebiete mit sich. In der Präsentation wurde auf die Notwendigkeit von Schallschutzgutachten hingewiesen, um die
Auswirkungen auf die umliegende Wohnbebauung zu untersuchen. Regelmäßige Sportveranstaltungen und Trainings könnten den Alltag der Anwohner stark beeinträchtigen und deren Lebensqualität mindern. Darüber hinaus
ist mit erheblicher Belastung der Anwohner in den Spitzenzeiten durch den fahrenden und ruhenden Verkehr zu rechnen. Was bereits jetzt ein Problem ist, dadurch, dass die Autos in der 30er-Zone rasen. Auch die permanente
Lärmbelästigung durch Vereinssport in der Woche und an den Wochenenden sowie durch Wettkampfveranstaltungen an nahezu allen Sommerwochenenden (18 Ereignisse/Jahr) zuzüglich eines ausgiebig genutzten
Vereinshauses für Anlässe verschiedener Art, tragen zu vorhersehbaren Konfliktsituationen bei, da die Wettkampfanlage mitten in ein bestehendes Wohngebiet mit hohem Grünanteil gebaut werden soll. Dringend benötigte
Ruhe- und Erholungsphasen der Bürger sind dadurch so gut wie ausgeschlossen. Schlussendlich werden die Anliegergrundstücke aufgrund von permanenter Lärmbelästigung durch Verkehr, Schule und Sportvereine,
täglichem Verkehrschaos und wildem Parken geschätzt um 20% ihres Wertes verlieren.

3. Spaltung der Gemeinde: Die Errichtung einer großen Wettkampfarena könnte zu einer Spaltung innerhalb der Gemeinde führen. Während einige Bewohner die Sportanlage nutzen könnten, würde ein erheblicher Teil der
Bevölkerung möglicherweise negative Auswirkungen wie erhöhten Verkehr, Lärm und Umweltbelastungen zu spüren bekommen. Dies könnte zu Unzufriedenheit und Widerstand innerhalb der Gemeinde führen.

4. Der Bau eines Gymnasiums ist notwendig und wird von uns unterstützt, um dem Defizit an Schulplätzen entgegenzuwirken.Allerdings sollte die Nutzung der Sportflächen überdacht werden. Eine einfache Sporthalle, die
für den Schul- und Vereinsbetrieb ausreichend ist, würde nicht die gleichen negativen Auswirkungen wie eine wettkampffähige Leichtathletikanlage haben. Diese Lösung würde die Belastung für die Anwohner reduzieren und
dennoch den Bedarf an Sporteinrichtungen decken.Wir bitten Sie daher eindringlich, unsere Bedenken ernst zu nehmen und die geplante wettkampffähige Leichtathletikanlage an dieser Stelle zu überdenken. Eine nachhaltige
und harmonische Gemeindeentwicklung sollte im Vordergrund stehen, die sowohl den Bildungsbedarf als auch die Lebensqualität der Anwohner berücksichtigt.

Stellungnahme des Eigenbetriebes Kommunalservice Panketal: Das Rohrnetz ist ausreichend dimensioniert. Die fachgutachterliche Stellungnahme hat gezeigt, dass das Trinkwasserrohrnetz gut für den aktuellen Bedarf
ausgerichtet ist.  Durch das Sprengverbot und die weiteren Maßnahmen zur Nutzungsbeschränkung in Panketal konnten die kritischen Wasserentnahmen in den Spitzenzeiten weitgehend ausgeglichen werden. Die
Wasserversorgungsanlagen und Schmutzwasser-beseitigungsanlagen unterliegen einem ständigen Ausbau und einer Erweiterung. Für die Folgejahre sind diese Maßnahmen mit einer hohen Dynamik geplant. Die Auswirkungen
auf das Grundwasser und damit auf die Wasserversorgung wurden in einem Gutachten betrachtet.
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20
24 als langjähriger Einwohner Panketals möchte ich hiermit Einwand erheben gegen das unter dem Namen „Bebauungsplan 35P“Lauseberg“ bekannten Neubaus eines Gymnasiums mitten im Ort.

Hierfür führe ich nachfolgende Gründe an und fordere Sie auf alternative Möglichkeiten für diesen Neubau zu evaluieren:
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24 als langjähriger Einwohner Panketals möchte ich hiermit Einwand erheben gegen das unter dem Namen „Bebauungsplan 35P“Lauseberg“ bekannten Neubaus eines Gymnasiums mitten im Ort.
Hierfür führe ich nachfolgende Gründe an und fordere Sie auf alternative Möglichkeiten für diesen Neubau zu evaluieren:
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24 als langjähriger Einwohner Panketals möchte ich hiermit Einwand erheben gegen das unter dem Namen „Bebauungsplan 35P“Lauseberg“ bekannten Neubaus eines Gymnasiums mitten im Ort.
Hierfür führe ich nachfolgende Gründe an und fordere Sie auf alternative Möglichkeiten für diesen Neubau zu evaluieren:

Die geplante Bebauung widerspricht den Landschaftplänen von 1996 und von 2019 aus denen hervorgeht: „Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert
werden.“ Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der
„Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden „bleiben“. Daher erhebe ich Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die
massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben. Darüber hinaus begründe ich meinen Einspruch der durch die geplante Bebauung herbeigeführte
Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der Grundwasserabsenkung
infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg und bekräftige meinen Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das
Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Auch hier würde die Nutzung eines Alternativstandortes
Abhilfe schaffen und der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser
gefährdeten Art genutzt werden.

Die geplante Bebauung widerspricht den Landschaftplänen von 1996 und von 2019 aus denen hervorgeht: „Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert
werden.“ Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der
„Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden „bleiben“. Daher erhebe ich Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die
massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben. Darüber hinaus begründe ich meinen Einspruch der durch die geplante Bebauung herbeigeführte
Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der Grundwasserabsenkung
infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg und bekräftige meinen Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das
Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Auch hier würde die Nutzung eines Alternativstandortes
Abhilfe schaffen und der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser
gefährdeten Art genutzt werden.

Die geplante Bebauung widerspricht den Landschaftplänen von 1996 und von 2019 aus denen hervorgeht: „Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert
werden.“ Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der
„Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden „bleiben“. Daher erhebe ich Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die
massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben. Darüber hinaus begründe ich meinen Einspruch der durch die geplante Bebauung herbeigeführte
Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der Grundwasserabsenkung
infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg und bekräftige meinen Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das
Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Auch hier würde die Nutzung eines Alternativstandortes
Abhilfe schaffen und der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser
gefährdeten Art genutzt werden.

Bürger/Bürgerin 66

Bürger/Bürgerin 68
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20
24 als langjähriger Einwohner Panketals möchte ich hiermit Einwand erheben gegen das unter dem Namen „Bebauungsplan 35P“Lauseberg“ bekannten Neubaus eines Gymnasiums mitten im Ort.

Hierfür führe ich nachfolgende Gründe an und fordere Sie auf alternative Möglichkeiten für diesen Neubau zu evaluieren:

69.2

15
.0

7.
20

24 im Rahmen der Bürgerbeteiligung – Stellungnahme und Einwände gegen den Bebauungsplanvorentwurf für den Bebauungsplan 35P „Lauseberg“ im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB übersende ich meine Stellungnahme mit Bitte um schriftliche Information über das Ergebnis der öffentlichen Bürgerbeteiligung.

70.2

70.3

Die geplante Bebauung widerspricht den Landschaftplänen von 1996 und von 2019 aus denen hervorgeht: „Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert
werden.“ Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der
„Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden „bleiben“. Daher erhebe ich Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die
massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben. Darüber hinaus begründe ich meinen Einspruch der durch die geplante Bebauung herbeigeführte
Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der Grundwasserabsenkung
infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg und bekräftige meinen Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das
Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Auch hier würde die Nutzung eines Alternativstandortes
Abhilfe schaffen und der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser
gefährdeten Art genutzt werden.

69.1

Weitere Gründe möchte ich wie folgt anführen:
Wasserschutz und Flächenversiegelung: Der geplante Standort des Gymnasiums liegt in einem Trinkwasserschutzgebiet, das 2012 festgelegt wurde, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern. Die Bebauung einer
Versickerungsfläche von über 80.000qm und eine geplante Versiegelung von bis zu 70% (GRZ: 0,7) gefährden die Wasserversorgung erheblich. Dies steht im Widerspruch zu der dringenden Notwendigkeit, unser
Trinkwasserschutzgebiet zu schützen und die Grundwasserneubildung sicherzustellen.

Verkehrskonzept und Anwohnerbelastung: Ein gut durchdachtes Verkehrskonzept mit sicheren Fahrrad- und Fußwegen ist bisher nicht ausreichend berücksichtigt worden. Zudem würde die geplante Wettkampfsportarena
mit Flutlichtanlagen das Fledermaushabitat beeinträchtigen und das Mikroplastikrisiko durch die Kunstrasenspielfläche erhöhen.

70.1

Bürger/Bürgerin 70

im Rahmen der Frühzeitigen Bürgerbeteiligung habe ich bereits seit 2022 mündlich und schriftlich Bedenken gegen die überdimensionale Bebauung des Lausebergs an den Bürgermeister, die Gemeindevertretung und den
Landrat bekannt gegeben. Hier geht es um eine massive Versiegelung der Fläche am „Lauseberg“ und den damit einhergehenden irreversiblen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima, der im Hinblick auf die erforderlichen
technischen und finanziellen Maßnahmen für das Bauvorhaben, vor allem auch aufgrund der Lage in der Wasserschutzzone III A nicht gerechtfertigt ist. In der Sitzung des Ortsentwicklungsausschusses am 14.05.2024 wurde
das Projekt durch Herrn Pogoda vom Planungsbüro „Stadt Land Brehm“ erneut vorgestellt, die mehrfach geäußerten Einwände und Bedenken der Bürger wurden jedoch in keiner Weise im Vorentwurf berücksichtigt. Im
Gegenteil hat das Bauvorhaben inzwischen überdimensionale Ausmaße angenommen, gegen die ich hiermit vehement widerspreche. Es ist nicht nachvollziehbar, mit welcher Ignoranz hier mit den Schutzgütern Natur, Mensch
und Umwelt umgegangen wird; dies widerspricht auch dem Leitbild der Gemeinde Panketal und dem angestrebten Gartenstadtcharakter.
In der letzten Sitzung der Gemeindevertretung am 21.05.2024, knapp vor den Neuwahlen, wurde der Vorentwurf des Bebauungsplans nun noch schnell gebilligt, sowie die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit beschlossen, obwohl weder die Verwaltung, noch die Gemeindevertreter die umfangreichen Gutachten gelesen oder gar geprüft hatten. Solch eine Praxis ist
absolut nicht nachvollziehbar und gegenüber den Panketaler Bürgern nicht vertretbar, die nun ihrerseits im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zu selbigen Gutachten Stellung nehmen sollen.

Das wichtigste Gutachten zum Wasserschutz, welches von der Unteren Wasserbehörde bezüglich der Verbote im Trinkwasserschutzgebiet bereits 2022 angefordert wurde, wird den Bürgern nach wie vor vorenthalten. Auch
hierfür gibt es keinen nachvollziehbaren Grund. Im Rahmen der Transparenz sollten die Bürger Einsicht in das Gutachten erhalten, da das Plangebiet mitten in der Wasserschutzzone IIIA liegt, welche ausdrücklich eine
Bebauung und die Darstellung neuer Bauflächen im Rahmen der vorbereiteten Bauleitplanung auf dem Gebiet verbietet.

1. die Darstellung von neuen Bauflächen oder Baugebieten im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung, wenn darin eine Neubebauung bisher unbebauter Gebiete vorgesehen wird,
2. die Festsetzung von neuen Baugebieten im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung, wenn dies zu einer Erhöhung der zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung führt,
ausgenommen
a. Gebiete, die im zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung gültigen Flächennutzungsplan
als Bauflächen oder Baugebiete dargestellt sind, und

Ich möchte hiermit folgende Einwände bezüglich des Bebauungsplan-Vorentwurfs zum Bebauungsplan 35P „Lauseberg“ geltend machen.
1. Fehlende Abwägung von Alternativstandorten
Die urplötzlich im Bebauungsplanvorentwurf angegebenen „Alternativen Standorte“ sind nicht nachvollziehbar.
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Eine aktuelle Stellungnahme der Werksleiterin vom 15. März 2024 (Bauvorhaben von Wohnungen in Panketal) besagt eindeutig:  „für  weitere  Bauvorhaben  in  Panketal  ist  die  Erschließung  Wasser  und  Schmutzwasser
nicht  gesichert. Die Kapazitäten sind erschöpft.“   Gemäß wasserrechtlicher Bewilligung für das Wasserwerk Zepernick dürfen derzeit 1,2 Mio. m³ im  Jahr  gefördert  werden.  Durch  die  derzeitigen  Einwohner  ist  dieses
Fördervolumen  unter  dem  aktuellen Nutzerverhalten bereits zu 94% ausgeschöpft. (IGEK Panketal 2040, S. 123)
IGEK Panketal 2040, S. 124: Die Gemeindevertretung hat den Bürgermeister mit der PV-55-2020-3  beauftragt, gemeinsam mit dem Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal und der AG Wasser auf
der Grundlage des Siedlungsszenarios 2 „moderat im Bestand“ ein „Gesamtkonzept Trinkwasser  und Schmutzwasser“ aufzustellen. „Dieses liegt noch nicht vor.“
Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten
als Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen
Prämisse ist das gesamte Gutachten (Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen
und ein neues Gutachten muss erstellt werden.

70.4

2. Nicht gesicherte Trinkwasserversorgung
Wie inzwischen wohl jeder Panketaler weiß, ist das Wasserwerk mit der Versorgung von derzeit fast 22.000 Einwohnern bereits seit 2003 überlastet, da seine Kapazität auf ca. 18.000 Einwohner ausgelegt ist. Der Stand des
tieferen Grundwassers nimmt seit Jahrzehnten ab.

Im  IGEK  2024  heißt  es  hierzu:  „Die  Entnahmemengen  des  Wasserwerkes  Zepernick  im  Gemeindegebiet  decken  aktuell  nicht  den  Bedarf.  Panketal  kauft  daher  der  Hauptstadt  Berlin
Trinkwasser ab.“

Die hier aufgeführten Standorte wurden für die Standortwahl einer Grundschule 2019 begutachtet und können nicht 1:1 auf den Bedarf eines Gymnasiums als Compartmentschule nebst geplanter Wettkampfsportarena
angewandt werden. Zum Beispiel wurden hier 35% Wertigkeit auf fußläufige Erreichbarkeit gelegt (das Gymnasium ist für Schüler der Sek I und II) und nur 2 % für die Trinkwasserversorgung (Auslastung Wasserwerk derzeit
bereits 94 %, noch ohne 220  Wohnungen  Eichenring,  Wohnungen  in  der  Neckarstraße,  15 Einfamilienhäuser in der Rigistraße, Schule in der Elbestraße und Schule am Lauseberg- Aussage  Werksleiterin Wasserwerk
Zepernick vom 15.3.2024) Es ist nicht nachvollziehbar, aus welchen Gründen hier die Kriterien für eine Grundschule (kurze Beine, kurze Wege) 1:1 übernommen werden. Auch die benötigte Fläche für die Grundschule steht in
keinem Verhältnis zu der des Gymnasiums, womit die Abwägung der Flächen gar keinen Sinn macht. Zudem wird nicht erwähnt, wer überhaupt diese Kriterien aufgestellt hat. Ich widerspreche der aufgeführten Auflistung von
Alternativstandorten in Panketal aufgrund des fehlenden direkten Bezugs zu den Kriterien für den Bau des geplanten Gymnasiums. Die Sondierung von Alternativstandorten muss umgehend angegangen werden und zwar mit
einem Kriterienkatalog für ein Gymnasium (Plan B).

70.5

3. Nicht gesicherte Niederschlags- und Schmutzwasserentsorgung
Verboten in der Wasserschutzzone IIIA sind unter anderem:
- das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsanlagen, ausgenommen
o die Sanierung bestehender Abwasserbehandlungsanlagen zugunsten des Gewässerschutzes und
o Abwasservorbehandlungsanlagen wie Fett-, Leichtflüssigkeits- oder Amalgamabscheider,
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70.7

70.8

das Errichten, Erweitern, Sanieren oder Betreiben von Abwasserkanälen oder -leitungen, wenn hierbei nicht die allgemein anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden
- das Einleiten von Abwasser – mit Ausnahme von Niederschlagswasserabflüssen geringbelasteter Herkunftsflachen im Sinne der Anlage 1 Nummer 4 – in oberirdische Gewässer, sofern die Einleitung nicht schon zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Verordnung wasserrechtlich zugelassen war
- das Einleiten oder Versickern von Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in den Untergrund oder in das Grundwasser, ausgenommen das großflächige Versickern
von Niederschlagswasser über die belebte Bodenzone
- das Errichten oder Erweitern von Regen- oder Mischwasserentlastungsbauwerken

Die geplante Flächenversiegelung am Lauseberg verhindert das großflächige Versickern über die belebte Bodenzone auf dem Plangebiet. Auch sind bei einer geplanten Überbauung von bis zu 80%, besonders bei
zunehmenden Starkregenereignissen aufgrund des Klimawandels, Überschwemmungen vorprogrammiert. Insbesondere im Südosten des Geltungsbereichs (kritischer Bereich Ecke Schönower Straße / Robert – Koch-Straße
lt. Starkregengefahrenkarte) erwarten die Experten bei Starkregenereignissen schon vor der Versiegelung eine Wassersäule von bis zu einem Meter! (Quelle: Umweltbericht zum Flächennutzungsplan Panketal, 1. und 2.
Änderung, Stand 11.05.2023, S. 43) Es besteht eine Gefährdung der angrenzenden Grundstücke durch Überflutung und drückendes Schichtenwasser.
Dieses Szenario hat sich bereits bei der Bebauung der Buchenallee, die im östlichen Bereich an das Plangebiet angrenzt ereignet; Baukörper wurden aufgeschwemmt, das gesamte Gebiet war aufgeweicht. Noch heute wird das
Gebiet aufgrund der hydrologischen Gegebenheiten mit Hilfe von Pumpstationen entwässert. Bei Regen müssen die Anwohner das stehende Oberflächenwasser aus ihren Grundstücken teils in die angelegten Mulden der
angrenzenden Straße entwässern. Die natürliche Versickerung würde durch die Versiegelung nahezu verhindert werden; dies mit technischen Mitteln auszugleichen wäre selbstverständlich eine Notwendigkeit, erscheint
allerdings an diesem Ort schwierig umsetzbar, da die Flächen für diese Maßnahmen zu klein sind und die Gefällelage Maßnahmen erschweren wird.  Aufgrund der anstehenden, nicht versickerungsfähigen Böden in großen
Bereichen des Plangebietes kann davon ausgegangen werden, dass eine alleinige Versickerung im Plangebiet nicht möglich ist. Die Beprobung des Kleingewässers im Heidewäldchen hat ergeben, dass eine Ableitung dorthin
auch nicht möglich ist. Daher bleibt als letzte Variante die Ableitung in den Regenwasserkanal. Um eine Überlastung des Kanals zu verhindern sind, entsprechende Maßnahmen zu treffen (siehe Entwässerungskonzept, Kapitel
4.2.2).
Weil aber ein Anschluss an das bestehende Regenwasserkanalnetz im WSG grundsätzlich NICHT möglich ist (s. o.), muss eine „Ausnahmeregelung“ mit der Gemeinde getroffen werden.
Das anfallende Niederschlagswasser der Flächen soll mittels Kanalnetzsystem und voraussichtlich einem Pumpwerk dem Kanal zugeführt werden. Um die maximal mögliche Drosselung von 8,5 l/s/ha zu erwirken, sind
entsprechende Retentionsmaßnahmen zu treffen. Die Ausführung dieser Anlage ist vielfaltig und muss in der tieferergehenden Planung festgesetzt werden. (Niederschlagswasserkonzept B-Plan Lauseberg, BEV Ingenieure,
Seite 28) Fazit:  Allgemein ist das B-Plangebiet Niederschlagswassertechnisch technisch aufwendig und nur mit Ausnahmeregelungen zu erschließen. „Die  Entwässerungsanlagen  sollten  frühzeitig  in  der
weiterführenden  Planung  mit  eingebunden  werden.  Aufgrund  der  Lage,  der  anstehenden  Bodenverhältnisse  und  den  ungünstigen  hydraulischen  Bedingungen  ist  mit  einem  erheblichen  finanziellen  und  planerischen
 Aufwand  zu  rechnen.“ (Niederschlagswasserkonzept B-Plan Lauseberg, BEV Ingenieure, Seite 41)  Ich spreche mich eindringlich gegen die Ableitung des dringend benötigten Niederschlagswassers aus. Durch Verlegung des
Bauvorhabens außerhalb des Wasserschutzgebietes würde die Funktion der bestehenden großflächigen Versickerung auf dem Lauseberg komplett erhalten bleiben.

5. Zerstörung der Kaltluftentstehungszone Lauseberg
Kaltluft ist die geländeklimatisch wichtigste Erscheinung am Lauseberg, da sie den überwärmten Siedlungskörper des Nachts abkühlt und überwiegend unbelastete Frischluft über die Kaltluftleitbahnen (Schönower Straße,
Buchenallee, Liebknecht Str., Bebelstraße und Menzelstr.) liefert.  Durch die Bebauung entstände aus dem größten zusammenhängendem Kaltluftentstehungsgebiet ein weiteres Warmluftentstehungsgebiet mit negativer
klimatischer Wirkung für die Region.  Die Gemeinde sollte dieses Potenzial des Lausebergs als Kaltluftentstehungsgebiet erhalten und ausbauen sowie der Kaltluft den Weg in thermische Belastungsgebiete im Sinne eines
klimagerechten Flächenmanagements freihalten und nicht endgültig zerstören.  Ich erhebe Einwand gegen die Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg.

70.6

4. Die seit Jahrhunderten bestehende und aktuell allseits geförderte Grünvernetzung zwischen den Biotopen wird durch die Bebauung des Lausebergs final „aufgelöst“.  Durch den geplanten Bau einer Wettkampfsportarena
auf dem Plangelände würde auch die Grünvernetzung der Biotope LSG Westbarnim mit dem NSG Faule Wiesen zerstört.  Diese wurde im Bebauungsplan Nr. 11 (Wohnsiedlung Schlüterstraße) im Jahr 2002 aufwändig
umgesetzt und den angrenzenden Grundstückseignern sogar untersagt, einen Streifen von 10 m Breite ihrer Grundstücke zu bebauen oder für Lagerzwecke zu nutzen. Aus dem Landschaftsplänen von 1996 und von 2019 geht
hervor: „Die  vorhandenen Biotopverbundelemente  sollen  erhalten  werden,  biotopvernetzende  Strukturen  sollen  gefördert  werden.“  Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans
35P und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena
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Bereits zu diesem Zeitpunkt zeichnet sich ab, dass die Kosten aufgrund der schwierigen Lage des Plangebietes im Gegensatz zu einem Projekt außerhalb des Wasserschutzgebietes die angesetzten Kosten von 70 Mio Euro um
min. 20% (14 Mio Euro) übersteigen werden. Die Kostenentwicklung im Bausektor ist in den letzten Jahren aufgrund von Insolvenzen, Energiepreissteigerung, Materialkostensteigerung und Lohnerhöhungen bereits um über
60% gestiegen. (Quelle) Diese Entwicklung wird auch weiter anhalten. Quelle: https://bki.de/baupreisindex Im Rahmen des Sparsamkeits- und Ergiebigkeitsprinzips muss mit den bereit gestellten finanziellen Mitteln das
bestmögliche Ergebnis erzielt und nicht, wie bereits im Vorentwurf des Bebauungsplans 35P absehbar, um jeden Preis eine Planung weiter verfolgt werden, die immense Summen nur aufgrund der Lage des Plangebietes im
Wasserschutzgebiet bereits binden wird, z.B. für spezielle Baumaterialien, Baugrundbereitung und technisch notwendige Anlagen.
Des Weiteren gibt es aufgrund der Lage im allgemeinen Wohngebiet weitere Schwierigkeiten, die erheblichen finanziellen Mehraufwand z.B. für die Errichtung von Lärmschutzwänden, speziellen Fassaden etc. bedeuten. Die
Errichtung der Wettkampfsportarena, die allein aufgrund der geplanten Größe inkl. Nebengebäuden, Tribüne und Parkplätzen einen mehr als umfangreichen Eingriff in Natur und
Umwelt bedeutet und unweigerlich mit einer Ausschwemmung von Mikro- und Nanoplastik aufgrund von Tartanbahn und ggf. Kunstrasen einhergeht, ist unverantwortlich. Diese würde aufgrund der Einbettung in ein allgemeines
Wohngebiet nur mit begrenzten Trainingszeiten und gedrosselter Lautsprecheranlage zu betreiben sein.  Ich erhebe Einwand gegen die immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch
notwendiger Anlagen wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG nicht notwendig wären.

70.9

6. Zerstörung des Biotops Robert-Koch-Park
Der „Robert-Koch-Park“ ist erst 2021 in den Grünordnungsplan (Nr. 1P) als öffentliche Grünfläche aufgenommen worden, um als Naherholungsgebiet zu dienen.

7. Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen

8. Verunreinigung des Grundwassers durch Mikro- und Nanoplastik im Wasserschutzgebiet
Die Errichtung einer Wettkampfsportarena, die allein aufgrund der geplanten Größe inkl. Nebengebäuden, Tribüne und Parkplätzen einen mehr als umfangreichen Eingriff in Natur und Umwelt bedeute, ist an dieser Stelle
unverantwortlich.

70.10

Er soll langfristig gesichert und ökologisch aufgewertet werden, z.B. durch die Entwicklung des vorhandenen Kleingewässers als Feuchtbiotop. Dies wird durch die immense Flächenversiegelung auf dem Lauseberg verhindert.
Park und Kleingewässer werden fast ausschließlich durch das Schichtenwasser des in unmittelbarer Nähe (150 m) liegenden Lausebergs genährt. Dass das so ist, kann man am Wasserstand des Teiches direkt
beobachten, der jeweils 2-3 Wochen nach einem kräftigen bzw. länger anhaltenden Regenfall ansteigt. Eine Bebauung des Lauseberges würde die hydrologischen Verhältnisse der Umgebung und damit das Erscheinungsbild
des Robert-Koch-Parks grundlegend ändern.  Auch hat das Schichtenwasser des Lausebergs auf dem Weg zu Panke mehrere Wochen Zeit, zur Grundwasserneubildung beizutragen. Der Park würde durch den Entzug des
Schichtenwassers vom Lauseberg stark gefährdet und könnte seine schützenswerte Rolle als Naturrückzugsgebiet für immer verlieren.  Ich erhebe Einwand gegen die Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und
Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs.

Durch die notwendige Grundwasserabsenkung aufgrund der geologischen Beschaffenheit des Lausebergs mit knapp unter der Oberfläche liegenden Grundwasserleitern, würde nicht nur der Robert-Koch-Park gefährdet,
sondern auch das direkt auf dem Lauseberg liegende Heidewäldchen (Rückzugs- und Brutstätte zahlreicher Amphibien und Vogelarten), da die Bäume, Hecken und Gehölze sich auch aus dem Grundwasser des Lausebergs
nähren und somit voraussichtlich nicht mehr genügend versorgt würden. Auch die angrenzenden geschützten Alleenbäume wären wohl nicht mehr ausreichend mit Wasser versorgt.  Dies war bereits bei der Erschließung des
Wohngebiets Buchenallee der Fall, als die säumenden Buchen am Lauseberg im Zuge der Bebauung und damit verbundenen Grundwasserabsenkung gefällt und durch Erlen ersetzt werden mussten.  Ich erhebe Einwand
gegen die großflächige Bebauung des Lausebergs und die damit verbundene Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet.  s. Siedlung
Buchenallee

9. Steuerverschwendung trotz Vorgabe der Wirtschaftlichkeit
Die exorbitante Flächenversiegelung des Plangebietes am Lauseberg und der damit verbundene
irreparable Eingriff in Natur, Klima, Umwelt, Artenbestand, Wasserhaushalt etc. steht in keinem Verhältnis zu dem erforderlichen finanziellen, technischen und planerischen Mehraufwand, der für die Umsetzung dieses
Projektes aufgrund der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet notwendig ist.

70.11

70.12

Gerade in einem so vulnerablen Gebiet wie der Wasserschutzzone, sollte die Möglichkeit einer derartigen Kontaminierung durch Ausschwemmung und Verwehung von Mikro- und Nanoplastik aufgrund der Tartanbahnen und
ggf. Kunstrasenspielfeld ausgeschlossen werden. Dies kann trotz aufwändiger Planung und extremer finanzieller Kosten nicht verhindert werde. Auch, wenn das Ausmaß der Verunreinigung vielleicht nicht sofort ersichtlich wird,
ist es unvermeidbar, dass auf lange Sicht sowohl Mikroplastik, als auch Nanoplastik in unser Trinkwasser gelangen werden, die niemals komplett aus dem Wasserkreislauf entweichen könnten. Im Herbst 2023 wurde bereits ein
Verbot von Kunststoffgranulat in der EU beschlossen. Ich erhebe Einwand gegen den Bebauungsplan 35P  aufgrund des damit verbundenen Eingriffs in den Wasserhaushalt durch Ausschwemmung und Verwehung von Mikro-
und Nanoplastik von Seiten der Wettkamparena und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der
Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal.
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Des Weiteren wurde der durch den Bau der Grundschule in der Elbestraße entstehende Verkehr in der Schönower Straße völlig außer Acht gelassen. Derzeit bewegen sich täglich 1.800 Kinder/ Schüler, dazu Lehrer,
Helikoptereltern etc. zu und von Kindergärten und Schulen im nahen Umfeld (400 m Umkreis S-Bahnhof) des Plangebietes durch die Schönower Straße und deren Nebenstraßen, zu Fuß, mit dem Rad, Auto, Bus, Roller etc.
Dazu kommen 450 erwartete Grundschüler in der Elbestraße und geplant sind weitere 1.000 Verkehrsteilnehmer am Lauseberg. Dies stellt nahezu eine Verdopplung des derzeitigen Verkehrsaufkommens dar, welches aufgrund
einer fehlenden Verkehrsinfrastruktur und mangels eines sicheren Verkehrskonzeptes vielfältige Gefahrenquellen darstellt. Es gibt keine Radwege, keinen Busbahnhof, die Gehwege haben sehr unterschiedliche Qualität und
das Nadelöhr am Bahnhof Zepernick ist nicht verkehrsentlastend, denn die Nähe zum S-Bahnhof stellt keine Entlastung dar, da nur die Schüler und Sportler, die unmittelbar am Bahnhof Röntgental leben, die S-Bahn nutzen
werden. Alle anderen Schüler werden per Bus, Rad, Moped oder PKW anreisen. Der S-Bahnhof Zepernick stellt im Gegenteil eine Gefahrenquelle aufgrund der Straßeneinengung an der Bahnhofsbrücke und damit ein
Ausschlusskriterium für die Wahl des richtigen Standortes für das Gesamtprojekt dar. Die immense Mehrbelastung der angrenzenden Straßen sowohl durch den ruhenden Verkehr als auch den Durchgangsverkehr (Tempo 30
wird von den wenigsten eingehalten) bedeutet permanenten Stress für die Anwohner, da nach Schulschluss die Mitglieder der Vereine diese Wege ebenfalls nutzen werden.  Lt. Gutachten (z.B. Fachgutachterliche
Stellungnahme Trinkwasser) wird die Bevölkerung in Panketal in naher Zukunft auf 30.000 EW steigen. Das sind 8.000 EW zzgl., die unberücksichtigt bleiben. Das Verkehrsaufkommen in Panketal wird also in den kommenden
Jahren grundsätzlich bereits um ein Drittel steigen. Somit ist auch unabdingbar, dass nicht nur in Schulnähe sichere Verkehrswege für die Schüler gewährleistet werden müssen. Im Vorfeld muss bereits ein sicheres
Wegekonzept entlang der gesamten Schönower Straße eingerichtet werden. Dieses wird mit erheblicher finanzieller Belastung der Gemeinde einhergehen, da diese Kosten nicht durch den Landkreis getragen werden. Ich
erhebe Einwand gegen das Bauvorhaben am Lauseberg und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der
Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.

Zepernick wurde in den letzten Jahrzehnten bereits massiv bebaut und verfügt über eine reiche Kita- und Schullandschaft sowie mehrere Sportanlagen. Derzeit werden noch die 3. Grundschule an der Elbestraße sowie die
Drei-Felder-Sporthalle an der Straße der Jugend gebaut, die zeitnah fertig gestellt sein soll. Darüber hinaus gibt es das freie Gymnasium auf dem Pfingstberg. Schwanebeck hat noch keine weiterführende Schule, obwohl die
Einwohnerzahlen gestiegen und durch das Wohngebiet am Eichenring noch weiter ausgebaut wurden. Für diese Schüler ist z.B. der Lauseberg sehr weit entfernt. Ein ganzheitliches Schul- und Sportzentrum in Schwanebeck
würde gerechter Weise einen mittigen Standort in Panketal ergeben, der von allen Schülern gut erreichbar ist. Auch die Vereine würden davon profitieren, da in Schwanebeck keine hohen finanziellen Kosten durch Lärmschutz-
und Wasserschutzmaßnahmen notwendig wären. Es könnte also ein ortsprägendes Gemeinschaftsprojekt für Bildung und Sport geschaffen werden, welches in der wahrhaften Mitte Panketals angesiedelt wäre und somit ein
weiteres Zusammenwachsen der beiden Ortsteile ermöglicht. Darüber hinaus wäre es sozial gerecht, allen Panktalern vertretbare Wege zuzumuten. Eine Erweiterung dieses Zentrums wäre aufgrund vorhandener Ressourcen
auch zukünftig denkbar.  Ich erhebe Einwand gegen die Standortwahl am Lauseberg aufgrund der fehlenden sozialen Gerechtigkeit für alle Panketaler Schüler sowie der Möglichkeit eines ganzheitlichen Schul- und
Sportzentrums für Panketal in Schwanebeck im Sinne eines weiteren Zusammenwachsens der beiden Ortsteile.

10.  Unsinnige Errichtung einer Wettkampfarena ohne Flutlicht
Neben der großflächigen Überbauung durch ein Gymnasium als Compartment-Schule soll noch eine Wettkampfsportarena mit Nebenanlagen, Vereinshaus, Parkplätzen etc. auf dem Plangebiet gebaut werden. Es ist nicht nur
unverantwortlich, eine so immense Fläche mitten in einem verkehrsberuhigten Wohngebiet und dazu noch im Wasserschutzgebiet zu bebauen, es kommt hinzu, dass hier keine Flutlichtanlage errichtet wird, sodass eine
Vereinsnutzung in der dunklen Jahreszeit so gut wie unmöglich ist. Dies ist weder dem Vereinssport dienlich, noch den Anwohnern zuzumuten. Auch Klima- und Natur- und Artenschützern ist ein derartiges Mega-Projekt an
dieser Stelle nicht nachvollziehbar zu begründen. Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein
allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche
sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit sich zieht

11. Verkehrschaos ist vorprogrammiert
Im Verkehrsgutachten wurde z. B. die Einengung der Fahrbahn unter der Bahnbrücke Zepernick nicht beachtet. Dort können keine 2 Busse unbeeinträchtigt aneinander vorbeifahren, genauso werden PKWs beeinträchtigt.
Die Bushaltestellen rechts und links ergeben keine Möglichkeit, dass 2 Busse hintereinander parken können, ohne den nachfolgenden Verkehr zu behindern.

12. Funde aus der Bronzezeit
Das Plangebiet stellt sich nicht nur mit schwierigen Bodenverhältnissen dar (Höhenunterschied, Grundmoräne mit Lehm- und Geschiebemergel und sandiger Oberfläche, oberflächennaher Grundwasserleiter), sondern ist auch
zu großen Teilen als Bodendenkmal festgelegt. Hier ergaben sich bereits Funde aus der Bronzezeit in umfangreichem Maße. In unmittelbarer Nachbarschaft (Robert-Koch-Straße) wurden zahlreiche Funde bereits dokumentiert.
 Ich erhebe Einwand gegen die Standortwahl des Gymnasiums und der Wettkampfarena auf dem Lauseberg als Bodendenkmal und verweise auf den Alternativstandort in Schwanebeck, der kein Bodendenkmal ist.

13. Spaltung statt Zusammenwachsen der Ortsteile von Panketal
Die Gemeinde Panketal besteht aus den Ortsteilen Zepernick und Schwanebeck. Ein Zusammenwachsen der Örtlichkeiten im politischen, ökonomischen und vor allem auch sozialen Bereich ist wichtig.

14. Überdimensionale Entwicklung P35 in Bezug auf Flächenversiegelung etc. - Gymnasium mit Schulsportanlage 2022
Die ursprünglich auf dem Lauseberg geplante Errichtung eines Gymnasiums inkl. Schulsportstätten 2022 zeigte deutlich auf, dass auf dem Gebiet eine Schule mit „grüner Mitte“ entstehen sollte, die sich in das bestehende
allgemeine Wohngebiet mit hohem Grünanteil eingliedern sollte.  Es wurde beschlossen, dass alle Ausgleichsmaßnahmen auf dem Plangebiet umgesetzt werden müssen.

70.14

70.16
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24 als langjähriger Einwohner Panketals möchte ich hiermit Einwand erheben gegen das unter dem Namen „Bebauungsplan 35P“Lauseberg“ bekannten Neubaus eines Gymnasiums mitten im Ort.
Hierfür führe ich nachfolgende Gründe an und fordere Sie auf alternative Möglichkeiten für diesen Neubau zu evaluieren:

71.2

71.3
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24 hiermit erheben wir unseren Einwand zum o.g. Bebauungsplan Lauseberg.Gegen die Bebauung dieser Fläche mit einem Gymnasium und Wettkampfsportarena sprechen zugleich mehrere Gründe.
Wasserschutz und Flächenversiegelung
„ Wasser ist ein wichtiges Gut des Lebens.“ so oder ähnlich konnten wir schon einmal die Worte des Bürgermeistern lesen, als er über Probleme des Wassermangels im „Pankeboten“ an die Bevölkerung appellierte. Gern
und mit Verstand wollen wir hierzu unseren Beitrag leisten. Es ist dann nur schwer zu Verstehen , wenn die Verantwortlichen für den Wasserschutz, mit großflächiger Versiegelung in einem Trinkwasserschutzgebiet
dagegen wissentlich verstoßen! Nicht nur die Versiegelung sondern auch der damit enorm steigende Verbrauch verschärft die Situation der Wasserknappheit.

Bereits kurze Zeit später im wurde städtebaulichen Konzept anstelle der Schulsportstätte eine Wettkampfarena dargestellt, womit bereits klar wurde, dass die Überbauung massiv erweitert wurde.  Im derzeitigen Entwurf ist nun
eine GRZ von 0,8 im Bereich der Schule vorgesehen, da diese als Compartmentschule errichtet werden soll. Dies ist komplett entgegen der bisherigen Bestimmungen im WSG, bei denen die Bürger auf eine GRZ von 0,2 auf
ihren Grundstücken beschränkt wurden.  Eine solche massive Überbauung lässt nun auch keine Umsetzung der bereits beschlossenen Ausgleichsmaßnahmen auf dem Plangebiet mehr zu. Dies wird von Seiten des
Landkreises und der Gemeinde einfach so hingenommen, obwohl bereits anders beschlossen und geht in keiner Weise mit dem IGEK, dem Klimaschutzkonzept oder den Vorgaben im WSG konform. Der Beschluss der GV PV
11 2023-3 wird außer Acht gelassen. Trotz der bereits 2022 im Rahmen der 1. Bürgerinformation und später auch im Rahmen der geplanten Änderung des FNP hervorgebrachten massiven Einwände der Bürger gegen die
geplante Bebauung, wird hier in Salamitaktik und ohne auf die Bedenken der Bürger einzugehen, die Planung nicht nur weiterverfolgt, sondern eine immer massivere Bebauung und damit einhergehende Versiegelung der letzten
großen zusammenhängenden Versickerungsfläche im Wasserschutzgebiet avisiert. (Anmerkung Verwaltung: Die Stellungnahme beinhaltet an dieser Stelle Auszüge/Abbildungen aus dem städtebaulichen Konzept) Ich erhebe
Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Aufhebung des Beschlusses PV 11 2023-3, alle Ausgleichsmaßnahmen auf
dem Plangelände durchzuführen und somit einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima bedeuten, der irreversibel ist.

Die geplante Bebauung widerspricht den Landschaftsplänen von 1996 und von 2019 aus denen hervorgeht:„Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert
werden.“   Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der
„Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden „bleiben“.
Daher erhebe ich Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei
Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben. Darüber hinaus
begründe ich meinen Einspruch der durch die geplante Bebauung herbeigeführte Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der
angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der Grundwasserabsenkung infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg und bekräftige meinen Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die
massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung
Schlüterstraße/Buchenallee“). Auch hier würde die  Nutzung eines Alternativstandortes Abhilfe schaffen und der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die
Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt werden.

71.1

Bürger/Bürgerin 71

Weitere Gründe möchte ich wie folgt anführen:
Wasserschutz und Flächenversiegelung: Der geplante Standort des Gymnasiums liegt in einem Trinkwasserschutzgebiet, das 2012 festgelegt wurde, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern. Die Bebauung einer
Versickerungsfläche von über 80.000qm und eine geplante Versiegelung von bis zu 70% (GRZ: 0,7) gefährden die Wasserversorgung erheblich. Dies steht im Widerspruch zu der dringenden Notwendigkeit, unser
Trinkwasserschutzgebiet zu schützen und die Grundwasserneubildung sicherzustellen.

Verkehrskonzept und Anwohnerbelastung: Ein gut durchdachtes Verkehrskonzept mit sicheren Fahrrad- und Fußwegen ist bisher nicht ausreichend berücksichtigt worden. Zudem würde die geplante Wettkampfsportarena mit
Flutlichtanlagen das Fledermaushabitat beeinträchtigen und das Mikroplastikrisiko durch die Kunstrasenspielfläche erhöhen.

72.1

Bürger/Bürgerin 72

70.17

Meine bereits im Rahmen der geplanten Änderung des Flächennutzungsplans eingereichten Bedenken und Einwände gegen das geplante Bauvorhaben bestehen weiterhin. Als direkte Anwohnerin verweise ich neben den
Schutzgütern Wasser, Klima, Natur und Umwelt auch ausdrücklich auf das Schutzgut Mensch, welches hier massiv verletzt wird. Dieses liegt in der Verantwortung der Gemeinde.
Aufgrund der vielfältigen Problematik im Planungsgebiet sollte schnellstmöglich eine Abwägung von wirklichen Alternativstandorten für das Gymnasium und vor allem auch die Wettkampfsportarena (z. B. an der Straße
der Jugend, wo bereits ein rechtskräftiger B-Plan besteht) durchgeführt werden. Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung – Stellungnahme und Einwände gegen den
Bebauungsplanvorentwurf für den Bebauungsplan 35P „Lauseberg“ im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit.
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24 hiermit erheben wir unseren Einwand zum o.g. Bebauungsplan Lauseberg.Gegen die Bebauung dieser Fläche mit einem Gymnasium und Wettkampfsportarena sprechen zugleich mehrere Gründe.
Wasserschutz und Flächenversiegelung
„ Wasser ist ein wichtiges Gut des Lebens.“ so oder ähnlich konnten wir schon einmal die Worte des Bürgermeistern lesen, als er über Probleme des Wassermangels im „Pankeboten“ an die Bevölkerung appellierte. Gern
und mit Verstand wollen wir hierzu unseren Beitrag leisten. Es ist dann nur schwer zu Verstehen , wenn die Verantwortlichen für den Wasserschutz, mit großflächiger Versiegelung in einem Trinkwasserschutzgebiet
dagegen wissentlich verstoßen! Nicht nur die Versiegelung sondern auch der damit enorm steigende Verbrauch verschärft die Situation der Wasserknappheit.
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24 im Anhang finden Sie meine Stellungnahme und Widerspruch zum B-Plan Vorentwurf-35P. Ich bitte Sie hiermit um eine fundierte Stellungnahme Ihrerseits zu allen aufgeführten Punkten.
Die im Plan dargestellten allgemeinen Ziele sind die Sicherung einer Gemeinbedarfsfläche der Zweckbestimmung „Schule und Sport“, die Sicherung einer Fläche für die Zweckbestimmung Sportplatz, die Festsetzung eines
Allgemeinen Wohngebietes für ein Grundstück an der Buchenallee, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, zu erhaltende Einzelbäume sowie ein Geh,- Fahr- und Leitungsrecht auf
der Gemeinbedarfsfläche.  Notwendige Flächen für Anlagen der technischen Infrastruktur sind im Plan nicht dargestellt, aber in der Veröffentlichung erwähnt.  Im Rahmen der Beteiligung sind der Bebauungsplanentwurf
35P mit Begründung inklusive verschiedener Gutachten öffentlich einsehbar.

74.2

Bürger/Bürgerin 74

Voranstellen möchte ich, dass ich die vorgestellte Planung ablehne, da sie einen Verstoß gegen die Verbote der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick darstellt.
Es ist nicht abschließend nachgewiesen, dass die mit der Verordnung beabsichtigte Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung und der Schutz des Grundwassers im Einzugsbereich des Wasserwerkes Zepernick nicht
gefährdet sind. Die zuständige untere Wasserbehörde sollte sich zumindest dahingehen äußern, ob eine Befreiung- wenn auch unter bestimmten Bedingungen- in Aussicht gestellt werden könnte.

Die Gemeindevertretung Panketal hatte in ihrer Sitzung am 21.05.2024 den Vorentwurf des Bebauungsplans (Stand 03/ 04-2024) gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen, obwohl
das Problem der ungeprüften, auszulegenden Unterlagen (Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Gutachten) allen bewusst war. Dieses Handeln ist nicht nachvollziehbar. Zeitdruck rechtfertigt nicht ein oberflächliches
Arbeiten. Hier wird der Öffentlichkeit etwas zugemutet, was nicht vertretbar ist. Dass die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wertvolle Hinweise zu Fachgutachten geben können, das ist nachvollziehbar.  Es ist
allerdings zu kritisieren, dass der Öffentlichkeit ungeprüfte und unstimmige Unterlagen und Gutachten vorgelegt werden. Was erwartet die Gemeinde von den Bürgern, etwa die Prüfung der Unterlagen?  Gemäß § 3 Absatz
1 BauGB möchte ich mich zum Entwurf des Bebauungsplans 35 P „Lauseberg“ äußern und auf Grund der oben genannten Unstimmigkeiten Widerspruch einlegen.

74.1

Umwelt- und Biotopschutz
Bereits im Mai 2020 konnten wir erfolgreich unsere Einwände gegen die Bebauung des „Heidewäldchens“  mit einem Schulbau geltend machen. Auch waren wir zunächst skeptisch zur Durchforstung des selbigen. Hierzu
müssen wir jedoch zugestehen, dass es ein gelungenes Projekt war und ist. Dieser Erfolg ist jedoch mit der so dicht angrenzenden Bebauung in dieser Form in Frage zu stellen, wenn nicht sogar zerstörerisch. Die unmittelbare
Nähe eines solch von starker Frequenz tangierten Objektes muss als Eingriff in das geschaffene Biotop gesehen werden. Die Verkehrs-, Lärm- und ggf. Flutlichtbelastung beeinflusst die Flora und Fauna in nicht
vertretbarer Weise. Wir verweisen auf die schon im Mai 2020 aufgelistete Artenvielfalt. Es ist ein Geschenk, eine solche Vielfalt mitten in einer Ortschaft zu haben und es sollte unser aller Aufgabe sein solche  Oasen zu erhalten.

Dieses Projekt trotz Alternativen mit der günstigen Lage und Verkehrsanbindung zu rechtfertigen ist nicht plausibel. Erstens ist der Straßenverkehr bereits jetzt sehr stark belastet, gleiches gilt in Spitzenseiten für die S- Bahn,
wo es ihnen schon seit Jahren nicht gelingt, den Takt zu verkürzen. Auch ist nicht erkennbar,ob es Untersuchungen und Darstellungen gibt von woher genau sich der Schulweg schwerpunktmäßig ergibt. Kommt ggf. ein großer
Teil aus dem neuen Wohngebiet an der B2? Es ist höchst wahrscheinlich, dass der Busverkehr am stärksten betroffen sein wird. Ein guter Haltepunkt wurde ja hierfür bereits in Schwanebeck gestaltet.
Der Standort Schwanebeck wäre auch deshalb eine sehr gute Alternative , welche weder für die Natur noch die Anwohner eine Belastung darstellt.  Es ist richtig und sinnvoll, solche Projekte in die öffentliche Mitsprache
einzubringen, macht jedoch nur dann Sinn , wenn gute Argumente auch berücksichtigt werden.

73.1

Bürger/Bürgerin 73

Umwelt- und Biotopschutz
Bereits im Mai 2020 konnten wir erfolgreich unsere Einwände gegen die Bebauung des „Heidewäldchens“  mit einem Schulbau geltend machen. Auch waren wir zunächst skeptisch zur Durchforstung des selbigen. Hierzu
müssen wir jedoch zugestehen, dass es ein gelungenes Projekt war und ist. Dieser Erfolg ist jedoch mit der so dicht angrenzenden Bebauung in dieser Form in Frage zu stellen, wenn nicht sogar zerstörerisch. Die unmittelbare
Nähe eines solch von starker Frequenz tangierten Objektes muss als Eingriff in das geschaffene Biotop gesehen werden. Die Verkehrs-, Lärm- und ggf. Flutlichtbelastung beeinflusst die Flora und Fauna in nicht
vertretbarer Weise. Wir verweisen auf die schon im Mai 2020 aufgelistete Artenvielfalt. Es ist ein Geschenk, eine solche Vielfalt mitten in einer Ortschaft zu haben und es sollte unser aller Aufgabe sein solche  Oasen zu erhalten.

Dieses Projekt trotz Alternativen mit der günstigen Lage und Verkehrsanbindung zu rechtfertigen ist nicht plausibel. Erstens ist der Straßenverkehr bereits jetzt sehr stark belastet, gleiches gilt in Spitzenseiten für die S- Bahn,
wo es ihnen schon seit Jahren nicht gelingt, den Takt zu verkürzen. Auch ist nicht erkennbar,ob es Untersuchungen und Darstellungen gibt von woher genau sich der Schulweg schwerpunktmäßig ergibt. Kommt ggf. ein großer
Teil aus dem neuen Wohngebiet an der B2? Es ist höchst wahrscheinlich, dass der Busverkehr am stärksten betroffen sein wird. Ein guter Haltepunkt wurde ja hierfür bereits in Schwanebeck gestaltet.
Der Standort Schwanebeck wäre auch deshalb eine sehr gute Alternative , welche weder für die Natur noch die Anwohner eine Belastung darstellt.  Es ist richtig und sinnvoll, solche Projekte in die öffentliche Mitsprache
einzubringen, macht jedoch nur dann Sinn , wenn gute Argumente auch berücksichtigt werden.
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Wegen der nicht notwendigen hochgradigen Versiegelung des Planungsgebietes wird die ohnehin zu geringe Grundwasserneubildungsrate weiter eingeschränkt.  Auch die Eintragungen von Microplastik und Nanoplastik in
das Grundwasser wird nicht ausgeschlossen.

Die Entwässerungssituation des Gebietes wird als schwierig bezeichnet (S.10 der Begründung).  Es ist zu erwarten, dass die angedachten Maßnahmen nicht ausreichen, zumal Starkregenfälle immer mehr zunehmen.
Schon jetzt gelingt es der Gemeinde nicht, für diesbezüglich problematische Standorte entsprechende Lösungen nachhaltig umzusetzen. Das kann ich als Bewohner des Lausebergs und damit direkt Betroffener regelmäßig am
eigenen Grundstück beobachten.

Die bestehenden Grünzüge werden in ihrer Klimawirksamkeit stark eingeschränkt, statt sie durch entsprechende Planung zu stärken. Die Verknüpfung der Gebiete über die in den rückwärtigen Grundstücksbereichen
zwischen Liebermann und Gontardstraße gelegene Ost- West- Grünvernetzung zu den angrenzenden Gebieten Schönower Heide und Priesterwäldchen mit Klimawirksamkeit wird zerstört. Diese Wirksamkeit kann nicht durch
die bestehenden Straßenzüge und die geplante Begrünung des Planungsgebietes erreicht werden. Die versiegelten bzw. bebauten Flächen heizen sich tagsüber auf und der Luftaustausch in der Nacht kann wohl nur stark
eingeschränkt erfolgen. Die nächtliche Temperaturentlastung der angrenzenden Wohngebiete in der Sommerzeit ist gestört. Das hat negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit.  Mein persönliches Schutzbedürfnis
möchte ich schon jetzt geltend machen. Wir leben in einem durch den Bebauungsplan Nr.11 „Wohnsiedlung Schlüterstraße Buchenallee“ gesicherten Allgenmeinen Wohngebiet und erwarten von der Gemeinde, dass der
Schutz der Anwohnenden sichergestellt wird. Das liegt hier ausschließlich in der Verantwortung der Gemeinde.

Es fehlt ebenso eine Zusammenstellung der finanziellen Auswirkungen und zwar aller Maßnahmen, getrennt nach Gemeinde und Landkreis sowie der standortbedingten Mehraufwendungen. Wie das Personal, insbesondere
der Bedarf an Lehrkräfte sichergestellt werden soll, wäre ebenfalls erwähnenswert. Insgesamt ist der Standort am Lauseberg für Umsetzung der ausgelegten Planung nicht geeignet.
Die dadurch hervorgerufenen Eingriffe in Umwelt, Natur, Gesundheit und Kulturgüter sind zum Teil erheblich. Konflikte werden nicht abschließend rechtssicher bewältigt. Die Planung wirkt sich insgesamt negativ auf die
Gesundheit der umliegenden Bewohnerschaft aus.

Dazu folgen nun noch einige Anmerkungen zu den Planungen im Detail. Meinerseits ist zu rügen, dass leider die vom Gesetzgeber geforderten, sich wesentlich unterscheidenden Lösungen die für die Neugestaltung des ca. 9,22
ha großen Areals in Betracht kämen, nicht wirklich vorhanden sind.

Mit dem Bebauungsplan werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, die nicht im Planungsgebiet ausgeglichen werden sollen und in Anbetracht der massiven Eingriffe auch nicht ausgeglichen werden könnten.
Auswirkungen auf benachbarte Biotope wie den Robert-Koch-Park oder das Heidwäldchen werden nicht berücksichtig. Diese sind aber massiv zu erwarten. Die Planungen haben, insbesondere wegen des Sportplatzes mit den
notwendigen Schallschutzwänden, eine erhebliche Störung des Ortsbildes zur Folge. Von Gartenstadtcharakter kann hier absolut nicht mehr die Rede sein. Dafür ist das geplante Schulgebäude nebst 3-Feld Sporthalle viel zu
kompakt und dominant und unsensibel verortet.

Die Erschließung mit Trinkwasser ist vor allem in den Sommermonaten grundsätzlich nicht durchgehend gesichert (siehe Wasserampel und Sprengverbote). Das Gutachten zur Trinkwasserversorgung ist in keiner Weise
plausibel und entspricht nicht dem Informationsstand der Öffentlichkeit. Im Sommer gibt es besage Sprengverbote mit Verweis auf die Wasserknappheit. Es kommt zu Druckverlusten. Die Gemeinde ist sogar gezwungen,
Trinkwasser in Berlin einzukaufen.  Und die Gemeindevertretung hat unlängst beschlossen, dass zur Sicherung der Wasserversorgung der Gemeinde Anfragen von Vorhabenträgern zur Aufstellung von Bebauungsplänen mit
dem überwiegenden Ziel der Wohnbebauung negativ zu beantworten sind.

Der Standort Lauseberg wird als ungeeignet für die überdimensionierte Schule nebst Dreifeldsporthalle betrachtet. Es fehlt die Prüfung, inwieweit die Planung so reduziert werden kann, dass sie auf den Bedarf für ein 4-zügiges
Gymnasium entsprechend dem Musterflächenprogramm im Land Brandenburg entspricht. Es wäre im Interesse der Allgemeinheit, einen anderen Standort zu prüfen (Birkholzer Straße, Wandlitz oder auch Bernau). Die geplante
Dreifeldsporthalle ist für ein 4-5 zügiges Gymnasium überdimensioniert. In Zepernick steht eine Dreifeldspothalle in Kürze zur Verfügung, so dass es keinen Grund gibt, eine zweite Dreifeldsporthalle zu errichten.

Abgelehnt wird von mir ebenso ein wettkampfgerechter Sportplatz, der hier viel zu dicht an die Wohnbebauung heranrückt. Das Schutzbedürfnis der Anwohnenden wird hier letztendlich komplett ignoriert. Für die
umliegenden Gebiete liegt bereits jetzt eine nicht unerhebliche Lärmbelastung insbesondere durch den Verkehrslärm von Bahn und Schönower Straße vor. Die zu erwartenden hinzukommenden Störungen durch den
Sportbetrieb, die Zuschauer und die der Anlage zuzurechnende Verkehrsbelastung einschließlich der notwendigen Parkplätze führen zu einer gebietsunüblichen Unruhe im Allgemeinen Wohngebiet. Erschwerend kämen das
erwähnte Zubehör wie Vereinsheim und ggf. eine Tribüne sowie nicht erwähnte (Kampfbahn Typ C) hinzu. Die erforderlichen Lärmschutzwände rücken derartig dicht an die Wohnbebauung heran, so dass sie eine gewisse
erdrückende Wirkung auf die angrenzende Bewohnerschaft und die im Gebiet Wohnenden hervorrufen. Die mit 4,80m Höhe geplante Schallschutzwand wird die erdrückende Wirkung noch weiter verstärken.

Die Versorgung mit Wärme und Energie ist unklar, auch wenn auf S. 62 auf die Absicht zur Errichtung eines Blockheizkraftwerkes hingewiesen wird. Dazu erfolgen keine weiteren Ausführungen. Da dieses auf der
Gemeinbedarfsfläche errichtet werden soll wird davon ausgegangen, dass es nur den auf der Gemeinbedarfsfläche zulässigen Gebäuden dienen soll.  Gegen die Errichtung eines Blockheizkraftwerkes auf Basis fossiler
Brennstoffe bestehen meinerseits ehebliche Bedenken. Die Bürger sollen sich im Privaten von fossilen Brennstoffen trennen, für ein derartig großes öffentliches Projekt wird aber mit fossilen Brennstoffen kalkuliert? Das an
sich ist schon ein krasser Widerspruch und nicht mit den Grundsätzen der Gleichbehandlung vereinbar.
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Als allerersten Schritt hätte ich eine detaillierte, projektbezogene und alternative Standortprüfung für zwingend erforderlich gehalten. Das hätte bereits vor dem Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan und vor dem
Beschluss für die Änderung des FNP im Teilbereich 5 erfolgen müssen.  Selbst dem intransparenten Grundstückskauf des Landkreises hätte dies, in einer für die Öffentlichkeit transparente Art und Weise vorangestellt werden
müssen.  Die Begründung verweist diesbezüglich auf die Standortprüfungen für eine Grundschule in Zepernick aus 2019. Die hier getroffenen Aussagen sind m.E. nicht auf das geplante, sehr große Flächen in Anspruch
nehmende 4-5 zügige Compartment-Gymnasium, welches einen nicht im entferntesten vergleichbaren Einzugsbereich als die eine Grundschule hat, zu übertragen. Was die Flächen angeht, plant man hier wohl ein 5- zügiges
Gymnasium, 4-5 zügig ist aus meiner Sicht irreführend. Hinzu kommt eine Dreifeldsporthalle, die für den Bedarf des Gymnasiums wesentlich zu überdimensioniert geplant wird. Auch die Inanspruchnahme von
Außenanlagen geht über den aus dem Musterflächenprogramm für allgemeinbildende Schulen im Land Brandenburg entnehmenden Bedarf weit hinaus.

Der rechtskräftige Bebauungsplan 5 P „Sport- und Spielpark Straße der Jugend“ hat, wie auf S.31 der Begründung dargestellt, genau einen solchen Sportplatz zum Inhalt, wie er jetzt an der Buchenallee geplant werden soll. Ich
gehe davon aus, dass die für die Errichtung eines Sportplatzes an der Straße der Jugend auf S. 32 aufgeführten notwendigen Maßnahmen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 5 P bereits bekannt und als finanzielle
Auswirkung abgehandelt wurden. Ansonsten hätte man wohl den Bebauungsplan 5 P in der vorliegenden Form gar nicht festsetzen dürfen. Deshalb kann ich die Argumentation in der Begründung zur nicht Eignung des
Standortes 5 P nicht nachvollziehen und lehne diese Argumentation ab. Der Standort mit dem Bebauungsplan 5 P soll plötzlich für einen Sportplatz nicht mehr geeignet sein?  Hier sollten die Verantwortlichen in der
Gemeindeverwaltung mit dem Landkreis prüfen, inwieweit die finanziellen Mittel zum Sportplatzneubau an der Straße der Jugend genutzt werden können. Die der Begründung beigefügten Gestaltungsbeispiele des Büros
Herwarth und Holz, welche im Auftrag der Gemeinde Panketal erarbeitet wurden, stellen keine sich wesentlich unterscheidenden Lösungen dar. Zumindest aber zeigt das Gestaltungsbeispiel 3, dass der Flächenbedarf erheblich
reduziert werden könnte. Für sich voneinander wesentlich unterscheidende Lösungsansätze wäre zumindest ein diskursives städtebauliches Gutachterverfahren mit Einbeziehung von Öffentlichkeitsvertretern und
Schulvertretern angebracht gewesen.  Eine Eingriffsbewältigung muss dem Grundsatz „der Vermeidung- der Verringerung- und des Ausgleichs am Ort des nicht vermeidbaren Eingriffs“ gerecht zu werden. Das wird leider im
Abwägungsansatz in dieser Klarheit völlig außen vorgelassen.

Die Begründung rechtfertigt die Standortauswahl lediglich. Eine Abwägung der Standorte untereinander hinsichtlich der Eingriffe in Natur, Umwelt, Gesundheit von Menschen, Baugrund, Trinkwasserschutz, Regenwasser,
Verkehr und standortbedingte Mehrkosten erfolgt nicht.  Das Erfordernis am Standort Lauseberg zu Planen und zu Bauen ist nicht nachgewiesen. Die unter 5.2. erwähnten und im Vorfeld des Bebauungsplans entwickelten
Leitlinien für die Planung der Schule bestimmen hier Rahmenbedingungen, die ausschließlich ergebnisorientiert aufgestellt wurden und keine echten Alternativen zulassen. Die geplanten Vorhaben werden den am Lauseberg
vorzufindenden besonderen und sensiblen Standortbedingungen nicht gerecht.

Auf Seite 33/ 34 wird ausgeführt, dass die Fläche der Zweckbestimmung „Sportplatz“ auch dem Vereinssport zur Verfügung gestellt werden soll. Es wird ausgeführt, dass Bestandteil dieser Anlage ein Nebengebäude sein soll
(Gerätehaus, Umkleide) und Stellplätze. Anderswo ist die Rede davon, dass hier auch ein Vereinsheim untergebracht werden soll, dass es sich um eine zweigeschossige Bebauung handelt und das die Dachfläche von der
Festsetzung einer Dachbegrünung ausgenommen wird. Auch ist die Rede von einer Tribüne. Im Sinne einer der Planklarheit sollten Baulichkeiten mittels Planzeichnung dargestellt werden, das Gebäude mit Dachbegrünung.
Konkrete Auswirkungen die von einem Vereinsheim ausgehen, werden nicht beschrieben. Auf S. 34, letzter Satz wird ausgeführt, dass über die Herstellung der Kampfbahn Typ C noch nicht abschließend entschieden ist. Was
wäre die Alternative dazu?

Die unter 6. zusammengestellten Flächenbedarfe sind nicht nachvollziehbar. Unterlagen für ein Musterprogramm konnte ich mir nur für 4-zügige Gymnasien erschließen. Die in der Begründung angeführte Flächenvorsorge
für den 5ten Zug ist nicht belegt und nachgewiesen. Wenn überhaupt gebaut wird, dann sollte der Bedarf anhand einer aktuelleren und zeitlich weitevorausschauenden Schulplanung bzw. Bevölkerungsprognose erfolgen. Die
Flächenbedarfe könnten damit erheblich reduziert werden. Hier wird aus den vollen geschöpft und ein überdimensioniertes Luxus- Gymnasium geplant. Ein solch überdimensioniertes Gymnasium gibt weder Zepernick noch
der Standort Lauseberg her.

Die Erschließung mit dem ÖPNV ist nicht ausreichend beschrieben. Die Nähe zur S- Bahn begründet nicht die dargelegte gute Erschließung für die Schülerinnen und Schüler aus dem Südbarnim. Die wenigsten werden die S-
Bahn nutzen. Es sind überwiegend die Buslinien, die für die An- und Abfahrten genutzt werden. Die Busse werden in den Spitzenstunden vor der Schule halten und für Verkehrsprobleme sorgen. Hinzu kommen die PKW-
An- und Abfahrten des Lehrpersonals. Die Gefahr von Unfällen rund um die haltenden Busse ist vorprogrammiert.  Das bedeutet weiterhin, dass sich neue Schleichwege durch die weiter angrenzenden Wohngebiete gesucht
werden und die Wohnruhe der Anwohnerschaft durch Verkehrslärm beeinträchtigt wäre.

Die Regelungen zum Lärmschutz sind nicht ausreichend. Im Plan ist die Lärmschutzwand als zulässig dargestellt, wonach eine solche nicht zwingend zu errichten wäre. In der Begründung sind verschiedene Varianten
dargelegt, wonach in verschiedenen Abschnitten zwischen 3,50m bis zu 4,80 m hohe Lärmschutzwände zu errichten wären. Der beschriebene Lärmkonflikt wird nicht bewältigt. Hier sind zwingende Festsetzungen erforderlich.

Der Bebauungsplan stellt auch einen Verstoß gegen Grundsätze der gemeindlichen Planung dar (Lärmaktionsplan, Leitlinien für die Ortsentwicklung-Gartenstadt, Niederschlagswassersatzung).

Für das zweite, große Projekt, welches die Fläche für einen Sportplatz festsetzen soll, wurde ebenfalls keine alternative Standortprüfung vorgenommen. Ein Bedarf im Landkreis Barnim für einen wettkampfgerechten
Sportplatz wird lediglich festgestellt, nicht aber nachgewiesen. Der Argumentation, dass die Fläche an der Straße der Jugend nicht zur Verfügung stünde, kann nicht gefolgt werden.

Die beiliegenden Gutachten sind nicht geprüft. Das ist ein Problem. Es ist erkennbar, dass die Gutachten und die Begründung nicht plausibel sind. Das stellt einen erheblichen Mangel dar.  Die Aussagen des
Bodengutachtens sind nicht in die Begründung eingeflossen, es erfolgt lediglich der Hinweis, dass ein solches vorliegt (S. 14 der Begründung). Die Kompliziertheit der Bodenverhältnisse und die Konsequenzen für die
Baumaßnahmen sollten hier beschrieben werden.

Die Planung wird einem aufgeführten wesentlichen Ziel des Landschaftsrahmenplans Landkreis Barnim hinsichtlich Naturschutzes und Landschaftspflege nicht gerecht (sh. S.15 Begründung, 3. Absatz).

Bisher ist der FNP, Stand 2019 nicht geändert. Für den i.R. stehenden Standort soll das im Parallelverfahren erfolgen. Dazu habe ich im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung eine Stellungnahme mit Datum vom
18.11.2023 abgegeben, die ich hiermit in Bezug zu den Inhalten des Bebauungsplanentwurfs Nr. 35 P ausdrücklich aufleben lasse (als Anlage beigefügt).

74.13

74.12
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16
.0

7.
20

24 mein Einwand richtet sich gegen die Bebauung eines ausgewiesenen Wasserschutzgebietes. Bitte bedenken und überarbeiten Sie den Plan zur Errichtung eines Gymnasiums mit Sportgelände im Bereich der Robert-Koch-
Str./Buchenallee/Schönower Straße. Jedes Jahr werden wir zum Wasser sparen und zum Einhalten der "Wasserampel" aufgefordert. Nun ein ausgewiesenes Wasserschutzgebiet zu bebauen kann nicht die Lösung für
den Bau einer fehlende Bildungseinrichtung sein. Nicht ohne Grund ist dieses Gebiet als *Schutzgebiet* ausgewiesen. Daher bitte ich als Bürgerin von Panketal Sie als verantwortliche Mitarbeiterin des Amtes, einen Plan
B umzusetzen und schutzwürdige Gebiete auch zu schützen. Unser Wasser ist wertvoll, sowie auch seltene dort vorkommende Tiere (Feldlerche) und Pflanzen (im Robert-Koch-Park). Und auch die Meinung der Bürger
Panketals, die als Wähler ein Recht auf Mitsprache haben, sind wertvoll. Keine Bebauung der Lauseberge!

17
.0

7.
20

24 als langjährige Einwohnerin Panketals möchte ich hiermit Einwand erheben gegen das unter dem Namen „Bebauungsplan 35P“Lauseberg“ bekannten Neubaus eines Gymnasiums mitten im Ort.
Hierfür führe ich nachfolgende Gründe an und fordere Sie auf alternative Möglichkeiten für diesen Neubau zu evaluieren:

Wasserschutz und Flächenversiegelung: Der geplante Standort des Gymnasiums liegt in einem Trinkwasserschutzgebiet, das 2012 festgelegt wurde, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern. Die Bebauung
einer Versickerungsfläche von über 80.000 qm und eine geplante Versiegelung von bis zu 70% (GRZ: 0,7) gefährden die Wasserversorgung erheblich. Dies steht im Widerspruch zu der dringenden Notwendigkeit, unser
Trinkwasserschutzgebiet zu schützen und die Grundwasserneubildung sicherzustellen

76.2

Zu den bauzeitlichen Auswirkungen fehlen konkrete Angaben (zu veranschlagende Bauzeiten für jedes einzelne Vorhaben, tägliche Arbeitszeiten, zu erwartende Lärm- und Staubimmissionen, Angaben zum LKW-Verkehr,
Abwicklung des Baustellenverkehrs…) Es ist absehbar, dass hierzu Maßnahmen getroffen werden müssen. Interessant wäre auch, wie diese sichergestellt werden sollen.

Abschließend möchte ich konstatieren, dass die Standortentwicklung am Lauseberg dem Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung widerspricht. Insbesondere wird der Grundsatz
vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden wird verletzt.  Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11).  Daran sollte angeknüpft werden.  Unser Panketal soll auch in
Zukunft schön und lebenswert bleiben. Bitte informieren Sie mich über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.

Anbei sei mir der Hinweis gestattet, dass die Pflanzliste 1 eine sehr invasive Art, die Gewöhnliche Traubenkirsche beinhaltet.

Mit dem Vorhaben sollen auch unterirdische Baulichkeiten wie ein Regenwasserbehälter oder ein Rückhaltebauwerk entstehen. Diese sind als zu als flächenversiegelnd zu berücksichtigen.

Darüber hinaus werden Grünzüge geplant, was durchaus zu begrüßen ist. Es ist in der Begründung die Rede davon, dass hier auch Wegeführungen untergebracht werden sollen. Diese Wege,
zumal hier von 5,0 m die Rede ist, halte ich nicht für erforderlich. Die Erforderlichkeit von Wegen einschließlich der geplanten Breiten, sollte begründet werden. Es wäre auszuführen, für welchen Personenkreis mit welchen
Zielorten diese Wege erforderlich sind. Ein solches Erfordernis wird nicht gesehen. Zumal die in Frage kommenden Ziele alle über das bestehende Straßen- und Wegenetz sehr gut erschlossen sind. Wege kosten in der
Herstellung und baulichen Unterhaltung Geld. Ggf. müssten diese wohl auch beleuchtet werden. Hier Wege zu errichten wäre Verschwendung von Steuergeldern.

Auf Seite 67 unter Schutzgut Mensch wird ausgeführt, dass die Planung eher Auswirkungen in positiver Hinsicht hat, weil Schulkapazitäten geschaffen werden. Der Schutzgutbezug ist hier nicht nachvollziehbar dargelegt. Es
gibt doch eher nachteilige Auswirkungen wegen des zu erwartenden Lärms.

Zur textlichen Festsetzung 2 fehlen Ausführungen, um welche sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Nutzungen es sich dabei handeln soll. Es wäre fatal, wenn damit weitere
lärmintensive Nutzungen in da Gebiet kämen (z.B. die „Trommböse“).

Mit textlichen Festsetzung 6 wird eine Zuschauertribüne zulässig gemacht. Eine solche Tribüne bedarf einer besonderen Abwägung und Lärmbetrachtung. Es ist nicht hinnehmbar, über eine textli-
che Festsetzung einen Sportplatz als Sportarena aufzurüsten, und das inmitten Allgemeiner Wohngebiete. Die Konflikte können nicht durch eine Schlüsselgewalt des Landkreises gelöst werden.

74.22

Weshalb die Wettkampfnutzung sich auf maximal 18 Veranstaltungen im Jahr als seltene Ereignisse beschrieben werden, ist völlig unklar geblieben. Das kann von uns Anwohnern nicht mitgetragen werden. Es ist zu
erwarten, dass es nicht dabei bleiben wird und dass darüber hinaus weitere Veranstaltung stattfinden. Wie aus den Unterlagen zu entnehmen, soll der Sportplatz darüber hinaus auch von der Schule genutzt werden. Eine
Wochenend- und Feierabenderholung der Anwohner ist so nicht gegeben. Weiter wird in der Begründung ausgeführt, dass der von der Schulnutzung möglicherweise ausgehender Lärm als sozialadäquat zu betrachten ist.
Zumindest aber fehlen Erläuterungen zu dem von der Schulnutzung zu erwartenden Lärmbeeinträchtigungen (z.B. verhaltensbedingter Lärm auf  Freiflächen, Pausenzeichen, Aktivitäten nach dem Unterricht, Musik auf der
Gymnastikwiese…) Auch wenn diese Beeinträchtigungen hinzunehmen wären, sollte nicht noch weitere Lärmquellen wie ein wettkampgerechter Sportplatz mit den geplanten Nebenanlagen hinzukommen. Im Übrigen sei darauf
hingewiesen, dass in den Nachtstunden neben dem Verkehrslärm sowohl S-Bahnverkehr, als auch der Güterverkehr je nach Wetterlage zur Störung der Nachtruhe beitragen. Es ist zu befürchten, dass die Anwohner künftig
„rund um die Uhr“ durch Lärm erheblich gestört werden. Die Abwägung muss dahingehend zwingend vertieft werden.

75

Bürger/Bürgerin 75

76.1

Bürger/Bürgerin 76

Überlastung des Wasserwerks: Das bestehende Wasserwerk ist bereits überlastet und kann die Versorgung der aktuell 22.000 Einwohner nicht gewährleisten, da seine Kapazität nur für 17.000 Einwohner ausgelegt ist.
Zusätzlich müssen wir bereits Trinkwasser aus Berlin zukaufen, wobei auch dort die Wasserknappheit zunimmt. Ein weiterer Anstieg der Wassernutzer durch das neue Gymnasium verschärft dieses Problem.
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24 hiermit legen wir Einspruch gegen den Bebauungsplan 35P ein. Nach Ihrer Planung stellt der Bau der Sportanlage einen Eingriff in unser privates Eigentum dar. Der Bau des Schulgebäudes, der Sportstätte und die
Aufstellung von Lärmschutzwänden zertören das letzte Kaltluftentstehungsgebiet. Befürchtet werden auch Lärmbelästigungen durch die Nutzung der Sportanlagen im Aussenbereich und den aufkommenden Verkehr.

Umwelt- und Biotopschutz:
Die geplante Bebauung widerspricht den Landschaftplänen von 1996 und von 2019 aus denen hervorgeht:

„Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert werden.“   Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" ein
„Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der „Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei
Bernau“ verbunden „bleiben“.

76.3

77

Bürger/Bürgerin 77

Daher erhebe ich Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei
Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben. Darüber hinaus
begründe ich meinen Einspruch der durch die geplante Bebauung herbeigeführte Zerstörung der Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaftlichen Fläche sowie der
angrenzenden geschützten Alleenbäume aufgrund der Grundwasserabsenkung infolge der großflächigen Versiegelung auf dem Lauseberg und bekräftige meinen Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die
massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung
Schlüterstraße/Buchenallee“). Auch hier würde die  Nutzung eines Alternativstandortes Abhilfe schaffen und  der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die
Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt werden. Ich fasse diesen Abschnitt zusammen: Die geplante Flächenversiegelung würde eine der letzten großen
zusammenhängenden Acker-/ Grünflächen im Trinkwasserschutzgebiet von Panketal betreffen und das Biotop „Robert-Koch-Park“ sowie die Kaltluftentstehungszone des Lausebergs zerstören. Diese Grünfläche ist essenziell
für das Mikroklima und die Biotopvernetzung, wie im Bebauungsplan Nr. 11 festgelegt. Eine solche Zerstörung steht im Widerspruch zu den Zielen des integrierten Klimaschutzkonzepts der Gemeinde Panketal.

Verkehrskonzept und Anwohnerbelastung: Ein gut durchdachtes Verkehrskonzept mit sicheren Fahrrad- und Fußwegen ist bisher nicht ausreichend berücksichtigt worden. Zudem würde die geplante Wettkampfsportarena
mit Flutlichtanlagen das Fledermaushabitat beeinträchtigen und das Mikroplastikrisiko durch die Kunstrasen-Innenspielfläche erhöhen.
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24 im Rahmen des Aufrufs zur öffentlichen Beteiligung bezüglich des Bebauungsplans "Lauseberg" (Panketalbote vom 31.05.2024, S. 7) nehme ich wie folgt Stellung. Der Bebauungsplan ist aus Gründen des Natur-, Umwelt-,

Klima- und Trinkwasserschutzes abzulehnen. Die Ausweisung des Lauseberg als Fläche für "Landwirtschaft" soll bestehen bleiben.
Begründung:
1. Mit der Errichtung einer weiteren Schule an diesem Standort würde eine wertvolle naturnahe Fläche, derzeit landwirtschaftlich genutzt, zerstört und auf lange Zeit versiegelt. Dies widerspricht den selbstgestellten
Umwelt- und Klimazielen der Gemeinde Panketal. Zersiedelung und Versiegelung innerhalb der Gemeinde sind bereits weit fortgeschritten. Naturnahe Flächen sind deshalb als solche zu erhalten.
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78.5
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24 wie schon am 16.7.24  bei der Bürgerinformation zum o.g. Betreff angesprochen, ein Gymnasium mit Sportstätte ist wichtig, jedoch auf dem Lauseberg auf keinem Fall der richtige Ort. Die genannten Gründe dazu wurden
gestern alle richtig benannt, muss ich nicht nochmal benennen.
Als wir die Strassenbebauung unter dem leider verstorbenen Bürgermeister Hr. Fornell hatten, meinte er zu uns, dass es leider etwas teurer für unsere Beteiligungskosten wird, weil der Bauer für die Feldseite nicht alle
Kosten auf seiner Strassenseite zahlen kann, dafür aber das Feld stets erhalten bleibt. Müsste doch irgendwo stehen in den Unterlagen der  Verantwortlichen. Andere Anwohner können sich auch noch erinnern.

79.2

17
.0

7.
20

24 angesichts Ihrer Planung Lauseberg lege ich fristgemäß Widerspruch ein:Die Errichtung des Gymnasiums mit Sportstätte mitten im Wohngebiet ist nicht nachvollziehbar. Selbst die S-Bahn Anbindung ist für den größten
Teil der Schüler nicht wichtig.

80.2

80.3

80.4

80.4
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2. Da keine neuen Baugebiete auf der grünen Wiese geplant sind, ist mit keinem nennenswerten Bevölkerungsaufwuchs in der Gemeinde Panketal zu rechnen, der die Anzahl von Schülern maßgeblich erhöhen und den
Bau eines Gymnasiums an dieser Stelle rechtfertigen würde.

3. In Zepernick existieren zudem mit der Wilhelm-Conrad-Röntgen-Gesamtschule (WCRG) und dem Gymnasium Panketal zwei Einrichtungen, an denen schon heute das Abitur abgelegt werden kann. Zudem werden mit diesen
beiden Schulstandorten erhebliche Kapazitäten für Schüler von außerhalb der Gemeinde zur Verfügung gestellt. Es ist nicht einzusehen, als kleinste und am dichtesten besiedelte Gemeinde im Landkreis Barnim weitere
Flächen für kreisliche Belange zur Verfügung zu stellen.

4. Die Sportinfrastruktur in der Gemeinde Panketal ist bereits jetzt riesig. Es existieren mehrere Sporthallen und -plätze. Mit der geplanten dritten Grundschule wächst diese Infrastruktur weiter an.  Von daher ist es
unverständlich, dass ein zusätzlicher, platzfressender Sportcampus hinzukommen soll, der sich zudem ganz in der Nähe der neuen Grundschule mit ihren Sportstätten befinden würde.

5. Der geplante Standort befindet sich in einem reinen Wohngebiet. Es ist mit einem erheblichen Zuwachs des ÖPNV und Individualverkehrs sowie mit Lärm-Emissionen zu rechnen.

6. Die geplante Bebauungsfläche stellt eine wichtige Kaltluftschneise und ein wichtiges Regenwasserversickerungsgebiet dar. Sie hat somit Relevanz für das lokale Klima sowie für die Feuchtigkeitsaufnahme bei extremen
Wetterereignissen, wie z.B. Starkregen. Darüber hinaus besteht eine hohe Relevanz für die Grundwassersituation in der Gemeinde.

79.1

Bürger/Bürgerin 79

Meine Frage war gestern, der Punkt Grundstücksabwertung fehlt, wer den Ausgleich zahlt. Mit der geplanten Sportanlage an der Straße will hier keiner mehr herziehen, meine Kinder werden aus den Gründen das Grundstück
nicht übernehmen können. Es ist mein Erbe für sie... Alle Verantwortlichen  von Ihnen würde hier auch nicht wohnen wollen. Das Grundstück zu verkaufen wird schwer und sehr unter Wert kommen. Wer zahlt den Ausgleich?
Soll sowas gerichtlich geklärt werden für alle...  es gab schon mal solchen Fall wo die Bürger recht bekamen. Auch wird unter dem Baugeschehen die Bausubstanz unserer Häuser zu leiden haben bzw. wer haftet für Schäden.
Es kann keiner versprechen, dass sowas nicht passiert. Es muss doch möglich sein einen anderen Standort zu nehmen, es wurden Vorschläge erbracht gestern.Bitte um  schriftliche Antwort zu den genannten Punkten
innerhalb 14 Tage oder per Rückmeldung

80.1

Bürger/Bürgerin 80

Absehbare Folgen:
-regelmäßige Beschwerden zwecks Ruhestörung, Veranstaltungen:
-ungelöstes Parkplatzproblem

Wasser:
 -gefährdete Wasserversorgung der Bewohner. Das Regenwasser der versiegelten Fläche muss entsorgt werden und wird sich als Problem darstellen. Folgen: Klagen der Anwohner zu den genannten Problemen.

Wie weit ist die Bedarfsplanung für den Sportplatz und für das Gymnasium fortgeschritten? Gibt es genug Lehrkräfte? Wie ist die Ausschreibung erfolgt? Welche Angebote gibt es? Wie hoch sind die Kosten und sind selbige
gedeckelt? Wo kann das alles eingesehen werden. Schließlich ist die Gemeinde die Vertretung der Bevölkerung.Eine gescheiterte finanzielle Planung gibt es bereits. (Turnhalle)

Weitere Einwände:Das Wassereinzugsgebiet wird verringert. Die Planung setzt sich über geltende Vorschriften zum Trinkwasserschutzgebiet hinweg. Es sind Alternativstandorte für das Gymnasium vorhanden.
Entwertung der Grundstücke im Umfeld.
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24 Meine Einwände gegen den Vorentwurf des Bebauungsplanes 35P

Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, gegen die Bebauung des Lausebergs, der in einem Wasserschutzgebiert (Trinkwasserschutzzone IIIA) liegt. Mir ist unklar, wie dieser Fakt scheinbar
keine Berücksichtigung findet und eine Ausnahmegenehmigung erwirkt werden soll. Durch die mit der Bebauung verbundene erhebliche Versiegelung werden die Versickerung von Niederschlagswasser und die Neubildung
von Grundwasser stark beeinträchtigt. Der angespannten Trinkwassersituation in Panketal wird hier keine auseichende Bedeutung beigemessen. Negative Auswirkungen bei Starkregen werden außerdem die Folge sein.
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24 nachfolgend bringe ich meine Einwände gegen den o. g. Bebauungsplan vor.

Meine Stellungnahme gliedert sich wie folgt:
- Zitate aus den jeweiligen Gutachten sind kursiv gestellt, Seitenzahl voran
- Kommentare hierzu folgen in Normalschrift und bilden meine Meinung ab.

81.1
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Weiterhin halte ich die Verkehrsinfrastruktur im  Umfeld des Lausebergs für völlig unterdimensioniert, um das zusätzliche Verkehrsaufkommen aufzunehmen. Die Bahnunterführung am S-Bahnhof Zepernick ist heute schon ein
Nadelöhr. Nur auf einer Seite existiert ein schmaler Radweg, auf der anderen Straßenseite ist ein reiner Fußweg. Dazu kommt noch der Fußgängerverkehr an den Bushaltestellen. Die übrigen Gehwege an der Schönower
Straße sind nur für „langsame Fahrräder“ zugelassen.

Außerdem fürchte ich um die Biotope Robert-Koch-Park und Heidewäldchen, das mit viel Aufwand zu einem Kleinod für Spaziergänger hergerichtet wurde. Damit einher geht auch die Sorge um mein eigenes Wohlbefinden
und meine Lebensqualität als Anwohner der Robert-Koch-Straße. Die weitere Zersiedelung unserer Gemeinde, die durch die Bebauung einer der letzten großen landwirtschaftlichen Nutzflächen im Gemeindegebiet geplant ist,
wird dadurch zementiert und unumkehrbar. Dem Gartenstadtcharakter wird ein dauerhafter Schaden zugefügt.

Ich halte es für unvernünftig, auf einem Gelände mit Gefälle ein solches Bauvorhaben zu realisieren. Der erhebliche finanzielle Mehraufwand für Geländeabtragung und Terrassierung und behindertengerechte Gestaltung ist aus
meiner Sicht Steuerverschwendung, wenn es geeignetere Standorte gibt.

Bürger/Bürgerin 82

82.1

82.3

Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm; Teil I Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“
In der Begründung steht als Anlass:
Seite 5: Aufgrund der anhaltend dynamischen Bevölkerungsentwicklung, insbesondere im Umland  von Berlin, steigt auch der Bedarf an sozialer Infrastruktur wie Schulen und Kindergärten. Im Ergebnis des
Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplanes für den Landkreis Barnim (Planung 2022-2027) wurde insbesondere für den Raum Südbarnim ein Defizit an gymnasialen Angeboten ermittelt. Daher hat der Kreistag
des Landkreises Barnim am 21.09.2022 (Beschluss Nr. 345-15/22) beschlossen, mehrere neue Standorte für Oberschulen und Gymnasien neu zu entwickeln. Im Rahmen dieses Schulneubauprogramms ist unter anderem
geplant, auf einem im Eigentum des Landkreises stehenden Grundstück in der Gemeinde Panketal ein Gymnasium einschließlich erforderlicher Sport- und Außenanlagen zu errichten.

Das Grundstück wurde bereits im Jahr 2021 vom Landkreis erworben. Die Öffentlichkeit hat bereits im August 2021, nicht durch den Landkreis selbst, sondern aus der Presse darüber erfahren. Es entsteht der Eindruck, dass
hier wichtige Informationen vorenthalten werden sollen: Wieso wurde das Grundstück bereits im Jahr 2021 gekauft, wenn der Beschluss erst ein Jahr später getroffen wurde? Der Grundstückskauf sowie die bis dahin getroffene
Entscheidungsfindung zum Kauf des Grundstückes sind bis heute intransparent. Wer hat das zu diesem Zeitpunkt entschieden? Gab es ein ordentliches Verfahren zum Erwerb des Grundstückes? Wird der Landkreis die
Öffentlichkeit über die Modalitäten informieren?

Zuvor noch einige grundsätzliche Anmerkungen zum gewählten Verfahren.
Der Bebauungsplan wird im sog. Parallelverfahren, zeitgleich mit der Erstellung des Flächennutzungsplanes, durchgeführt. Die Stellungsnahmen zum Flächennutzungsplan sind nach meinen Informationen bis heute nicht
ausgewertet worden; ein Ergebnis ist nicht veröffentlicht worden, da es offenbar nicht vorliegt. Somit können wichtige Hinweise und Auflagen keine Berücksichtigung im Bebauungsplan finden. Mögliche Aspekte, die u. U. sogar
gegen eine Bebauung des Lauseberges sprechen, werden außer Acht gelassen; der Bebauungsplan wurde ohne diesen wichtigen Schritt erstellt. Bestehende Auflagen wurden missachtet (Grünzug). Die im Flächennutzungsplan
enthaltenen Auflagen, Verbote, Gebote müssen im Bebauungsplan nachgeführt werden. Es kann nicht im Interesse der Gemeinde und der Öffentlichkeit liegen, nur um gewünschte Zeitabläufe bei den Verfahren zu erreichen,
diese parallel und damit zwangsläugif unabhängig voneinander ablaufen zu lassen. Für eine fundierte Entscheidungsfindung ist dieser Weg daher ungeeignet, mögliche Fehler im Verfahren sind vorprogrammiert. Diese werden
sich mit großer Sicherheit kostentreibend auf das gesamte Baugeschehen auswirken.
Gleichwohl ist die Beteiligung der Öffentlichkeit bei diesen Verfahren mehr als zweifelhaft. Die Information der Öffentlichkeit zu beiden Verfahren (wie auch zu anderen laufenden Verfahren) findet eher versteckt statt, indem
auf der Webseite der Gemeinde Panketal explizit danach gesucht werden muss: Von der Startseite aus sind 6 Klicks erforderlich, um zum Verfahren zu gelangen. Man muss den Eindruck gewinnen, dass die Verwaltung nur
wenig Interesse an der Öffentlichkeitsbeteiligung hat, sonst wären diese Informationen transparenter verlinkt. So bleibt es nur den unmittelbar hierüber informierten Bürgern vorbehalten, Stellungnahmen abzugeben. Die
vorgeschriebenen Infomationsveranstaltungen werden terminlich an das Ende des Beteiligungszeitraumes verlegt. Diese Vorgehensweise bekommt somit den faden Beigeschmack der vorsätzlichen Ausgrenzung der
Öffentlichkeit.
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Begründung, Seite 5:
Das insgesamt etwa 8,1 ha große Grundstück zeichnet sich zum einen durch eine zentrale Lage und eine gute verkehrliche Anbindung aus. Insbesondere liegt es nahe dem ÖPNV-Knotenpunkt „S-Bahnhof-Zepernick “ mit
den dortigen Busanbindungen und zentralen Einrichtungen (Rathaus).

Seite 30: Auch das Kriterium „I ntegrierte Lage  (Lage im Siedlungsbereich/ Panketal; fußläufige
Erreichbarkeit Siedlungsbereich -Standort) erfüllt das Gebiet „Lauseberg“ besonders gut

Begründung, Seite 5:
Der Bebauungsplan soll insgesamt flexibel gehalten werden, um auf die Ergebnisse der Hochbauplanung, die erst im Nachgang zum Bebauungsplanverfahren vorliegen wird, reagieren zu können.
…
Der Bebauungsplan soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleisten  und die Erschließung des Vorhabens sichern.
Diese Aussage ist ein Widerspruch in sich und birgt ein hohes Kostenrisiko! Wie kann man denn eine Hochbauplanung beauftragen, wenn der Bebauungsplan „flexibel“ gehalten werden soll? Wird etwa der Bebauungsplan
nachträglich verändert, wenn bei der Hochbauplanung festgestellt wird, dass dort getroffene Vorgaben nicht realisierbar wären? Die Öffentlichkeit möge hierüber aufgeklärt werden

Begründung, Seite 13
Der LEP HR  sieht vor, die Siedlungsentwicklung auf Berlin und die Gemeinden des Berliner Umlandes mit leistungsfähiger Schienenanbindung zu konzentrieren. Der betreffende Bereich wird als „Gestaltungsraum Siedlung“
ausgewiesen. Siedlungsentwicklung soll sich darüber hinaus schwerpunktmäßig sind den zentralen Orten des weiteren Metropolenraums vollziehen. Was will uns der Autor mit diesem Satz sagen? Hat sich das
bei der Gemeindeverwaltung jemand durchgelesen, bevor es veröffentlicht wurde?

82.7

Begründung, Seite 13
Das Plangebiet ist Bestandteil des „ Gestaltungsraums Siedlung “ (Z 5.6 des LEP HR). Es ist somit landesplanerisch für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen. Zu einer Siedlungsentwicklung gehören zwingend auch die
Wohnfolgeeinrichtungen wie Schulen und Sportstätten.

Das Grundstück befindet sich am nördlichen Ortsrand der Gemeinde Panketal. Das bedeutet, dass mindestens 2/3 der Schüler Panketals nur mit Hilfe von Verkehrsmitteln diesen Standort erreichen können. Die Schüler des
Ortsteils Schwanebeck sind bei der Standortwahl stark benachteiligt und werden sich weiterhin nach Bernau orientieren, da die Verkehrsanbindung günstiger. Die mögliche Nutzung der S-Bahn als Zubringer ist eher
anzuzweifeln, da dieses Verkehrsmittel primär den Pendlerstrom nach und von Berlin aufnimmt. Aus anvisierten Einzugsbereich Landkreis Barnim ist der Schülerverkehr nur mit Bussen realisierbar. Bernauer Schüler haben
bereits Gymnasien vor Ort und werden sich kaum nach Panketal orientieren. Schülerverkehr aus dem Land Berlin (Berlin-Buch) ist nicht zu erwarten, da bundeslandübergreifende Beschulung praktisch unmöglich ist. Die hier
getroffenen Aussagen insbesondere zur Rolle der S-Bahn-Anbindung sind höchst spekulativ und daher in Zweifel zu ziehen. Eine Schule sollte im Sinne der Gleichberechtigung in der Ortsmitte plaziert sein. Die hier erwähnten
„zentrale Einrichtungen“ befinden sich eher am Ortsrand als zentral, auch wenn es sich, wie erwähnt, um das Rathaus handelt.

Es kommt nicht nur darauf an, dass Schulen und Sportstätten gebaut werden müssen, sondern insbesondere auch wo. Auch wenn sich der Standort im sog. Siedlungsgebiet befindet, so wird sich im näheren Umkreis die Zahl
der Einwohner nicht verändern, da das umgrenzende Gebiet bereits vollständig besiedelt ist. Im Gegenteil, das Verkehrsgutachten (sh. Schlothauer & Wauer, Seite 20) geht ab 2025 von sinkenden Schülerzahlen im
Siedlungsbereich aus. Es ist davon auszugehen, dass der gewählte Standort mit öffentlichem und überwiegend privatem Autoverkehr angefahren werden muss, damit die zum wirtschaftlichen Betrieb erforderlichen
Schülerkapazitäten erreicht werden können. Dies führt eher zu einer erhöhten Verkehrsbelastung im gesamten Ort Panketal! Langfristig betrachtet muss dieser Verkehr folglich eher zunehmen. Dieses gilt es im Sinne einer
nachhaltigen Entwicklung der Gemeinde, beim Klimaschutz und bei künftigen Wohn- und Lebensverhältnissen zu beachten. Mit ihrem Beschluss zum Bau des Gymnasiums an diesem Standort entfernen sich Landkreis und
Gemeinde von diesen Zielen.

Begründung, Seite 14
Mit dem wachsenden Wohnungsbau im Berliner Umland  steigt auch die Anzahl neuer Schüler.
Diese Behauptung ist falsch und unbegründet. Hier besteht ein Widerspruch bezüglich der Aussagen der verkehrstechnischen Untersuchung von Schlothauer & Wauer. Die in den vorgelegten Gutachten zur Bebauung des
Lauseberges getroffenen Aussagen betrchten nur den Zeitraum bis 2027, also liegen keine belastbaren Aussagen zu den erwartbaren Schülerzahlen ab 2028 (frühester Öffnungstermin des Gymnasiums) vor. Daher muss zum
Zeitpunkt die Aussage in der Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm zu den Schülerzahlen als falsch angesehen werden. Sie ist viel zu pauschal und ohne Beleg. Auf dieser Aussage dann eine Schlussfolgerung
aufzubauen ist folgerichtig anzuzweifeln:

82.9

Begründung, Seite 14
Daher ist es notwendig, die A nzahl der Schulplätze zu erhöhen  und den Schulausbau bzw. Neubau voranzutreiben.

Ohne Erhöhung der Schülerzahlen wird der Standort nicht wirtschaftlich betrieben werden können. Auch sind die hohen Investitionskosten (Hochbaukosten, Infrastruktur, Verwaltung) von Landkreis und Gemeinde auf Grund
dieser Erhebungen zu beachten. Aus diesem Grunde muss eine verlässliche Entwicklung der Schülerzahlen über das Jahr 2028 hinaus für mindestens 20 Jahre voraus für diesen Standort vorgelegt werden. Da mit den
Vorteilen KFZ- Verkehr, ÖPNV und S-Bahn argumentiert wird (Seite 14) sollte dieses Gutachten eine nachvollziehbare Zuordnung beinhalten. Der Vorteil einer Anbindung an die S-Bahn ist auch aus o. g. Gründen eher als
marginal zu betrachten, wie man es auch aus der derzeitigen Nutzung der S-Bahn durch Schüler ableiten kann.
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82.15

82.10

Begründung, Seite 30
Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Fläche den Standortansprüchen für den Neubau eines Gymnasiums gerecht wird. Dies ist bei keiner anderen von den Flächen der Fall, die im Jahre 2018 als Standort für eine
Grundschule untersucht worden sind. Es ist auch keine weitere Fläche ersichtlich, die eine ausreichende Größe und gleichzeitig eine vergleichbar zentrale Lage aufweist. Somit besteht zu der Fläche am „Lauseberg“ auf dem
Gebiet der Gemeinde Panketal keine gleichwertige Standortalternative

Die Gemeinde untersuchte im Jahr 2019 in Frage kommende Flächen für eine Grundschule, um sie dann für das Kriterium „Gymnasium“ zu verwenden. Weiter vor argumentiert der Bericht, dass keine gleichwertigen Standorte
existieren. Für ein Gymnasium spielen prinzipiell andere Schwerpunkte gemäss Standort-Kriterienkatalog eine Rolle. Für die Auswahl eines Standortes müssen diese angepasst und dann entsprechend neu evaluiert werden.
Eine Missachtung dieser Regelung kann zu fatalen Folgen bis hin zu Fehlinvestitionen führen. Es muss daher die Standortfrage neu untersucht werden. Die Standortentscheidung wurde wohl auch mit Blick auf den bereits im
Jahr 2021 getätigten Grundstückskauf durch den Landkreis getroffen und es ist zu vermuten, dass genau aus diesem Grund der Kriterienkatalog nicht angepasst wurde.

82.11

7.4.1 Auswirkungen Verkehrslärm auf die umgebende Wohnbebauung
… Seite 45: Entlang der Schönower Straße werden die Orientierungswerte  aus dem Beiblatt der
DIN18005 bereits im Bestand überschritten (bis zu 63 dB(A) tagsüber und bis zu 54 dB(A) nachts. Entlang der Robert-Kochstraße… Die Orientierungswerte werden tagsüber weiterhin eingehalten bzw. mit maximal 56 dB(A) nur
geringfügig überschritten. Nachts treten Lärmpegel von maximal 49 dB(A) auf. Damit wird der Orientierungswert zwar um 4 dB(A) überschritten, der Grenzwert der 16. BImSchV wird jedoch eingehalten. Entlang der Buchenallee
ist die Situation ähnlich der entlang der Schönower Straße: Die Orientierungswerte werden in der Bestandssituation überschritten, allerdings ist die Überschreitung weniger ausgeprägt (maximal 2 dB(A) tagsüber und 5 dB(A)
nachts). Die Schule hat hier wiederum keine Auswirkungen, die Pegel bleiben nahezu unverändert.
Seite 49: Es kann somit sichergestellt werden, dass  Lärmkonflikte im nachfolgenden Genehmigungsverfahren gelöst werden können.

82.12

Seite 59 Punkt 7.7 Trinkwasserschutzzone
Der Gutachter kommt zu dem Fazit, dass die Wasserschutzgebietsverordnung bei Beachtung der vorgenannten Empfehlungen dem Neubau einer (aus wasserwirtschaftlichen Sicht) nicht entgegensteht und aus
gutachterlicher Sicht keine Bedenken bestehen, von den Verboten der Wasserschutzgebietsverordnung, die der Planung entgegenstehen, eine Befreiung zu erteilen.
Indem der Autor Textpassagen ggü. seiner sonstigen Ausführungen das Fazit zum Trinkwasserschutz in fetten Lettern darstellt kann man den Eindruck gewinnen, dass dem Auftraggeber der Begründung gem. § 2a BauGB Stadt
Land Brehm diese Darstellung als besonders wichtig erscheint. Es wird angenommen, dass hier ein öffentlicher Widerstand überwunden werden soll, der das Vorhaben gefährden könnte.
Seite 57: Vor dem Hintergrund der Regelungen 14 und 15 ist es erforderlich, bei der Unteren Wasserbehörde einen Befreiungsantrag von den Vorgaben der Verordnung zu stellen…. Dieser gutachterliche Nachweis wurde
erstellt.

Bezüglich der Lärmemissonen durch Verkehr, Schulnutzung und Sport sind die Konflikte mit dem Wohnumfeld vorprogrammiert. Grenzwerte werden überschritten; es ist unklar, ob zur Sportanlage hin Lärmschutzwände
aufgestellt werden müssen. Die Sportanlage soll am höchsten Punkt des gesamten Umfeldes errichtet werden, was eine Lärmemission in die Umgebung geradezu provoziert. Ob zulässig, hinnehmbar oder tolerierbar: Ein
jeder Entscheider sollte an dieser Stelle einmal überlegen, ob er bei sich selbst eine derartige Veränderung des Wohnumfeldes hinnehmen wollte. Auch die Argumentation, dass die Allgemeinheit bzw. die Mehrheit der
Einwohner Panketals davon profitieren würde und man daher die Belange der Anwohner im Sinne des Allgemeinwohls zurückstellen müsse, ist nur dann akzeptabel, wenn alle Alternativen sorgfältig geprüft worden wären. In
Hinblick auf die Standortauswahl ist das jedoch nicht der Fall. Auch bei den Lärmemissionen zeigt sich, dass sich ein nachhaltiges Bauen an diesem Standort nicht umsetzen lässt. Ebenso sind Nutzungseinschränkungen für
die Sportanlage hier unvermeidlich

Als problematisch kann angesehen werden, dass der Auftraggeber des Gutachtens zum Trinkwasserschutz ein Eigeninteresse an der Beseitigung von diesbezüglichen Verboten anstrebt und das Gutachten mit
erwartbarem Ergebnis selbst bestellt hat. Ein unabhängiges Gegengutachten würde hier bestehende Zweifel ausräumen können. Auch dürfte bekannt sein, dass die erwähnte Untere Wasserschutzbehörde weisungsgebunden
ggü. dem Landkreis ist. Eine weisungsgebundene Behörde muss dem Erlass ihrer vorgesetzten Instanz folgen. Hier muss die Frage gestellt werden, warum es überhaupt ein Bekenntnis zum Wasserschutzgebiet gibt, welches
man sich selbst auf die Fahne schreibt, um dann je nach Interessenlage dagegen zu arbeiten um Ausnahmen zu erwirken. Das Ergebnis ist daher erwartbar, das weiß der Auftraggeber und nimmt es billigend in Kauf.

Seite 60: Für letzteres (Trinkwassernetz) wird angenommen, dass die Einwohnerzahl der Gemeinde
Panketal auf 30.000 Menschen  ansteigt, zusätzliche Abnehmer (weitere Schulen, Kindertagesstätten und Wohnungen) zu berücksichtigen sind und die Förderung des Wasserwerks Zepernick um 50% erhöht wird. Hier wird
von einer Annahme geschrieben. Entsprechende fundierte Erhebungen zur Entwicklung im Plangebiet fehlen.

Zu den Regelungen der Trinkwasserschutzzone gehört u.a:
Seite 56: 27. das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsanlagen, ausgenommen die
Sanierung bestehender Abwasserbehandlungsanlagen zugunsten des Gewässerschutzes und Abwasser-vorbehandlungsanlagen wie Fett-, Leichtflüssigkeits- oder Amalgamabscheider,
Dem widerspricht der Vorschlag in der Begründung: Seite 61: Um dies zu gewährleisten, wird vorgeschlagen, ein SW- Speicherbecken  für das anfallende Schmutzwasser zu errichten.

Artenschutzgutachten
Bei den Flächen im Untersuchungsgebiet handelt es sich im Wesentlichen um eine Ackerfläche mit angrenzenden Gehölzstreifen. Daneben grenzt nördlich ein strukturreicher Wald an, in dem sich ein temporäres Kleingewässer
befindet. Aus diesem Grund konnten Vorkommen und Betroffenheit der meisten zu beachtenden Arten und Organismengruppen mangels geeigneter Habitatqualitäten und dem generellen Fehlen relevanter Arten in Brandenburg
und dem Barnim von vornherein ausgeschlossen werden.
Wurde untersucht, ob die Lurchwanderung zwischen Gewässer Nord und Gewässer Robert-Koch Park stattfindet?
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82.20

Was gedenkt der Vorhabenträger im Bereich Robert-Koch-Straße zu verändern? Nach Aussage der Untersuchung ist der Gehweg unterdimensioniert. Inwiefern wird diese Straße in die Zuwegung seitens der Schüler in die
Betrachtung mit einbezogen? Wie wird sichergestellt, dass 385 Fahrradfahrer das Areal verkehrssicher erreichen und verlassen können? Werden die zur Herstellung sicherer Radwege aufzuwendenden Kosten mit der
Baumaßnahme oder extra ausgewiesen? Wird es hierzu eine öffentliche Beteiligung geben? Insbesondere die Zuwegung unter der S-Bahn-Brücke dürfte als sehr schwierig anzusehen sein.Mit der aktuellen
Grundstückszufahrt und der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Schönower Straße sind Grunderwerb im Norden und das Fällen von 3 Bäumen im Süden zu tätigen (bei 30 km/h nur ein Baum)

Seite 9: Bei einer Ortsbesichtigung am 11. Juli 2023 zeigten sich im Planungsraum Defizite bei den Verkehrsanlagen für alle Verkehrsteilnehmer und der Führung des Kfz-Verkehrs über bestimmte Anliegerstraßen. Seite 16: Pkt.
2.4 Analyse-Bezugs-Fall  Es wurden keine Verkehrsmessungen in der Robert-Koch-Straße vorgenommen. Es wird auf den neu zu schaffenden Querungspunkt Höhe Bebelstraße für Fußgänger und Radfahrer hingewiesen.

Seite 20: Im Jahr 2013 wurde für das Jahr 2030 noch ein ganz geringes Wachstum vorausgesagt (LBV [2015]). In diesem Zeitraum sollte die Bevölkerung anfangs steigen und dann im späteren Verlauf rückläufig sein. Diese
Entwicklung findet sich im Folgebericht (LBV [2018]) nicht wieder. Von 2016 bis 2030 wurde eine Steigerung der Bevölkerung um 2,9 % prognostiziert. Im Jahr 2030 werden rund 21.000 Einwohner in Panketal leben. Im letzten
Bericht (LBV [2021]) wird für die Gemeinde Panketal wieder von einem Rückgang der Bevölkerungszahlen ausgegangen. Für das Jahr 2030 wird eine Einwohnerzahl von 20.317 erwartet. Ein Blick in die Statistik zeigt, dass zum
31.12.2022 insgesamt 20.854 Personen in der Gemeinde Panketal registriert waren. Ende 2021 stagnierte die Bevölkerungsentwicklung, wiederum sah die Zahl im Vergleich zur Bevölkerungszahl Ende 2022 wie ein statistischer
Ausreißer aus. Allgemein soll die Bevölkerungszahl im Land Brandenburg bis zum Jahr 2025 ansteigen und anschließend leicht rückläufig sein
Siehe hierzu meine Bemerkungen weiter vorne. Wenn sich die Schülerzahlen nicht weiter erhöhen, dann erfolgt der Bau des Gymnasiums auf spekulativer Prognose eines nicht belegbaren Bevölkerungszuwachses.
Insbesondere am Lauseberg wird sich die Anzahl der Einwohner, bedingt durch die Baustruktur im Ort Panketal, nicht erhöhen. Entsprechend müssten die Schüler wie bereits ausgeführt mit zunehmender
Verkehrsanbindung an diesen Standort zugeführt werden, was einer nachhaltigen Entwicklung des Ortes entgegensteht.

… Für den Linkseinbieger der Zufahrt Robert-Koch-Straße ergibt sich eine mittlere Wartezeit von 8,3 s. Den Einbiegern stehen ausreichend lange Zeitlücken in den übergeordneten Verkehrsströmen zur Verfügung.
Hier wird nicht berücksichtigt, dass zum Zwecke der Verkehrssicherheit an diesem Punkt mindestens ein Fußgängerüberweg eingerichtet werden muss. Siehe auch Seite 3 der Untersuchung:  - Am Knotenpunkt Schönower
Straße/Robert-Koch-Straße soll im nördlichen Knotenarm eine Überquerungsstelle für den Fußverkehr vorgesehen werden. Das wird zur Folge haben, dass sich die Verkehrsströme langsamer als dargestellt verhalten werden.

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Mit der aktuellen Grundstückszufahrt und der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Schönower Straße sind Grunderwerb im Norden und das Fällen von 3 Bäumen im Süden zu tätigen (bei 30 km/h nur ein Baum)

82.17

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer Zitate kursiv!
Seite 2: Die Entwicklung der Bevölkerung ist sehr langsam. Bis zum Jahr 2030 soll sie leicht rückläufig sein. Der Gehweg auf der südlichen Straßenseite (Robert-Koch-Straße) hat eine feste Breite von 1,50 m und ist damit
unterdimensioniert.

82.18

Artenschutzgutachten
Wertgebende Arten im Untersuchungsraum sind der Bluthänfling, die Feldlerche, der Grünspecht, der Schwarzspecht, der Mäusebussard, der Waldkauz, der Wiesenpieper und der Star. Mit Ausnahme der
Feldlerche nisteten alle genannten Arten nicht im Plan- bzw. Eingriffsgebiet, sondern angrenzend dazu, waren Durchzügler oder nutzen die Flächen des UG gelegentlich zur Nahrungssuche als Teil ihres Aktionsradius im
Großraumrevier Für die Brutvögel in den Gehölzen und für die bodenbrütenden Offenlandarten sind artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen zu erwarten. Es wird daher von der Gefahr des Verletzens oder Tötens von
Individuen, von Störungen und ggf. von einem Verlust potenzieller Niststätten von europäischen Brutvögeln (Zugriffsverbote nach § 44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG) ausgegangen. Ein Auslösen der verbotstatbeständlichen
Zugriffsverbote nach § 44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG ist anzunehmen.

Anmerkung Verwaltung: Stellungnahme beinhaltet Grafik bzgl. Tabelle 4 mit Markierung der folgenden Vogelarten - Blaumeise, Eichelhäher, Elster, Feldlerche, Mäusebussard, Star
Die oben markierten Vogelarten wurden im Untersuchungsgebiet beobachtet. Die Populationen scheinen im Gutachten als zu niedrig angesetzt zu sein. Es brüten mindestens 2 Feldlerchenpaare im Gebiet, eines auf der
östlichen Seite, Höhe Menzelstraße, das andere auf der westlichen Seite des Gebietes.Mit der Bebauung des Lauseberges als Sportplatz wird der festgelegte Grünzug für Fauna vollständig überbaut. Dieser war seinerzeit eine
Bedingung für den Bebauungsplan des westlich des Lauseberges gelegenen Wohngebietes. Der sehr häufig festgestellte Tierwechsel wird dadurch endgültig unterbunden. Der bestehende Grünzug würde obsolet werden. Das
ist das Gegenteil einer nachhaltigen Entwicklung.

82.19

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 20: Die Gemeinde Panketal verfügt über kein eigenes Prognosemodell ihrer Gemeindestraßen.
Auch die angrenzende Stadt Bernau bei Berlin hat für die Berliner Allee (weiterführende Schönower Straße) keine Verkehrszahlen für das Prognosejahr 2030 vorliegen.

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 32: Der Landkreis Barnim plant für den Beginn und das Ende des Schultages gestaffelte Uhrzeiten.  Mit versetzten Schulzeiten sollen die Verkehrsstärken geglättet werden. Ein Konzept liegt aktuell noch nicht vor.
Wann ist mit dem Konzept des Landkreises zu rechnen? Wird die Gemeinde dieses Konzept in die Planung mit einbeziehen und wird es ggü. der Öffentlichkeit dargestellt?

82.21

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 33: Der maßgebende Verkehrsstrom ist der Linkseinbieger aus der Zufahrt Robert-Koch-Straße.
Für den Linkseinbieger ergibt sich eine mittlere Wartezeit von 6,5 s (QSV A). In 95 % aller Fälle wird eine Rückstaulänge von 6 m (1 Fahrzeug) für alle ab-/einbiegenden Fahrzeugströmen nicht überschritten.
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82.24

82.25

Wie soll das gehen (Hauptstrom nördlicher Arm)? Der Schulstandort befindet sich am nördlichen Ortsrand der Gemeinde Panketal. Aus diesem Grund wird der Hauptstrom der Schüler sich aus südlicher Richtung zum Standort
begeben. Die Gemeinde führt als Standortvorteil extra die S-Bahn-Nähe an. Diese befindet sich aber am südlichen Knotenarm und damit am gefährlichen Kurvenbereich.
Die Verkehrstechnische Untersuchung von Schlothauer und Wauer trifft keinerlei Aussagen zum Verkehrsknotenpunkt Robert-Koch-Straße/ Bebelstraße. Bekanntlich ist hier eine Einmündung zum Schulgelände per Fuß
bzw. Fahrrad vorgesehen. Viele Schüler werden mit dem Fahrrad anreisen und hierfür den Weg über die gegenüberliegende Bebelstraße nehmen. Für Fahrräder ist die Bebelstraße unzumutbar, für Fußgänger sind die
Bürgersteige zu schmal. Eine Zuwegung über den genannten Weg ist in die Wegeplanung mit aufzunehmen und darzustellen. Ein gefahrloses Queren der Robert-Koch-Straße ist einzuplanen. Die entstehenden Kosten sind
auszuweisen.  Siehe hier auch „Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm; Teil I Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ , Seite 88: "Eine in Nord-Süd-Richtung verlaufende Verbindung verknüpft das Heidewäldchen mit der
Robert-Koch-Straße und der Bebelstraße im Süden sowie den Robert-Koch-Park"

82.22

Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 37: Der Hauptstrom im Fuß- und Radverkehr sollte über den nördlichen Knotenarm der Schönower Straße geführt werden, da sich der südliche Knotenarm in unmittelbarer Nähe zu einem Kurvenbereich befindet. Bleibt
die zulässige Höchstgeschwindigkeit bei 50 km/h (Beispiel 3), ist eine Mitteltrennung (Insel oder Streifen) oder ein Fußgängerüberweg (FGÜ) vorzusehen.

82.23

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 15: Für Schulen bzw. Schulgelände und Kindertagesstätten wird ein Schutzniveau wie in allgemeinen Wohngebieten tags angestrebt. Zur Bewertung wird somit ein schalltechnischer Orientierungswert (SOW) von 55
dB(A) angesetzt. Da innerhalb der Gemeinbedarfsfläche keine Nutzungen vorgesehen sind, für die der Schutz des Nachtschlafs zu beachten ist, gilt der SOW von 55 dB(A) auch nachts. Als oberer Schwellenwert wird ein
Beurteilungspegel von 62 dB(A) tags empfohlen, um die Möglichkeit einer ausreichenden Kommunikationsfähigkeit zu gewährleisten.

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 68: Daher sind für die weitere Planung Lärmschutzwände vorzusehen.  Hierbei ist es ausreichend,
die Lärmschutzwände entlang der Baugrenzen in den Bereichen der Wohngebäude mit IRW-Überschreitungen zu positionieren. Die schallabschirmenden Konstruktionen (nördliche Wand 4 m hoch und westliche Wand 3 m hoch
in Bezug auf die Straßengradiente…
Man stelle sich am Wohngebiet Lauseberg die 3 Meter hohe und 75 Meter lange Lärmschutzwand vor. Wie kann es sein, dass am höchsten Punkt der Umgebung ein lärmintensiver Sportplatz mit Wettkampfarena gebaut
werden soll? Den Entscheidern sollte klar sein, dass die hiervon ausgehenden Lärmemissionen das gesamte Gebiet beschallen werden. Die vorgesehenen Lärmschutzwände können da nur kosmetischer Natur sein. Im
Gegenteil: an der Lärmschutzwand prallen in östlicher Richtung die Emissionen umso stärker zurück. Dieses wurde nicht untersucht bzw. erwähnt. Das gesamte Wohngebiet bis hin zur östlichen Seite der Schönower Straße wird
schalltechnisch entscheidend betroffen sein. Ebenso werden die Schallemissionen sich an der nördlich der Anlage befindlichen 4 Meter hohen Lärmschutzwand in Richtung Süden zur Robert-Koch-Straße hin reflektieren.

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 69: In Verbindung mit dem Schulsport kommt es allerdings weiterhin zu IRW-Überschreitungen
in der morgendlichen Ruhezeit (06:00 - 08:00 Uhr) und außerhalb der Ruhezeiten durch die durchgängig angenommene hohe Auslastung aller Nutzungsflächen
Ist es vorgesehen, den Schulsport vor 08:00 Uhr beginnen zu lassen:

Schalltechnische Untersuchung, ALB Akustiklabor Berlin
Seite 79: Durch den vorhabeninduzierten Verkehr und den zusätzlichen Gebäudereflexionen erhöhen
sich vor allem tagsüber die Beurteilungspegel an den betrachteten Immissionsorten. Dabei werden zwar die SOW tags und nachts überschritten, aber die Schwellenwerte nach 16. BImSchV nur nachts.
Die Schwellenwerte durch Verkehr werden durch Gebäudereflektionen in der Nacht überschritten. Wenn man das schon vorhersagen kann, dann sollte man das im Sinne von lebenswerten Wohnverhältnissen
berücksichtigen und vermeiden. Hier ist jedoch zu befürchten, dass wieder einmal die legitimen Befindlichkeiten der Anwohner von Seite der Gemeinde im „Sinne des Allgemeinwohls“ kleingeredet (nur geringfügig, temporär,
hinzunehmen) werden. Wofür gibt es dann solche Regelungen, wenn man sich nicht daran hält? Um den Lärmschutz und den Umweltschutz einzuhalten wird die Nutzung der Sportanlage sehr starken Einschränkungen
unterliegen

Die zu bebauende Fläche ist durch ein Wohngebiet umschlossen. Hier wird nachts geschlafen. Es ist daher nicht nachvollziehbar, dass der Schutz des Nachtschlafes nicht beachtet werden muss mit der Begründung, dass es
sich um eine Gemeindebedarfsfläche handelt! Hier wird in Kauf genommen, dass sich die Lebensverhältnisse der Anwohner nachhaltig verschlechtern. Der Schutzwert soll hiermit verglichen zu Tabelle 2 um 6 dB heraufgesetzt
werden können. Bei den schalltechnischen Orientierungswerten stellt sich die Situation noch krasser dar: Hier beträgt die nach oben abweichende Schalldifferenz sogar 10 dB. Eine Erhöhung um 6 dB bedeutet eine
Verdoppelung des vorhandenen Lärms. Bitte teilen Sie dies den Anwohnern des Lausebergs unmissverständlich mit!
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Wie bereits bei meinen Ausführungen zum Geotechnischen Untersuchungsbericht vermutet, bestätigt sich hier die Befürchtung. Das Oberflächenwasser muss in großen Teilen abgeführt werden, die Böden sind für eine
vollständige Versickerung nicht geeignet. Die entsprechende Infrastruktur müsste als „Beiwerk“ geschaffen werden. Hier weiter: Seite 40: Neben den Entwässerungsmaßnahmen ist aufgrund der ungünstigen Gefällesituation auf
dem Grundstück damit zu rechnen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sind.

Geotechnischer Untersuchungsbericht; WILAB + Niederschlagswasserkonzept, BEV Ingenieure GmbH
Seite 14: Bei einer potentiellen Baugrundverbesserung bis 3 m unter Gründungsebene werden, zumindest in den tieferliegenden Grundstücksbereichen, voraussichtlich geschlossene Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich.
Etwaiges Tages- oder Schichtenwasser , im Bereich der höherliegenden Geschiebemergelfläche, kann voraussichtlich durch eine offene Wasserhaltung gefangen werden.

82.27

82.26

z.B.:
- Lärmschutzwände
- Reduzierung des Sportbetriebes ab 20 Uhr
- keine ganztägige Nutzung
- max. 18 Kalendertage für Sportereignisse
- keine Flutlichtanlage
Bei einer derartigen Nutzungseinschränkung sowie im Hinblick auf die erforderlichen architektonischen Zwänge im Straßenbild sollte überlegt werden, ob eine derartige Investition an einem anderen Ort sinnvoller wäre. Als
Planungsziel des Verfahrens wird u.a. folgendes genannt:
- die Vorgabe für die Objektplanung, Gebäude mit maximal 3 Vollgeschossen und der Möglichkeit, technische Anlagen auf dem Dach anzuordnen

Man kann davon ausgehen, dass technische Anlagen auf dem Dach, wie z.B. Rückkühler, Wärmepumpen etc., Schallemissionen verursachen werden. Das Gutachten geht auf solche Aspekte in keiner Weise ein. Die
Auswirkungen auf die Umgebung wurden nicht betrachtet. Die Bebaubarkeit mit technischen Anlagen auf dem Dach ist jedoch eine essentielle Vorgabe als Planungsziel. Hierbei spielen möglicherweise auch andere Themen,
wie z.B. die Möglichkeit einer Dachbegrünung eine Rolle. Bevor das Planungsziel erreicht wird, sind hierbei entsprechende Aussagen zu untersuchen, ansonsten ist dieses Ziel nicht erreicht. Es ist vorstellbar, dass es noch
keinen Planungsstand gibt, der zu untersuchen wäre und daher dieser Aspekt, übrigens in sämtlichen Gutachten, nicht betrachtet wurde. Dann hätte richtigerweise eine hypothetische Untersuchung aller in Frage kommenden
Dachaufbauvarianten beauftragt werden müssen.

82.28

Geotechnischer Untersuchungsbericht; WILAB + Niederschlagswasserkonzept, BEV Ingenieure GmbH
Seite 16: Im Bereich des Untersuchungsgebietes bestehen, aufgrund der locker gelagerten Sande sowie der überwiegend erkundeten bindigen Böden in geringer Konsistenz, z. T. ungünstige Baugrundverhältnisse. Die
vorgefundenen locker gelagerten Schichten besitzen ein gewisses Setzungs- und Sackungspotential

Da sich das hauptsächliche Baufeld im tieferliegenden Grundstücksbereich befindet, bedeutet das, dass für alle Baukörper eine Wasserhaltung erforderlich sein wird, damit diese keinen Schaden nehmen. Leider gibt das
Gutachten keine Hinweise auf das Wie. Üblicherweise erreicht man so etwas mittels Spundwänden, die in die Tiefe gerammt werden, bei gleichzeitiger Grundwasserabsenkung. Das Gutachten ordnet das Bauvorhaben in den
mittleren Schwierigkeitsgrad ein, was auf erhöhte Baukosten schließen lässt.

Auch hier deuten sich erhöhte Baukosten an. Diese werden üblicherweise unter der Kategorie „Unvorhergesehenes“ eingeordnet und verbergen ein hohes Kostenrisiko. Siehe auch die Hinweise der untenstehenden Zitate auf
Seite 16:
Seite 16: Aussagen sowie Empfehlungen zu den erforderlichen Gründungsmaßnahmen können vorab nur sehr eingeschränkt gemacht werden. …
Die anstehenden locker gelagerten Sande sowie bindigen Böden mit geringer Konsistenz sind ohne besondere Maßnahmen zur Aufnahme von größeren Bauwerkslasten nicht geeignet. …
Im Zuge einer potentiellen Flachgründung werden voraussichtlich baugrundverbessernde Maßnahmen erforderlich . Aufgrund der Gefällesituation im Untersuchungsgebiet und der unklaren Lage der Bebauung, sind die
Maßnahmen zunächst nicht detailliert beschreibbar.  Um die Baukörper sicher standfest zu bauen trifft das Gutachten die folgende Aussage: Seite 16: Baugrundverbessernde Maßnahmen sind i.d.R. bis in tragfähige
Schichten unter der geplanten Gründungsebene auszuführen.

82.29

Geotechnischer Untersuchungsbericht; WILAB + Niederschlagswasserkonzept, BEV Ingenieure GmbH
Seite:13: Aushaltend tragfähige Böden mit mindestens „mittleren“ Lagerungsverhältnissen bzw. „mittlere“ Baugrundfestigkeiten wurden im Untersuchungsgebiet erst ab Tiefen zwischen ca. 3,0 – 6,0 m erkundet.

82.30

Niederschlagswasserkonzept B-Plan Lauseberg Panketal; BEV Ingenieure GmbH
Seite 21: Aufgrund der anstehenden, nicht versickerungsfähigen Böden in großen Bereichen des Plangebietes kann davon ausgegangen werden, dass eine alleinige Versickerung im Plangebiet nicht möglich ist.

Das bedeutet, dass in jedem Fall die wasserführende Schicht durchstoßen werden muss um die Baukörper sicher zu gründen. Wie sich die aufkommenden Wassermassen verhalten werden ist kaum vorhersagbar, zudem wird
ein Versiegelungsgrad von 0,8 geplant. Nur eines ist sicher: Wenn am Lauseberg gebaut wird, dann wird sich der Wasserhaushalt der gesamten Gegend nachhaltig negativ verändern. Die Auswirkungen sind schwer
vorhersehbar, die Böden müssen intensiv nachverdichtet werden. Ökologisch kommt das einer Katastrophe gleich. Das aufkommende Regenwasser kann nicht vollständig auf dem Grundstück versickern. Daher empfiehlt das
Gutachten die folgende Variante: Seite 20: Daher bleibt als letzte Variante die Ableitung in den Regenwasserkanal. Um eine Überlastung des Kanals zu verhindern sind, entsprechende Maßnahmen zu treffen (siehe Kapitel
4.2.2). Seite 40: Neben den Entwässerungsmaßnahmen ist aufgrund der ungünstigen Gefällesituation auf dem Grundstück damit zu rechnen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sind. Es werden weitere Bauwerke, wie
Pumpwerke erforderlich werden, die zusätzliche Kosten und Bebauungsflächen verursachen.
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20
24 Die Gemeindevertretung Panketal hatte in ihrer Sitzung am 21.05.2024 den Vorentwurf des Bebauungsplans (Stand 03/ 04-2024) gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen.

Dies erfolgte, obwohl die Verwaltung keine detaillierte Prüfung der Gutachten und Unterlagen vornehmen konnte. (s. Beschlussvorlage PV-11-2022-6) Wir sehen hierin eine Nichtausübung der Planungshoheit der
Gemeinde. Die Prüfung und Sichtung der Unterlagen wäre für diesen Verfahrensschritt dringend notwendig gewesen, um dem Landkreis als Investor in unserer Gemeinde, wie jeden anderen Investor in unserer Gemeinde,
gegenüberzutreten und den Rahmen und Handlungsspielraum aufzuzeigen. Leider erfolgte dies nicht. Der Landkreis als Vorhabenträger wurde in der letzten Sondersitzung des Ortsentwicklungsausschusses am 14.05.
durch Herrn Sturzke vertreten. Herr Sturzke koordiniert die Schulneubauten im Landkreis und hat selbst nicht das vertiefende Wissen über die Gutachten zum Bebauungsplan „Lauseberg“. Die angesprochenen Probleme
wurden ausweichend beantwortet mit dem Beschluss von der Gemeindevertretung weggestimmt.

83.2

83.3

83.4

Hierzu hat bereits im Jahr 2021 der Landkreis eine bisher landwirtschaftlich genutzte und im Flächennutzungsplan als solche ausgewiesene Fläche von 8 ha. erworben, ohne vorher die Eignung des Grundstückes für die
vorgesehene Nutzung untersucht zu haben. Es stellte sich heraus, dass das Grundstück innerhalb der Wasserschutzzone IIIa sowie auf einem Bodendenkmal gelegen ist. Es gab keine Erhebungen, ob sich andere
Grundstücke in der Gemeinde besser für diese Nutzungsart eigneten. Für diese Aussage wurde jedoch eine Standortuntersuchung mit dem Kriteriumskatalog „Grundschule“ aus dem Jahr 2019 herangezogen, in dem jedoch
dieses Grundstück, der Lauseberg, nicht weiter betrachtet wurde. Hieraus wird nun die Eignung abgeleitet.Die vom Gesetzgeber geforderten, sich wesentlich unterscheidenden Lösungen, die für die Neugestaltung des ca. 9,22
ha großen Areals in Betracht kämen, sind nicht wirklich vorhanden.Um die hohe Investition aus dem Jahr 2021 (der Beschluss wurde erst im Jahr 2022 gefasst) zu rechtfertigen, mussten Gutachten eingeholt werden, die nun die
Eignung des Standortes bestätigen sollen. Über den Flächenerwerb besteht bis heute keine Transparenz. Die Ideengeber und Initiatoren sind unbekannt. Die Widersprüche in diesen Gutachten sind weiter oben dargestellt.
Allesamt werden die aufgeführten Widersprüche zu hohen Investitionskosten führen, die sich an anderen Standorten vermeiden ließen. An dieser Stelle seien einige genannt:
- Lärmschutz (Grenzwerte werden überschritten trotz Lärmschutzwänden; 3 und 4 Meter hohe Lärmschutzwände werden erforderlich)
- Wasserschutz (Nebenbauwerke zur Ableitung des Regenwassers werden erforderlich, Kontaminierung des Grundwassers durch Schmutzeinträge unvermeidbar)
- Verkehr (385 Fahrradfahrer auf nicht vorhandenen Radwegen teilen sich die Schönower Straße mit weiteren Schülern anderer Standorte)
- Umweltschutz (Lärmemissionen)
- Artenschutz (Grünzug wird vernichtet; Fauna wird vernichtet)
- erheblicher Ausbau der Infrastruktur (in den Gutachten nicht enthalten; Kosten wären zu evaluieren).
Auf Grund der Gemengelage, den voreiligen Grundstückskauf ohne gründliche Prüfung einer Eignung für die vorgesehene Nutzung nun zu rechtfertigen, war erwartbar, dass die Gutachten im Wesentlichen die Eignung des
Standortes Lauseberg bestätigen und damit Gefälligkeitscharakter haben. Es ist anzunehmen, dass die Zielvorstellung der Gutachterergebnisse vom Auftraggeber bereits vorformuliert wurde. Daher wäre es ratsam, bezüglich
einiger Gutachten (z.B. Artenschutz, Wasserschutz) unabhängige Gegengutachten einzuholen. Betrachtet man jedoch die in den bis jetzt vorgelegten Gutachten enthaltenen Abwägungen, Festlegungen und Kompromisse, so
kann man ahnen, dass zur Erfüllung aller erwähnter Bedingungen ein hohes Maß an zusätzlichen Investitionen erforderlich sein wird.Die Standortentwicklung am Lauseberg widerspricht dem Grundsatz einer klimagerechten und
biologischen Vielfalt in der Flächenplanung. Insbesondere wird der Grundsatz vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden verletzt. Wenn den „Erfordernissen des Klimaschutzes“ sowohl durch Maßnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel Rechnung getragen werden soll, ist dem Landkreis zum Begehren eines zweiten „Sport- und Spielparks“ in Zepernick auf der
Klimafläche Lauseberg im Wasserschutzgebiet IIIA eine klare Absage zu erteilen.Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11). Daran sollte angeknüpft werden. Bitte informieren
Sie mich über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.

83.1

83 - Stellungnahme der Fraktion BVB-Freie Wähler / keine Bürgerstellungnahme

82.31

Fazit
Der Landkreis und die Gemeinde planen, ein Gymnasium für ca. 1000 Personen und einen Sportplatz mit Wettkampfarena mitten in ein seit Jahrzenten bestehendes Wohngebiet zu bauen. Begründet wird dies mit einem
willkürlich postulierten Zuwachs an Schülern, obwohl die hier vorliegenden Gutachten andere Aussagen treffen. Es wurden auch nicht untersucht, ob die Schülerzahlen sich aus der unmittelbaren Nachbarschaft ableiten
lassen. Die bestehende Siedlungsbebauung lässt keinen Zuwachs erwarten. Hier vorgelegte empirische Untersuchungen reichen nur bis zum Betrachtungszeitraum 2027, also vor Eröffnung des geplanten Gymnasiums.

Wir möchten entsprechend § 3 Absatz 1 BauGB auf folgende Probleme hinweisen:
1. Das Plangebiet Bebauungsplan 35 P „Lauseberg“ liegt im Trinkwasserschutzgebiet Zone IIIA. Es verstößt gegen die Verbote der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick in 2 Punkten (14. Und
15.). Eine Befreiung liegt noch nicht vor und wurde auch noch nicht beantragt. Fazit: Diese stellt die Voraussetzung für das Projekt da. Insofern ist das Vorliegen der Befreiung von den Verboten unabdingbar für den nächsten
Verfahrensschritt.

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes negiert den Gemeindevertreterbeschluss PV-11-2022-3. Die Gemeindevertretung hat hierbei den Beschluss gefasst: „Ausweisung der entsprechenden Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen als öffentliche Grünflächen mit Zielsetzung, alle Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf dem Gelände umzusetzen.“ Warum werden Beschlüsse der Gemeindevertretung von der Verwaltung übergangen?
Welche Gründe gibt es, das Planverfahren zu steuern und diesen wichtigen Beschluss zu übergehen? Fazit: Wir möchten auch darauf hinweisen, dass die Rechtmäßigkeit des Planverfahrens gefährdet ist, wenn im
Planverfahren Verfahrensfehler begangen werden. Wir fordern die Umsetzung des o.g. Beschlusses.

3. Um die Planung einer wettkampffähigen Sportanlage Typ C mit Vereinsheim und Zuschauertribüne auf der Fläche „Zweckbestimmung Sportplatz“ umzusetzen, wurde die Grundflächenzahl entgegen des
Gemeindevertreterbeschlusses sogar noch erhöht. Es gab Vorplanungen, in denen die Grundflächenzahl mit 0,7 angegeben wurde. Im vorliegenden Vorentwurf wurde die Grundflächenzahl auf 0,8 erhöht. Der Geltungsbereich
umfasst insgesamt 92.000 m². Die maximale Neuversiegelung beträgt 44.817 m². Fazit: Wegen der starken Versiegelung des Planungsgebietes wird die geringe Grundwasserneubildungsrate, die im Bodengutachten ermittelt
wurde, weiter eingeschränkt.
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83.5

83.6

83.8

83.9

83.10

83.11

83.12

Bei Umsetzung der Planung „Lauseberg,“ wird es zu einer erhöhten Schallbelastung durch den Verkehr kommen (Verkehrslärm, S. 24 ff.). Bei Umsetzung der Planung Sportplatz mit Vereinssport sind Schallpegel von 84 bis 89
dB/A ermittelt worden. Maßnahmen, die den Schul- und Vereinssport auf die Zeiten der Nutzung auf 22 Uhr beschränken, reichen nicht aus. Entlang der Buchenallee soll ein eingeschossiges Gebäude die Schallausbreitung
verhindern. Trotzdem kommt es laut Verkehrsgutachten immer wieder zu massiven Überschreitungen der zulässigen Schallpegel. Fazit: Die Nutzung der Sportanlage gefährdet die Ruhe der Anwohner. Die errechneten
Schallpegel werden permanent überschritten. Diese lassen sich nur einhalten, wenn ein eingeschossiges Gebäude parallel zu Buchenallee errichtet wird. Der Vereinssport ist nach 20 Uhr um 50 % zu verringern. Hier ist in der
Genauigkeit nachzubessern. Es müssen 2 Schallschutzwände errichtet werden. Nördliche Schallschutzwand: 50 m, 4,5 m hoch. Westliche Schallschutzwand: 75 m, 3m hoch. Weiterhin werden die Anwohner einer Zunahme des
Verkehrslärms ausgesetzt.

Die Gemeindeverwaltung mit dem Landkreis sollten ebenso prüfen, inwieweit die finanziellen Mittel zum Sportplatzneubau an der Straße der Jugend genutzt werden können. Die Entfernung von 1,1 km zwischen Schule und
Sportplatz an der Jugend sollte mit in Betracht gezogen werden, da es sich um Schüler der Sekundarstufe I und II handelt. Es könnte wie geplant ein richtig zukunftsfähiger Standort mit neuem Vereinsgebäude entstehen, dass
vielen Generationen dienen könnte. Wenn ein 4-5-zügiges Gymnasium in Panketal mit Wettkampfanlage und Tribüne auch für Vereinssport errichtet werden soll, halten wir aufgrund der in den Gutachten zum Bebauungsplan
„Lauseberg“ dargestellten Probleme, den daraus explodierenden Kosten und der Lage in der Trinkwasserschutzzone IIIA, des Ausschlusses der Flutlichtanlage und den vielen zu erwartenden Konflikten zwischen Anwohnern und
Sportlern, die Fläche als ungeeignet an.

83.7

83.13

7. Die Planung der wettkampffähigen Sportanlage in einem städtebaulichen Umfeld mit Einfamilienhäusern fügt sich nicht harmonisch in die angrenzende Bebauung ein. Die Sportfläche liegt wie ein Fremdkörper auf der
Fläche. Es gibt keinen Bezug zur Umgebung. Die Problematik Schallschutz führt dazu, dass extrem lange und hohe Schallschutzwände errichtet werden müssen. Fazit: Die Errichtung der Sportanlage und den
Schallschutzwänden wird zu einer Verschlechterung des Orts- und Landschaftsbildes führen. Der freie Blick in die Landschaft, der landwirtschaftliche Charakter, das Beobachten von Vögeln auf der Fläche, der Lebensraum von
Tieren wird nachhaltig zerstört. Die Leitlinien der Ortsentwicklung werden nicht eingehalten. Das Schutzgut „Ort- und Landschaftsbild“ muss ergänzt und korrigiert werden.

8. Die Errichtung der Zuschauertribüne an der nördlichen Seite des Sportplatzes zeigt einen besonders rücksichtslosen Umgang mit dem angrenzenden Anwohner. Die Tribüne ist an seinem rückwärtigen Ruhebereich
vorgesehen (Terrasse). Fazit: Rücksichtslosigkeit der Planung gegenüber angrenzendem Anwohner im freistehenden Einfamilienhaus.

9. Das „Schutzgut Mensch“ wird in der Begründung zum Bebauungsplan eindimensional positiv bewertet. Die negativen Auswirkungen auf die Anwohner werden gar nicht erläutert. Fazit: „Schutzgut Mensch“ muss gründlicher
beschrieben werden und die Auswirkungen der Planung auf die Anwohner (vor allem der Robert-Koch-Straße und der Buchenallee) dargelegt werden!

10. Die Wettkampffähige Anlage wird bei Inbetriebnahme weitere Vereine aus dem Barnim anziehen und zu weiteren nicht einschätzbaren unzumutbaren Belastungen führen. Fazit: Ein nicht kalkulierbares Risiko für die
Anwohner entsteht bei Umsetzung der Planung.

11. Die Bodenverhältnisse werden im Bodengutachten ausführlich beschrieben. Der schlechte Baugrund kann nur durch Maßnahmen verbessert werden, die die Bodenfunktion bis in weite Teile beeinträchtigen wird. Das
Abfahren von Erdmassen von 4 m Höhe bis zur Tragschicht, das Einbringen (Rammen) von Pfählen in das Erdreich (Pfahlgründung) kann auch zu Schäden an benachbarten Gebäuden führen. Entsprechende Nachweise für die
Anwohner sind zu erbringen. Fazit: Baumaßnahmen im Trinkwasserschutzgebiet sind zu überprüfen.

12. Wettkampfanlage ohne Flutlicht (Begründung S.39): Fazit: Die Festsetzung ist ein weiteres Kriterium für die Ungunst des Standortes der wettkampffähigen Anlage. Eine Anlage, die in einer deutlich größeren Entfernung zur
Wohnnutzung errichtet werden würde, würde dazu führen, dass in den Herbst- und Frühjahrsmonaten länger trainiert werden könnte Die Auseinandersetzung mit den Gutachten zum Vorentwurf des Bebauungsplans „Lauseberg“
verdeutlicht die konfliktreiche Planung, die aufgrund der kurzen Nähe zu den ruhigen Wohngebieten mit Einfamilienhausnutzung besteht. Hält der Landkreis am Schulstandort fest, empfehlen wir die Umsetzung der Planung
ohne wettkampffähige Sportanlage umzusetzen, so wie der Kreistagsbeschluss gefasst wurde als Schulstandort mit den dazugehörigen Sportanlagen.

4. Die Planung der wettkampffähigen Sportanlage wird die bestehenden Grünzüge in ihrer Klimawirksamkeit stark einschränken. Die Verknüpfung der Grünzüge vom Naturpark Barnim über die Grünzüge in den rückwärtigen
Grundstücksbereichen zwischen Liebermann und Gontardstraße zu den angrenzenden Gebieten Heidewäldchen zum Priesterwäldchen wird unterbrochen. Die geplanten versiegelten Flächen werden sich tagsüber aufheizen,
der Luftaustausch in der Nacht wird stark eingeschränkt. Fazit: Die Kaltluftschneise für angrenzenden Wohngebiete in der Sommerzeit wird nachhaltig gestört. Das Mikroklima verändert. Das führt zu negativen Auswirkungen auf
die menschliche Gesundheit.

5. Die Planung der wettkampffähigen Sportanlage wird dazu führen, dass das Verkehrsaufkommen im ruhigen Allgemeinen Wohngebiet stark zunehmen wird. „Für den neuen Schulstandort wurde ein zusätzliches
Verkehrsaufkommen von 638 Kfz-Fahrten/Werktag berechnet.“ (S.41 Verkehrsgutachten) Hierbei ist anzumerken, dass im angrenzenden Wohngebiet viele Kinder wohnen, die entlang der Buchenallee zur Grundschule
Zepernick fahren und hier der Schulweg sicher sein muss. Fazit: Der neue Schulkomplex mit Sportanlage für zu einem starken Anwachsen des Verkehrsaufkommens im angrenzenden ruhigen Wohngebiet führen.

6. Die Planung der wettkampffähigen Sportanlage wird zu einer Schallbeeinträchtigung für die Anwohner werden. Das Heranrücken des Sportplatzes auf unter 10 m von den Grundstücksgrenzen entlang der Robert-Koch-
Straße bzw. der Buchenallee zeigt eine rücksichtslose Planung. Wohnen ist eine schutzbedürftige Nutzung, die der Gesetzgeber schützt. Mit jeder Neuplanung müssen gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse geschaffen
werden. Es lohnt sich mit der Planung „Sport- und Spielpark“ zu vergleichen, wo die Gemeinde Planungsrecht für eine Sportanlage geschaffen hat. Dort ist die Sportanlage in einem Abstand von über 40 m von der Robert-
Kochstraße vorgesehen. Damit ist eine Distanz von ca. 50 m zur Wohnbebauung gegeben. Im Schallgutachten wird ausführlich auf die Problematik Schall durch Sport- und Vereinsnutzung und Zunahme durch den Verkehr auf
dem Lauseberg eingegangen.
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20
24 im Folgenden möchte ich meine Bedenken zu o.g. Bauleitplanverfahren äußern: In der Begründung unter Punkt 2.1 Planungsanlass und Erfordernis steht, dass geplant ist, auf einem etwa 8,1 ha großen Grundstück (auf

Seite 7 steht, dass das Grundstück die Fläche von 8,97 ha umfasst) in der Gemeinde Panketal ein Gymnasium einschließlich Sport-  und Außenanlagen zu errichten. Begründet wird die Auswahl des Grundstücks durch
eine zentrale Lage und eine gute verkehrliche Anbindung ÖPNV-Knotenpunkt „S-Bahnhof-Zepernick“ mit den dortigen Busanbindungen.

84.2

84.3

84.4

84.6

Der Bebauungsplan soll insgesamt flexibel gehalten werden, um auf die Ergebnisse der Hochbauplanung, die erst im Nachgang zum Bebauungsplanverfahren vorliegen wird, reagieren zu können. Weiter steht hier, dass über
die erforderlichen zusätzlichen Schulkapazitäten hinaus Bedarf nach einer wettkampffähigen Sportanlage im südlichen Kreisgebiet besteht. Derzeit wird in Abstimmung zwischen dem Landkreis Barnim und der Gemeinde
geprüft, ob eine solche Sportanlage zusätzlich zu dem Gymnasium und den dazugehörigen Schulsportanlagen auf der westlich angrenzenden Fläche entstehen soll. Der B-Plan-Vorentwurf sieht eine entsprechende Fläche vor
(Festsetzung als Fläche für Sport- und Spielanlagen). Laut Begründung zum Bebauungsplan unter Punkt 2.3 ist Ziel der Planung, Planungsrecht für ein 4-5-zügiges Gymnasium mit Mensa, Dreifeld-Sporthalle, Frischeküche,
Sport- und Schulhoffläche sowie eine Sportanlage als „Kampfbahn Typ C“.

In der Begründung steht, dass in der lärmtechnischen Untersuchung entlang der Schönower Straße die Orientierungswerte bereits schon jetzt überschritten werden. Weiter steht dort, dass entlang der Buchenallee die Situation
ähnlich der entlang der Schönower Straße ist: Die Orientierungswerte werden in der Bestandsituation überschritten. Dieser schon jetzt unaufhörlich und stetig wachsende Verkehrslärm ist für die Anwohner der Buchenallee zu
einer unerträglichen Belastung geworden. Aus meiner Sicht hat sich hier das Wohnumfeld seit der Umleitungssituation (aufgrund der Brückenbauten) sowie der massiven Wohnbebauung in Bernau und des daraus
resultierenden Anstiegs des Auto- und LKW-Verkehrs schon jetzt massiv verschlechtert. Das zusätzliche Verkehrsaufkommen seitens des Gymnaisums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten wird diese schon jetzt
unerträgliche Situation verstärken. Die Lebensqualität der Anwohner sinkt weiter!!! Die Brücke am S-Bahnhof Zepernick (hier ist die Unterführung auch so eng, dass ein fließender Verkehr nicht möglich ist) sowie die Brücke
in der Schönerlinder Chaussee sind für LKWs mit einer bestimmten Höhe nicht durchfahrbar. Diese LKWs weichen schon jetzt auf die Buchenallee zur Durchfahrt aus. Ich erhebe Einspruch gegen den Vorentwurf des
Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl. Verkehrsteilnehmer der Sportstätten und die damit verbundenen
Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.

Lage in Wasserschutzzone:
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich vollständig in der Wasserschutzzone III A, Zepernick vom 15.12.2012 des Wasserschutzgebietes Zepernick. Die Verbote der dazugehörigen „Verordnung zur Festsetzung
des Wasserschutzgebietes Zepernick“ sind einzuhalten.
Der Bebauungsplan führt zu einer Erhöhung der zulässigen Grundfläche. Hinsichtlich ihrer Auswirkungen sind die Gemeinbedarfsfläche und die Fläche für Sport- und Spielanlagen einem Baugebiet gleichzusetzen. Somit ist die
Festsetzung entsprechender Flächen unzulässig. Die Gemeinde muss einen Antrag auf Ausnahme von den betreffenden Verboten der Trinkwasserschutzzonen-Verordnung stellen. Aufgrund der Unverhältnismäßigkeit erhebe
ich Einspruch gegen die Befreiung von den Verboten nach § 52 WHG (Wasserhaushaltsgesetz)!

Beeinträchtigung des bisherigen Siedlungscharakters:
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 35P liegt inmitten einer Siedlungsanlage, welche überwiegend aus Ein- und Mehrfamilienhäusern in 1 bis 1 ½ geschossige Bauweise besteht. Er wird von der Schönower Straße,
bei der es sich um die Haupterschließungsstraße durch Zepernick handelt, sowie den Anliegerstraßen Buchenallee und Robert-Koch-Straße begrenzt. Das geplante Vorhaben würde dem jetzigen Siedlungscharakter komplett
entgegenstehen weshalb ich Einspruch gegen den Bau in der Siedlungsanlage erhebe!

Anwohnerbelastung durch erhöhtes Verkehrsaufkommen:
Ich wohne seit 2011 in der Buchenallee und erlebe das immer stärker werdende Verkehrsaufkommen, welches auch durch die massive Wohnbebauung in Bernau verursacht wird, täglich mit. Die Anliegerstraße Buchenallee wird
als Durchgangstraße von und nach Berlin genutzt. Die Vorgabe hier 30 km/h zu fahren sowie das Durchfahrverbot für LKW wird nicht befolgt.

Versiegelungsmaß und Auswirkungen:
Die geplanten Baumaßnahmen im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplans hat eine großflächige Versiegelung der vorhandenen Versickerungsfläche zur Folge. Eine Grundwasserneubildung ist dadurch nicht möglich. Durch
den Bau der Sportanlage kommt es zu einer massiven Verunreinigung des Grundwassers durch Mikro- und Nanoplastik. Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P. Durch den
Bau eines Gymnasiums nebst Wettkampfarena inmitten einer Siedlungsanlage wird die letzte große zusammenhängende Versickerungsfläche im Wasserschutzgebiet Panketal nahezu komplett versiegelt. Damit wird ein
massiver Eingriff in Natur, Klima und Umwelt entstehen, der irreversibel ist, obwohl das Bauvorhaben auch außerhalb des WSG umgesetzt werden könnte.

84.5

Bürger/Bürgerin 84

Ich erhebe Einspruch gegen den o.g. Bebauungsplan, welcher zur Folge hat, dass eine Versickerungsfläche von über 80.000 qm in einem bestehenden Trinkwasserschutzgebiet bebaut und bis zu 70% versiegelt werden soll.
Die geplante Flächenversiegelung betrifft eine der letzten großen zusammenhängenden Acker-/Grünflächen im Trinkwasserschutzgebiet von Panketal, direkt im Einzugsgebiet des Wasserwerkes. Die massive Versiegelung
im WSG und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund von Ausschwemmung und Verwehung von Mikro- und Nanoplastik von Seiten der Wettkampfarena betrachte ich als äußerst kritisch.

84.1
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24 gemäß § 3 Absatz 1 BauGB möchten wir uns zum Entwurf des Bebauungsplans 35P „Lauseberg“ äußern. Mit großem Interesse und Sorge haben wir die geplanten Bauvorhaben im Rahmen des Bebauungsplans 35P
„Lauseberg“ verfolgt. Insbesondere möchten wir unsere Bedenken bezüglich der geplanten wettkampffähigen Leichtathletikanlage zum Ausdruck bringen und um eine erneute Überprüfung dieses Vorhabens bitten.
Einwände gegen den Bau der Wettkampfarena:
1. Wasserschutz:
Das vorgesehene Baugebiet liegt in einem sensiblen Bereich für die Trinkwasserversorgung. Der Landkreis plant, in Zusammenarbeit mit der Gemeinde, eine Versickerungsfläche von über 80.000 qm (> 11
Fußballfelder) in einem bestehenden Trinkwasserschutzgebiet zu bebauen und bis zu 70% zu versiegeln (GRZ: Grundflächenzahl von 0,7 geplant). Mit der Umsetzung des Bauprojektes an dieser Stelle entstehen über
1.000 neue Wassernutzer bzw. Schmutzwassererzeuger, zudem weiterer Wasserverbrauch aus der Bewässerung der Innenspielfläche der Sportarena.

85.2

85.3

85.4
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24 Nach Einsichtnahme der zum B-Plan erstellten verschiedenen Fachgutachten und der Informations-veranstaltung am 16.07.2024 erheben wir als vom B-Plan betroffene Anwohner und Grundstückseigentümer
nachfolgende Einwände:
Standortprüfung
Warum erfolgte keine Abwägung und Prüfung alternativer Standortorte für das Gymnasium und die Wettkampfarena? Eine Standortprüfung gehört zu elementaren Arbeitsschritten einer B-Planerstellung. Aber mit Kauf  der
großen Fläche von der BVVG war die Frage Standort ohne Abwägung für den Landkreis abgehakt.

86.2

85.1

Alternativstandorte:
Es wurden neun verschiedene Standorte untersucht. Eine Abwägung der Standorte untereinander hinsichtlich der Eingriffe in Natur, Umwelt, Gesundheit von Menschen, Baugrund, Trinkwasserschutz, Regenwasser, Verkehr und
standortbedingte Mehrkosten erfolgte nicht.  Was ergab die Überprüfung des Standorts 7 „Ackerfläche Birkholzer Straße/Bernauer Chaussee hinsichtlich der Eingriffe in Natur, Umwelt, Gesundheit von Menschen, Baugrund,
Trinkwasserschutz, Regenwasser, Verkehr und standortbedingte Mehrkosten? Hier würde das Vorhaben Gymnasium und Wettkampfarena den vorhandenen Schulstandort ergänzen. Hier gibt es einen großen Parkplatz und 8
Busverbindungen. Es sind Fahrradwege vorhanden, die L200 und die nahgelegenen Autobahnzufahrten ergänzen die optimalen Voraussetzungen für diesen Standort. Er liegt nicht im Wasserschutzgebiet und nicht innerhalb
eines Wohngebietes.

Bürger/Bürgerin 85

2. Belästigung der Anwohner:
Eine Wettkampfarena bringt unweigerlich eine erhebliche Lärmbelästigung für die umliegenden Wohngebiete mit sich. In der Präsentation wurde auf die Notwendigkeit von Schallschutzgutachten hingewiesen, um die
Auswirkungen auf die umliegende Wohnbebauung zu untersuchen. Regelmäßige Sportveranstaltungen und Trainings könnten den Alltag der Anwohner stark beeinträchtigen und deren Lebensqualität mindern. Darüber hinaus
ist mit erheblicher Belastung der Anwohner in den Spitzenzeiten durch den fahrenden und ruhenden Verkehr zu rechnen. Was bereits jetzt ein Problem ist, dadurch, dass die Autos in der 30er-Zone rasen. Auch die permanente
Lärmbelästigung durch Vereinssport in der Woche und an den Wochenenden sowie durch Wettkampfveranstaltungen an nahezu allen Sommerwochenenden (18 Ereignisse/Jahr) zuzüglich eines ausgiebig genutzten
Vereinshauses für Anlässe verschiedener Art, tragen zu vorhersehbaren Konfliktsituationen bei, da die Wettkampfanlage mitten in ein bestehendes Wohngebiet mit hohem Grünanteil gebaut werden soll. Dringend benötigte
Ruhe- und Erholungsphasen der Bürger sind dadurch so gut wie ausgeschlossen. Schlussendlich werden die Anliegergrundstücke aufgrund von permanenter Lärmbelästigung durch Verkehr, Schule und Sportvereine, täglichem
Verkehrschaos und wildem Parken geschätzt um 20% ihres Wertes verlieren.

3. Spaltung der Gemeinde:
Die Errichtung einer großen Wettkampfarena könnte zu einer Spaltung innerhalb der Gemeinde führen. Während einige Bewohner die Sportanlage nutzen könnten, würde ein erheblicher Teil der Bevölkerung möglicherweise
negative Auswirkungen wie erhöhten Verkehr, Lärm und Umweltbelastungen zu spüren bekommen. Dies könnte zu Unzufriedenheit und Widerstand innerhalb der Gemeinde führen.

4. Der Bau eines Gymnasiums ist notwendig und wird von uns unterstützt, um dem Defizit an Schulplätzen entgegenzuwirken.
Allerdings sollte die Nutzung der Sportflächen überdacht werden. Eine einfache Sporthalle, die für den Schul- und Vereinsbetrieb ausreichend ist, würde nicht die gleichen negativen Auswirkungen wie eine wettkampffähige
Leichtathletikanlage haben. Diese Lösung würde die Belastung für die Anwohner reduzieren und dennoch den Bedarf an Sporteinrichtungen decken.
Wir bitten Sie daher eindringlich, unsere Bedenken ernst zu nehmen und die geplante wettkampffähige Leichtathletikanlage an dieser Stelle zu überdenken. Eine nachhaltige und harmonische Gemeindeentwicklung sollte im
Vordergrund stehen, die sowohl den Bildungsbedarf als auch die Lebensqualität der Anwohner berücksichtigt.

Das Gebiet wurde 2012 als Trinkwasserschutzgebiet festgelegt, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern (Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick vom 15.10.2012). Die geplante
Flächenversiegelung betrifft eine der letzten großen zusammenhängenden Acker-/Grünflächen im Trinkwasserschutzgebiet von Panketal, direkt im Einzugsgebiet des Wasserwerkes (Distanz Lauseberg – Wasserwerk =
1km). Das Wasserwerk ist mit der Versorgung von derzeit 22.000 Einwohnern bereits überlastet (Stellungnahme Werksleitung Wasserwerk 2024), die Kapazität ist derzeit auf 17.000 Einwohner ausgelegt (Integriertes Gemeinde-
Entwicklungs-Konzept IGEK 2040, S.123). Es wurde trotz steigender Einwohnerzahlen bereits seit 20 Jahren von Seiten der Gemeinde versäumt, ein zweites Wasserwerk zu bauen.  Auf dem Lauseberg besteht zudem eine
gravierende Problematik der Schmutzwasserentsorgung, wir benötigen schleunigst Kleinkläranlagen. Diese sind jedoch im WSG verboten! Die geplante Wettkampfsportarena mit 400 m Tartanbahn, zzgl. 100m
Kurzstreckenlaufbahn und möglicherweise einer Kunstrasen-Innenspielfläche könnte in erheblichem Maße zu einer unvermeidbaren Kontaminierung unseres Trinkwassers mit Mikroplastik bzw. Nanoplastik (neben anderen
Schadstoffen) führen.

86.1
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Flächenversiegelung
Die hochgradige Versiegelung der in der Gemeinde einzigen großen unversiegelten Fläche, die dazu noch in der im Trinkwasserschutzgebiet liegt, ist unverantwortlich.
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Niederschlags- und Schmutzwasserentsorgung
Das Thema Niederschlags- / Schmutzwasserentsorgung kam in der Informationsveranstaltung viel zu kurz.
Die nicht gesicherte Entsorgung von Niederschlags- und Schmutzwasser wird nicht nur in Richtung Schönower Straße sondern auch für das Wohngebiet unterhalb der Wettkampfarena sehr kritisch gesehen.

Kaltluftzone
Die Kaltluftzone wird durch die Höhe der Gebäude, die hohe Versiegelung und zu errichtende Lärmschutz-wände zerstört. Wurde am 16.07.2024 leider nicht diskutiert..

Trinkwasserversorgung
Dass der Bau des Gymnasiums und der Wettkampfarena im Trinkwasserschutzgebiet erfolgen soll, ist nicht nachvollziehbar. Vor allen betrifft das die Wettkampfarena. Im Fachgutachten zur Problematik Trinkwasser wird von
der PICON nur das Gymnasium betrachtet. Im Gutachten wird von 30.000 Einwohnern ausgegangen und die Erhöhung der Fördermenge des Wasser- werkes Panketal  um 50% erfolgen muss. Bis wann kann das erfolgen? Ist
ein entsprechendes Wasserdargebot überhaupt vorhanden?
Schon jetzt reicht das Trinkwasser selbst mit den Zukäufen aus Berlin nicht aus. Wie lange bekommen wir noch Wasser aus Berlin? Da die Allgemeinheit die Kosten für den Zukauf zahlt, stellt sich auch die Frage der
Verhältnismäßigkeit. Die Wasserampel belegt, dass Trinkwasser ein knappes und teures Gut ist.
Durch die Wettkampfarena  würde ein Großverbraucher hinzukommen.. Vor allem die Wettkampfarena mit ihren Trainingszeiten zwischen 16 Uhr und 21 Uhr würde im Bereich der Wasserampel liegen. Doch dazu kommt
noch die Problematik Mikro- und Nanoplastik durch Tartanbahn und Kunstrasen der Wettkampfarena für das Grundwasser.

Die Aussage, das Problem mit dem Ausbau des Leitungsnetzes und mit Rigolen zu lösen, ist nur mit einem hohen technischen Aufwand mittels großer Rückhaltebecken (teils unterirdisch) und Regenwasserpumpen-systemen
möglich. Dies ist lt. Gutachten mit erheblichem finanziellem Aufwand verbunden. Vor allem die Beseitigung der Wassermengen im Bereich der Wettkampfarena mit nicht versickerungsfähigem Boden führt dazu, dass bei der
Option A Gymnasium / Wettkampfarena rd. 650 m3 Rückhaltevolumen erforderlich sind. Bei der Option B Gymnasium nur rd. 80 m 3.. Wie das mit den Rigolen so klappt, oder besser gesagt nicht klappt, ist am Wohngebiet
unterhalb der geplanten Wettkampfarena seit fast 20 Jahren zu sehen. Bei der letzten stärkeren Regenperiode standen die unteren Grundstücke im Bereich des Rigolen-Systems zwischen der Liebermannstr. und der
Gontardstr. tagelang unter Wasser. Laut wasserbaulicher Praxis sollten Rigolen 2 mal jährlich gepflegt (gereinigt)  werden. Die Rigolen befinden sich auf dem gemeindeeigenen Flurstück 2271, welches ihr vom damaligen B-
Planbetreiber nach erfolgter Bepflanzung überlassen wurde. Pflege ist nie erfolgt. Wäre die Pflege erfolgt, hätte die Gemeinde bemerkt, dass von einzelnen Grundstücken unerlaubte Entwässerung in das Rigolensystem erfolgt.

Verkehrsgutachten
Interessant am beauftragten Verkehrsgutachten sind die Aussagen, dass
- von einer abnehmenden Einwohnerzahl,
- einer alternden Bevölkerung und
- einem sinkenden Zuzug von jungen Familien auszugehen ist.
Interessant ist auch, dass das Gutachten 2030 eine Einwohnerzahl von 20.317 nennt. Im Gutachten von PICON zum Trinkwasser ist von 30.000 Einwohnern die Rede. Der nachlassende Zuzug junger Leute ist den gestiegenen
Grundstückspreisen und den kaum noch vorhanden Bauflächen geschuldet. Als Anwohner befürchten wir, dass die Straßen unterhalb der geplanten Arena, insbesondere die Spielstraßen außerhalb der markierten Stellflächen
zugeparkt werden. Auf dem Arenagelände sind nur 6 Parkplätze geplant. Bei Wettkämpfen mit auswärtigen Teilnehmern wird dies verstärkt der Fall sein. Am 16.07.2024 wurde von einem Teilnehmer vorgebracht, dass mit bis
150 Fahrzeugen (PKW/Busse) bei  Wettkämpfen zu rechnen sei.
Von der Gemeinde und der Feuerwehr wurden  vor kurzen  zum wiederholten Male generell die Einwohner angemahnt, die Rettungswege freizuhalten. Durch die Arena wird sich das noch verschärfen. Zu den relevanten
Trainingszeiten 16 Uhr bis 21 Uhr und bei Wettkämpfen am Wochenende wird das Ordnungsamt eher seltener präsent sein. Warum wurde nicht über den Standort Schwanebeck für die Wettkampfarena nachgedacht. Wo mit
viel Aufwand ein Busbahnhof gebaut wurde. Dort wären keine Lärmschutzwände erforderlich, Parkflächen vorhanden und Synergieeffekte zum bestehenden Sportplatz, zur Sporthalle und zur Infrastruktur der Schule gegeben.
Für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht nur eingeschränkt genutzt werden kann, einen solchen Eingriff in die Natur vorzunehmen und dazu einen hohen finanziellen Aufwand, u.a.  für Lärmschutzwände und Bauen im
Trinkwasserschutzgebiet, zu betreiben, hat nichts mit Nachhaltigkeit zu tun. Bei den in den Informationsveranstaltungen und bei Demos vorgebrachten Einwänden  geht es nicht um die Interessen einzelner Anwohner,
sondern um die Eingriffe in die Natur und um Fragen der Nachhaltigkeit, die alle Einwohner von Panketal betreffen.

86.3
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24 ich schließe mich an die Bürgerrechtsbewegen an.

Trinkwasserversorgung ist nach der Bebauung nicht gesichert - Falsche Angaben sind getätigt worden. Trinkwasserschutzgebiet!
Fehlende Abwägung von Alternativstandorten!
Sportplatzplanung - waru m ist der Sportplatz in Zepernick nicht genug? (zudem die Sportplätzen in Schwanebeck und Schönow)

Flächenversiegelung der Oberfläche ist schadbar.
Mikro- und Nanoplastik (Rollrasen etc.) im Wasserschutzgebiet!
Ich fürchte mich dem Verkehrschaos - ich wohne in Schönower Str. 34. Fahrräder, Tretroller und Autos... Ich bin behindert.

18
.0

7.
20

24 hiermit möchte ich Einwand gegen den Bebauungsplan 35P des Lauseberges erheben.
Ich möchte, dass unserer Wasserschutz weiterhin Bestand hat.Ich bin gegen die Versiegelung der o.g. Flächen was das Absinken des Grundwasserspiegels und weitere Auswirkungen bspw. im Robert-Koch Park zur
Folge haben wird. Bitte überdenken Sie einen Plan B, um Steuergelder sinnvoll zu nutzen.
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24 wir sind als Bewohner von Panketal und Anwohner in der Schönower Straße in direkter Nähe zum geplanten Bauprojekt am Lauseberg gegen die Umsetzung des Bauprojekts. In der Begründung schließen wir uns der
Argumentation der Initiative Wasserschutz-Panketal in allen Punkten an. Einige Punkte möchte ich hier benennen, da sie unsere Lebensqualität für uns als Anwohner direkt betreffen und uns mit großer Sorge erfüllen:

Wir erheben Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauuungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten
als Vooraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist beieiner derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte
Gutachten ( Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens "B-Plan 35P" PICON GmbH (2024, Dresden, 11.3.2024 in seiner Aussage in Frage zu stellen und ein neues
Gutachten zu erstellen.

89.2

89.3
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24 Anmerkung der Verwaltung: Die als Anlage zur Email vom 18.07.2024 übermittelte Stellungnahme ist nicht lesbar. Einwender wurde mit Mail vom 12.09.2024 um Übermittlung einer lesbaren Stellungnahme gebeten.Diese
wurde mit Mail vom 21.09.2024 übermittelt.

Als vom B-Plan betroffene Anwohner und Grundstückseigentümer erheben wir Einwände.
Standort: Keine Abwägung und Prüfung alternativer Standortorte für das Gymnasium und die Wettkampfarena
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Wir erheben Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des
Regenwassers im Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebiets im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht not wendig wäre.

Wir erheben Einspruch gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans  35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl.
Verkehrsteilnemer der Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanten Stress für die Anwohner.
Wir erheben Einwand gegen den Standort Lauseberg und die damit hervorgerufenen Probleme bezüglich Lärmbelästigung, fehlender Ruhe- und Erholungszeiten, überdimensionaler Bebauung, steigendem
Verkehrsaufkommen, negativer Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingriff in den bereits überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal.

89.4 Wir sind nicht grundsätzlich gegen einen Schulneubau, da das ja die Zukunft unserer Kinder und  Enkelkinder auch betrifft. Gleichwohl muss  um einen vernünftigen Standort gerungen werden,
der für Bewohner und Umwelt vertretbar ist. Auch an den angemessenen Ausbau der Infrastruktur ist da zu denken. Wir fordern Sie aus den oben genannten Gründen auf, den Vorentwurf des Bebauungsplan 35P am Standort
Lauseberg zu stoppen und alternative Standorte zu überlegen, eine sowohl  ökologisch als auch finanziell vertretbare Variante zu finden!

90.1
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Entsorgung Niederschlags- / Schmutzwasser
Die Auswirkungen der Entsorgung des Niederschlags- / Schmutzwassers der Wettkampfarena müssen für das Wohngebiet  unterhalb der Wettkampfarena nachträglich unbedingt untersucht werden. Während der letzten
Starkregenperiode standen die unteren Grundstücke im Bereich des Rigolen-Systems zwischen der  Liebermannstr, und der Gontardstr. tagelang unter Wasser. Das Rigolensystem befindet sich auf einem der Gemeinde
gehörenden Flurstück. Wir wohnen seit fast 20 Jahren hier. Pflege seitens der Gemeinde gab es noch nicht.



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 67 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt

90.3

90.4

18
.0

7.
20

24 Wir als direkte Anlieger zum geplanten „ Groß „Gymnasiums sind natürlich gegen eine Bebauung des Feldes. Wenn dann am Tage bis zu 1000 Personen auf und um das Gymnasium in Bewegung sind, dürfte unseren
morgendlichen Vogelbeobachtungen, z.B. der Gartenrotschwanz  oder abends schauen gelegentlich  Rehe über dem Gartenzaum und im Sommer kreisen zur Dämmerung regelmäßig Fledermäuse über unseren Garten,
all dies dürfte wohl dann gar nicht oder zumindest weniger stattfinden. Unsere größte Sorge ist die zu erwartende Lärmbelästigung. Eine derzeit geplante Bepflanzung ist da wenig hilfreich. Bäume auf der Südseite
unseres Grundstücks, die höher als 4 Meter werden, würden dann zur Dauerbeschattung des Gartens führen. 2016 errichteten wir auf einem Carport und Garage eine Photovoltaik Anlage mit Südausrichtung, diese PV
Anlage sollte u.a.aus ökologischen Gründen nicht beschattet werden.
Der Verkehr zum Gymnasium wird  überwiegend über die Schönower Straße erfolgen. Zusätzlich wird das Verkehrsaufkommen durch die neue Grundschule besonders in Höhe des S- Bahnhofes Zepernick zunehmen,
beides wird sehr wahrscheinlich zum morgendlichen  Stau am Bahnhof führen.

18
.0

7.
20

24 im Rahmen der Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan Nr.35 P „Lauseberg“ lege ich Ihnen hiermit meine
Stellungnahme im Anhang vor. Ich bitte um Berücksichtigung.

Bitte informieren Sie mich über den Eingang meiner Stellungnahme.
Wir bitten um eine schriftliche Beantwortung zu unseren Einwände.

92.2

92.4

92.5

92.6

91

Bürger/Bürgerin 91

91.1

Bürger/Bürgerin 92

Wir erheben Einwand gegen den Bauplan 35P und fordern andere Standorte z.B. in Schwanebeck zu berücksichtigen. Wir erheben Einwand gegen die Bebauung eines ausgewiesenen Wasserschutzgebietes Zone IIIA. Auf
dem wichtigen Kaltluftentstehungsgebiet wird ein Gymnasium für bis zu 900 Schülern gebaut und mit einem wettkampffähigen Sportplatz für Vereine ergänzt. Somit werden etwa 70 % bis 80 % der Fläche versiegelt.  Wir
wenden ein, dass die wettkampfähige  Sportanlage, für die bereits eine Baugenehmigung vorliegt, an der Straße der Jugend gebaut werden sollte.

Im Schallschutzgutachten wird davon ausgegangen, dass bei einer Vollausnutzung aller Flächen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte an den umliegenden Wohnbebauungen entstehen. Laut Baugesetz ist
vorgesehen, dass auf ein einvernehmliches Bauen zu achten ist. Dieser Grundsatz wird hier nicht berücksichtigt.  Wir erheben Einwände gegen die geplante Überschreitung der Immissionsrichtwerte. Wir denken, dass es nicht
ausreichend ist,  die Lärmschutzwände entlang der Baugrenzen in den Bereichen der Wohngebäude mit IRW Überschreitungen zu positionieren.

Wir erheben Einspruch gegen die unsinnige Errichtung einer Wettkampfarena ohne Flutlicht. Der Lauseberg ist ein Fledermaushabitat.
„Zur Beleuchtung des Geländes ist eine sogenannte Insektenfreundliche Außenbeleuchtung zu verwenden. (Seite 36) Daher sind insektenfreundliche Beleuchtungseinrichtungen für die Außenanlagen zu verwenden. Die
Lichtkegel sollten nach unten gerichtet werden, und in jedem Fall ist eine Bestrahlung von angrenzenden Bäumen  zu vermeiden, sowie kein zu helles Licht zu installieren.“
Wenn diese Einschränkungen durch ein Gutachten beschrieben werden, grenzt die Planung einer wettkampffähigen Sportanlage an gezielte Steuergeldverschwendung. All die SportlerInnen und Vereine werden getäuscht,
denn die Sportanlage ist dann nur in einigen Sommermonaten und Nachmittagsstunden voll nutzbar. Wir wenden ein, dass im Geltungsbereich die Flutlichtanlagen unzulässig sind und das im Bauplan rechtssicher festgelegt
werden muss.
Wir wenden ein, dass nicht untersucht wurde, inwieweit eine intensive Nutzung der geplanten Schul- und Sportanlage die angrenzenden Naturräume beeinflusst. Wir erheben Einwand gegen die massive Versiegelung im
Wasserschutzgebiet auf dem Lauseberg. Durch das fehlende Schichtenwasser wird der Robert-Koch-Park als Naturschutz- und Erholungsgebiet, Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentste- hungsgebiet zerstört.

92.3

Die Sportanlage liegt auf dem höchsten Punkt des Wohngebietes und der Wind trägt den Lärm auch über die Wände. Die schallabschirmenden Konstruktionen (nördliche Wand 4 m hoch und westliche Wand 3 m hoch) sind
nicht schallabsorbierend. Sie bieten keinen zusätzlichen Schutz vor Sportlärm durch Vereinsnutzung, vor durchgängige Nutzung der Gymnastikwiese mit Musik für den Schulsport. „Für die ganztägige Trainingsnutzung auch
sonntags sind die Minderungsmaßnahmen auf die verlängerte morgendliche Ruhezeit auszudehnen und die Reduzierung der Auslastung auf die mittägliche Ruhezeit zu erweitern. Gleichzeitig müsste die nördliche
Lärmschutzwandkonstruktion auf 4,5 m erhöht werden.“  Diese Schallschutzmaßnahmen zerstören das im städtebaulichen Konzept festgelegte Gesamtbild: ein Zepernick mit „Gartencharakter“ als ein mit Grünzügen
durchzogenen Ort. Das Lärmschutzgutachten hat den zu erwartende Lärm durch das begeisterte Publikum nicht in die Berechnung mit einbezogen und ist damit unvollständig. Es muss klar definiert werden, was eine
Wettkampfveranstaltung ist. Wie viele Menschen dürfen dann gleichzeitig auf /am Sportplatz sein, Wie lange darf so eine Großveranstaltung dauern? Wir wenden ein, dass die Sportanlagen  jeweils 70 Ereignisse außerhalb
der Ruhezeit, 30 Ereignisse innerhalb der abendlichen Ruhezeit  genutzt werden können. Was ist mit Ereignissen gemeint? Auf welche Zeitfenster beziehen sich die Ereignisse. Wir erheben Einwand den Bau der Sportanlagen,
solange der zeitliche Rahmen nicht klar definiert ist.

Wir erheben Einwand gegen die Planung eines Reinwasserbehälters, explizit für das Gymnasium. Das mindert nicht das Wasserproblem und damit das Problem der Wasserversorgung der PanketalerInnen.

Trinkwasserversorgung: Der Bau des Gymnasiums und der Wettkampfarena im Trinkwasserschutzgebiet wird kritisch gesehen. Die Wettkampf-arena ist dort überhaupt nicht akzeptabel..Schon jetzt reicht das Trinkwasser
nicht aus. Wir haben die Wasserampel nicht ohne Grund. Vor allem die Wettkampfarena mit Trainingszeiten 16 bis 21 Uhr liegt innerhalb der Wasserampel. Auch die Außen-anlagen müssen sicherlich auch gewässert
werden. Nano- / Mikroplastik durch Tartanbahn und Kunstrasen können ins Grundwasser gelangen.

Verkehr: Auf dem Arenagelände sind nur 6 Parkplätze geplant. Es ist zu befürchten, dass die Straßen unterhalb der Arena, insbesondere die Spielstraßen zugeparkt werden. Bei Wettkämpfen mit auswärtigen Teilnehmern
wird sich dieses Problem noch verstärken. Von Gemeinde / Feuerwehr wird ständig aufgefordert, die Rettungswege freizuhalten. Unsere Einwände sehen wir mit anderen Anwohnern nicht nur als Interessen einzelner
Betroffener, sondern um die Eingriffe in die Natur und um Fragen der Nachhaltigkeit, die alle Einwohner von Panketal betreffen.
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24 gegen o.g. Bauprojekt werden von uns Einwände erhoben. Grundsätzlich haben wir in der Gemeinde viele Schüler und ein Gymnasium in der Gemeinde ist keine schlechte Idee.
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24 ich freue mich, dass im Barnim neue Schulen gebaut werden und die Lernbedingungen für die Schüler sich verbessern werden. Ich bitte Sie jedoch , den geplanten Standort für das geplante Gymnasium inkl.
wettkampffähigen Sportplatz zwischen Schönower Str. und Buchenallee auf seine Eignung zu prüfen. Die Schule soll 4-5-zügig betrieben werden. Das wären ca. 900 Schüler, die täglich zur Schule kommen. Dieses
bedingt einen starken Fahrrad-, Fußgänger- und Busverkehr. Die Schönower Str. und die umliegenden Straßen haben keinen Radweg. In der Schönower Str. ist der Gehweg nur für langsame Radfahrer frei gegeben. Bei
900 Schülern muss mit mindestens 300 Schülern gerechnet werden, die zum selben Unterrichtsbeginn mit dem Rad zur Schule fahren. Hierfür scheint die Straße nicht ausgelegt, zumal Berufstätige voraussichtlich
zeitgleich zum Bahnhof gehen oder fahren..

94.2

Wir wenden ein, dass es in den Gutachten keine Hinweise auf die geplante Zerstörung des Grünzuges für den Wildwechsel von der Heide, über die Buchenallee hinweg auf das Feld und das Wäldchen berücksichtigt gibt. Eine
geplante Abgrenzung beispielsweise durch Schallschutzwände verhindert zusätzlich den Wildwechsel.

Wir erheben Einwand gegen die massive Versiegelung der Fläche und fordern, dass alle Ausgleichsmaßnahmen, wie von der Gemeindeversammlung beschlossen wurde, auf dem Bauplangebiet verwirklicht  und im
Bebauungsplan rechtssicher verankert werden.

Wir erheben Einwand gegen die Standortwahl des Gymnasiums aus verkehrstechnischer Sicht. Durch das erhöhte Verkehrsaufkommen in Bezug auf die Nutzung der Straßen und Wege durch etwa 1000 zusätzliche
Verkehrsteilnehmer und zusätzlich parkenden Autos in den Nebenstraßen werden die Anwohner zusätzlich durch Lärm- und Luftverschmutzung belastet. Es gibt keine verkehrssicheren Fahrradwege. Es wurden 380
Fahrradparkplätze eingeplant, also müssen für die zu erwartenden Fahrradfahrten sichere Wege geplant werden. Die Durchfahrt unter der Brücke am Bahnhof Zepernick wird zum Nadelöhr für Fußgänger, Radfahrer, für Autos
und Buse. Im Verkehrsgutachten wurde die Grundschule in der Elbestraße und diverse neue Wohngebiete nicht in die Berechnungen einbezogen. Wir erheben Einwand gegen das Verkehrsgutachten und fordern eine
Aktualisierung der Daten.

Wir wenden ein, dass dieser Standort im Trinkwasserschutzgebiet liegt und nur durch Ausnahmeregelungen und Auflagen zu realisieren ist. Die Dimensionen mit einer wettkampffähigen Sportanlage sind unverhältnismäßig
für einen reinen Schulbetrieb, dem eigentlichen Bauzweck. Kosten/Nutzen diese Bauprojektes, in diesen Dimensionen, an einem Standort wo die Infrastruktur aus den Nähten platzt, erfordern viele zusätzliche Ressourcen, auch
für die Einwohner dieser Gemeinde (Folgekosten der Schmutzwasserentsorgung).   Wir wenden ein, dass in Anbetracht der enorm steigenden Kosten keine Alternativen betrachtet und gegenübergestellt werden.

Bürger/Bürgerin 93

Im Gutachten wird zudem davon ausgegangen, dass sich die Kapazität der Trinkwasserförderung sich bis zum Betrieb der Schule um 50 Prozent erhöht und die Schule unter dieser Voraussetzung betrieben werden könne. Die
ausreichende Trinkwasserförderung in der Gemeinde Panketal ist zur Zeit problematisch und kann gerade noch ausreichend gewährleistet  werden. Vor diesem Hintergrund, ist es wichtig, dass dies Bedingung erfüllt wird und es
zu keinen weiteren Einschränkungen für die Einwohner kommt.

93.1

Wir wenden ein - zur Verkehrssituation: Der Standort ist hinsichtlich der Verkehrsanbindung nicht geeignet. Bisher wurde als Hauptargument für den Standort die S-Bahn Nähe genannt und dass damit die Barnimer
Busgesellschaft, welche schon jetzt zu wenig Personal hat, entlastet wird. Diese Argument ist aber in keinster Weise nachvollziehbar.

93.2

Aber wir wenden ein - zur wirtschaftliche Situation/ Haushalt:
Dieser Standort wird gemäß den ganzen Gutachten durch die Lage im Trinkwasserschutzgebiet viel höhere Kosten verursachen als andere Standorte, weil u.a. besondere Baumaterialien erforderlich sind. Steuergelder sind
sparsam und wirtschaftlich zu behandeln. In dem Fall muss ein anderes Argument für diesen Standort ziemlich viel wiegen, um diese Mehrausgaben zu rechtfertigen.  Hinzu kommt, dass die Gemeinde für die
Schmutzwasserversorgung zuständig ist. Zum Beispiel erfordert die geplante Abwasserpumpe laufende Kosten für die Instandhaltung, sie geht auch mal kaputt. Wie sieht es im Winter aus? Wenn die Tanks nicht tief genug
liegen aufgrund des Schutzgebietes, benötigen Sie wahrscheinlich zusätzlich Heizungen. Dies sind alles Ausgaben, die auch in den Folgejahren anfallen und zukünftig im Gemeindehaushalt fehlen.

Für die Anreise mit der S-Bahn würde lediglich ein kleiner Teil der Schüler, die in der Nähe des S-Bahnhofs Röntgental wohnen, in Betracht kommen. Selbst dies ist fraglich, denn diese müssen hierfür erstmal zum S-
Bahnhof Röntgental und von dort aus zu Fuß zum Lauseberg. Aufgrund des 20 Minutentakts kommt noch eine längere Wartezeit hinzu. In dieser Zeit sind Sie aufgrund der räumlichen Nähe zum Lauseberg, längst mit dem
Fahrrad an der Schule, sodass die S-Bahn selbst im Winter, aufgrund der geringen Fahrzeit mit dem Fahrrad,  wahrscheinlich ausscheidet.  Die Schüler aus Bernau werden weiterhin das dortige Stadtgymnasium sowie das
Barnim-Gymnasium nutzen und kommen daher auch nicht für die S-Bahn infrage. Die übrigen Schüler, welche nicht in S-Bahn Nähe wohnen, werden dementsprechend mit dem Bus oder ebenfalls dem Fahrrad anreisen.
Gerade morgens, wenn zum S-Bahnhof auch noch die Pendler nach Berlin streben und Schüler der neuen Grundschule in der Elbestr.  fahren oder von ihren Eltern mit dem PKW gebracht werden, erweist sich die Schönower
Str. als Nadelöhr. Erst recht durch die Fahrbahneinengung am Bahnhof, wo die Busse bereits jetzt nicht bei Gegenverkehr durchkommen. Auch stellt sich die Frage, wo die Stellplätze für die wesentlich erhöhte Anzahl an
Bussen herkommen soll. Schon für den heutigen Busverkehr reicht die Stellfläche am S-Bahnhof gerade so aus. Ebenso durch die Kulmination von Berlinpendlern, die morgens zu Schulbeginn zum S-Bahnhof kommen als auch
mit ihrem PKW die Schönower Str. befahren, um nach Berlin zu gelangen, ist die Verkehrssicherheit für die mit dem Rad fahrenden Schüler nicht gewährleistet und Konflikte mit den zahlreichen Fußgängern vor allem im
Berufsverkehr am Morgen im S-Bahnbereich unausweichlich.  In Anbetracht dieser Punkte ist die S-Bahn Nähe somit kein Argument für diesen Standort.

94.1

Bürger/Bürgerin 94
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95.3

95.4

95.5

95.6

Bezug zum Umweltbericht zum FNP  (Anmerkung der Verwaltung: Hier ist nicht die Begrüdnung zum FNP, sondern zum B-Plan gemeint)
1) In der Begründung „Vorentwurf/Umweltbericht“ wird auf Seite 30 – 31 die Standortalternative Sportplatz Straße der Jugend bewertet. Der bereits bestehende B-Plan 5P (2.Ä. Mai 2020) für die Wettkampfanlage für Vereine
wird positiv betrachtet. (Die Dreifeldsporthalle ist bereits fertiggestellt.)  Auf Seite 32 wird diese Standortalternative anhand einer Liste von Abriss- und Umsetzmaßnahmen „als nicht machbar“ dargestellt. Diese Bewertung ist
eine „Gefälligkeitsbeurteilung“. Eine rein fachliche, logistische Planung wäre erforderlich, um die Maßnahmen umzusetzen. Wenn Schulkinder in Container unterrichtet werden, so ist die Nutzung eines Containers auch Vereinen
im Zeitraum des Abrisses und Neubaus des Vereinsgebäudes bzw. der Umwidmung von Flächen zuzumuten.

2)  Seite 67, Pkt. 8.2.1 Beschreibung und Bewertung Umweltauswirkung, Im Pkt. 1 Schutzgut Mensch – heißt es: „Es sind keine nachteiligen Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Mensch zu erwarten, eher
Auswirkungen in positiver Hinsicht (Schaffung … Schulkapazitäten). Auswirkungen auf die öffentliche Erholungsnutzung sind nicht ersichtlich, weil das Plangebiet keine Erholungsfunktion hat.“   Diese Bewertung ist
menschenverachtend und zeugt von wenig praktischen Sachverstand;  außerdem irreführend: in die Bewertung wird nicht der zusätzliche „Sport- und Spielpark für Vereine“ einbezogen, der die eigentliche unzumutbare negative
Belastung aller Schutzgüter auslöst.  „Eine intakte Umwelt ist die Lebensgrundlage für den Menschen“ – Dazu gehören die gesundheitlichen Aspekte > Lärm und Immissionen und Schutzgut: Landschaftsbild > Erholung,
Gesundheit und Wohlbefinden und die Wohnumfeldfunktion. Es geht nicht um Touristen! Es geht um die Menschen vor Ort, denen in ihrem Wohnumfeld Erholung, Gesundheit und Wohlbefinden gesetzlich zustehen nach dem
Grundsatz: Eine „neue Nutzung“ (Umwidmung einer Fläche), die sich im direkten Umfeld eines allgemeinen Wohngebietes befindet, muss sich dieser Wohnnutzung unterordnen nicht umgekehrt. Die Wohnnutzung durch die
Menschen ist schützenswert und zu beachten.“

3) Seite 71 – Plangebiet wirkt als klimatischer Ausgleichsraum.  Schutzgut Klima/Luft – Klimatope müssen in der Bewertung hoch eingestuft werden.  Der Lauseberg und die umgebenden Park- und Naturschutzflächen haben
wichtige klimatische Funktionen (Kaltluft-/Frischluftentstehungsgebiet wirkt auf die Temperatursenkung besonders bei Hitze sowie Versickerungsfläche zur Regenerierung Grundwasser) und hat damit eine hohe
Bedeutung nicht nur für das angrenzende Wohngebiet.

95.1

Bürger/Bürgerin 95

ich nehme das Recht auf freie Meinungsäußerung wahr und möchte hiermit meine kritischen Gedanken sowie mein Besorgnis äußern.  Ich fordere die Gemeindevertreter auf, keine persönlichen Belange bei der Abwägung der
erforderlichen Projektgröße zuzulassen. Ich beantrage, den Bedarf eines Gymnasiums mit Außensportanlage/ Schulsport als ein geschlossenes Projekt zu betrachten – jedoch ist der Standort kritisch – geringerer
Flächenbedarf = geringere Belastung. Ich fordere die Reduzierung der Gemeinbedarfsfläche „Schule“ auf eine minimale Größe, den Verzicht auf einen für Vereine vorgesehenen wettkampfgerechten Sportplatz und
stattdessen die Ausweisung einer Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Natur- und Landschaftsraum“. Damit würde die Gemeinde dem Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung und den
eigenen, mit dem Klimaschutzkonzept der Gemeinde Panketal beschlossene Ziele zur Erreichung der Klimaneutralität entsprechen.

95.2

Ein umweltverträglicher kompakter Schulstandort ist möglich, s. S. 33, Abbildung 23. In allen Gutachten – Auftraggeber Landkreis – werden die Ziele für den Bebauungsplan zu Sportflächen unterschiedlich definiert: z.B.  Seite 5,
letzter Absatz: „Sport und Spielpark“ – komplett für Vereine südlicher Barnim!  S. 39/40 + 63: Fläche für Sport- und Spielanlagen, Zweckbestimmung Sportplatz – Nicht Schule! Vereine! > mit Vereinsheim 2geschossig,
Zuschauertribüne, Stellplätze, Zufahrt. Lärmschutzmaßnahmen, d.h. Lärmschutzwände werden erforderlich von 3 – 4,80 m Höhe, 50 – 110 m Länge je nach Variante, s. ab S. 74 bis 78 –
Schalltechnische Untersuchung/ALB.
Begründung Bebauungsplan 35 P Lauseberg Seite 5, vorletzter Absatz: „Über die …erforderlichen zusätzlichen Schulkapazitäten hinaus …besteht der Bedarf nach einer wettkampffähigen Sportanlage im südlichen Kreisgebiet“
sehe ich als irreführend an:  Dem Leser wird suggeriert, dass es sich hier um weiteren „Schulsportbedarf“ handele. Es handelt sich jedoch um die zusätzliche Wettkampfarena für Vereine für das gesamte südliche Kreisgebiet.
Das bedeutet, dass in Zepernick auf dem Lauseberg ein zweiter „Sport- und Spielpark“ entstehen soll – in der Vorplanung erst als „Sportplatz mit Vereinsnutzung“ dann als „zusätzliche Wettkampfarena“ bezeichnet, die im
Verlaufe der Planungen auf Wunsch des Kreises (und Versprechungen? des Bürgermeisters von Panketal) zum eigentlichen Kaufzweck der Fläche nachgeschoben wurde und immer größere Ausmaße angenommen hat. Lt.
Gutachten wünscht der Kreis nun die komplette Baufreiheit auf dem Lauseberg, um wie o.g. einen Sport- und Spielpark für Vereine des südliches Kreisgebietes zu etablieren. Panketal ist reich an sportlichen und spielerischen
Möglichkeiten. Der Bedarf an einem Sport- und Spielpark für den Vereinssport Südbarnim hat nichts mit dem dringenden Allgemeinbedarf eines Gymnasiums mit Schulsportflächen in Panketal zu tun, zumal dies auf einer
sehr sensiblen kritischen Fläche im Wasserschutzgebiet IIIA geplant ist. Dieses Begehren hat u.a. – wie bereits erwähnt - Lärmschutzwände u.a. an der Buchenallee und oberen R-Koch-Str. zur Folge. Die Tiefengründungen
erfolgen in den Grundwasserbereich und werden auch den Fluss des Schichtenwassers zerstören. Die grundsätzlichen Probleme des Lärms/der Lärmausbreitung wurden im Gutachten nicht einmal untersucht! Der
Schallpegel wird sich durch hohe Mauern wie in einem sogenannten „Kessel“ aufbauen und entfalten! Hohe Mauern verhindern nicht die Ausbreitung des Schalls! Im Gegenteil, diese werden durch den geplanten Mauerrahmen
konzentriert gebündelt und nach oben weggedrückt und erzeugen einen extremen Schallpegel!   Das bedeutet, dass die direkten Anwohner in den Wohnhäusern 1,5 Geschoss (in denen in der Regel die Schlaf-/Kinderzimmer
im oberen Bereich liegen) zukünftig die enorme Lärmbelastung, d.h. die Fehler dieser angedachten Planung ertragen müssen. Die Anwohner im Wohnumfeld müssen die Vorschriften der Gemeinde einhalten (z.B. Traufehöhe,
Höhe der Zäune 1,40 m, offener Gartencharakter, durchgängige Grünzüge zum Naturschutz-Lauseberg-Heidewäldchen, natürliche Versorgung/Schichtenwasser Robert-Koch-Park. Der auf dem Lauseberg zusätzlich
geplante Sport- und Spielpark mit Vereinsgebäude (2geschossig), 400 m Wettkampfbahn, Tribüne, Lautsprecheranlage, Parkplätze, Zufahrt, Schallschutzwände etc., wodurch eine Versiegelung des gesamten Gebietes erfolgt,
werden den Lauseberg und damit das Wasserschutzgebiet IIIA unumkehrbar zerstören.

4) Seite 68, Pkt. 5 Bewertung Schutzgut Orts- und Landschaftsbild  Hier wird wiederum nur der Schulkomplex betrachtet.  Die Etablierung des zusätzlichen „Sport- und Spielparks“ für Vereine an der Buchenallee/obere Robert-
Koch-Str. hat Lärmschutzwände zur Folge: „Verlust der Eigenart. Hinzufügen von untypischen Strukturen.“  Weitere Auswirkung Nutzung wochentags- und sonntags:  wie bereits erwähnt werden Lärmschutzwände erforderlich
von 3 – 4,80 m Höhe, 50 – 110 m Länge je nach Variante, s. Schalltechnische Untersuchung/ALB, Seite 67-78 (Varianten).



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 70 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt

95.7

95.8

19
.0

7.
20

24 wir,die Eheleute Michaelund Anette Otter, wohnhaft Robert-Koch-Str. 16 in Panketal, erheben folgende Einwände zum Bebauungsplanvorentwurf für den Lauseberg:

1. Der Lauseberg liegt mitten in einem Wohngebiet, dadurch massive Lärmbelästigung der Anwohner insbesondere    durch Sportveranstaltungen auch am Wochenende.
2. Verkehrschaos ist vorprogrammiet. Durch fehlende S-Bahn-Anbindung bei der Mehrzahl der Schüler verstärktes Aufkommen an Bussen und PKWs.
3. Trink- und Abwasserkapazität jetzt schon am Limit .Kostenintensiver Ausbau notwendig.
4. Bauschäden an angrenzenden Wohnhäusern befürchtet durch massive Tiefbauarbeiten.
5. Wertverlust der Grundstücke.
6. Der Lauseberg ist eine bisher verschont gebliebene Ruhezone für viele Vogelarten  und Wildtiere wie Rehe.
7. Fehlender Alternativstandort.
Wir bitten um eine schriftliche Stellungnahme. Vielen Dank.

 5) Seite 59, Weitere Maßnahmen, 4. Abs. „Für die Planung der Wärmeversorgung ist zu berücksichtigen, dass Tiefenbohrungen und somit Geothermieanlagen nicht zulässig sind.“  Wie vereinbart sich dieses Verbot mit den
erforderlichen tiefgründigen Baugründungsmaßnahmen, (s. Geotechnisches Gutachten).

6) Seite 60, Ver- und Entsorgung, Wärmeversorgung
- Trinkwasser – Meine Stellungnahme in Anlage (Anmerkung der Verwaltung: eine weitere Anlage lag der Stellungnahme nicht bei)
- Abwasser: das zu planende unterirdische Speicherbecken für Abwasser bedeutet weitere  Versiegelungen im Boden in der Wasserschutzzone IIIA.
- Wärmeversorgung: Die negativen Auswirkungen des angedachten Blockheizkraftwerkes   (Versorgungsfläche auf dem Lauseberg) auf die Anwohner, auf Klima und Umwelt, Lärm und Luft,  wurden weder betrachtet noch
untersucht.

7) Aus dem Geotechnischen Gutachten – WILAB GmbH & Co KG – im Betreff (Deckseite) Bezug nur auf die Entwicklung des „Schulstandortes“ (ca. 26.000 m²) - geht hervor, dass im Wasserschutzgebiet IIIA aufgrund der
Bodensubstanz z.B. erforderlich werden:  - bei einer Flachgründung bodenverbessernde Maßnahmen > Bodenaustausch, d.h.    Bodenaushub bis ca. 2,5 m unter geplanter Gründungsebene;
- intensive Nachverdichtung der Aushubsohle mit Tiefenwirkung von > 50 cm sowie Einbau gut  verdichtbarer Materialien und Verdichtung bis zur Gründungssohle,
- Tiefenverdichtung bedeutet „Rütteldruckverfahren“. Das Verfahren benötigt eine Spülwassermenge von bis zu 100 m³ Wasser/h
Seite 18, 1. Abs./Geot.Gutachten: Zitat: „Die Verträglichkeit mit dem Grundwasserschutz ist ggf. zu prüfen. Erfahrungsgemäß können oberflächennahe Bereiche bis in die Tiefe von ca. 2 m nicht verdichtet werden.“
Abs. 5.3.2. – Tiefengründung: Aussage: Sind die ermittelten Setzungsmaße einer Flachgründung nicht bauwerksverträglich und eine Baugrundverbesserung scheidet aus, wird eine Tiefgründung z. B. auf Pfählen notwendig. …
Tragfähige Schichten werden im Mittel ab ca. 4 m unter GOK erwartet. Die Gemeindevertreter sind in der Pflicht gewissenhaft abzuwägen, ob die Wünsche und Absprachen im Vorfeld des Kaufvertrages zwischen dem
Bürgermeister und dem Landrat – „Bauland für die gesamte Fläche zu schaffen“ auf rechtlicher Basis erfolgten. Das Wasserschutzgebiet Zone IIIA wurde verschwiegen, damit der zusätzlich gewünschte Sport- und Spielpark in
Zepernick auf der Höhe des Lausebergs nachgeschoben werden kann.

95.9

Auftraggeber für die Gutachten ist der Landkreis und hat damit das Ziel vorgegeben. In den Gutachten wird bei schwerwiegenden Gründen/Bedenken kein „nicht machbar“ definiert, sondern immer „machbar“, auch wenn die
Natur und das ganze Wohnumfeld zerstört werden zu Lasten der Anwohner. Mit einer Ausnahme: siehe auf Seite 2, Pkt.1) „die Erweiterung/Umbau Spiel- und Sportpark Straße der Jugend“ als Standortalternative wurde „als
nicht machbar“ eingestuft. Ich erwarte von den Mitgliedern der Gemeindevertretung/des Ortsentwicklungsausschusses auf der Grundlage ihrer Pflichten - nicht nach den Zielen des Auftraggebers sondern zum Gemeinwohl mit
den bereits bestehenden Problemen Klima, Umwelt, Trinkwasserversorgung und für den Schutz Gut „Mensch“ in der Gemarkung Zepernick abzuwägen.
Die Umsetzung der Konzepte Klimaschutz, Lärmschutz, Wasserschutz sollten nicht nur auf dem Papier stehen. Wenn den „Erfordernissen des Klimaschutzes“ sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken
als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel Rechnung getragen werden soll, ist dem Landkreis zum Begehren eines zweiten „Sport- und Spielparks“ in Zepernick auf der Klimafläche Lauseberg im
Wasserschutzgebiet IIIA eine klare Absage zu erteilen.  Ich beantrage, in weiteren Planungen/Untersuchungen - B-Plan 5P Lauseberg - nur den Gemeinbedarf Schule/Gymnasium mit Sportanlagen in Panketel neu zu
betrachten – gemäß dem BESCHLUSS der 11. Sitzung des Kreistages Barnim vom 08.09.2021: Nr. 260-11/21 zum Thema: „Erwerb von Flächen in der Gemeinde Panketal zur Etablierung eines Gymnasiums nebst Sport- und
Außenanlagen.“ Die beschlossene Antragsformulierung lautet: „Der Kreistag Barnim beschließt die entgeltliche Vermögenszuordnung der Flurstücke 2267, 39/2 und 2273 der Flur 3 in der Gemarkung Zepernick von der BVVG
Bodenverwertungs- und -verwaltungsGmbH, LNL Brandenburg/Berlin, …, für die Errichtung eines Gymnasiums nebst Sport- und Außenanlagen.“  Aus dem Kreistagsbeschluss geht jedoch nicht hervor, dass die zu beplanende
Fläche in der Trinkwasserschutzzone IIIA liegt und gemäß der im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II Nr. 88 vom 26.10.2012 veröffentlichten Verordnung Verbote nach § 14, 15 für diese Fläche
bestehen. Die veröffentliche Vorplanung zur Änderung FNP für die Fläche „Lauseberg“ lehne ich in der Gesamtheit mit Nachdruck ab.
Es darf nicht sein, dass die Gemeinde die Planung gegen über den Bürgern damit rechtfertigt, dass der Landkreis dies so fordere und auch der Landkreis die Maßnahmen finanzieren würde. Somit wäre für den weiteren
Planungsprozess eine fach- und sachgerechte Abwägung für die Bedingungen und Belange vor Ort in der Gemeinde Panketal von vorherein nicht möglich.  Verweis auf Gemeinde-Beschlussvorlage PV-11-2022-6 vom 15.05.24,
S. 2 (Problembeschreibung) 1. Abs., 2.Satz: „Aufgrund der hohen zeitlichen Priorität dieses Projektes erfolgte keine detaillierte Prüfung der vorgelegten Unterlagen durch die Verwaltung.“
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24 ich erhebe Einwand gegen die Bebauung des Lauseberges, einer massiven Versigelung im WSG.

Probleme sehe ich in:
- Bebauung einer grossen Versickerungsfläche in einem bestehendem Trinkwasserschutzgebiet.
 - Sicherung der Trinkwasserversorgung. Mit der Errichtung des Gymnasiums und der Wettkampfarena kommen weitere Wasserverbraucher in großem Maße dazu. Das Wasserwerk hat schon jetzt seine Kapazität
erreicht. In trockenen Sommern haben wir Trinkwassermangel, es gibt Auflagen und Einschränkungen, wie Sprengverbot und Verbot des Befüllens von Swimmingpools (Wasserampel). Es sollte erst die Wasserversorgung
der Panketaler gesichert sein, d.h. Ausbau der Wasserversorgung.
-mögliche Verunreinigung des Trinkwassers durch Mikro- und Nanoplastik durch Tartanbahnen und ggf. Kunstrasen.

97.2

97.3

97.4

97.5

01
.0

8.
20

24 unsere Stellungnahme zum o.g. Bebauungsplan mit der Bitte um Berücksichtigung legen wir Ihnen
hiermit vor.  Die im Plan dargestellten allgemeinen Ziele sind die Sicherung einer Gemeinbedarfsfläche der Zweckbestimmung „Schule und Sport“, die Sicherung einer Fläche für die Zweckbestimmung Sportplatz, die
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes für ein Grundstück an der Buchenallee, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, zu erhaltende Einzelbäume sowie ein Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht auf der Gemeinbedarfsfläche.  Notwendige Flächen für Anlagen der technischen Infrastruktur sind im Plan nicht dargestellt, aber in der Veröffentlichung erwähnt.  Im Rahmen der Beteiligung sind der
Bebauungsplanentwurf 35P mit Begründung inclusive verschiedener Gutachten öffentlich einsehbar.

98.2

98.3

98.4

98.5

98.6

Robert-Koch-Park: Der Park ist ein Kleinod mit vielen verschiedenen Pflanzenarten. Er wird zum Teil mit durch das Schichtenwasser des Lausebergs versorgt. Er sollte geschützt werden.

Schutz bei Starkregen. Schon jetzt gibt es immer wieder starke Probleme mit Überflutung durch Regenwasser. Bei weiterer Versiegelung könnte es schlimmer noch werden.

Die Erschließung mit Trinkwasser ist ganzjährig grundsätzlich nicht gesichert. Das Gutachten zur Trinkwasserversorgung ist nicht plausibel und entspricht nicht dem Informationsstand der Öffentlichkeit. Im Sommer gibt es
Gartensprengverbote mit Verweis auf die Wasserknappheit. Es kommt zu Druckverlusten. Die Gemeinde ist sogar gezwungen, Trinkwasser einzukaufen. Die GV hat unlängst beschlossen, dass zur Sicherung der
Wasserversorgung der Gemeinde Anfragen von Vorhabenträgern zur Aufstellung von Bebauungsplänen mit dem überwiegenden Ziel der Wohnbebauung negativ zu beantworten sind.

Verschwendung von Geldern. Der Bau im Wasserschutzgebiet erfodert zusätzliche Maßnahmen und ist somit teurer, hinzu kommt Schallschutz und die nicht volle Nutzung der Anlage durch fehlendes Flutlicht, sowie die
Problematik der Schmutzwasserentsorgung.

97.1
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Verkehrsbeeinträchtigung. Es besteht ein Nadelöhr an der Unterführung am S-Bahnhof Zepernick. Außerdem fehlt ein Radweg, was jetzt schon störend ist.

Parkplätze. Es ist abzusehen, dass vermehrt auch in den anliegenden Anwohnerstrassen geparkt wird, wenn bei Veranstaltungen die Parkplätze nicht reichen. Die anliegende Wilhelm-Liebknecht-Strasse ist beispielsweise
jetzt schon in einem katastrophalem Zustand und würde bei nassem Wetter noch weiter zerfahren werden.

Die Gemeindevertretung Panketal hatte in ihrer Sitzung am 21.05.2024 den Vorentwurf des Bebauungsplans (Stand 03/ 04-2024) gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen, obwohl
das Problem der ungeprüften, auszulegenden Unterlagen (Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Gutachten) allen bewusst war. Dieses Handeln ist nicht nachvollziehbar. Zeitdruck rechtfertigt nicht ein oberflächliches
Arbeiten. Hier wird der Öffentlichkeit etwas zugemutet, was nicht vertretbar ist. Dass die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wertvolle Hinweise zu Fachgutachten geben können, das ist nachvollziehbar. Es ist
allerdings zu kritisieren, dass der Öffentlichkeit ungeprüfte und unstimmige Unterlagen und Gutachten vorgelegt werden. Was erwartet die Gemeinde von den Bürgern, etwa die Prüfung der Unterlagen?

Die Versorgung mit Wärme/Energie ist unklar, auch wenn auf S. 62 auf die Absicht zur Errichtung eines Blockheizkraftwerkes hingewiesen wird. Dazu erfolgen keine weiteren Ausführungen. Da dieses auf der
Gemeinbedarfsfläche errichtet werden soll wird davon ausgegangen, dass es nur den auf der Gemeinbedarfsfläche zulässigen Gebäuden dienen soll. Gegen die Errichtung eines Blockheizkraftwerkes auf Basis fossiler
Brennstoffe bestehen unsererseits ehebliche Bedenken.

98.1

Mit dem Bebauungsplan werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, die nicht im Planungsgebiet ausgeglichen werden sollen. Auswirkungen auf benachbarte Biotope werden nicht gewürdigt. Diese sind aber
zu erwarten (z.B. Heidewäldchen und Robert-Koch-Park). Die Planungen haben, insbesondere wegen des Sportplatzes mit den notwendigen Schallschutzwänden, eine erhebliche Störung des Ortsbildes zur Folge. Von
Gartenstadtcharakter kann hier auch nicht die Rede sein. Dafür ist das geplante Schulgebäude nebst Dreifeldsporthalle viel zu kompakt und dominant und unsensibel verortet.

Bürger/Bürgerin 98

Die Entwässerungssituation des Gebietes ist als schwierig bezeichnet (S.10 der Begründung). Es ist zu erwarten, dass die angedachten Maßnahmen nicht ausreichen, zumal Starkregenfälle immer mehr zunehmen. Schon
jetzt gelingt es der Gemeinde nicht, für diesbezüglich problematische Standorte entsprechende Lösungen nachhaltig umzusetzen (z.B. Lauseberg selbst, Wilhelm-Lebknecht-Straße/ Schinkelstraße).

Gemäß § 3 Absatz 1 BauGB möchten wir uns zum Entwurf des Bebauungsplans 35 P „Lauseberg“ äußern. Voranstellen möchten wir, dass wir die vorgestellte Planung ablehnen, da sie einen Verstoß gegen die Verbote der
Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick darstellt. Es ist nicht abschließend nachgewiesen, dass die mit der Verordnung beabsichtigte Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung und der Schutz
des Grundwassers im Einzugsbereich des Wasserwerkes Zepernick nicht gefährdet sind. Die zuständige Wasserbehörde sollte sich zumindest dahingehend äußern, ob eine Befreiung - wenn auch unter bestimmten
Bedingungen - in Aussicht gestellt werden könnte.
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Der Standort Lauseberg wird als ungeeignet für die überdimensionierte Schule nebst Dreifeldsporthalle betrachtet. Es fehlt die Prüfung, inwieweit die Planung soweit reduziert werden kann, dass sie auf den Bedarf für ein 4-
zügiges Gymnasium entsprechend dem Musterflächenprogramm im Land Brandenburg entspricht. Es wäre im Interesse der Allgemeinheit, einen anderen Standort zu prüfen (Birkholzer Straße, Wandlitz oder auch Bernau).
Die geplante Dreifeldsporthalle ist für ein 4-5 zügiges Gymnasium überdimensioniert. In Zepernick steht eine Dreifeldspothalle in Kürze zur Verfügung, so dass es keinen Grund gibt, eine zweite Dreifeldsporthalle zu errichten.

Wegen der nicht notwendigen hochgradigen Versiegelung des Planungsgebietes wird die ohnehin zu geringe Grundwasserneubildungsrate weiter eingeschränkt.  Auch die Eintragungen von Microplastik und Nanoplastik
in das Grundwasser wird nicht ausgeschlossen.

Die bestehenden Grünzüge werden in ihrer Klimawirksamkeit stark eingeschränkt, statt sie durch entsprechende Planung zu stärken. Die Verknüpfung der Gebiete über die in den rückwärtigen Grundstücksbereichen
zwischen Liebermann- und Gontardstraße gelegene Ost-West-Grünvernetzung zu den angrenzenden Gebieten Schönower Heide und Priesterwäldchen mit Klimawirksamkeit wird zerstört. Diese Wirksamkeit kann nicht durch die
bestehenden Straßenzüge und die geplante Begrünung des Planungsgebietes erreicht werden. Die versiegelten bzw. bebauten Flächen heizen sich tagsüber auf und der Luftaustausch in der Nacht könnte dann wohl nur stark
eingeschränkt bzw. gar nicht erfolgen. Die nächtliche Temperaturentlastung der angrenzenden Wohngebiete in der Sommerzeit wäre gestört. Das hat negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit.

Abgelehnt wird ein wettkampfgerechter Sportplatz, der hier an die Wohnbebauung heranrückt. Das Schutzbedürfnis der Anwohnenden wird hier letztendlich weggewägt. Für die umliegenden Gebiete liegt bereits jetzt eine
nicht unerhebliche Lärmbelastung insbesondere durch den Verkehrslärm Schönower Straße, Kreuzung Buchenallee/R-Koch-Str. und Bahn vor. Die zu erwartenden hinzukommenden Störungen durch den Sportbetrieb, die
Zuschauer und die der Anlage zuzurechnende Verkehrsbelastung einschl. Stellplätzen führen zu einer gebietsunüblichen Unruhe im Allgemeinen Wohngebiet. Erschwerend kämen das erwähnte Zubehör wie Vereinsheim und
ggf. eine Tribüne sowie die nicht erwähnte (Kampfbahn Typ C) hinzu. Die erforderlichen Lärmschutzwände rücken derartig dicht an die Wohnbebauung heran, so dass sie eine gewisse erdrückende Wirkung auf die angrenzende
Bewohnerschaft und die im Gebiet Wohnenden hervorrufen werden.

Wir möchten unser persönliches Schutzbedürfnis schon jetzt geltend machen. Wir leben in einem durch den Bebauungsplan Nr.11 „Wohngebiet Schlüterstraße“ gesicherten Allgemeinen Wohngebiet und erwarten von der
Gemeinde, dass der Schutz der Anwohnenden sichergestellt wird. Das liegt hier ausschließlich in der Verantwortung der Gemeinde.
Es fehlt eine Zusammenstellung der finanziellen Auswirkungen und zwar aller Maßnahmen, getrennt nach Gemeinde und Landkreis sowie der standortbedingten Mehraufwendungen. Wie das Personal, insbesondere die
Lehrkräfte sichergestellt werden sollen, wäre ebenfalls erwähnenswert.

Insgesamt ist der Standort am Lauseberg für die Umsetzung der ausgelegten Planung nicht geeignet. Die dadurch hervorgerufenen Eingriffe in Umwelt, Natur, Gesundheit und Kulturgüter sind zum Teil erheblich. Konflikte
werden nicht abschließend rechtssicher bewältigt. Die Planung wirkt sich insgesamt negativ auf die Gesundheit der umliegenden Bewohnerschaft aus.

Dazu folgen nun noch einige Anmerkungen zu den Planungen im Detail:
Unsererseits ist zu rügen, dass leider die vom Gesetzgeber geforderten, sich wesentlich unterscheidenden Lösungen, die für die Neugestaltung des ca. 9,22 ha großen Areals in Betracht kämen, nicht wirklich vorhanden sind.
Als allerersten Schritt hätten wir eine detaillierte, projektbezogene und alternative Standortprüfung für zwingend erforderlich gehalten. Das hätte bereits vor dem Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan und vor dem
Beschluss für die Änderung des FNP im Teilbereich 5 erfolgen müssen. Selbst dem intransparenten Grundstückskauf des Landkreises hätte dies in einer für die Öffentlichkeit transparente Art und Weise vorangestellt
werden müssen. Die Begründung verweist diesbezüglich auf die Standortprüfungen für eine Grundschule in Zepernick aus 2019. Die hier getroffenen Aussagen sind unseres Erachtens nicht auf das geplante, sehr viel mehr
Flächen in Anspruch nehmende 4-5zügiges Compartment-Gymnasium, welches einen nicht im entferntesten vergleichbaren Einzugsbereich als die einer Grundschule hat, zu übertragen. Was die Flächen angeht, plant man
hier wohl ein 5-zügiges Gymnasium, 4-5 zügig ist aus unserer Sicht irreführend. Hinzu kommt eine Dreifeldsporthalle, die für den Bedarf des Gymnasiums wesentlich zu überdimensioniert geplant wird. Auch die
Inanspruchnahme von Außenanlagen geht über den aus dem Musterflächenprogramm für allgemeinbildende Schulen im Land Brandenburg zu entnehmenden Bedarfs weit hinaus.

Für das zweite große Projekt, welches die Fläche für einen Sportplatz festsetzen soll, wurde ebenfalls keine alternative Standortprüfung vorgenommen. Ein Bedarf im Landkreis Barnim für einen wettkampfgerechten
Sportplatz wird lediglich festgestellt, nicht aber nachgewiesen. Der Argumentation, dass die Fläche an der Straße der Jugend nicht zur Verfügung stünde, kann nicht gefolgt werden. Der rechtskräftige Bebauungsplan 5 P „Sport-
und Spielpark Straße der Jugend“ hat, wie auf S.31 der Begründung dargestellt, genau einen solchen Sportplatz zum Inhalt, wie er jetzt an der Buchenallee geplant werden soll.

Die Konzepte, die im Auftrag der Gemeinde Panketal erarbeitet wurden, stellen keine wesentlich unterscheidenden Lösungen dar. Zumindest aber zeigt das Gestaltungsbeispiel 3, dass der Flächenbedarf erheblich reduziert
werden könnte. Für sich voneinander wesentlich unterscheidende Lösungsansätze wäre zumindest ein diskursives städtebauliches Gutachterverfahren mit Einbeziehung von Öffentlichkeitsvertretern und Schulvertretern
angebracht gewesen. Eine Eingriffsbewältigung muss dem Grundsatz „der Vermeidung, der Verringerung und des Ausgleichs am Ort des nicht vermeidbaren Eingriffs“ gerecht werden. Das wird leider im Abwägungsansatz in
dieser Klarheit völlig außen vor vorgelassen.

Wir gehen davon aus, dass die für die Errichtung eines Sportplatzes an der Straße der Jugend auf S. 32 aufgeführten notwendigen Maßnahmen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 5 P bereits bekannt und als finanzielle
Auswirkung abgehandelt wurden. Ansonsten hätte man wohl den Bebauungsplan 5 P in der vorliegenden Form gar nicht festsetzen dürfen. Deshalb können wir die Argumentation in der Begründung zur Nichteignung des
Standortes 5 P nicht nachvollziehen und lehnen diese Argumentation vehement ab. Der Standort mit dem Bebauungsplan 5 P soll jetzt plötzlich für einen Sportplatz nicht geeignet sein? Hier sollten die Verantwortlichen in der
Gemeindeverwaltung mit dem Landkreis prüfen, inwieweit die finanziellen Mittel zum Sportplatzneubau an der Straße der Jugend genutzt werden können. Dazu muss aber die Gemeinde erst einmal die Initiative ergreifen.
Derartige Verwaltungsvereinbarungen sollten doch möglich sein.

Die beiliegenden Gutachten sind nicht geprüft. Das ist ein Problem. Es ist erkennbar, dass die Gutachten und die Begründung nicht plausibel sind. Das stellt einen erheblichen Mangel dar.

Die Aussagen des Bodengutachtens sind nicht in die Begründung eingeflossen, es erfolgt lediglich der Hinweis, dass ein solches vorliegt (S. 14 der Begründung). Die Kompliziertheit der Bodenverhältnisse und die
Konsequenzen für die Baumaßnahmen sollten hier beschrieben werden.

98.15
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Die Planung wird einem aufgeführten wesentlichen Ziel des Landschaftsrahmenplans Landkreis Barnim hinsichtlich Naturschutzes und Landschaftspflege nicht gerecht (sh. S.15 Begründung, 3. Absatz).

Bisher ist der FNP, Stand 2019 nicht geändert. Für den i.R. stehenden Standort soll das im Parallelverfahren erfolgen.

Der Bebauungsplan stellt auch einen Verstoß gegen Grundsätze der gemeindlichen Planung dar (Lärmaktionsplan, Leitlinien für die Ortsentwicklung-Gartenstadt, Niederschlagswassersatzung). Die Begründung rechtfertigt
die Standortauswahl lediglich. Eine Abwägung der Standorte untereinander hinsichtlich der Eingriffe in Natur, Umwelt, Gesundheit von Menschen, Baugrund, Trinkwasserschutz, Regenwasser, Verkehr und standortbedingte
Mehrkosten erfolgte nicht. Das Erfordernis am Standort Lauseberg zu planen und zu bauen ist nicht nachgewiesen. Die unter 5.2. erwähnten und im Vorfeld des Bebauungsplans entwickelten Leitlinien für die Planung der Schule
bestimmen hier Rahmenbedingungen, die ausschließlich ergebnisorientiert aufgestellt wurden und keine echten Alternativen zulassen. Die geplanten Vorhaben werden den am Lauseberg vorzufindenden besonderen und
sensiblen Standortbedingungen nicht gerecht.

Auf Seite 33/ 34 wird ausgeführt, dass die Fläche der Zweckbestimmung „Sportplatz“ auch dem Vereinssport zur Verfügung gestellt werden soll. Es wird ausgeführt, dass Bestandteil dieser Anlage ein Nebengebäude sein soll
(Gerätehaus, Umkleide) und Stellplätze. Anderswo ist die Rede davon, dass hier auch ein Vereinsheim untergebracht werden soll, dass es sich um eine zweigeschossige Bebauung handelt und das die Dachfläche von der
Festsetzung einer Dachbegrünung ausgenommen wird. Auch ist die Rede von einer Tribüne. Im Sinne einer der Planklarheit sollten Baulichkeiten mittels Planzeichnung dargestellt werden, das Gebäude mit Dachbegrünung.
Konkrete Auswirkungen die von einem Vereinsheim ausgehen, werden nicht beschrieben.
Auf S. 34, letzter Satz wird ausgeführt, dass über die Herstellung der Kampfbahn Typ C noch nicht abschließend entschieden ist. Was wäre die Alternative dazu? Die unter 6. zusammengestellten Flächenbedarfe sind nicht
nachvollziehbar. Unterlagen für ein Musterprogramm konnten wir uns nur für 4-zügige Gymnasien erschließen. Die in der Begründung angeführte Flächenvorsorge für den 5ten Zug ist nicht belegt und nachgewiesen. Wenn
überhaupt gebaut wird, dann sollte der Bedarf anhand einer aktuelleren und zeitlich weit vorausschauenden Schulplanung bzw. Bevölkerungsprognose erfolgen. Die Flächenbedarfe könnten damit erheblich reduziert werden.
Hier wird aus den vollen geschöpft und ein überdimensioniertes Luxus-Gymnasium geplant. Ein solch überdimensioniertes Gymnasium gibt weder Zepernick noch der Standort Lauseberg her.

Die Erschließung mit dem ÖPNV ist nicht ausreichend beschrieben. Die Nähe zur S-Bahn begründet nicht die dargelegte gute Erschließung für die Schülerinnen und Schüler aus dem Südbarnim. Die wenigsten werden die
S-Bahn nutzen. Es sind überwiegend die Buslinien, die für die An- und Abfahrten genutzt werden. Die Busse werden in den Spitzenstunden vor der Schule halten und für Verkehrsprobleme sorgen. Hinzu kommen die PKW-An-
und Abfahrten des Lehrpersonals. Die Gefahr von Unfällen rund um die haltenden Busse ist vorprogrammiert. Das bedeutet weiterhin, dass neue Schleichwege durch die weiter angrenzenden Wohngebiete gesucht werden und
die Wohnruhe der Anwohnerschaft durch Verkehrslärm beeinträchtigt wäre. Weiterhin werden durch das erhöhte Verkehrsaufkommen die Grundschüler einer noch größeren Gefahr ausgesetzt, die die Grundschule Zepernick
besuchen und z.T. nicht deklarierte „Fahrradwege“ benutzen müssen. Dabei stellt die Kreuzung Buchenallee/Robert-Koch-Str. die größte Gefahr dar.

Die Regelungen zum Lärmschutz sind nicht ausreichend. Im Plan ist die Lärmschutzwand als zulässig dargestellt, wonach eine solche nicht zwingend zu errichten wäre. In der Begründung sind verschiedene Varianten
dargelegt, wonach in verschiedenen Abschnitten zwischen 3,50 m bis zu 4,80 m hohe Lärmschutzwände zu errichten wären. Der Gemeinde-Grundsatz „Einzäunungen sind auf ein begründetes Maß zu reduzieren.“ wurde nicht
betrachtet. Der beschriebene Lärmkonflikt wird nicht bewältigt. Hier sind zwingende Festsetzungen erforderlich.  Weshalb die Wettkampfnutzung auf maximal 18 Veranstaltungen im Jahr als seltene Ereignisse beschrieben
werden, ist völlig unklar geblieben. Das kann von uns Anwohnern nicht mitgetragen werden.

Auf Seite 67 unter Schutzgut Mensch wird ausgeführt, dass die Planung eher Auswirkungen in positiver Hinsicht habe, weil Schulkapazitäten geschaffen werden. Der Schutzgutbezug ist hier nicht nachvollziehbar dargelegt. Es
gibt doch eher nachteilige Auswirkungen wegen der Zerstörung der Klimafläche „Kaltluftentstehungsgebiet“ und des zu erwartenden Lärms
Zur textlichen Festsetzung 2 fehlen Ausführungen, um welche sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Nutzungen es sich dabei handeln soll.
Mit textlichen Festsetzung 6 wird eine Zuschauertribüne zulässig gemacht. Eine solche Tribüne bedarf einer besonderen Abwägung und Lärmbetrachtung. Es ist nicht hinnehmbar, über eine textliche Festsetzung einen
Sportplatz als Sportarena aufzurüsten, und das inmitten eines Allgemeinen Wohngebietes. Die Konflikte können nicht durch eine Schlüsselgewalt des Landkreises gelöst werden.Zu den bauzeitlichen Auswirkungen fehlen konkrete Angaben (zu veranschlagende Bauzeiten für jedes einzelne Vorhaben, tägliche Arbeitszeiten, zu erwartende Lärm- und Staubimmissionen, Angaben zum LKW-Verkehr,
Abwicklung des Baustellenverkehrs…) Es ist absehbar, dass hierzu Maßnahmen getroffen werden müssen. Interessant wäre auch, wie diese sichergestellt werden sollen.

Anbei sei uns der Hinweis gestattet, dass die Pflanzliste 1 eine sehr invasive Art, die Gewöhnliche Traubenkirsche beinhaltet.
Mit dem Vorhaben sollen auch unterirdische Baulichkeiten wie ein Regenwasserbehälter oder ein Rückhaltebauwerk entstehen. Diese sind zusätzlich als flächenversiegelnd zu berücksichtigen.

Es ist zu erwarten, dass es nicht dabeibleiben wird und dass darüber hinaus weitere Veranstaltungen stattfinden. Wie aus den Unterlagen zu entnehmen, soll der Sportplatz darüber hinaus auch von der Schule genutzt werden.
Eine Wochenend- und Feierabenderholung der Anwohner ist so nicht gegeben. Weiter wird in der Begründung ausgeführt, dass der von der Schulnutzung möglicherweise ausgehende Lärm als sozialadäquat zu betrachten ist.
Zumindest aber fehlen Erläuterungen zu dem von der Schulnutzung zu erwartenden Lärmbeeinträchtigungen (z.B. verhaltensbedingter Lärm auf Freiflächen, Pausenzeichen, Aktivitäten nach dem Unterricht, Musik auf der
Gymnastikwiese…)  Auch wenn diese Beeinträchtigungen hinzunehmen wären, sollten nicht noch weitere Lärmquellen wie ein wettkampgerechter Sportplatz mit den geplanten Nebenanlagen hinzukommen. Im Übrigen sei
darauf hingewiesen, dass in den Nachtstunden neben dem Verkehrslärm sowohl S-Bahnverkehr als auch der Güterverkehr je nach Wetterlage zur Störung der Nachtruhe beitragen. Es ist zu befürchten, dass die Anwohner
künftig „rund um die Uhr“ durch Lärm erheblich gestört werden. Die Abwägung muss dahingehend zwingend vertieft werden.

98.24

Darüber hinaus werden Grünzüge geplant, was durchaus zu begrüßen ist. Es ist in der Begründung die Rede davon, dass hier auch Wegeführungen untergebracht werden sollen. Diese Wege, zumal hier von 5,0 m die Rede ist,
halten wir nicht für erforderlich. Die Erforderlichkeit von Wegen einschließlich der geplanten Breiten, sollte begründet werden. Es wäre auszuführen, für welchen Personenkreis mit welchen Zielorten diese Wege erforderlich
sind. Ein solches Erfordernis wird nicht gesehen. Zumal die in Frage kommenden Ziele alle über das bestehende Straßen- und Wegenetz sehr gut erschlossen sind. Wege kosten in der Herstellung und baulichen Unterhaltung
Geld. Ggf. müssten diese wohl auch beleuchtet werden. Hier Wege zu errichten wäre Verschwendung von Steuergeldern.
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Zusammenfassend widerspricht, die Standortentwicklung am Lauseberg dem Grundsatz einer
klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung. Insbesondere wird der Grundsatz vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden verletzt.  Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel
sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11).  Daran sollte angeknüpft werden.  Sie planen laut Schallschutzgutachten „zum Bebauungsplan Nr. 30P “Ladestraße - Elbestraße” im
Ortsteil Zepernick“:  z.Bsp.
1. Aufgabenstellung
Die Gemeinde Panketal hat die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 30P “Ladestraße - Elbestraße” im Ortsteil Zepernick beschlossen. Planungsziel ist die Entwicklung eines neuen Grundschulstrandortes mit
folgenden Nutzungen:
< dreizügige Grundschule inkl. Sporthalle und Schulsportanlagen,
< Hort für 250 Kindern,
< KiTa für 150 Kinder,
< Skater- und Freizeitbereich für Jugendliche im Bereich der Ladestraße,
< für eine mögliche Vereinsnutzung zur Verfügung stehende Sporthalle und Außensportanlagen.

98.32

Der geplante Schulstandort bedarf einer verkehrlichen Erschließung, zu der auch rund 90 Stellplätze hinzuzurechnen sind. Das Plangebiet umfasst ca. 5,2 ha und liegt nordöstlich der Schönower Straße, südöstlich des S-
Bahnhofs Zepernick, südwestlich des Friedhofs sowie nordwestlich der Elbestraße. Auf der gegenüberliegenden Seite der Elbestraße befindet sich ein bestehender Schulstandort mit Gymnasium, Mensa, Sporthalle und
Außensportanlagen. Auf den geplanten Schulstandort wirken von Nordwesten die Verkehrslärmgeräusche der Bahnstrecken 6002 (S-Bahn Berlin) und 6081 (Berlin-Gesundbrunnen - Angermünde) sowie von Südwesten und
Südosten die Verkehrslärmgeräusche der Schönower Straße und Elbestraße ein. Zudem werden vom geplanten Schulstandort Anlagengeräusche (z.B. Verkehrslärm der Erschließung, Haustechnik), Sportanlagengeräusche
(Schulsport und Vereinssport) und Freizeitgeräusche (Skateranlage) ausgehen. Die Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätze etc. hervorgerufen werden, sogenannte sozialadäquate
Geräusche, sind im Regelfall keine schädlichen Umwelteinwirkungen. Für die Aufstellung eines Bebauungsplans sind aus schalltechnischer Sicht folgende Aufgabenstellungen zu bearbeiten:
< Verkehrslärm von außen auf das Plangebiet einwirkend.
< Anlagenlärm vom Plangebiet nach außen auf die Wohnbebauung / Friedhof einwirkend.
< Sportlärm vom Plangebiet nach außen auf die Wohnbebauung / Friedhof einwirkend.
< Freizeitlärm vom Plangebiet nach außen auf die Wohnbebauung / Friedhof einwirken“,
***
Sie planen hier z.B. 90 Stelllätze für das gesamte Projekt ein. Dies sind mehr Stellplätze, als für das größer angelegte Gymnasium „B-Plan 35P „Lauseberg", OT Zepernick „ (Es ist geplant, folgende Planungsziele zu
sichern: die Ausweisung der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule mit den notwendigen Sport- und Außenflächen für den 4-5-zügigen Schulbetrieb eines Gymnasiums Zepernick ) mit dem neu geplanten
zusätzlichen „Sport- und Spielpark mit Vereinsgebäude, Sanitäranlagen, Tribüne, Lautsprecheranlage, Zufahrt, Parkplätze etc.“ vorgesehen sind.  Als jahrelange Vereinsmitglieder in Sportvereinen in Panketal, wissen wir um die
Lage der Vereine vor Ort aber auch, welcher tatsächliche Bedarf an Stellplätzen bei regulärem Schulbetrieb und Vereinsbetrieb wirklich entstehen. Darüber hinaus ist in Zeiten von Wettkampfbetrieb der Platzbedarf nicht mehr
gegeben und kann durch die anliegende Wohngebietssituation auch nicht adäquat abgefangen werden.  Wir haben anliegend Straßen mit verkehrsberuhigtem Bereich. Parken ist hier nur auf speziell ausgewiesenen Flächen
erlaubt. Ausnahmen gelten ausschließlich für das Be- und Entladen.  Bereits in der jetzigen Situation musste verkehrsregulierend eingegriffen werden, da der Kreuzungsbereich Robert-Koch-Straße-Buchenallee zugeparkt
wurde, und ein passieren des Busverkehrs nicht möglich war.
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98.33

In den Leitlinien für die Ortsentwicklung der Gemeinde Panketal vom 25. 06.2007 heißt es:
2. Landschaftliche und städtebauliche Gestaltung
Das Gemeindegebiet von Panketal ist Teil der Brandenburgischen Kulturlandschaft, die in ihrer Funktion als ökologischer Ausgleichs- und Entwicklungsraum für Mensch, Fauna und Flora zu erhalten ist. Panketal präsentiert sich
als grünes Tor zu den landschaftlichen, kulturellen und historischen Schönheiten des Barnim.

Der zu erarbeitende Flächennutzungsplan der Gemeinde Panketal muss in Übereinstimmung mit der Landschaftsplanung dem Verhältnis zwischen der Entwicklung und der Bewahrung des gartenstädtisch geprägten
Siedlungsraumes und des Naturraums mit partieller landwirtschaftlicher Nutzung Rechnung tragen. Die historisch wertvollen Ortskerne Dorf Schwanebeck und Alt-Zepernick sowie die Siedlungsgebiete sind in der
gewachsenen Struktur zu erhalten. Die Vorgaben der dies bezüglichen Satzungen (Ortsgestaltungssatzung, Denkmalssatzung u.ä.) sind konsequent zu berücksichtigen. Für weitere Wohnansiedlungen im Gemeindegebiet sind
vorrangig die vorhandenen bzw. ausgewiesenen Bebauungsgebiete (Pfingstberg, Schlüterstraße/Buchenallee, Neu-Buch, Kärntner Straße, Hochstraße, Rigistraße, Kleiststraße/Verbindungsweg, Mühlenberg I und II) und
vorhandene Baulücken zu nutzen. Erst wenn diese Siedlungspotenziale insgesamt zu 90% ausgeschöpft sind, ist die Möglichkeit der Eröffnung weiterer Wohngebiete zu prüfen. Bei der Verdichtung der Ansiedlung im
Innenbereich ist die Erhaltung des Retentionsvermögens und des gartenstädtischen Charakters zu beachten. Die Bodenversiegelung ist zu minimieren. Im Falle neu geplanter Wohngebiete sollen die Größen der
Baugrundstücke nicht weniger als 500 m2 betragen.  In ausgewählten Siedlungsbereichen sollte die vorhandene aufgelockerte Struktur mit Baugrundstücksgrößen von 700 m² bis 1000 m² erhalten bleiben. Dazu sind
verbindliche Satzungen (textliche Bebauungspläne und örtliche Bauvorschriften), zu erarbeiten. Im Flächennutzungsplan ist Vorsorge an freien unbebauten Flächen im Gemeindeeigentum zu treffen, um notwendig werdende
ökologische Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen möglichst vor Ort, mindestens aber im Gemeindegebiet realisieren zu können. In der Gemeinde Panketal existiert eine Vielzahl an Gebäuden, Parks, Grünbereichen, Denkmalen
und Naturdenkmalen (s. Anlage 2, 3, 5), die durch ihre Geschichte, ihre Gestaltung und ihre Funktion ortsprägend sind und der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Sie tragen zur Identifikation der Bürger mit der Gemeinde im
besonderen Maße bei. Die großzügig angelegten Straßenräume, Plätze und Freiflächen sind als bestimmende Elemente des Ortsbildes (s. Anlage 2) ihrer Funktion gemäß zu pflegen und zu gestalten. Der vielfältige Baum- und
Gehölzbestand ist das Wahrzeichen der Gemeinde.  Die vorhandenen Alleen und Bäume im öffentlichen Raum sind durch Pflege und Baumnachpflanzungen zu erhalten. Bei auszubauenden baumlosen und neu zu errichtenden
Straßen sind in der Regel Bäume (Alleen, Baumreihen, Baumgruppen) zu pflanzen. Es ist ein kommunales Rahmenkonzept zur Pflege, Neupflanzung und Sanierung der Baumbestände auf Basis des Baumkatasters zu
erarbeiten und regelmäßig fortzuschreiben.  Die Gemeinde unternimmt Anstrengungen, dass die L 313 von Schwanebeck nach Buch wieder als Allee gestaltet und der ehemalige "Puhlmannsche Park" an der Schönower/Robert-
Koch-Straße wiederhergestellt wird. Die Bewahrung des ländlich-gartenstädtischen Charakters Panketals als besondere Lebensqualität hängt wesentlich auch von der Pflege und Erhaltung des Baumbestands auf privaten
Grundstücken ab. Die Gemeinde Panketal gibt sich eine Baumschutzsatzung. Die in Gemeindeeigentum befindlichen Grünflächen, Feldfluren und Parkanlagen (s. Anlage 3) begründen wesentlich den besonderen Charakter und
das Klima des Ortes. Die Biotope und Biotopvernetzungen (s. Anlage 4) mit ihrer Fauna und Flora sind zu schützen und entsprechend ihrer Funktionalität zu renaturieren (z. B. Sicherung der Faulen Wiesen durch Vernässung).
Als Stätten der Erholung sind sie zu pflegen und im angemessenen Umfang der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Einzäunungen sind auf ein begründetes Maß zu reduzieren. Die Fließe Panke, Dranse, Schwanebeke, der
Dorfgraben und der Kappgraben mit ihren
Auen sind zu renaturieren und Wege und Pfade entlang der Fließe wieder herzustellen. Die Uferzonen sind freizuhalten bzw. freizusetzen, wenn nötig durch Austausch von Flächen. Gemeindeeigene, die Fließe begleitende
Grundstücke sind nicht zu veräußern. Das Gelände der BSR-Deponie in Schwanebeck soll mittelfristig zu einem Grünbereich umgestaltet und für Erholungszwecke erschlossen werden. Dazu sind die Planung und die
kommunalen Rahmenbedingungen gemeinsam mit dem Sanierungsträger und den zuständigen Behörden durch die Gemeinde und den Landkreis Barnim zu erarbeiten. Bei der Förderung des Sports besitzen der Schulsport, die
Jugendbetreuung und der Breitensport Priorität. Die Gemeinde trägt nach ihren finanziellen Möglichkeiten zur Erhaltung und Erneuerung sowie dem steigenden Bedarf entsprechend zum Aus und Neubau von Sportanlagen und
der zugehörigen Einrichtungen und Ausstattungen bei. Sie rechnet dabei im zunehmenden Maße mit den Initiativen und Leistungen der Sportvereine und Interessengruppen sowie auf privatem Engagement.  Die Errichtung und
Betreibung des Sport- und Spielparks zwischen Straße der Jugend und Dranseaue besitzt für die Entwicklung der Freizeitmöglichkeiten eine herausgehobene Bedeutung. Die Möglichkeit zur Errichtung und Betreibung eines
Freibades ist zu prüfen.  Wir bitten Sie darum, die letzte Passage der Leitlinien für die Ortsentwicklung der Gemeinde Panketal vom 25. 06.2007 für alle Bürger unserer Gemeinde zu bewahren: „Die Gemeinde Panketal soll sich
zu einem herausgehoben sicheren und schönen, „lebens- und liebenswerten“ Wohnstandort Brandenburgs entwickeln.  Panketal, den 06. 07. 2007 R. Fornell Bürgermeister“ Dazu gehört die Erhaltung der Natur, der anliegenden
Naturschutzgebiete, der örtlichen Biotope und die Bewahrung des ländlich-gartenstädtischen Charakters Panketals, der wir uns als Bewohner der Gemeinde alle – auch laut Flächennutzungsplan und mit der Beachtung der
Vorgaben in den Bauvorschriften – gewidmet haben.  Wir bitten Sie darum, unseren Kindern ein lebenswertes Wohnumfeld zu hinterlassen und die Infrastrukturentwicklung der Gemeinde mit Augenmaß und nicht auf
Kosten unserer Umwelt zu planen und dabei auch bereits bestehende Sport- und Spielstätten zu sanieren und für den Breitensport anzupassen. Wir brauchen neben Schulen, Sportstätten und Wohnraum auch das, was
unseren Gemeindecharakter „lebens- und liebenswert“ macht - unsere heimische Flora und Fauna. Bitte informieren Sie uns über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 76 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt
02

.0
8.

20
24 bitte entnehmen Sie dem Anhang meine Stellungnahme zum Vorentwurf B-Plan 35P.

Die im Plan dargestellten allgemeinen Ziele sind die Sicherung einer Gemeinbedarfsfläche der
Zweckbestimmung „Schule und Sport“, die Sicherung einer Fläche für die Zweckbestimmung
Sportplatz, die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes für ein Grundstück an der
Buchenallee, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, zu
erhaltende Einzelbäume sowie ein Geh,- Fahr- und Leitungsrecht auf der Gemeinbedarfsfläche.
Notwendige Flächen für Anlagen der technischen Infrastruktur sind im Plan nicht dargestellt, aber  in der Veröffentlichung erwähnt.  Im Rahmen der Beteiligung sind der Bebauungsplanentwurf 35P mit Begründung
inclusive  verschiedener Gutachten öffentlich einsehbar.

99.2

99.3
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99.7
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Die Gemeindevertretung Panketal hatte in ihrer Sitzung am 21.05.2024 den Vorentwurf des  Bebauungsplans (Stand 03/ 04-2024) gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung  der Öffentlichkeit beschlossen,
obwohl das Problem der ungeprüften, auszulegenden Unterlagen  (Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Gutachten) allen bewusst war. Dieses Handeln ist  nicht nachvollziehbar. Zeitdruck rechtfertigt nicht ein
oberflächliches Arbeiten. Hier wird der  Öffentlichkeit etwas zugemutet, was nicht vertretbar ist. Dass die Behörden und sonstigen Träger
öffentliche Belange wertvolle Hinweise zu Fachgutachten geben können, das ist nachvollziehbar.  Es ist allerdings zu kritisieren, dass der Öffentlichkeit ungeprüfte und unstimmige Unterlagen und
Gutachten vorgelegt werden. Was erwartet die Gemeinde von den Bürgern, etwa die Prüfung der  Unterlagen?

Wegen der nicht notwendigen hochgradigen Versiegelung des Planungsgebietes wird die ohnehin
zu geringe Grundwasserneubildungsrate weiter eingeschränkt.  Auch die Eintragungen von Microplastik und Nanoplastik in das Grundwasser wird nicht ausgeschlossen.

99.1

Mit dem Bebauungsplan werden Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, die nicht im  Planungsgebiet ausgeglichen werden sollen. Auswirkungen auf benachbarte Biotope werden nicht  gewürdigt. Diese sind aber zu
erwarten (z.B. Heidewäldchen und Robert- Koch Park). Die  Planungen haben, insbesondere wegen des Sportplatzes mit den notwendigen Schallschutzwänden, eine erhebliche Störung des Ortsbildes zur Folge. Von
Gartenstadtcharakter  kann hier auch nicht die Rede sein. Dafür ist das geplante Schulgebäude nebst 3-Feld Sporthalle  viel zu kompakt und dominant und unsensibel verortet.

Die Erschließung mit Trinkwasser ist ganzjährig grundsätzlich nicht gesichert. Das Gutachten zur  Trinkwasserversorgung ist nicht plausibel und entspricht nicht dem Informationsstand der  Öffentlichkeit. Im Sommer gibt es
Gartensprengverbote mit Verweis auf die Wasserknappheit. Es  kommt zu Druckverlusten. Die Gemeinde ist sogar gezwungen, Trinkwasser einzukaufen.  Und die GV hat unlängst beschlossen, dass zur Sicherung der
Wasserversorgung der Gemeinde  Anfragen von Vorhabenträgern zur Aufstellung von Bebauungsplänen mit dem überwiegenden Ziel  der Wohnbebauung negativ zu beantworten sind.

Bürger/Bürgerin 99

Gemäß § 3 Absatz 1 BauGB möchte ich mich zum Entwurf des Bebauungsplans 35 P „Lauseberg“  äußern. Voranstellen möchte ich, dass ich die vorgestellte Planung ablehne, da sie einen Verstoß gegen
die Verbote der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick darstellt.  Es ist nicht abschließend nachgewiesen, dass die mit der Verordnung beabsichtigte Sicherung der  öffentlichen Wasserversorgung
und der Schutz des Grundwassers im Einzugsbereich des  Wasserwerkes Zepernick nicht gefährdet sind. Die zuständige Wasserbehörde sollte sich  zumindest dahingehen äußern, ob eine Befreiung- wenn auch unter
bestimmten Bedingungen- in  Aussicht gestellt werden könnte.

Abgelehnt wird ein wettkampfgerechter Sportplatz der hier an die Wohnbebauung heranrückt.  Das Schutzbedürfnis der Anwohnenden wird hier letztendlich weggewägt. Für die umliegenden  Gebiete liegt bereits jetzt eine
nicht unerhebliche Lärmbelastung insbesondere durch den  Verkehrslärm von Bahn und Schönower Straße vor. Die zu erwartenden hinzukommenden  Störungen durch den Sportbetrieb, die Zuschauer und die der Anlage
zuzurechnende  Verkehrsbelastung einschl. Stellplätzen führen zu einer gebietsunüblichen Unruhe im Allgemeinen  Wohngebiet. Erschwerend kämen das erwähnte Zubehör wie Vereinsheim und ggf. eine Tribüne  sowie nicht
erwähnte (Kampfbahn Typ C) hinzu. Die erforderlichen Lärmschutzwände rücken  derartig dicht an die Wohnbebauung heran, so dass sie eine gewisse erdrückende Wirkung auf die angrenzende Bewohnerschaft und die im
Gebiet Wohnenden hervorrufen.

Die Versorgung mit Wärme/Energie ist unklar, auch wenn auf S. 62 auf die Absicht zur Errichtung eines Blockheizkraftwerkes hingewiesen wird. Dazu erfolgen keine weiteren Ausführungen. Da dieses auf der
Gemeinbedarfsfläche errichtet werden soll wird davon ausgegangen, dass es nur den auf der Gemeinbedarfsfläche zulässigen Gebäuden dienen soll. Gegen die Errichtung eines Blockheizkraftwerkes auf Basis fossiler
Brennstoffe bestehen unsererseits ehebliche Bedenken.

Die Entwässerungssituation des Gebietes ist als schwierig bezeichnet (S.10 der Begründung). Es ist zu erwarten, dass die angedachten Maßnahmen nicht ausreichen, zumal Starkregenfälle immer mehr zunehmen. Schon
jetzt gelingt es der Gemeinde nicht, für diesbezüglich problematische Standorte entsprechende Lösungen nachhaltig umzusetzen (z.B. Lauseberg selbst, Wilhelm-Lebknecht-Straße/ Schinkelstraße).

Der Standort Lauseberg wird als ungeeignet für die überdimensionierte Schule nebst Dreifeldsporthalle betrachtet. Es fehlt die Prüfung, inwieweit die Planung soweit reduziert werden kann, dass sie auf den Bedarf für ein 4-
zügiges Gymnasium entsprechend dem Musterflächenprogramm im Land Brandenburg entspricht. Es wäre im Interesse der Allgemeinheit, einen anderen Standort zu prüfen (Birkholzer Straße, Wandlitz oder auch Bernau).
Die geplante Dreifeldsporthalle ist für ein 4-5 zügiges Gymnasium überdimensioniert. In Zepernick steht eine Dreifeldspothalle in Kürze zur Verfügung, so dass es keinen Grund gibt, eine zweite Dreifeldsporthalle zu errichten.
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Die Planung wird einem aufgeführten wesentlichen Ziel des Landschaftsrahmenplans Landkreis Barnim hinsichtlich Naturschutzes und Landschaftspflege nicht gerecht (sh. S.15 Begründung, 3. Absatz).
Bisher ist der FNP, Stand 2019 nicht geändert. Für den i.R. stehenden Standort soll das im  Parallelverfahren erfolgen. Dazu habe ich im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung  eine Stellungnahme mit Datum vom
18.11.2023 abgegeben, die ich hiermit in Bezug zu den  Inhalten des Bebauungsplanentwurfs Nr. 35 P ausdrücklich aufleben lasse (als Anlage beigefügt).

Der Bebauungsplan stellt auch einen Verstoß gegen Grundsätze der gemeindlichen Planung dar (Lärmaktionsplan, Leitlinien für die Ortsentwicklung-Gartenstadt, Niederschlagswassersatzung). Die Begründung rechtfertigt
die Standortauswahl lediglich. Eine Abwägung der Standorte untereinander hinsichtlich der Eingriffe in Natur, Umwelt, Gesundheit von Menschen, Baugrund, Trinkwasserschutz, Regenwasser, Verkehr und standortbedingte
Mehrkosten erfolgte nicht. Das Erfordernis am Standort Lauseberg zu planen und zu bauen ist nicht nachgewiesen. Die unter 5.2. erwähnten und im Vorfeld des Bebauungsplans entwickelten Leitlinien für die Planung der Schule
bestimmen hier Rahmenbedingungen, die ausschließlich ergebnisorientiert aufgestellt wurden und keine echten Alternativen zulassen. Die geplanten Vorhaben werden den am Lauseberg vorzufindenden besonderen und
sensiblen Standortbedingungen nicht gerecht.

99.15

Für das zweite große Projekt, welches die Fläche für einen Sportplatz festsetzen soll, wurde ebenfalls keine alternative Standortprüfung vorgenommen. Ein Bedarf im Landkreis Barnim für einen wettkampfgerechten
Sportplatz wird lediglich festgestellt, nicht aber nachgewiesen. Der Argumentation, dass die Fläche an der Straße der Jugend nicht zur Verfügung stünde, kann nicht gefolgt werden. Der rechtskräftige Bebauungsplan 5 P „Sport-
und Spielpark Straße der Jugend“ hat, wie auf S.31 der Begründung dargestellt, genau einen solchen Sportplatz zum Inhalt, wie er jetzt an der Buchenallee geplant werden soll.

Die Konzepte, die im Auftrag der Gemeinde Panketal erarbeitet wurden, stellen keine wesentlich unterscheidenden Lösungen dar. Zumindest aber zeigt das Gestaltungsbeispiel 3, dass der Flächenbedarf erheblich reduziert
werden könnte. Für sich voneinander wesentlich unterscheidende Lösungsansätze wäre zumindest ein diskursives städtebauliches Gutachterverfahren mit Einbeziehung von Öffentlichkeitsvertretern und Schulvertretern
angebracht gewesen. Eine Eingriffsbewältigung muss dem Grundsatz „der Vermeidung, der Verringerung und des Ausgleichs am Ort des nicht vermeidbaren Eingriffs“ gerecht werden. Das wird leider im Abwägungsansatz in
dieser Klarheit völlig außen vor vorgelassen.

Die beiliegenden Gutachten sind nicht geprüft. Das ist ein Problem. Es ist erkennbar, dass die Gutachten und die Begründung nicht plausibel sind. Das stellt einen erheblichen Mangel dar.

ch gehe davon aus, dass die für die Errichtung eines  Sportplatzes an der Straße der Jugend auf S. 32 aufgeführten notwendigen Maßnahmen im  Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 5 P bereits bekannt und als finanzielle
Auswirkung  abgehandelt wurden. Ansonsten hätte man wohl den Bebauungsplan 5 P in der vorliegenden Form  gar nicht festsetzen dürfen.  Deshalb kann ich die Argumentation in der Begründung zur nicht Eignung des
Standortes 5 P nicht  nachvollziehen und lehne diese Argumentation vehement ab. Der Standort mit dem  Bebauungsplan 5 P soll plötzlich für einen Sportplatz nicht geeignet sein?!  Hier sollten die Verantwortlichen in der
Gemeindeverwaltung mit dem Landkreis prüfen, inwieweit  die finanziellen Mittel zum Sportplatzneubau an der Straße der Jugend genutzt werden können.  Dazu muss aber die Gemeinde erst einmal die Initiative ergreifen.
Derartige  Verwaltungsvereinbarungen sollten doch möglich sein.

Die Aussagen des Bodengutachtens sind nicht in die Begründung eingeflossen, es erfolgt lediglich der Hinweis, dass ein solches vorliegt (S. 14 der Begründung). Die Kompliziertheit der Bodenverhältnisse und die
Konsequenzen für die Baumaßnahmen sollten hier beschrieben werden.

Die bestehenden Grünzüge werden in ihrer Klimawirksamkeit stark eingeschränkt, statt sie durch  entsprechende Planung zu stärken. Die Verknüpfung der Gebiete über die in den rückwärtigen  Grundstücksbereichen
zwischen Liebermann und Gontardstraße gelegene Ost- West-  Grünvernetzung zu den angrenzenden Gebieten Schönower Heide und Priesterwäldchen mit  Klimawirksamkeit wird zerstört. Diese Wirksamkeit kann nicht durch
die bestehenden Straßenzüge  und die geplante Begrünung des Planungsgebietes erreicht werden. Die versiegelten bzw.  bebauten Flächen heizen sich tagsüber auf und der Luftaustausch in der Nacht kann wohl nur  stark
eingeschränkt erfolgen. Die nächtliche Temperaturentlastung der angrenzenden  Wohngebiete in der Sommerzeit ist gestört. Das hat negative Auswirkungen auf die menschliche  Gesundheit.

Wir möchten unser persönliches Schutzbedürfnis schon jetzt geltend machen. Wir leben in einem durch den Bebauungsplan Nr.11 „Wohngebiet Schlüterstraße“ gesicherten Allgemeinen Wohngebiet und erwarten von der
Gemeinde, dass der Schutz der Anwohnenden sichergestellt wird. Das liegt hier ausschließlich in der Verantwortung der Gemeinde.

Es fehlt eine Zusammenstellung der finanziellen Auswirkungen und zwar aller Maßnahmen, getrennt nach Gemeinde und Landkreis sowie der standortbedingten Mehraufwendungen. Wie das Personal, insbesondere die
Lehrkräfte sichergestellt werden sollen, wäre ebenfalls erwähnenswert.

Insgesamt ist der Standort am Lauseberg für die Umsetzung der ausgelegten Planung nicht geeignet. Die dadurch hervorgerufenen Eingriffe in Umwelt, Natur, Gesundheit und Kulturgüter sind zum Teil erheblich. Konflikte
werden nicht abschließend rechtssicher bewältigt. Die Planung wirkt sich insgesamt negativ auf die Gesundheit der umliegenden Bewohnerschaft aus.

Dazu folgen nun noch einige Anmerkungen zu den Planungen im Detail: Meinerseits ist zu rügen, dass leider die vom Gesetzgeber geforderten, sich wesentlich unterscheidenden Lösungen, die für die Neugestaltung des ca.
9,22 ha großen Areals in Betracht kämen, nicht wirklich vorhanden sind.
Als allerersten Schritt hätte ich eine detaillierte, projektbezogene und alternative Standortprüfung  für zwingend erforderlich gehalten. Das hätte bereits vor dem Aufstellungsbeschluss für den  Bebauungsplan und vor dem
Beschluss für die Änderung des FNP im Teilbereich 5 erfolgen  müssen.  Selbst dem intransparenten Grundstückskauf des Landkreises hätte dies, in einer für die Öffentlichkeit transparente Art und Weise vorangestellt
werden müssen.  Die Begründung verweist diesbezüglich auf die Standortprüfungen für eine Grundschule in  Zepernick aus 2019. Die hier getroffenen Aussagen sind m.E. nicht auf das geplante sehr Flächen  in Anspruch
nehmende 4-5 zügige Compartment- Gymnasium welches einen nicht im  entferntesten vergleichbaren Einzugsbereich als die eine Grundschule hat, zu übertragen. Was die  Flächen angeht, plant man hier wohl ein 5- zügiges
Gymnasium, 4-5 zügig ist aus meiner Sicht  irreführend. Hinzu kommt eine Dreifeldsporthalle, die für den Bedarf des Gymnasiums wesentlich  zu überdimensioniert geplant wird. Auch die Inanspruchnahme von Außenanlagen
geht über den  aus dem Musterflächenprogramm für allgemeinbildende Schulen im Land Brandenburg  entnehmenden Bedarf weit hinaus.
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Auf Seite 67 unter Schutzgut Mensch wird ausgeführt, dass die Planung eher Auswirkungen in  positiver Hinsicht hat, weil Schulkapazitäten geschaffen werden. Der Schutzgutbezug ist hier nicht  nachvollziehbar dargelegt. Es
gibt doch eher nachteilige Auswirkungen wegen des zu erwartenden  Lärms.
Zur textlichen Festsetzung 2 fehlen Ausführungen, um welche sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Nutzungen es sich dabei handeln soll.  Es wäre fatal, wenn damit  weitere lärmintensive
Nutzungen in da Gebiet kämen (z.B. die „Trommböse“).
Mit textlichen Festsetzung 6 wird eine Zuschauertribüne zulässig gemacht. Eine solche Tribüne  bedarf einer besonderen Abwägung und Lärmbetrachtung. Es ist nicht hinnehmbar, über eine  textliche Festsetzung einen
Sportplatz als Sportarena aufzurüsten, und das inmitten Allgemeiner  Wohngebiete. Die Konflikte können nicht durch eine Schlüsselgewalt des Landkreises gelöst  werden.Zu den bauzeitlichen Auswirkungen fehlen konkrete Angaben (zu veranschlagende Bauzeiten für jedes einzelne Vorhaben, tägliche Arbeitszeiten, zu erwartende Lärm- und Staubimmissionen, Angaben zum LKW-Verkehr,
Abwicklung des Baustellenverkehrs…) Es ist absehbar, dass hierzu Maßnahmen getroffen werden müssen. Interessant wäre auch, wie diese sichergestellt werden sollen.

99.24

Die Regelungen zum Lärmschutz sind nicht ausreichend. Im Plan ist die Lärmschutzwand als  zulässig dargestellt, wonach eine solche nicht zwingend zu errichten wäre. In der Begründung sind  verschiedene Varianten
dargelegt, wonach in verschiedenen Abschnitten zwischen 3,50m bis zu  4,80 m hohe Lärmschutzwände zu errichten wären. Der beschriebene Lärmkonflikt wird nicht  bewältigt. Hier sind zwingende Festsetzungen
erforderlich.  Weshalb die Wettkampfnutzung sich auf maximal 18 Veranstaltungen im Jahr als seltene  Ereignisse beschrieben werden, ist völlig unklar geblieben. Das kann von uns Anwohnern nicht  mitgetragen werden. Es ist
zu erwarten, dass es nicht dabeibleiben wird und dass darüber hinaus  weitere Veranstaltung stattfinden. Wie aus den Unterlagen zu entnehmen, soll der Sportplatz  darüber hinaus auch von der Schule genutzt werden

Anbei sei uns der Hinweis gestattet, dass die Pflanzliste 1 eine sehr invasive Art, die Gewöhnliche Traubenkirsche beinhaltet.

Mit dem Vorhaben sollen auch unterirdische Baulichkeiten wie ein Regenwasserbehälter oder ein Rückhaltebauwerk entstehen. Diese sind zusätzlich als flächenversiegelnd zu berücksichtigen.
Darüber hinaus werden Grünzüge geplant, was durchaus zu begrüßen ist. Es ist in der  Begründung die Rede davon, dass hier auch Wegeführungen untergebracht werden sollen. Diese  Wege, zumal hier von 5,0 m die Rede
ist, halte ich nicht für erforderlich.  Die Erforderlichkeit von Wegen einschließlich der geplanten Breiten, sollte begründet werden. Es  wäre auszuführen, für welchen Personenkreis mit welchen Zielorten diese Wege erforderlich
sind.  Ein solches Erfordernis wird nicht gesehen. Zumal die in Frage kommenden Ziele alle über das  bestehende Straßen- und Wegenetz sehr gut erschlossen sind. Wege kosten in der Herstellung  und baulichen Unterhaltung
Geld. Ggf. müssten diese wohl auch beleuchtet werden. Hier Wege zu  errichten wäre Verschwendung von Steuergeldern.

Eine Wochenend- und Feierabenderholung der Anwohner ist so nicht gegeben.  Weiter wird in der Begründung ausgeführt, dass der von der Schulnutzung möglicherweise  ausgehender Lärm als sozialadäquat zu betrachten ist.
Zumindest aber fehlen Erläuterungen zu  dem von der Schulnutzung zu erwartenden Lärmbeeinträchtigungen (z.B. verhaltensbedingter  Lärm auf Freiflächen, Pausenzeichen, Aktivitäten nach dem Unterricht, Musik auf der
Gymnastikwiese…)  Auch wenn diese Beeinträchtigungen hinzunehmen wären, sollte nicht noch weitere Lärmquellen  wie ein wettkampgerechter Sportplatz mit den geplanten Nebenanlagen hinzukommen.  Im Übrigen sei
darauf hingewiesen, dass in den Nachtstunden neben dem Verkehrslärm sowohl S- Bahnverkehr, als auch der Güterverkehr je nach Wetterlage zur Störung der Nachtruhe beitragen.
Es ist zu befürchten, dass die Anwohner künftig „rund um die Uhr“ durch Lärm erheblich gestört  werden. Die Abwägung muss dahingehend zwingend vertieft werden.

Auf Seite 33/ 34 wird ausgeführt, dass die Fläche der Zweckbestimmung „Sportplatz“ auch dem Vereinssport zur Verfügung gestellt werden soll. Es wird ausgeführt, dass Bestandteil dieser  Anlage ein Nebengebäude sein soll
(Gerätehaus, Umkleide) und Stellplätze. Anderswo ist die  Rede davon, dass hier auch ein Vereinsheim untergebracht werden soll, dass es sich um eine  zweigeschossige Bebauung handelt und das die Dachfläche von der
Festsetzung einer  Dachbegrünung ausgenommen wird.

Die Erschließung mit dem ÖPNV ist nicht ausreichend beschrieben. Die Nähe zur S- Bahn  begründet nicht die dargelegte gute Erschließung für die Schülerinnen und Schüler aus dem  Südbarnim. Die wenigsten werden die
S-Bahn nutzen. Es sind überwiegend die Buslinien, die für  die An- und Abfahrten genutzt werden. Die Busse werden in den Spitzenstunden vor der Schule  halten und für Verkehrsprobleme sorgen. Hinzu kommen die PKW- An-
und Abfahrten des  Lehrpersonals. Die Gefahr von Unfällen rund um die haltenden Busse ist vorprogrammiert.  Das bedeutet weiterhin, dass sich neue Schleichwege durch die weiter angrenzenden  Wohngebiete gesucht
werden und die Wohnruhe der Anwohnerschaft durch Verkehrslärm
beeinträchtigt wäre.

Auch ist die Rede von einer Tribüne. Im Sinne einer der  Planklarheit sollten Baulichkeiten mittels Planzeichnung dargestellt werden, das Gebäude mit  Dachbegrünung.  Konkrete Auswirkungen, die von einem Vereinsheim
ausgehen, werden nicht beschrieben. Auf S. 34, letzter Satz wird ausgeführt, dass über die Herstellung der Kampfbahn Typ C noch nicht  abschließend entschieden ist. Was wäre die Alternative dazu? Die unter 6.
zusammengestellten Flächenbedarfe sind nicht nachvollziehbar. Unterlagen für ein  Musterprogramm konnte ich mir nur für 4-zügige Gymnasien erschließen. Die in der Begründung  angeführte Flächenvorsorge für den 5ten Zug
ist nicht belegt und nachgewiesen.  Wenn überhaupt gebaut wird, dann sollte der Bedarf anhand einer aktuelleren und zeitlich  weitevorausschauenden Schulplanung bzw. Bevölkerungsprognose erfolgen. Die Flächenbedarfe
könnten damit erheblich reduziert werden. Hier wird aus den vollen geschöpft und ein  überdimensioniertes Luxus- Gymnasium geplant. Ein solch überdimensioniertes Gymnasium gibt  weder Zepernick noch der Standort
Lauseberg her.

Abschließend möchte ich konstatieren, dass die Standortentwicklung am Lauseberg dem  Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt in der Flächenplanung widerspricht.  Insbesondere wird der Grundsatz
vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden wird verletzt.  Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant (z.B. B-Plan Nr. 11).  Daran sollte angeknüpft werden.  Unser Panketal soll auch in
Zukunft schön und lebenswert bleiben.  Bitte informieren Sie mich über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit

99.22
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24 im Anhang finden Sie meinen begründeten Einwand gegen den Bebauungsplan 35P.

Ich fordere Sie auf, von diesem Vorhaben Abstand zu nehmen.
1. Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene Zerstörung der Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena. Bei Nutzung eines
Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.

100.2
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100.4
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100.8

100.9

100.10

100.6

8. Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch notwendiger
Anlagen wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck nicht notwendig wären.

9. Ich erhebe Einwand gegen die Steuerverschwendung von Geldern für eine Wettkampfarena, die ohne Flutlicht errichtet werden soll und aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur zeitweise genutzt werden
kann, im Gegenzug aber eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und somit die Vernichtung von Versickerungsfläche sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit
sich zieht. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, wäre es möglich, eine Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und
mit einer Flutlichtanlage zu errichten, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar
wäre und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den Sportunterricht zur Verfügung stände.

10. Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P und das damit verbundene steigende Verkehrsaufkommen durch 1.000 weitere Verkehrsteilnehmer täglich seitens des Gymnasiums zzgl.
Verkehrsteilnehmer der Sportstätten und die damit verbundenen Gefahren im Straßenverkehr sowie den permanenten Stress für die Anwohner durch ruhenden und Durchgangsverkehr.

Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in
Panketal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche, als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
Darüber hinaus würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei zunehmenden Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine
Umsetzung der Baumaßnahmen außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten

100.1

Bürger/Bürgerin 100

2. Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes Lauseberg. Bei  Nutzung eines
Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Kaltluftentstehungsgebiet am Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben.

3. Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung des Robert-Koch-Parks als Naturrückzugs- und Erholungsgebiet,
Grundwasserneubildungs- und Kaltluftentstehungszone aufgrund der fehlenden Wasserversorgung durch das Schichtenwasser des Lausebergs. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, würde das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Feuchtbiotops könnte umgesetzt
werden.
4. Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den
Lauseberg herum gefährdet (s. Folgen der Bebauung „Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee“). Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde der
Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art genutzt
werden.
5. Ich erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG  im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als
Voraussetzung erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt
werden. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z. B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten
bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasser-neubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.

6. Ich erhebe Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des
Regenwassers im Plangebiet,  nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung
außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre.

7. Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund von Ausschwemmung und Verwehung von
Mikro- und Nanoplastik von Seiten der Wettkamparena und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei Planung außerhalb des
Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus strapazierten Verhältnissen der
Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem
Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche für unbelastetes Niederschlagswasser als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen
belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
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20

24 im Anhang finden Sie meinen begründeten Einwand gegen den Bebauungsplan 35P.
Ich fordere Sie auf, von diesem Vorhaben Abstand zu nehmen.
Anmerkung Verwaltung: Bürger(Bürgerin 101 hat keine eigene Stellungnahme (Anhang) übermittelt, sondern die Stellungnahme des/r Bürgers/Bürgerin 100 erneut übersandt.

03
.0

8.
20

24 Als passionierte Naturschützer erheben wir Einwand gegen den Vorentwurf des  Bebauungsplans 35P, insbesondere gegen die massive Versiegelung im bestehenden Wasserschutzgebiet und die geplante
Grundwasserabsenkung, die sowohl das Heidewäldchen, als auch alle geschützten Alleenbäume um den Lauseberg herum gefährdet.

101

Bürger/Bürgerin 101

Bürger/Bürgerin 102

102.1

Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. in Schwanebeck, würde der Artenreichtum im Biotop Heidewäldchen mit seinen Brut- und Ruhezonen komplett erhalten bleiben und die Brutstätte der Feldlerchen auf der
Ackerfläche könnte weiter für den Fortbestand dieser gefährdeten Art sorgen.
Begründung:
Durch enorme Versieglung und die für die Bebauung notwendige Grundwasserabsenkung aufgrund der geologischen Beschaffenheit des Lausebergs mit knapp unter der Oberfläche liegenden Grundwasserleitern, ist nicht nur
die Flora und Fauna des Robert-Koch-Parks stark gefährdet, sondern auch das direkt auf dem Lauseberg liegende Heidewäldchen (Rückzugs- und Brutstätte zahlreicher Amphibien und Vogelarten), da sich die Bäume,
Hecken und Gehölze unter anderem aus dem Schichtenwasser des Lausebergs nähren und mit der Grundwasserabsenkung nicht mehr genügend versorgt würden.  Auch die angrenzenden geschützten Alleebäume wären dann
nicht mehr ausreichend mit Wasser versorgt. Dies war bereits bei der Erschließung der "Wohnsiedlung Schlüterstraße/Buchenallee" der Fall, als die säumenden Buchen am Lauseberg im Zuge der Bebauung und der damit
verbundenen Grundwasserabsenkung gefällt und durch Erlen ersetzt werden mussten. Dieses Szenario würde sich unweigerlich mit den vorhandenen geschützten Allenbäumen wiederholen. Laut Geotechnischem Gutachten
wurde bei den Sondierungsbohrungen bereits in 80 cm Tiefe der erste Grundwasserleiter gefunden. Auch die notwendigen Maßnahmen aufgrund der ungünstigen Baugrundverhältnisse, wie
- Bodenaustausch sowie intensive Nachverdichtung von 3-6 m Oberbodenschicht
- Tiefenverdichtung im Rütteldruckverfahren (deep vibration compaction, vibrofloation)
- Tiefgründung auf z. B. Pfählen bis 4 m in tragfähige Schichten  werden unweigerlich erhebliche Auswirkungen auf die in unmittelbarer Nachbarschaft ansässige Artenvielfalt des Heidewäldchens haben. Hierdurch könnte ein
irreparabler Schaden in Bezug auf den Fortbestand von Flora und Fauna entstehen.

14. Ich erhebe Einwand gegen Bebauungsplan 35P und die darin aufgeführte Auflistung von Alternativstandorten in Panketal aufgrund des fehlenden direkten Bezugs zu den Kriterien für den Bau des geplanten
Gymnasiums.  Die Sondierung von Alternativstandorten muss umgehend angegangen werden und zwar mit einem neuen Kriterienkatalog für ein Gymnasium (Plan B). Des Weiteren ist in Zusammenarbeit von Gemeinde und
Landkreis die Ausführung des Bebauungsplans 5P „Spiel- und Sportpark Straße der Jugend“ als Erweiterung zu einer Wettkampfarena zu prüfen.

15. Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Missachtung des Beschlusses, alle Ausgleichsmaßnahmen
auf dem Plangelände durchzuführen und somit einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima bedeuten, der irreversibel ist. Ich fordere Sie auf, im Interesse der Natur, des Klimas und der Lebensqualität in Panketal, die
Realisierung des Bebauungsplanes 35P einzustellen und die Bauausführung auf Alternativstandorte zu verlegen.

11. Ich erhebe Einwand gegen die Standortwahl des Gymnasiums und der Wettkampfarena auf dem Lauseberg als Bodendenkmal. Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck, wären archäologische Funde und die damit verbundenen Mehrkosten für Ausgrabung, Baustopp etc. äußerst unwahrscheinlich.

12. Ich erhebe Einwand gegen den Standort Lauseberg und die damit hervorgerufenen Probleme bezüglich Bürgerunmut, Lärmbelästigung, fehlender Ruhe- und Erholungszeiten, überdimensionaler Bebauung, steigendem
Verkehrsaufkommen, negativer Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingriff in den bereits überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal. Bei der Wahl eines Alternativstandortes außerhalb des WSG
und außerhalb eines bestehenden Wohngebietes, würden diese Probleme, bis auf die Trinkwasserversorgung, nicht bestehen.

13. Ich erhebe Einwand gegen die Standortwahl am Lauseberg aufgrund der fehlenden sozialen Gerechtigkeit für alle Panketaler Schüler. Bei  Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und
Sportstandort in Schwanebeck als Möglichkeit eines ganzheitlichen Schul- und Sportzentrums für Panketal in Schwanebeck würde neben der  sozialen Gerechtigkeit auch das weitere  Zusammenwachsen der beiden Ortsteile
gefördert.
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20
24 im Anhang erhalten Sie meine Stellungnahme zum Vorentwurf B-Plan 35P „Lauseberg“ mit Umweltbericht, Stand 04/2024 im Rahmen der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit.im folgenden erhalten

Sie meine Stellungnahme zum o.g. Bebauungsplan mit der Bitte um
Berücksichtigung.
Meine Stellungnahme gliedert sich wie folgt:
- Zitate aus den jeweiligen Gutachten sind kursiv gestellt
- Kommentare hierzu folgen in Normalschrift und bilden meine Meinung ab

103.2

103.3

103.5

103.6

Seite 27: „… die gute verkehrliche Erreichbarkeit der Gemeinde durch den S-Bahn-Anschluss.“
Die wenigsten Schüler aus dem Einzugsgebiet werden die S-Bahn benutzen, da an deren Wohnorten kein S-Bahn-Anschluss und auch kein sinnvoller Zubringer zur S-Bahn vorhanden ist. In welcher Erhebung wurden die
anteilige Nutzung der verschiedenen Verkehrsmittel der SuS ermittelt? Die Nähe zum S-Bahnhof ist Entscheidungskriterium für die Standortwahl daher unplausibel.

Im Gegenteil, das Verkehrsgutachten (sh. Schlothauer & Wauer, Seite 20) geht ab 2025 von sinkenden Schülerzahlen im Siedlungsbereich aus. Das bedeutet, dass der gewählte Standort mit öffentlichem und privatem
Autoverkehr angefahren werden muss, damit die zum wirtschaftlichen Betrieb erforderlichen Schülerkapazitäten erreicht werden können und zwar durch den gesamten Ort Panketal und Umgebung. Langfristig betrachtet muss
dieser Verkehr folglich eher zunehmen. Dieses gilt es im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung der Gemeinde, beim Klimaschutz und bei künftigen Wohn- und Lebensverhältnissen zu beachten. Mit ihrem Beschluss zum Bau
des Gymnasiums an diesem Standort entfernen sich Landkreis Gemeinde von diesen Zielen.

Seite 5: „Das insgesamt etwa 8,1 ha große Grundstück zeichnet sich zum einen durch eine zentrale Lage und eine gute verkehrliche Anbindung aus. Insbesondere liegt es nahe dem ÖPNV-Knotenpunkt „S-Bahnhof-Zepernick“
mit den dortigen Busanbindungen und zentralen Einrichtungen (Rathaus).“
Seite 30: „Auch das Kriterium „Integrierte Lage (Lage im Siedlungsbereich/ Panketal; fußläufige Erreichbarkeit Siedlungsbereich -Standort) erfüllt das Gebiet „Lauseberg“ besonders gut.“ Es wird die fünfte Schule (Grundschule,
Gesamtschule, Freies Gymnasium, neue Grundschule, neues Gymnasium) innerhalb eines Radius’ von weniger als 500m geplant; andere Gebiete der Gemeinde haben zu jeder der Schulen weite Wege. Das erzeugt unnötig
Verkehrswege und konzentriert viel Verkehr auf einen engen Raum, der auch noch zeitlich gleichzeitig stattfindet.Wurde darüber nachgedacht, die Schulen kleiner zu planen und an mehrere Standorte zu verteilen? Das
entzerrt den Verkehr und erhöht die Lernqualität. Nach Aussagen von Lehrkräften, die große und kleine Schulen kennen, lehrt und lernt es sich an kleineren Schulen deutlich besser, als an großen.

103.1

Seite 5: „Der Bebauungsplan soll insgesamt flexibel gehalten werden, um auf die Ergebnisse der Hochbauplanung, die erst im Nachgang zum Bebauungsplanverfahren vorliegen wird, reagieren zu können.   …   Der
Bebauungsplan soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleisten und die Erschließung des Vorhabens sichern.“
Diese Aussage ist widersprüchlich und birgt ein hohes Kostenrisiko. Gibt der B-Plan die Hochbauplanung vor oder wird der B-Plan an die Hochbauplanung angepasst?

Seite 13: „Das Plangebiet ist Bestandteil des „Gestaltungsraums Siedlung“ (Z 5.6 des LEP HR). Es ist somit landesplanerisch für eine Siedlungsentwicklung vorgesehen. Zu einer Siedlungsentwicklung
gehören zwingend auch die Wohnfolgeeinrichtungen wie Schulen und Sportstätten.“
Es kommt nicht nur darauf an, dass Schulen und Sportstätten gebaut werden müssen, sondern insbesondere auch wo. Auch wenn sich der Standort im sog. Siedlungsgebiet befindet, so wird sich im näheren Umkreis die Zahl
der Einwohner nicht verändern, da das umgrenzende Gebiet bereits vollständig besiedelt ist.

Seite 14: „Mit dem wachsenden Wohnungsbau im Berliner Umland steigt auch die Anzahl neuer Schüler.“ Hier besteht ein Widerspruch bezüglich der Aussagen der verkehrstechnischen Untersuchung von
Schlothauer & Wauer. Sind verlässliche Aussagen zur Entwicklung der Schülerzahlen, die über das Jahr 2028 hinausgehen, vorhanden? Die in den vorgelegten Gutachten zur Bebauung des Lauseberges getroffenen
Aussagen überschreiten diesen Zeitraum nicht. Daher muss zum Zeitpunkt die Aussage in der Begründung gem. § 2a BauGB Stadt Land Brehm zu den Schülerzahlen als nicht ausreichend für die Begründung angesehen
werden. Sie ist viel zu pauschal und ohne Beleg. Auf dieser Aussage dann eine Schlussfolgerung aufzubauen ist anzuzweifeln.

103.4

Begründung gem. § 2a BauGB Teil I - Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ Vorentwurf mit Umweltbericht Stand: April 2024 – Stadt Land Brehm Seite 5: Aufgrund der anhaltend dynamischen Bevölkerungsentwicklung,
insbesondere im Umland von Berlin, steigt auch der Bedarf an sozialer Infrastruktur wie Schulen und Kindergärten. Im Ergebnis des Kindertagesstättenbedarfs- und Schulentwicklungsplanes für den Landkreis Barnim (Planung
2022-2027) wurde insbesondere für den Raum Südbarnim ein Defizit an gymnasialen Angeboten ermittelt. Daher hat der Kreistag des Landkreises Barnim am 21.09.2022 (Beschluss Nr. 345-15/22) beschlossen, mehrere neue
Standorte für Oberschulen und Gymnasien neu zu entwickeln. Im Rahmen dieses Schulneubauprogramms ist unter anderem geplant, auf einem im Eigentum des Landkreises stehenden Grundstück in der Gemeinde Panketal
ein Gymnasium einschließlich erforderlicher Sport- und Außenanlagen zu errichten.
Es ist festzustellen, dass der Kauf des Grundstückes in 2021 erfolgte, der Beschluss des Landkreises aber erst in 2022. Das Grundstück wurde bereits im Jahr 2021 vom Landkreis erworben. Die Öffentlichkeit hat bereits im
August 2021, nicht durch den Landkreis selbst, sondern aus der Presse darüber erfahren. Es entsteht der Eindruck, dass hier wichtige Informationen vorenthalten werden sollen: Wieso wurde das Grundstück bereits im Jahr
2021 gekauft, wenn der Beschluss erst ein Jahr später getroffen wurde? Hätte dieser Vorgang 2 nicht vor Vorgang 1 stattfinden müssen, bevor Steuergeld für den Kauf aufgewendet wurde? Der Grundstückskauf sowie die bis
dahin getroffene Entscheidungsfindung zum Kauf des Grundstückes sind bis heute intransparent. Wer hat das zu diesem Zeitpunkt entschieden? Gab es ein ordentliches Verfahren zum Erwerb des Grundstückes? Wird der
Landkreis die Öffentlichkeit über die Modalitäten informieren?

Bürger/Bürgerin 103
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Entlang der Buchenallee ist die Situation ähnlich der entlang der Schönower Straße: Die Orientierungswerte werden in der Bestandssituation überschritten, allerdings ist die Überschreitung weniger ausgeprägt (maximal 2 dB(A)
tagsüber und 5 dB(A) nachts). Die Schule hat hier wiederum keine Auswirkungen, die Pegel bleiben nahezu unverändert.“ Seite 49: „Es kann somit sichergestellt werden, dass Lärmkonflikte im nachfolgenden
Genehmigungsverfahren gelöst werden können.“
Wenn die Lärmemissionen im Bestand bereits überschritten sind, ist es dann legitim eine Vergrößerung des Lärms hinzunehmen? Bezüglich der Lärmemissionen durch Verkehr, Schulnutzung und Sport sind die Konflikte mit
dem Wohnumfeld vorprogrammiert. Grenzwerte werden überschritten, es ist unklar ob zur Sportanlage hin Lärmschutzwände aufgestellt werden müssen. Die Sportanlage soll am höchsten Punkt des gesamten Umfeldes
errichtet werden, was eine Lärmemission in die Umgebung geradezu provoziert. Die Argumentation, dass die Allgemeinheit bzw. die Mehrheit der Einwohner Panketals davon profitieren würde und man daher die Belange der
Anwohner im Sinne des Allgemeinwohls zurückstellen müsse, ist nur dann akzeptabel, wenn alle Alternativen sorgfältig geprüft worden wären. In Hinblick auf die Standortauswahl ist das jedoch nicht der Fall. Auch bei den
Lärmemissionen zeigt sich, dass sich ein nachhaltiges Bauen an diesem Standort nicht umsetzen lässt. Ebenso sind Nutzungseinschränkungen für die Sportanlage hier unvermeidlich.

103.7

Seite 51: „ Im Bereich der Gemeinbedarfsflächen sind mindestens 30% der Dachflächen von Flachdächern und flach geneigten Dächern (Neigung bis max. 15°) extensiv zu begrünen.   …   Die Verpflichtung zur Begrünung gilt
nicht für Dachflächen von Nebenanlagen.“
Vor dem Hintergrund der schwierigen Entwässerungssituation und der Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes sind nur 30% begrünte Dachflächen der Hauptgebäude zu wenig.

Seite 54: „Den Berechnungen liegt ein zehnjähriges Regenereignis zugrunde. “
Den Berechnungen des Entwässerungskonzeptes liegt ein 10ähriges Regenereignis zu Grunde. Wir erleben zur Zeit hundertjährige Ereignisse in kurzer Abfolge im Land. Da ist eine Auslegung auf ein 10-jähriges nicht
ausreichend – selbst wenn aktuelle Vorschriften dies so vorsehen. Das ist nicht zukunftsfähig gedacht.
Seite 55: „… wird ein Überflutungsnachweis geführt. Dieser ist bezogen auf ein 30-jähriges Regenereignis (gemäß DIN 1986-100)“ Wir erleben zur Zeit hundertjährige Ereignisse in kurzer Abfolge im Land. Da ist eine Auslegung
auf ein 30-jähriges nicht ausreichend – selbst wenn aktuelle Vorschriften dies so vorsehen. Das ist nicht zukunftsfähig gedacht.

Seite 56: „27. das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsanlagen, ausgenommen die Sanierung bestehender Abwasserbehandlungsanlagen zugunsten des Gewässerschutzes und
Abwasservorbehandlungsanlagen wie Fett-, Leichtflüssigkeits- oder Amalgamabscheider,“ Dem widerspricht der Vorschlag in der Begründung:
Seite 57: „Vor dem Hintergrund der Regelungen 14 und 15 ist es erforderlich, bei der Unteren Wasserbehörde einen Befreiungsantrag von den Vorgaben der Verordnung zu stellen.   …   Dieser
gutachterliche Nachweis wurde erstellt.“
Als problematisch kann angesehen werden, dass der Auftraggeber des Gutachtens zum Trinkwasserschutz ein Eigeninteresse an der Beseitigung von diesbezüglichen Verboten anstrebt und das Gutachten mit erwartbarem
Ergebnis selbst bestellt hat. Ein unabhängiges Gegengutachten würde hier die bestehenden Zweifel ausräumen können. Auch dürfte bekann sein, dass die erwähnte Untere Wasserschutzbehörde weisungsgebunden ggü. dem
Landkreis ist. Eine weisungsgebundene Behörde muss dem Erlass ihrer vorgesetzten Instanz folgen. Es darf die Frage gestellt werden, warum es überhaupt ein Bekenntnis zum Wasserschutzgebiet gibt, welches man sich
selbst auf die Fahne schreibt, um dann je nach Interessenlage dagegen zu arbeiten um Ausnahmen zu erwirken.

Seite 58: „Der Anteil des Oberflächenabflusses an der mittleren jährlichen Wasserbilanz nach Bebauung sollte unter 15% liegen“
Bisher liegt der mittlere jährliche Direktabfluss bei 3% (S. 15 Regenwasserbeseitigungskonzept). D.h. dass hingenommen wird, dass 12% des Regenwassers nicht der Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen.
Seite 58+59: „Grundwasserneubildung“ Die Ergebnisse des genanten Gutachtens müssen hier schlichtweg hingenommen werden, da das Gutachten nicht veröffentlicht wurde.

Die Gemeinde untersuchte im Jahr 2019 in Frage kommende Flächen für eine Grundschule, um sie dann für das Kriterium „Gymnasium“ zu verwenden. Weiter vor argumentiert der Bericht, dass keine gleichwertigen Standorte
existieren. Für ein Gymnasium spielen prinzipiell andere Schwerpunkte gem. Standort-Kriterienkatalog eine Rolle. Für die Auswahl eines Standortes müssten diese angepasst und dann entsprechend neu evaluiert werden.
Eine Missachtung dieser Regelung kann zu fatalen Folgen bis hin zu Fehlinvestitionen führen. Es muss daher die Standortfrage neu untersucht werden. Die Standortentscheidung wurde wohl auch mit Blick auf den bereits im
Jahr 2021 getätigten Grundstückskauf durch den Landkreis getroffen und die Vermutung liegt nahe, dass aus diesem Grund der Kriterienkatalog nicht angepasst wurde.

Seite 30: „Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Fläche den Standortansprüchen für den Neubau eines Gymnasiums gerecht wird. Dies ist bei keiner anderen von den Flächen der Fall, die im Jahre 2018 als Standort für
eine Grundschule untersucht worden sind. Es ist auch keine weitere Fläche ersichtlich, die eine ausreichende Größe und gleichzeitig eine vergleichbar zentrale Lage aufweist. Somit besteht zu der Fläche am „Lauseberg“ auf
dem Gebiet der Gemeinde Panketal keine gleichwertige Standortalternative.“

Seite 35: „…  300 Fahrradstellplätze für die Schulnutzung ...“  Laut Radverkehrskonzept der Gemeinde Panketal kommen 40% der Kinder des Gymnasiums Panketal mit dem Rad zur Schule, zur Grund- und Oberschule
Schwanebeck 45%.  Für das geplante Gymnasium wären somit mindestens 400 Fahrradstellplätze notwendig. Die Versiegelungsflächen dafür sind bisher nicht berücksichtigt.

Seite 45: „Entlang der Schönower Straße werden die Orientierungswerte aus dem Beiblatt der DIN18005 bereits im Bestand überschritten (bis zu 63 dB(A) tagsüber und bis zu 54 dB(A) nachts. Entlang der Robert-Kochstraße…
Die Orientierungswerte werden tagsüber weiterhin eingehalten bzw. mit maximal 56 dB(A) nur geringfügig überschritten. Nachts treten Lärmpegel von maximal 49 dB(A) auf. Damit wird der Orientierungswert zwar um 4 dB(A)
überschritten, der Grenzwert der 16. BImSchV wird jedoch eingehalten.

Seite 47: „Für die Sporthalle werden drei Hallenbereiche angesetzt, die von jeweils 30 Schülern und zwei Aufsichtspersonen genutzt werden (also insgesamt 196 Personen), für den Vereinssport werden 90 bzw. 100 Personen
(Wochenende) zugrunde gelegt. Für die Außenfläche wird eine Nutzung durch zweimal 30 Schüler und zwei Aufsichtspersonen, also insgesamt 64 Personen angesetzt.“ Für die Nutzung der Sporthalle durch den Schulsport
werden 3 Klassen gleichzeitig zu Grunde gelegt, für den Sportplatz dagegen nur 2 Klassen - das ist unplausibel. Es entsteht der Eindruck, dass damit die Lärmbelastung des Sportplatzes „kleingerechnet“ werden soll.



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 83 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt

103.15

103.16

103.17

103.18

103.19

103.20

103.21

103.22

103.24

103.25

103.26

103.27

Seite 78: „Landschaftsbild und Erholungsnutzung stehen in engem Zusammenhang miteinander. Das Erlebnis- und Erholungspotenzial einer Landschaft wird danach beurteilt, inwieweit die
Landschaft die Bedürfnisse der Erholungssuchenden nach Ruhe, Entspannung, visuellem Genuss und Bewegung befriedigen kann.“

Seite 80: „Kulturgüter sind von der Planung nicht betroffen.“
Im Plangebiet ist ein Bodendenkmal vorhanden. Von einer Nichtbetroffenheit auszugehen ist – zumindest für Bauzeit und -kosten – fahrlässig.

Seite 81: „Anlagebedingt ist durch die Umwidmung von Ackerflächen zu überwiegend bebauten Flächen mit kleinklimatischen Änderungen zu rechnen.   …  keine erheblichen Beeinträchtigungen
zu erwarten.“ Worauf stützt sich die Aussage, dass „keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten“ sind? Gibt es eine Simulation der Kleinklimaveränderung oder einen anderen rechnerischen Nachweis?

103.23

Seite 87: „Dadurch wird die Fläche als Nahrungshabitat negativ beeinträchtigt, was populationswirksame Auswirkungen auf die (potenziell) vorkommenden Fledermäuse  haben kann.“ Es werden in der Gemeinde extra
Nistkästen für Fledermäuse aufgestellt. Hier wird jetzt durch fehlende Nahrung die Population gefährdet.

Seite 82: Neuversiegelungsflächen
Die notwendigen unterirdischen Anlagen für die Trink- und Regenwassernutzung / -rückhaltung sind als versiegelte Flächen anzusehen und mit aufzuführen. Diese Flächen stehen für Versickerung und Grundwasserneubildung
nicht zur Verfügung.

Seite 61: Schmutzwasser - „… Um dies zu gewährleisten, wird vorgeschlagen, ein SW- Speicherbecken für das anfallende Schmutzwasser zu errichten.“ Hier entsteht noch ein zusätzliches Bauwerk, das zusätzliche Kosten (für
die Gemeinde, nicht den Landkreis) und zusätzliche Versiegelungsfläche bedeutet. Außerdem ist eine Ausnahmegenehmigung erforderlich.
Seite 62: „Eine dezentrale Wärmeversorgung, beispielsweise durch ein im Plangebiet zu errichtendes Blockheizkraftwerk, wäre nach den Festsetzungen des Bebauungsplans zulässig (Festsetzung 04).“
Blockheizkraftwerke werden üblicherweise mit einem - fossilen - Brennstoff betrieben, in der heutigen Zeit, in der CO2-Einsparungen dringend notwendig sind, ist das mit dem "Treibhausgasminderungsziel der Gemeinde
Panketal" (Klimaschutzkonzept) nicht vereinbar.

Seite 67: „1. Schutzgut Mensch -  Es sind keine nachteiligen Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Mensch zu erwarten, eher Auswirkungen in positiver Hinsicht (Schaffung zusätzlicher Schulkapazitäten).
Auswirkungen auf die öffentliche Erholungsnutzung sind nicht ersichtlich, weil das Plangebiet keine Erholungsfunktion hat.“ Diese Aussage ist menschenverachtend. Als negative Auswirkung auf das Schutzgut Mensch sind u.a.
anzuführen: zusätzlicher Lärm, zusätzlicher Verkehr, deutlich vermindertes Wohlbefinden durch die Zerstörung des Landschaftsbildes, Verlust des Erholungsgebietes Robert-Koch-Park durch die großflächige Versiegelung des
Plangebietes.
Seite 68: Schutzgut Kultur- und Sachgüter - „Gegenwärtig ist nicht erkennbar, dass Kultur- oder Sachgüter von der Planung betroffen wären. Bodendenkmale sind nicht bekannt. Baudenkmale
sind im Plangebiet nicht vorhanden.“  Im Plangebiet ist ein Bodendenkmal vorhanden. Die Aussage ist falsch.

Seite 70: „Das Plangebiet selbst ist durch eine landwirtschaftlich genutzte Ackerfläche geprägt. Die Böden bestehen aus Sand und Lehmsand.“ Das ist ein Widerspruch zum geotechnischen Bericht: S. 10 „Das
Untersuchungsgebiet wird oberflächennah durch geringmächtige Oberböden geprägt. Das Untersuchungsgebiet wird in den westlichen Geländebereichen (unterhalb des Oberbodens) vorrangig durch die Grundmoräne in Form
von Geschiebelehm und -mergel. Zum Teil finden sich in diesen Bereichen geringmächtige aufgefüllte Böden sowie Sande. “Durch die fälschliche Bodenbeschreibung wird eine großflächige Versickerungsfähigkeit suggeriert, die
nicht vorhanden ist.
Seite 70: „Der Untersuchungsraum wirkt aufgrund des Bestandes an Offenflächen als klimatischer Ausgleichsraum.“ Das Plangebiet wirkt z.B. als Kaltluftentstehungszone. Diese wird durch die Maßnahme zur
Warmentstehungszone. Der Verlust Grund- und Schichtenwasserneubildung wird katastrophale Auswirkungen auf die angrenzenden und verbundenen Parkanlagen und Wohngebiete haben. Ein ohnehin schon wasserarmes
Gebiet wird durch die Warmluftentstehung und fehlendes Grund- und Schichtenwasser noch trockener werden.

Seite 71: „Die Böden sind vorherrschend ohne Stau- und Grundwassereinfluss. Das gesamte Plangebiet ist unbebaut. Wasserdurchlässigkeit des wassergesättigten Bodens ist sehr- extrem hoch und die Wasserbindung
gering bis zum Teil sehr gering. … Bei der Plangebietsfläche handelt es sich um Ackerland mit sandigen (S) und teilweise anlehmig sandigen (SI) Böden.“
Das widerspricht dem geotechnischen Untersuchungsbericht S. 10 „Das Untersuchungsgebiet wird oberflächennah durch geringmächtige Oberböden geprägt. Das Untersuchungsgebiet wird in den westlichen Geländebereichen
(unterhalb des Oberbodens) vorrangig durch die Grundmoräne in Form von Geschiebelehm und -mergel. Zum Teil finden sich in diesen Bereichen geringmächtige aufgefüllte Böden sowie Sande. Die, im östlichem
Untersuchungsbereich befindlichen „tieferliegenden“, Bohrstellen zeigen ein abflachen der Grundmoräne und somit eine Zunahme der sandigen Böden.“

Seite 60: „Für letzteres (Trinkwassernetz) wird angenommen, dass die Einwohnerzahl der Gemeinde Panketal auf 30.000 Menschen ansteigt, zusätzliche Abnehmer (weitere Schulen, Kindertagesstätten und Wohnungen) zu
berücksichtigen sind und die Förderung des Wasserwerks Zepernick  um 50% erhöht wird.“
Hier wird von einer Annahme geschrieben. Gibt es entsprechende fundierte Erhebungen zur Entwicklung im Plangebiet?

Das Plangebiet erfüllt bis auf die Möglichkeit der Bewegung direkt auf dem Plangebiet alle der vorgenannten Bedürfnisse. Diese würden mit der geplanten Nutzung ersatzlos entfallen.Die gemeindeeigene Aussage, mit der auf
panketal.de geworben wird („Trotz eines stetigen Einwohnerwachstums in der Gemeinde Panketal, ist vielerorts ein ländlicher und naturnaher Charakter erhalten geblieben. Wälder, Ackerflächen, Gras- und Staudenfluren
sowie Alleen sind ein wesentlicher Teil des Landschaftsbildes der Gemeinde. (https://panketal.de/leben/natur-in-panketal.html)“) wird mit der geplanten Bebauung ad absurdum geführt.
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Verkehrstechnische Untersuchung Schlothauer und Wauer
Seite 8: „Der Gehweg auf der südlichen Straßenseite (Robert-Koch-Straße) hat eine feste Breite von 1,50 m und ist damit unterdimensioniert. “

Städtebauliches Konzept Seite 12: „Der Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal hat in Bezug auf die Versorgung mit Trinkwasser und die Entsorgung von Schmutzwasser grundsätzliche Fehlbedarfe ermittelt. … Die
Realisierung und der Betrieb der Anlage obliegt dem Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal.“
Der Kommunalservice übernimmt die Kosten, die der Landkreis verursacht? Wie viel davon wird auf die Bewohner der Gemeinde umgelegt werden?

Artenschutzrechtliche Potentialanalyse Seite 15: „Da durch das Bauvorhaben nach gegenwärtigen Kenntnisstand keine Änderungen der Grundwasserverhältnisse mit Auswirkungen auf angrenzende Gewässer bekannt sind,
sind keine Schädigungen potentieller Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwarten (Störung und Schädigungsverbot).“ Durch die großflächige Versiegelung und die daraus resultierende Regenwasserableitung wird der
Grundwasserhaushalt im Gebiet unweigerlich verändert werden. Die Aussage ist als falsch zu bewerten.

Artenschutzbeitrag - Gymnasium Panketal - Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz Hier ist schon die Überschrift falsch. Das lässt vermuten, dass die Gutachten von der Gemeinde / dem Kreis weder auf Plausibilität noch fachlich geprüft
worden sind, bevor sie veröffentlicht wurden und spricht nicht für professionellen Umgang mit der Aufstellung des B-Planes.Seite 15: „Bei den Flächen im Untersuchungsgebiet handelt es sich im Wesentlichen um eine
Ackerfläche mit angrenzenden Gehölzstreifen. Daneben grenzt nördlich ein strukturreicher Wald an, in dem sich ein temporäres Kleingewässer befindet. Aus diesem Grund konnten Vorkommen und Betroffenheit der meisten zu
beachtenden Arten und Organismengruppen mangels geeigneter Habitatqualitäten und dem generellen Fehlen relevanter Arten in Brandenburg und dem Barnim von vornherein ausgeschlossen werden.“
Tabelle Seite 17:Wurde untersucht, ob die Lurchwanderung zwischen Gewässer Nord und Gewässer Robert-Koch Park stattfindet?

103.33

Seite 89: „Die Vermeidung von Emissionen ausgehend von den noch zu errichtenden Gebäuden wird im Bereich des Plangebietes u.a. durch die Einhaltung der Energiesparverordnung nach dem aktuellen Stand der Technik
gewährleistet.“ Emissionen können nicht komplett vermieden, sondern nur gering gehalten werden. Diese Aussage ist falsch.

Seite 90: „Bezüglich der sonstigen Emissionen (z.B. Betriebsverkehr) sind nach dem derzeitigen
Planungsstand keine erhöhten Emissionen zu erwarten.“ Bei dieser Einschätzung ist die Sportanlage komplett unberücksichtigt geblieben und ist somit als falsch zu bewerten.

Seite 107: „Auswirkung auf die Wohnbedürfnisse - „Der Bebauungsplan hat indirekt positive Auswirkungen auf die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, weil die Versorgung mit Schulplätzen zu den wichtigsten
Wohnfolgeeinrichtungen gehört.“  Das Wohnbedürfnis nach Ruhe, Landschaft und Erholung ist hier nicht berücksichtigt worden. Die Einordnung ist damit falsch.

Seite 19: „Wertgebende Arten im Untersuchungsraum sind der Bluthänfling, die Feldlerche, der Grünspecht, der Schwarzspecht, der Mäusebussard, der Waldkauz, der Wiesenpieper und der Star.
Mit Ausnahme der Feldlerche nisteten alle genannten Arten nicht im Plan- bzw. Eingriffsgebiet, sondern angrenzend dazu, waren Durchzügler oder nutzen die Flächen des UG gelegentlich zur
Nahrungssuche als Teil ihres Aktionsradius im Großraumrevier.“

…   „Für die Brutvögel in den Gehölzen und für die bodenbrütenden Offenlandarten sind artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen zu erwarten. Es wird daher von der Gefahr des Verletzens oder Tötens von Individuen,
von Störungen und ggf. von einem Verlust potenzieller Niststätten von europäischen Brutvögeln (Zugriffsverbote nach § 44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG) ausgegangen. Ein Auslösen der verbotstatbeständlichen Zugriffsverbote nach §
44 (1) Nr. 1-3 BNatSchG ist anzunehmen.“   Tabelle 4: Mit der Bebauung des Lauseberges als Sportplatz wird der festgelegte Grünzug für Fauna vollständig überbaut. Dieser war seinerzeit eine Bedingung für den
Bebauungsplan des westlich des Lauseberges gelegenen Wohngebietes. Der sehr häufig festgestellte Tierwechsel wird dadurch endgültig unterbunden. Es wäre mehr als schade, wenn hiermit das Zusammenleben von
Mensch und Natur weiter verschlechtert werden würde. Der bestehende Grünzug würde obsolet werden. Das ist dann das Gegenteil einer nachhaltigen Entwicklung. Warum wird das Tierwohl nun auf einmal nicht mehr beachtet?
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Seite 32: „Der Landkreis Barnim plant für den Beginn und das Ende des Schultages gestaffelte Uhrzeiten. Mit versetzten Schulzeiten sollen die Verkehrsstärken geglättet werden. Ein Konzept liegt
aktuell noch nicht vor.“  Wann ist mit dem Konzept des Landkreises zu rechnen? Wird die Gemeinde dieses Konzept in die Planung mit einbeziehen und wird es ggü. der Öffentlichkeit dargestellt

103.34

Was soll dahingehend im Bereich Robert-Koch-Straße verändert werden? Nach Aussage der Untersuchung ist der Gehweg unterdimensioniert. Inwiefern wird diese Straße in die Zuwegung seitens der Schüler und
Sportplatznutzer in die Betrachtung mit einbezogen? Wie wird sichergestellt, dass mehr als 400 Fahrradfahrer das Areal verkehrssicher erreichen und verlassen können? Werden die zur Herstellung sicherer Radwege
aufzuwendenden Kosten mit der Baumaßnahme oder extra ausgewiesen? Wird es hierzu eine öffentliche Beteiligung geben? Insbesondere die Zuwegung unter der S-Bahn-Brücke dürfte als sehr schwierig anzusehen sein. Seite
9: „Bei einer Ortsbesichtigung am 11. Juli 2023 zeigten sich im Planungsraum Defizite bei den Verkehrsanlagen für alle Verkehrsteilnehmer und der Führung des Kfz-Verkehrs über bestimmte Anliegerstraßen.“ Die Situation wird
nicht besser, wenn noch 1.000 Personen zusätzlich die Bereiche als Verkehrsraum nutzen müssen. Welche Maßnahmen sind zur Entschärfung vorgesehen?

Seite 16: Pkt. 2.4 Analyse-Bezugs-Fall Es wurden keine Verkehrsmessungen in der Robert-Koch-Straße vorgenommen. Wird das noch erfolgen? Vermerkt sei der neu entstehende Querungspunkt Höhe Bebelstraße für
Fußgänger und Radfahrer.

Seite 20: „Die Gemeinde Panketal verfügt über kein eigenes Prognosemodell ihrer Gemeindestraßen. Auch die angrenzende Stadt Bernau bei Berlin hat für die Berliner Allee (weiterführende Schönower Straße) keine
Verkehrszahlen für das Prognosejahr 2030 vorliegen.“  Seite 20: „Im Jahr 2013 wurde für das Jahr 2030 noch ein ganz geringes Wachstum vorausgesagt (LBV [2015]). In diesem Zeitraum sollte die Bevölkerung anfangs steigen
und dann im späteren Verlauf rückläufig sein. Diese Entwicklung findet sich im Folgebericht (LBV [2018]) nicht wieder. Von 2016 bis 2030 wurde eine Steigerung der Bevölkerung um 2,9 % prognostiziert. Im Jahr 2030 werden
rund 21.000 Einwohner in Panketal leben. Im letzten Bericht (LBV [2021]) wird für die Gemeinde Panketal wieder von einem Rückgang der Bevölkerungszahlen ausgegangen. Für das Jahr 2030 wird eine Einwohnerzahl von
20.317 erwartet. Ein Blick in die Statistik zeigt, dass zum 31.12.2022 insgesamt 20.854 Personen in der Gemeinde Panketal registriert waren. Ende 2021 stagnierte die Bevölkerungsentwicklung, wiederum sah die Zahl im
Vergleich zur Bevölkerungszahl  Ende 2022 wie ein statistischer Ausreißer aus. Allgemein soll die Bevölkerungszahl im Land Brandenburg bis zum Jahr 2025 ansteigen und anschließend leicht rückläufig sein.“ Wenn sich die
Schülerzahlen nicht weiter erhöhen, dann erfolgt der Bau des Gymnasiums auf spekulativer Prognose eines Bevölkerungszuwachses. Insbesondere am Lauseberg wird sich die Anzahl der Einwohner, bedingt durch die
Baustruktur im Ort Panketal, nicht erhöhen. Entsprechend müssten die Schüler per zunehmender Verkehrsanbindung an diesen Standort zugeführt werden, was einer nachhaltigen Entwicklung des Ortes entgegensteht.
Seite 27: „...niedrige Werte (5-10 %) beim Bring-/Hol-Verkehr aufgrund der räumlichen Nähe zu den Bushaltestellen und zum S-Bahn-Halt...“Auch das Gymnasium Panketal ist nah an der S-Bahn und hat einen deutlich höheren
Hol- und Bringverkehr als 10%. Hier entsteht der Eindruck, dass etwas „schöngerechnet“ wird.



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 86 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt

103.39

103.38

Allgemein: Angaben zur Menge des bestehenden und erwarteten Fuß- und Radverkehrs wurden nicht gemacht. Auch nicht darüber, wie viele SuS mit dem Bus zur Schule fahren / fahren werden. Die Gehwegbreiten sind jetzt
schon zu schmal für gemeinsamen Rad- und Fußgängerverkehr. Dahingehend ist die Verkehrstechnische Untersuchung unzureichend.

Schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 35 P
"Lauseberg" im Ortsteil Zepernick der Gemeinde Panketal - ALBSeite 15: „Für Schulen bzw. Schulgelände und Kindertagesstätten wird ein Schutzniveau wie in allgemeinen Wohngebieten tags angestrebt. Zur Bewertung wird
somit ein schalltechnischer Orientierungswert (SOW) von 55 dB(A) angesetzt. Da innerhalb der Gemeinbedarfsfläche keine Nutzungen vorgesehen sind, für die der Schutz des Nachtschlafs zu beachten ist, gilt der SOW von 55
dB(A) auch nachts. Als oberer Schwellenwert wird ein Beurteilungspegel von 62 dB(A) tags empfohlen, um die Möglichkeit einer ausreichenden Kommunikationsfähigkeit zu gewährleisten.“

Seite 69: „In Verbindung mit dem Schulsport kommt es allerdings weiterhin zu IRW-Überschreitungen in der morgendlichen Ruhezeit (06:00 - 08:00 Uhr) und außerhalb der Ruhezeiten durch die durchgängig angenommene
hohe Auslastung aller Nutzungsflächen.“ Ist es vorgesehen, den Schulsport vor 08:00 Uhr beginnen zu lassen

Aus dem Radverkehrskonzept Panketal: Die Zufriedenheit mit dem Schulweg wird von den Schulen jetzt schon nur als mittelmäßig bis schlecht bewertet (z.B. Unzufriedenheit mit der gemeinsamen Nutzung des
Fußgängerweges an der Schönower Straße). Das wird mit noch einer großen Schule dicht bei den anderen 4 großen Schulen nicht besser werden. Welche Maßnahmen zur Verbesserung sind vorgesehen? In Schwanebeck
musste ein Busbahnhof mit 6 Bahnsteigen gebaut werden. Die dortige Schule hat weniger Schüler, als das geplante Gymansium allein und ist die einzige Schule in der Gegend. Die wenigsten SchülerInnen aus dem
Einzugsgebiet des Gymnasiums Zepernick haben die Möglichkeit, die S-Bahn zu benutzen, sondern müssen mit Bussen zur Schule fahren. Wo soll der dafür erforderliche Busbahnhof gebaut werden?

Die zu bebauende Fläche ist durch ein Wohngebiet umschlossen. Hier wird nachts geschlafen. Es ist daher nicht nachvollziehbar, dass der Schutz des Nachtschlafes nicht beachtet werden muss mit der Begründung, dass auf
der Gemeindebedarfsfläche nachts keine Nutzung vorgesehen ist.Hier wird in Kauf genommen, dass sich die Lebensverhältnisse der Anwohner nachhaltig verschlechtern. Der Schutzwert soll hiermit verglichen zu Tabelle 2
um 6 dB heraufgesetzt werden können. Bei den schalltechnischen Orientierungswerten stellt sich die Situation noch krasser dar: Hier beträgt die nach oben abweichende Schalldifferenz sogar 10 dB. Eine Erhöhung um 6 dB
bedeutet eine Verdoppelung des vorhandenen Lärms!
Seite 38: „Örtliche Situation“Nicht berücksichtigt wurden für die Schallemissionsermittlung die Bordschwelle mit Kleinpflaster am KP Schönower Str. / Robert-Koch-Str. und die Aufpflasterung am KP Buchenallee / Robert-
Koch-Str. Für diese Bereiche ist die vorliegende Ermittlung ist für die Beurteilung des Verkehrslärms unbrauchbar.

Seite 67: „Daher sind zur Sicherstellung einer ausreichenden Nutzungsauslastung bei gleichzeitiger Einhaltung der Immissionsrichtwerte folgende Maßnahmen zu ergreifen:
- Begrenzung der Schallleistungspegel des Lautsprechers an der Gymnastikwiese auf LWA ≤ 99 dB(A).
- Nutzung der Sporthalle und der Außenfläche bis maximal 22:00 Uhr, so dass in den Nachtstunden keine Verkehre (Personen und Kfz) auf dem Grundstück stattfinden.
- Begrenzung der Nutzung der Weitsprungs- und Kugelstoßanlage für Vereinsnutzung auf maximal jeweils 70 Ereignisse außerhalb der Ruhezeit und 30 Ereignisse innerhalb der abendlichen Ruhezeit“
Die Umsetzung / Einhaltung der organisatorischen Maßnahmen kann erfahrungsgemäß nicht durchgesetzt werden und wird zu Unfrieden zwischen Anwohnerschaft / Sportflächennutzern / Gemeinde / Ordnungsamt führen. Wie
sollen diese organisatorischen Maßnahmen umgesetzt und deren Einhaltung sicher gestellt werden? Woher weiß die Vereinsnutzung am Nachmittag wie viel Kugelstoßvorgänge der Schulsport bereits getätigt hat? Woher weiß
der Verein, der die Anlage abends nutzt, wie viel Weitsprünge der Verein, der die Anlage nachmittags nutzt, schon „verbraucht“ hat. So etwas ist lebensfremd.

Seite 68: „Daher sind für die weitere Planung Lärmschutzwände vorzusehen. Hierbei ist es ausreichend, die Lärmschutzwände entlang der Baugrenzen in den Bereichen der Wohngebäude mit IRW- Überschreitungen zu
positionieren. Die schallabschirmenden Konstruktionen (nördliche Wand 4 m hoch und westliche Wand 3 m hoch in Bezug auf die Straßengradiente…“ Ich möchte mir eine 3 Meter hohe und 75 Meter lange Lärmschutzwand in
einem Einfamilienhausgebiet nicht einmal vorstellen. Was ist mit dem vielgepriesenen dörflichen bzw. Gartenstadtcharakter, der immer von der Gemeinde propagiert wird? Eine lärmintensive Anlage am höchsten Punkt der
Umgebung zu errichten ist nicht durchdacht.Welche Anforderungen (schallabsorbierend, schallreflektierend, welche Gruppe) werden an die Lärmschutzwand gestellt? Wo sind Schallreflexionen in der Untersuchung
berücksichtigt?

103.36

Seite 33: „Der maßgebende Verkehrsstrom ist der Linkseinbieger aus der Zufahrt Robert-Koch-Straße. Für den Linkseinbieger ergibt sich eine mittlere Wartezeit von 6,5 s (QSV A). In 95 % aller
Fälle wird eine Rückstaulänge von 6 m (1 Fahrzeug) für alle ab-/einbiegenden Fahrzeugströmen nicht überschritten. “

103.37

  …   „Für den Linkseinbieger der Zufahrt Robert-Koch-Straße ergibt sich eine mittlere Wartezeit von 8,3 s. Den Einbiegern stehen ausreichend lange Zeitlücken in den übergeordneten Verkehrsströmen zur Verfügung.“ Hier wird
nicht berücksichtigt, dass zum Zwecke der Verkehrssicherheit an diesem Punkt mindestens ein Fußgängerüberweg eingerichtet werden muss. Siehe auch Seite 3 der Untersuchung: - Am Knotenpunkt Schönower
Straße/Robert-Koch-Straße soll im nördlichen Knotenarm eine Überquerungsstelle für den Fußverkehr vorgesehen werden. Das wird zur Folge haben, dass sich die Verkehrsströme langsamer als dargestellt verhalten werden.
Seite 37: „Der Hauptstrom im Fuß- und Radverkehr sollte über den nördlichen Knotenarm der Schönower Straße geführt werden, da sich der südliche Knotenarm in unmittelbarer Nähe zu einem Kurvenbereich befindet. Bleibt
die zulässige Höchstgeschwindigkeit bei 50 km/h (Beispiel 3), ist eine Mitteltrennung (Insel oder Streifen) oder ein Fußgängerüberweg (FGÜ) vorzusehen.“ Wie soll gewährleistet werden, dass der Fuß- und Radverkehr den
nördlichen Knotenarm der Schönower Straße benutzt? Wie soll eine Mitteltrennung realisiert werden?
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Die Schwellenwerte durch Verkehr werden durch Gebäudereflektionen in der Nacht überschritten. Wenn man das schon vorhersagen kann, dann sollte  das im Sinne von lebenswerten Wohnverhältnissen berücksichtigt und
vermieden werden. Wofür gibt es solche Regelungen, wenn sie nicht eingehalten werden? Der Schutz der Menschen wird hier nicht ausreichend berücksichtigt.
Um den Lärmschutz und den Umweltschutz einzuhalten wird die Nutzung der Sportanlage sehr starken Einschränkungen unterliegen z.B.:
- Lärmschutzwände
- Reduzierung des Sportbetriebes ab 20 Uhr
- keine ganztägige Nutzung
- max. 18 Kalendertage für Sportereignisse
- keine Flutlichtanlage
Bei einer derartigen Nutzungseinschränkung sowie im Hinblick auf die erforderlichen architektonischen Zwänge im Straßenbild sollte überlegt werden, ob eine derartige Investition an einem anderen Ort sinnvoller wäre. Als
Planungsziel des Verfahrens wird u.a. folgendes genannt:
- die Vorgabe für die Objektplanung, Gebäude mit maximal 3 Vollgeschossen und der Möglichkeit, technische Anlagen auf dem Dach anzuordnen
Man kann davon ausgehen, dass technische Anlagen auf dem Dach, wie z.B. Rückkühler, Wärmepumpen etc., Schallemissionen verursachen werden. Das Gutachten geht auf solche Aspekte in keiner Weise ein. Die
Auswirkungen auf die Umgebung wurden nicht betrachtet. Die Bebaubarkeit mit technischen Anlagen auf dem Dach ist jedoch eine essentielle Vorgabe als Planungsziel. Hierbei spielen möglicherweise auch andere Themen, wie
z.B. die Möglichkeit einer Dachbegrünung eine Rolle. Bevor das Planungsziel erreicht wird, sind hierbei entsprechende Aussagen zu untersuchen, ansonsten ist dieses Ziel nicht erreicht. Es ist vorstellbar, dass es noch keinen
Planungsstand gibt, der zu untersuchen wäre und daher dieser Aspekt, übrigens in sämtlichen Gutachten, nicht betrachtet wurde. Dann hätte richtigerweise eine hypothetische Untersuchung aller in Frage kommenden
Dachaufbauvarianten durchgeführt werden müssen. Der Lärmaktionsplan für die Gemeinde Panketal wurde aufgestellt, um Lärmbelastungen zu verringern; es wurden sogar nicht kartierungspflichtige Straßen mit
aufgenommen. Die Gemeinde Panketal hat rechtliche Schritte gegen die Genehmigung des dauerhaften Luftrettungsstützpunktes am Klinikum Buch eingeleitet. Dort ist eine höhere Lärmbelastung offenbar nicht gewünscht,
am Lauseberg aber hinnehmbar. Wird hier mit zweierlei Maß gemessen?

103.41

Geotechnischer Untersuchungsbericht - Entwicklung des Schulstandortes „Gymnasium Panketal“
– WILAB Hier ist schon die Überschrift falsch. Das lässt vermuten, dass die Gutachten von der Gemeinde /
dem Kreis weder auf Plausibilität noch fachlich geprüft worden sind, bevor sie veröffentlicht wurden und spricht nicht für professionellen Umgang mit der Aufstellung des B-Planes.
Seite 13: „Aushaltend tragfähige Böden mit mindestens „mittleren“ Lagerungsverhältnissen bzw.
„mittlere“ Baugrundfestigkeiten wurden im Untersuchungsgebiet erst ab Tiefen zwischen ca. 3,0 –
6,0 m erkundet.“ D.h., dass für die Gründung eines nur 3-geschossigen Hochbaus ein Bodenaustausch in hohem Maße notwendig wird, was die Kosten schon im Normalfall in die Höhe treibt; im Trinkwasserschutzgebiet noch
einmal mehr, da hier nicht alle Materialien verwendet werden dürfen. Mit Mehrkosten in welcher Größenordnung ist zu rechnen?
Seite 15: „Bei einer potentiellen Baugrundverbesserung bis 3 m unter Gründungsebene werden, zumindest in den tieferliegenden Grundstücksbereichen, voraussichtlich geschlossene Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich.
Etwaiges Tages- oder Schichtenwasser, im Bereich der höherliegenden Geschiebemergelfläche, kann voraussichtlich durch eine offene Wasserhaltung gefangen werden.“

Da sich das hauptsächliche Baufeld im tieferliegenden Grundstücksbereich befindet, bedeutet das, dass für alle Baukörper eine Wasserhaltung erforderlich sein wird. Das Gutachten gibt keine Hinweise auf das Wie.
Üblicherweise erreicht man so etwas mittels Spundwänden, die in die Tiefe gerammt werden, bei gleichzeitiger Grundwasserabsenkung. Das Gutachten ordnet das Bauvorhaben in den mittleren Schwierigkeitsgrad ein, was auf
erhöhte Baukosten schließen lässt. Ist das Einbringen von Spundwänden im Trinkwasserschutzgebiet erlaubt? Im Bericht ist dazu keine Aussage zu finden, sollte sie aber. Falls nicht, wie wird die geschlossene Wasserhaltung
realisiert und mit welchen Mehrkosten ist zu rechnen? Seite 16: „Im Bereich des Untersuchungsgebietes bestehen, aufgrund der locker gelagerten Sande sowie der überwiegend erkundeten bindigen Böden in geringer
Konsistenz, z. T. ungünstige Baugrundverhältnisse. Die vorgefundenen locker gelagerten Schichten besitzen ein gewisses Setzungs- und Sackungspotential.“
Auch hier deuten sich erhöhte Baukosten an.
Seite 16: „Für Straßen und Wege, sowie für äußerst setzungsunempfindliche Bauwerke mit geringen zulässigen Sohlnormalspannungen (überschläglich σzul < 50 kN/m²) ist unter Nachweis der Gebrauchstauglichkeit eine
Flachgründung möglich.“  Übliche zulässige Sohlnormalspannungen sind 200 bis 250 kN/m². Eine Baugrundverbesserung ist unvermeidlich und mit erhöhten Kosten verbunden. Was ist dabei im Trinkwasserschutzgebiet zu
beachten und welche Mehrkosten entstehen deswegen noch zusätzlich?
Seite 17: Bodenaustausch  sowie intensive Nachverdichtung  Beschrieben wird die Baugrundverbesserung in locker gelagerten nichtbindigen Böden. Wie kann diese Baugrundverbesserung im Trinkwasserschutzgebiet
ausgeführt werden? Der Bericht macht hierzu keine Aussage. Auch im südöstlichen Bereich des Plangebietes stehen nichtbindige Böden an. Wie können diese - im Trinkwasserschutzgebiet - verbessert werden und welche
Mehrkosten sind hierfür einzustellen?
Seite 18: Tiefgründung  Wie kann eine Tiefgründung im Trinkwasserschutzgebiet realisiert werden und welche Mehrkosten sind hierfür einzustellen?

103.40

Seite 79: „Durch den vorhabeninduzierten Verkehr und den zusätzlichen Gebäudereflexionen erhöhen sich vor allem tagsüber die Beurteilungspegel an den betrachteten Immissionsorten. Dabei werden zwar die SOW tags und
nachts überschritten, aber die Schwellenwerte nach 16. BImSchV nur nachts.“
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Seite 31: „Neben den Restflächen aus den vorangegangenen Berechnungen werden auch Rückhaltevolumina für die Ableitung in den öffentlichen Kanal notwendig.“ Das bedeutet ein zusätzliches unterirdisches Bauwerk, das
Zusatzkosten generiert und der versiegelten Fläche zuzurechnen ist. Das zurückgehaltene Regenwasser wird schlussendlich abgeleitet werden und steht der Grundwasserneubildung nicht zur Verfügung.
Seite 40: „Neben den Entwässerungsmaßnahmen ist aufgrund der ungünstigen Gefällesituation auf dem Grundstück damit zu rechnen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sind.“  Das bedeutet ein zusätzliches
unterirdisches Bauwerk, das Zusatzkosten generiert und der versiegelten Fläche zuzurechnen ist. Das zurückgehaltene Regenwasser wird schlussendlich abgeleitet werden und steht der Grundwasserneubildung nicht zur
Verfügung.Um tragfähigen Baugrund zu erreichen, muss die wasserführende Schicht durchstoßen werden. Wie sich die aufkommenden Wassermassen verhalten werden ist kaum vorhersagbar, zudem wird ein
Versiegelungsgrad von 0,8 geplant. Wenn am Lauseberg gebaut wird, dann wird sich der Wasserhaushalt der gesamten Gegend nachhaltig negativ verändern. Die Auswirkungen sind schwer vorhersehbar, die Böden
müssen intensiv nachverdichtet werden. Ökologisch kommt das einer Katastrophe gleich. Das aufkommende Regenwasser kann nicht vollständig auf dem Grundstück versickern. Daher empfiehlt das Gutachten die folgende
Variante: Seite 20: „Daher bleibt als letzte Variante die Ableitung in den Regenwasserkanal. Um eine Überlastung des Kanals zu verhindern sind, entsprechende Maßnahmen zu treffen (siehe Kapitel 4.2.2).“ Seite 40: „Neben
den Entwässerungsmaßnahmen ist aufgrund der ungünstigen Gefällesituation auf dem Grundstück damit zu rechnen, dass Regenwasserpumpwerke zu errichten sind.“ Es werden weitere Bauwerke, wie Pumpwerke erforderlich
werden, die zusätzliche Kosten verursachen. Welche Mehrkosten werden hierfür aufgerufen werden müssen?

Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-
Plan 35P“ - PICON
Seite 5: „… plant der Landkreis Barnim den Neubau eines 5-zügigen Gymnasiums inkl.
Außensportanlagen.“ Hier ist nur eine Außensportanlage für ein Gymnasium erwähnt, keine – deutlich größere – wettkampffähige Sportanlage mit Vereinsnutzung. Welche Aufgabenstellung lag der Stellungnahme
zu Grunde?
Seite 6: „Weiterhin wird im Zielnetz davon ausgegangen, dass die Förderkapazität des Wasserwerkes Zepernick um 50 % erhöht wird, da in vorangegangen Studien festgestellt wurde, dass die Pumpen im WW Zepernick den
geforderten Abgabedruck bei Spitzenabnahme am maximalen Verbrauchstag zukünftig nicht aufbauen können.“ Da von der Gemeinde und vom Eigenbetrieb Panketal stets veröffentlicht wird, dass eine Steigerung der
derzeitigen Wasserförderung nicht möglich ist (für jeden Einwohner durch z.B. das "Sprengverbot" spürbar), ist die fachgutachterliche Stellungnahme für die Beurteilung nicht
heranzuziehen.
Seite 6: „…  repräsentativer Verbrauchstag ...“
Für die Spitzenstunden im Bestandsnetz wurde ein Verbrauchstag aus dem Jahr 2016 angenommen. Für die Abschätzung des Verbrauchs des Gymnasiums werden nur Verbrauchswerte der letzten 5 Jahre herangezogen. Wie
wird sicher gestellt, dass die Verbrauchsdaten auch zusammen passen? Ist in den Verbrauchsdaten für das Barnim-Gymnasium der Verbrauch für den dortigen Sportplatz enthalten? Ist dieser zum Vergleich mit der
geplanten wettkampffähigen Sportanlage mit Vereinsnutzung vergleichbar? Die Bewertung ist gegenüber den tatsächlichen Gegebenheiten zur aktuellen Problematik der Trinkwasserversorgung in Panketal und der
zusätzlichen Belastung der Versorgung von ca. 1000 Personen (Bau Gymnasium) und einer wettkampffähigen Sportanlage mit Vereinsnutzung unrealistisch und unvollständig, damit falsch dargestellt.

Die Betrachtung des Bedarfs an Wasser für den zusätzlichen Sport- und Spielpark für die Vereine fehlt in der Stellungnahme. Damit wird die „Machbarkeit“ der Wasserversorgung unter falschen Voraussetzungen dargestellt.
Nicht untersucht wurde, wie viel Wasserbedarf täglich einschl. Wochenenden für wie viele Menschen (Sporttreibende + Zuschauer) und wieviel Wasser für Pflege-/Gießarbeiten der Plätze/Gebäude erforderlich werden. In der
Verbrauchsabschätzung für das Gymnasium wurden rein rechnerisch nur Schüler/Lehrer/DL zu Grunde gelegt. Es fehlt hier auch der Wasserbedarf zur Pflege der Gebäude und Außenanlagen für den Schulkomplex. Die
Versorgungsprobleme, d.h. die Kapazität des Eigenbetriebs Kommunalservice (Wasserwerk), wurden hier auf Basis Jahr 2016 betrachtet, rechnerisch nachbehandelt, und als ausreichend dargestellt (Einhaltung
Mindestentnahmedruck). Im Gutachten fehlt die Stellungnahme des Eigentrieb Kommunalservice Panketal (Wasserwerk) zur aktuellen Kapazitätsleistung und zukünftigen und unter Betrachtung weiterer „in Bau befindlichen“
Großabnehmer. Die seit mehreren Jahren bestehenden Versorgungsprobleme wurden nicht betrachtet, d.h. nicht einmal erwähnt:
- Wasser wird von Berlin zugekauft – weil nicht genügend gefördert werden kann.
- Der Wasserpreis ist um 60 % in 2024 für die Panketaler Anwohner gestiegen.
- Die Bürger erhalten Briefe zur Aufforderung Wasser zu sparen.
- Die Gemeinde veröffentlicht Anzeigen im Panketalanzeiger/Amtsblatt zur Beachtung der „Wasserampel“.
– Das Wasserwerk (lt. Frau Rinne) informiert im Panketalanzeiger seit Jahren: „Trockenheit und Zuzug haben dazu geführt, dass das Wasserwerk an seine Kapazitätsgrenzen gestoßen ist.“
Auch wurde nicht betrachtet, welche Auswirkung der in Planung angedachte „Reinwasserbehälter“auf die Abnehmer in Zepernick haben wird, wenn dieser Nacht für Nacht mit tausenden von Litern Trinkwasser gefüllt wird.
Muss noch mehr Wasser zugekauft werden, wodurch der Wasserpreis weiter steigen wird? Und – wird das Wasser knapp – werden Drosselungen und weitere Verbote für die Anwohner die Folge sein? Die „Fachgutachterliche
Stellungnahme" ist in Gänze abzulehnen, dieses beruht auf falschen Eingangsbedingungen. Die Berücksichtigung der aktuellen und zukünftigen Probleme der Wasserversorgung und Klimaprobleme in Panketal fehlen inhaltlich.

103.42

103.43

Regenwasserbeseitigungskonzept B-Plan Lauseberg Panketal  - BEV
Seite 21: „Aufgrund der anstehenden, nicht versickerungsfähigen Böden in großen Bereichen des
Plangebietes kann davon ausgegangen werden, dass eine alleinige Versickerung im Plangebiet
nicht möglich ist.“
Das Oberflächenwasser muss in großen Teilen abgeführt werden, die Böden sind für eine vollständige Versickerung nicht geeignet. Die entsprechende Infrastruktur müsste als „Beiwerk“ geschaffen werden. Mit welche
Mehrkosten ist deswegen zu rechnen?
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103.44

04
.0

8.
20

24 im Nachgang zur letzten Bürgerinformationsveranstaltung zum Bebauungsplanvorentwurf 35P „Lauseberg“ möchte ich noch folgende Einwände geltend machen:
1.  Artenschutz
Auf dem Plangelände brüten seit Jahren mehrere Feldlerchenpaare, von denen eines auch in diesem Jahr wieder 3 Jungvögel aufgezogen hat.

104.2

104.3

04
.0

8.
20

24 „Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Missachtung der Beschlüsse der
Gemeindevertretung, alle Ausgleichsmaßnahmen auf dem Plangelände durchzuführen. Dies bedeutet einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima, der irreversibel ist.“

04
.0

8.
20

24 „Ich erhebe Einwand gegen die massive Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P, die immer größere Überbauungsplanung und die damit verbundene Missachtung der Beschlüsse der
Gemeindevertretung, alle Ausgleichsmaßnahmen auf dem Plangelände durchzuführen. Dies bedeutet einen immensen Eingriff in Natur, Umwelt und Klima, der irreversibel ist.“

06
.0

8.
20

24 Wir haben von diesem unsäglichen Bauvorhaben „Lauseberg“/Gymnasium gehört und sind zutiefst entsetzt. Als Panketaler Bürger der unweit dieses geplanten Bauprojekts wohnt, fühlen wir uns verpflichtet Ihnen
mitzuteilen, das unabhängig von Boden-und Wasserschutz der Ort Panketal der immer den Anspruch hielt, den dörflichen Charakter zu bewahren vollkommen aufgegeben haben muss. Es ist zu höchst unverständlich
ein derartiges Bauprojekt an dieser Stelle innerorts zu planen und durchführen zu wollen. Allein die An-und Abfahrtswege von den dort lebenden und in Zukunft lebenden Menschen, kommt einer Vergewaltigung des
Ortes, der Straßen und der gesamten Infrastruktur gleich. Wir hoffen aus vernünftigen Menschenverstand und dementsprechenden umdenken und handeln, diesen Plan nicht weiter zu verfolgen/zu begehen.

104.1

3. Schäden durch Bodenaufbereitung
Für das geplante Bauvorhaben werden im Bodengutachten mehrere Notwendigkeiten der Bodenvor- und Aufbereitung genannt (z. B. Ramm- und Rüttelverfahren), die möglicher Weise zu Gebäudeschäden der anliegenden
Häuser führen können. Ich möchte hiermit schon auf die Haftung des Bauträgers für Schäden an meinem Haus hinweisen, die infolge der Bodenverdichtung und anderer Baumaßnahmen auf dem Plangelände entstehen und
erwarte eine Bestandsaufnahme zur Beweissicherung vor Baubeginn zur späteren Vermeidung von Streitfällen bei Schäden.

105

Bürger/Bürgerin 105

106

Bürger/Bürgerin 106

107

Bürger/Bürgerin 107

Im Zeitraum Mai/ Juni 2024 konnte man das Brutverhalten zweier Feldlerchenpaare und die Aufzucht inkl. Flugübungen der Jungvögel täglich beobachten sowie dem markanten Gesang der Feldlerche lauschen. Dies ist im
Artenschutzgutachten von Dipl. Ing. (FH) Heiko Menz, Ingenieurbüro für faunistische Gutachten, Buchenallee 98d, leider falsch beschrieben. Ich hatte mich bereits persönlich an Herrn Menz gewendet, da sein Büro in
unmittelbarer Nähe des Lausebergs liegt und er die Feldlerchen nebst Jungvögeln direkt hätte beobachten können, jedoch sah Herr Menz sich nicht bemüßigt, dies zu tun, da er sein Gutachten für 2023 erstellt und eingereicht
hätte. Meine Beobachtungen und Videoaufzeichnungen wurden mir auch von mehreren Anwohnern der Robert-Koch-Straße bestätigt, die seit Jahren die Feldlerchen auf dem Lauseberg beobachten. Des Weiteren wird der
Acker des Lausebergs jedes Jahr von Kranichen als Futterstätte genutzt, die sich hier über mehrere Wochen für den Zug in die Winterquartiere stärken. Auch dieser Fakt bleibt im Artenschutzgutachten unerwähnt. Hierzu gibt
es Videoaufzeichnungen der Anwohner in der Robert-Koch-Straße. Der  Kranich und die Feldlerche sind geschützte Arten nach dem Bundesnaturschutzgesetz und der europäischen Vogelschutzrichtlinie und sollten
dahingehend in das Artenschutzgutachten einfließen

Bürger/Bürgerin 104

2. Grundstückswertabsenkung
Wie bereits während der Veranstaltung am 16.07.2024 von einer Anwohnerin in die Diskussion eingebracht, werden durch das Bauvorhaben die angrenzenden Grundstücke wahrscheinlich einen erheblichen Wertverlust
erhalten, besonders durch die Errichtung der Wettkampfsportstätte im verkehrsberuhigten Allgemeinen Wohngebiet mit hohem Grünanteil. Der permanente Lärm, die nahezu Verdopplung des Verkehrs-aufkommens in den
Spitzenzeiten und zu Sportereignissen werden sich negativ auf den Kaufpreis der anliegenden Grundstücke auswirken. Ich möchte daher heute schon auf einen Wertausgleich bei Wertminderung meines Grundstücks hinweisen.

Bereits bestehende Konzepte der Gemeinde Panketal wurden bei der Aufstellung des B-Planes 35 nicht berücksichtigt und außer Acht gelassen. Diese sollten nicht nur auf Papier festgehalten, sondern auch umgesetzt
und eingehalten werden.Meine Einwände / Stellungnahme / Fragen können nicht abschließend sein, da das in der Begründung erwähnte Gutachten zur Befreiung von Verboten nach § 52 WHG, Ing.ges. Prof. Dr. Sieker mbH,
Hoppegarten, Februar 2024 nicht (wie die anderen Gutachten und Berichte) veröffentlicht wurde. Abschließend möchte ich anmerken, dass die Standortentwicklung am Lauseberg dem Grundsatz einer klimagerechten und
biologischen Vielfalt in der Flächenplanung widerspricht. Insbesondere der Grundsatz vom sparsamen Umgang mit Grund und Boden wird verletzt. Die Gemeinde hat schon vor Jahren in diesem Sinne viel sensibler geplant
(z.B. B-Plan Nr. 11). Daran sollte angeknüpft werden. Am Standort sind vielfältige zusätzliche kostenintensive Maßnahmen erforderlich. Das zusätzliche Steuergeld, das am Lauseberg aufgewendet werden müsste, ist an
anderer Stelle bitter nötig.Bitte informieren Sie mich über die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit.



B-Plan 35P "Lauseberg" Hinweise, Anregungen und Einwände während der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit

vom 10.06.2024 - 19.07.2024 (verlängert bis 4.8.2024)
Seite 90 von 108

Lfd. Nr.
St

el
lg

.
vo

m Inhalt
04

.0
8.

20
24 anbei zwei Dateien, die bei der öffentlichen Auslegung Berücksichtigung finden sollen.

Einerseits die Einwände gegen den Vorentwurf und des Weiteren ergänzend den 2. Einspruch gegen geplanten Befreiungen von Verboten durch die Untere Wasserbehörde. Ich weiß, dass Sie sich mit dem zweiten
Dokument bereits beschäftigt haben, aber ich wollte nur noch sicher gehen, dass auch jene Argumente in die Liste finden.

Nachfolgend die Passagen aus dem Schreiben an die Untere Wasserbehörde vom 15.4.2024

108.1.1

Bürger/Bürgerin 108

wie bereits mit dem Schreiben vom 29.12.23 mitgeteilt, erheben viele Panketaler Bürger gravierende Einwände gegen die Möglichkeit der massiven Bebauung des Lausebergs. Leider hat sich der Bürgermeister
Maximilian Wonke bisher nicht dazu bewegen lassen, ein anderes Grundstück, außerhalb des WSG Zone IIIA, als Standort für das Gymnasium zu sondieren und dem Landrat als Alternative vorzuschlagen. Er ließ
u. a. als Begründung für das Nichthandeln verlauten, dass wenn der „Lauseberg“ nicht versiegelt, dann eine andere Fläche versiegelt würde und suggeriert damit alle Flächen in Panketal seien gleichwertig.
Diese Darstellung ist schlichtweg falsch!
Des Weiteren vermitteln sowohl Bürgermeister Maximilian Wonke als auch der Landrat Daniel Kurth den Eindruck, dass die Aufhebung der Verbote durch die Untere Wasserbehörde, lediglich einen lästigen Verwaltungsakt
darstelle, den man bürokratisch nach „Schema F“ abarbeiten müsse. Ein Argument dabei ist, dass auch in anderen Bereichen des WSG in Zepernick bereits positive Bescheide durch die Untere
Wasserbehörde in der Vergangenheit erfolgten.  Allerdings: Bei allen früheren Entscheidungen wurde „darauf  hingewiesen,  dass  es  sich  um  eine  Einzelfallentscheidung  handelt,  welche  nicht  auf  andere  Grundstücke
bzw.  Vorhaben  im  Umfeld  übertragen werden kann.“
Dieses nach Außen getragene Selbstbewusstsein und die Ignoranz den sehr vielen berechtigten Bedenken aufmerksamer Bürger und der Unabhängigkeit Ihrer Behörde gegenüber lassen vermuten, dass die Akteure
einen Automatismus im Vorgehen der Unteren Wasserbehörde vorhersehen und glauben, einen positiven Bescheid durchdrücken zu können. Ansonsten würden sie zwangsläufig einen Plan-B in petto vorhalten,
weil das Gymnasium aufgrund der Zahlen des Schulentwicklungsplanes dringend benötigt wird und schon deshalb ein Plan-B selbstverständlich im Rahmen des Projektmanagements angezeigt wäre.
Offensichtlich hat es zu keinem Zeitpunkt einen Verantwortlichen gegeben, der mindestens ein zusätzliches Vergleichsgrundstück außerhalb des WSG vorgeschlagen hätte; bei anderen Projekten stehen teilweise
über 10 Grundstücke zur Debatte. So zum Beispiel im Falle des Bebauungsplans 30P „Ladestraße – Elbestraße“:

 „Nach  einer  Standortuntersuchung  mit  dem  Vergleich  von  neun  verschiedenen  potenziellen  Schulstandorten  wurde  von  der  Gemeindevertretung  Panketal  auf  der  54. Öffentlichen  Sitzung  am
25.03.2019 der Beschluss gefasst, dass der Standort Nr. 3 an der Elbestraße der Vorzugsstandort für die  Errichtung der Grundschule ist.“ Das wurde bei einem 70-Millionen-Projekt auf einmal anders gehandhabt und innerhalb
von ca. drei Monaten nach der Entscheidung zum Schulbau ein Grundstück den Kreistagsabgeordneten inklusive eines unterschriebenen Kaufvertrages präsentiert. Warum dieses überstürzte und kopflose Handeln? Bei jeder
Fläche außerhalb des WSG, die den Kriterien Flächengröße, wohnortnahe Beschulung (Der Standort „Lauseberg“ fällt bei diesem Kriterium übrigens durch!), Anbindung an ÖPNV und käuflich zu erwerben, entspräche, wäre der
„Lauseberg“ nach Abwägungen durchgefallen. Aber warum ist der „Lauseberg“ nicht mit den anderen Flächen gleichzusetzen?
Eine Beliebigkeit bei der Auswahl von Grundstücken in Panketal liegt nicht vor, weil der „Lauseberg“ z. B. im WSG Zone IIIA über einem Grundwasserleiter (GWL) und lediglich 1.000 Meter von der
Trinkwasserzapfstelle des Wasserwerkes in Zepernick entfernt liegt. Ein Schulbau außerhalb des WSG wäre nicht nur ohne weiteres möglich, sondern aus vielen anderen Erwägungen heraus, würde die Entwicklung
eines Schul- und Sportzentrums in Schwanebeck mit einer großen Wettsportarena mit acht Laufbahnen für den gesamten Kreis Barnim sinnvoller, finanziell kostengünstiger und zukunftsorientierter sein.  Wasser ist dagegen
kein beliebiges Wirtschaftsgut, sondern ein hochwertiges und äußerst sensibles Lebensmittel.  Wasserversorgung ist damit elementare Daseinsvorsorge. Am Lauseberg wird nicht das Allgemeingut Bildung verteidigt, sondern
das Allgemeingut Trinkwasserversorgung und dessen Qualität. Zusätzlich ist der ungleichen Bedeutung der zwei Schutzgüter Rechnung zu tragen: „Dabei bleibt unstrittig, dass es gilt, dem
Grundwasserschutz  und  damit  der  Trinkwasserversorgung  als Daseinsvorsorge in ausreichendem Maße Vorrang vor anderen Ansprüchen  einzuräumen, selbst, wenn diese (wie hier Sport, Spiel und Erholung) ebenfalls  dem
Allgemeinwohl dienen.“ Quelle:  Auszug „Entscheidung  zum  Vorhaben  im  Wasserschutzgebiet  RegNr  EWSG-SIV-Za-2/18W“
Anmerkung Verwaltung: Abbildung zur Lage des WSG im Gemeindegebiet.
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Die Besonderheiten und Bedeutung des Lausebergs innerhalb des WSG Zone IIIA:
Im Gegensatz zu den immer wieder als Vergleich herangezogenen Bauvorhaben (Bebauungsplan 30P „Ladestraße - Elbestraße und Bebauungsplan“ und Nr. 5P „Sport- und Spielpark Straße der Jugend“) unterscheidet sich der
„Lauseberg“ im Wesentlichen in seiner Dimension und der Fläche, die neu versiegelt werden soll, aber auch in der Bedeutung als Versickerungsfläche/Grundwasserneubildung, seiner
Auswirkung als Kaltluftentstehungszone für das Mikroklima für den nordwestlichen Ortsteil Zepernicks und seiner Funktion als „Wasserlieferant“ für das bedeutende Biotop und den Lehrgarten „Robert-Koch-Park“,
der ohne das Schichtenwasser des „Lausebergs“ trocken laufen würde. Durch den Bau einer zusätzlich geplanten Wettkampfarena auf dem „Lauseberg“, würde dieses Kleinod nach über 60 Jahren verschwinden.
Zudem: In den anderen als Beispiel vorgebrachten Fällen beabsichtigte die Gemeinde, durch ein verbessertes Planungsrecht für eine bereits in Teilen vorhandene Bebauung weitere Nutzungsmöglichkeiten für die Allgemeinheit
zu erschließen. Dies trifft für den „jungfräulichen“ Lauseberg nicht zu. Des Weiteren waren die beiden zum Vergleich herangezogenen Flächen bereits vorher als Baugebiet im FNP ausgezeichnet.  Anmerkugn der Verwaltung:
Abbildung Landschaftsrahmenplan, Entwicklungsziele und Maßnahmen (Stand 13.09.2018). Der „Lauseberg“ ist dagegen als landwirtschaftliche Fläche festgesetzt, auf der seit 2018 teilweise die Entwicklung von strukturreichen
Laubmischwäldern, Waldumbau und Waldrandentwicklung erfolgen sollte (!!!) und die nun stattdessen proaktiv in ein Baugebiet umgewandelt werden müsste. Diesen Frevel gilt es unter allen Umständen zu verhindern und auch
für die Zukunft auszuschließen.
Trinkwasserschutzgebiet Zone IIIA: Auch der Lauseberg wurde 2012 als Bestandteil des Trinkwasserschutzgebietes festgelegt, um die Wasserversorgung der Panketaler zu sichern. Das ausgewiesene Wasserschutzgebiet
umfasst den OT Zepernick und man muss konstatieren, dass es das gesamte Zentrum betrifft. Ein erheblicher Teil ist bereits bebaut und versiegelt. Wie viel Versiegelung soll noch erfolgen? Man muss doch vorwegnehmen
können, dass in den nächsten Jahren zusätzlich weitere Versiegelungen innerhalb privater Grundstücke im Wasserschutzgebiet stattfinden werden. Dieses wird die Gemeinde, Stand jetzt, auch juristisch nicht verhindern
können, auch wenn man laut IGEK2040 (Integriertes Gemeindeentwicklungskonzept Panketal), das als Konzept und Entscheidungshilfe seit 2024 gilt, die Bebauung eingrenzen soll. Aus diesem Umstand ergibt sich eine
besondere Verantwortung für den öffentlichen Bauträger:  Öffentliches Bauen im Wasserschutzgebiet muss möglichst unterbleiben!
Die Dimension: Der Landkreis plant also, in Zusammenarbeit mit der Gemeinde, eine Versickerungsfläche von über 80.000 qm (> 8 ha/11 Fußballfelder/ca. 160 Häuser) in einem bestehenden Trinkwasserschutz-
gebiet zu bebauen und bis zu 70 % zu versiegeln (GRZ: Grundflächenzahl von 0,7 geplant). Auch rein optisch erhält man durch den Bebauungsplan eine ungefähre Vorstellung, was maximal möglich und im Nachhinein kaum
mehr zu verhindern wäre. Die Grün- und Freiflächen sind auf ein Minimum geschrumpft Ein Ausgleich der Neuversieglung, durch den Schulneubau und Wettkampfarena hervorgerufen, ist Vorort NICHT möglich. Die
Versiegelung und Verdichtung auf so einer großen Fläche wird zwangsläufig einen Einfluss auf das Schichten-, Grundwasser und den GWL haben.  Der folgenreiche Niveau- bzw. Höhenunterschied von fast neun Metern ist
leider nicht erkennbar, aber im Vermessungsplan gut herauslesbar. Gut sichtbar ist dagegen die Fläche, auf der man Artefakte aus der Bronzezeit vermutet (braune Linie). Anmerkung er Verwaltung - Abbildung Auszug
Planzeichnung Bebauungsplanentwurf.
Die Wertigkeit des „Lausebergs“: Das Wasserschutzgebiet Zone IIIA ist allerdings nicht homogen in seiner Qualität, d. h. die Wertigkeit in dem Sinne, wie es zur Erhaltung oder Reinigung des Grundwassers beiträgt,
ist unterschiedlich bewertet, von „sehr gering“ bis „sehr hoch“. In diesem Punkt ist Lausebergs Qualität dahingehend von den Sachverständigen als „hoch“ eingeschätzt worden und verdient daher einen besonderen Schutz:„Die
Wasserneubildung  lässt  sich  anhand  der  Bodenart,  der  jährlichen  Niederschlagsmenge sowie der Vegetationsstruktur  bestimmen.  Hohe  Grundwasserneubildungsraten  lassen  sich  auf  Flächen  mit durchlässigen
Substraten und geringem Pflanzenbewuchs feststellen.“  Anmerkung Verwaltung Abbildung - Flächennutzungsplan Panketal_Karte4_Wasser  „Die Naturhaushaltsfunktion Abflussregulation beschreibt die Fähigkeit eines
Untersuchungsraumes, den unmittelbaren  Abfluss  von  Niederschlagswasser  in  Oberflächengewässer  zu  verringern  und  somit die Gefahr von Hochwasser und Erosion zu verringern. Kriterien hierfür sind die Art der
Bodenbedeckung, die  Hangneigung sowie die Fähigkeit des Bodens Wasser aufzunehmen und zu speichern.“ Eine Verwässerung des Wasserschutzgebietes IIIA oder ermischung/Gleichsetzung mit WSG Zone IIIB, die durch
den Bürgermeister und andere Befürworter des Projektes versucht werden, sind politisch motiviert und grob populistisch angelegt und dienen lediglich dazu, die Bürger und deren Vertreter mit falschen Tatsachenbehauptungen
zu verunsichern. Aus den oben genannten und ersichtlichen Gründen treffen diese Behauptungen nicht zu und sollten jedem Entscheider bewusst machen, wie wichtig und verletzlich dieser Bereich am „Lauseberg“ für das
gesamte WSG ist.
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 Die Folgen der massiven Flächenversieglung: Die geplante Flächenversieglung entzieht uns nicht nur unser Trinkwasser, sondern verhindert auch das Versickern auf über ca. 56.000 qm (70 % Flächenversiegelung geplant), d.
h. besonders bei Starkregenereignissen sind Überschwemmungen vorprogrammiert! Insbesondere im Südosten des Geltungsbereichs (erste Ergebnisse der Starkregengefahrenkarte zeigen den kritischen Bereich Ecke
Schönower Straße / Robert – Koch-Straße) erwarten die Experten bei Starkregenereignissen schon vor der Versiegelung eine Wassersäule von bis zu einem Meter!  Quelle: Umweltbericht zum Flächennutzungsplan Panketal, 1.
und 2. Änderung, Stand 11.05.2023, S. 43 Das Prinzip der Schwammstadt haben sich alle Fraktionen auf die Fahne geschrieben, nur halt beim „Lauseberg“ kurz die Funktionsweise des Prinzips „vergessen“. Die natürliche
Versickerung würde durch die Versiegelung nahezu verhindert werden; dies mit technischen Mitteln auszugleichen wäre selbstverständlich eine Notwendigkeit, erscheint allerdings an diesem Ort schwierig umsetzbar, da die
Flächen für diese Maßnahmen zu klein sind und die Gefällelage Maßnahmen erschweren wird: Bebauungsplangebiet „Lauseberg“: „Der Umgang mit Regenwasser ist problematisch. Die Nutzung des  Kleingewässers im
Heidewäldchen ist nach Einschätzung des Büros nicht möglich. Ein Anschluss an das  bestehende Regenwasserkanalnetz ist grundsätzlich nicht möglich.“
Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ – Entwässerungskonzept: Die Entwässerungssituation im Plangebiet ist schwierig. Eine Versickerung ist aufgrund der Bodenverhältnisse nur stellenweise (insbesondere im Südosten des
Geltungsbereichs) möglich und auch der Einsatz von Rigolen ist aufgrund des hohen Grundwasserstandes problematisch. Quelle: Bebauungsplan Nr. 35P „Lauseberg“ – Fassung Vorentwurf als Grundlage für das Scoping-
Verfahren Gemeinde Panketal Jeder Tropfen Niederschlag zählt: Das Wasserwerk ist mit der Versorgung von derzeit fast 22.000 Einwohnern bereits seit 2013 überlastet, da seine Kapazität auf ca. 18.000 Einwohner ausgelegt
ist. Der Stand des tieferen Grundwassers nimmt seit Jahrzehnten ab. Das IGEK Panketal 2040 weist darauf deutlich unter Punkt 4.3 (Technische Infrastruktur Trinkwasserversorgung) hin: „Die Entnahmemengen des
Wasserwerkes Zepernick im Gemeindegebiet decken aktuell nicht den Bedarf.  Panketal kauft daher der Hauptstadt Berlin Trinkwasser ab.“

Tendenziell wird Berlin kein Wasser mehr liefern können, da auch dort die Wasserknappheit zunimmt. Das IGEK Panketal 2040 weist auch darauf deutlich im Punkt 4.3 (Technische Infrastruktur Trinkwasserversorgung) hin:
„Die  klimawandelbedingte  Zunahme  von  Trockenperioden  wird  diese  Herausforderung  verschärfen.  Es  liegen zudem Prognosen vor, dass auch das Land Berlin zukünftig von Wasserknappheit betroffen ist und  damit als
Wasserlieferant Panketal ggf. nicht mehr zur Verfügung steht.“ Die Gemeinde verhängt immer neue Auflagen für die Bürger, wie Sprengverbot in den Sommermonaten,
Verbot für das Auffüllen von Swimmingpools bei gelber oder sogar die Reduktion der häuslichen Trinkwasserentnahme in der Zeit von 18:00 bis 21:00 bei roter Ampel etc. (Quelle: Panketaler Wasserampel)
Trotz Zwischenlösungen, wie Einschränkung der Bürger oder Notlösungen via Erbauung von Frischwasserzwischenspeichern wird erst in 20 Jahren durch ein neues Wasserwerk ggf. Abhilfe geschaffen werden können, so die
Aussage der Werksleiterin des Eigenbetriebes Panketal, Frau Rinne. Frau Rinne ist dermaßen besorgt, dass Sie sich aus Verzweiflung genötigt sieht, sogar den Verbrauch von Haushalten bzgl. Gartenbewässerung zu
kontrollieren und jene Bürger persönlich anzuschreiben, die überdurchschnittlichen Verbrauch aufweisen, um diese zur sparsamen Wassernutzung anzuhalten.
Eine aktuelle Stellungnahme der Werksleiterin vom 15. März 2024 (Bauvorhaben von Wohnungen in Panketal) besagt eindeutig: „für weitere Bauvorhaben in Panketal ist die Erschließung Wasser und Schmutzwasser nicht
gesichert. Die  Kapazitäten sind erschöpft.“ IGEK Panketal 2040, S. 123: Gemäß wasserrechtlicher Bewilligung für das Wasserwerk Zepernick dürfen  erzeit 1,2 Mio. m³ im Jahr gefördert werden. Durch die derzeitigen Einwohner
ist dieses Fördervolumen  unter dem aktuellen Nutzerverhalten bereits zu 94% ausgeschöpft. „Hier  ist  noch  nicht berücksichtigt:  220  Wohnungen  Eichenring,  Wohnungen  in  der  Neckarstraße,  15  Einfamilienhäuser in der
Rigistraße, Schule in der Elbestraße und Schule am Lauseberg.“ IGEK Panketal 2040, S. 124: Die  Gemeindevertretung  hat  den  Bürgermeister  mit  der  PV-55-2020-3
beauftragt,  gemeinsam  mit  dem  Eigenbetrieb  Kommunalservice  Panketal  und  der  AG  Wasser  auf  der  Grundlage  des  Siedlungsszenarios  2 „moderat  im  Bestand“ ein „Gesamtkonzept  Trinkwasser  und
Schmutzwasser“ aufzustellen. „Dieses liegt noch nicht vor.“ Fakt ist, dass die kritische Bevölkerungszahl von 18.000 bereits 2003 überschritten wurde und die notwendigen Vorbereitungen zum Bau eines Wasserwerkes vor
einem Vierteljahrhundert hätten beginnen müssen.
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Erhalt und Entwicklung von Kaltluftentstehungsgebieten und –leitbahnen
Im Rahmen der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege gibt das BNatSchG bezüglich des Schutzgutes Klima/Lufthygiene folgende allgemeine Regelungen vor: „Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere  Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; dies  gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer
oder  klimatischer Wirkung  wie  Frisch-  und  Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen;...“ (§ 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG). Des Weiteren gibt für das Instrument „Landschaftsplan“ das BbgNatSchAG folgende
Vorgaben: „In  Landschafts-  und Grünordnungsplänen  nach  Absatz  1  sind für  den  besiedelten  wie für  den  unbesiedelten  Bereich  unter  besonderer Berücksichtigung  der  Pflichten  nach  §  15  Absatz  2  des
Bundesnaturschutzgesetzes  die  Zweckbestimmung  von  Flächen  sowie  Schutz-,  Pflege-  und  Entwicklungsmaßnahmen  darzustellen  und  zwar  insbesondere für  Freiflächen,  die  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung des
örtlichen Klimas von Bedeutung sind;...“ (§ 5 Abs. 2 Nr.2 BbgNatSchAG). Im Landschaftsplan Panketal von 2019 kann man unter den Entwicklungszielen, neben „Erhöhung der
Grundwasserneubildung“ und „Schutzes des Grundwassers“ auch „- Erhaltung bzw. Entwicklung der Funktionsfähigkeit klimatisch bedeutsamer Landschaftsräume“ lesen.  Kaltluft entsteht nachts über natürlichen bzw.
naturnahen Oberflächen durch Abstrahlung von Wärme. Dieser Prozess ist über Flächen mit niedriger Vegetation am effektivsten (z. B. über Grünland, Acker-, Brach- und Gartenland).   Anmerkung der Verwaltung: Abbuildung -
Lage der Vorhabenfläche im Siedlungsgebiet. Kaltluft ist die geländeklimatisch wichtigste Erscheinung am Lauseberg, da sie den überwärmten Siedlungskörper des Nachts abkühlt und überwiegend nnbelastete Frischluft über
die Kaltluftleitbahnen (Schönower Straße, Buchenallee, Liebknecht Str., Bebelstraße und Menzelstr.) liefert.  Durch die Bebauung entstände aus dem größten zusammenhängendem Kaltluftentstehungsgebiet ein weiteres
Warmluftentstehungsgebiet mit negativer klimatischer Wirkung für Tausende Bewohner. Die Gemeinde sollte dieses Potenzial des Lausebergs als Kaltluftentstehungsgebiet erhalten und ausbauen sowie der Kaltluft den Weg in
thermische Belastungsgebiete im Sinne eines klimagerechten Flächenmanagements freihalten und nicht endgültig zerstören.

Die Bebauung des Lausebergs gefährdet das Biotop „Robert-Koch-Park“
Der „Robert-Koch-Park“ ist erst 2021 in den Grünordnungsplan (Nr. 1P) als öffentliche Grünfläche aufgenommen worden mit folgendem Ziel und Zweck: „Der Park soll auch künftig der Öffentlichkeit frei zugänglich sein und der
Naherholung dienen.  Ziel des Grünordnungsplanes ist daher die langfristige Sicherung und ökologische Aufwertung des Robert-Koch-Parks durch die Festsetzung als öffentliche Grünflache mit den Zweckbestimmungen
„Parkanlage"  und "Spielplatz".  Zudem soll das vorhandene Kleingewässer als ein Feuchtbiotop erhalten, gepflegt und entwickelt werden.  Die Funktion als Retentionsbereich für Niederschlagswasser soll weiterbestehen.“ Durch
die Bebauung werden diese Ziele, das Kleingewässer zu erhalten und das Feuchtbiotop zu entwickeln, unerreichbar.  Anmerkung der Verwaltung: Abbildung - Lage und Foto Teich im Robert-Koch-Park. Ein Mitglied des „Robert-
Koch-Park-Vereins“, der seit über 30 Jahren die Veränderungen im Park beobachtet, sendete uns folgende Stellungnahme: „Der Robert-Koch-Park ist der schönste und vielfältigste Park in Panketal. Er geht auf eine Anlage
zurück, die seit 1961 besteht. Ein wichtiges Element des Parks ist neben seinem bemerkenswerten  Baumbestand auch ein natürliches Kleingewässer, das seit mindestens dem 18. Jahrhundert  nachweislich kartiert wird. Der
Baumbestand  und  insbesondere  das  Kleingewässer  sind  bei  einer  Bebauung  des  Lausebergs  unmittelbar gefährdet. Ursprünglich floss hier ein kleiner wasserführender Bach zur Panke. Der westliche  Zufluss existiert
leider infolge der Bebauung an der Westseite der Bebelstraße nicht mehr (womit erneut  verdeutlicht  wird,  wie  Aussagen  in  Gutachten,  dass  Baumaßnahmen  hätten „nur  einen  marginalen  Einfluss  auf  das
Strömungsverhalten  im  Grundwasserleiter  und  beeinträchtigten  den  Trink-  und  Grundwasserschutz dadurch nur geringfügig“, zu bewerten sind!). Gegenwärtig  ist  die  einzige  Wasserzufuhr  für  den  Park  und  das
Kleingewässer  nur  durch  das  Schichtenwasser des in unmittelbarer Nähe (150 m) liegenden Lausebergs gegeben. Dass das so ist, kann  man  am  Wasserstand  des  Teiches  direkt  beobachten,  der  jeweils  1-2  Wochen
nach  einem  kräftigen  Regenfall ansteigt. Eine  Bebauung  des  Lausebergs  würde  die  hydrologischen  Verhältnisse  der  Umgebung  und  damit  das  Erscheinungsbild des Robert-Koch-Parks grundlegend ändern.“ Beim
natürlichen Kleingewässer im Robert-Koch-Park handelt es sich ausdrücklich NICHT um einen künstlich angelegten Teich, der erst 1967/68 im Zuge einer gestalterischen Aufwertung des ehemaligen Lehr- und Schaugartens
angelegt wurde, wie es im Hydrogeologischen und gewässerökologischen Gutachten von 2020 fälschlicherweise heißt! Es ist uns bewusst, dass das Grundwassersystem ein hochsensitives System ist, man Abhängigkeiten nicht
gleich vermutet und dass das Grundwasser/Schichtenwasser gar nicht so tief verborgen ist. Die Versieglung des Lausebergs, und damit der Ausfall des Schichtenwassers, hätte fatale Folgen für den Robert-Koch-Park, dessen
Kleingewässer sich nun mehr hauptsächlich über das Schichtenwasser nährt: Anmerkung der Verwaltung - Abbildung Hydrogeologisches Ost-West-Profil durch das Untersuchungsgebiet (LBGR 2019) „Auch der Robert-Koch-
Park liegt nach Ausräumung der Grundmoräne in einer lokalen Schmelzwasserrinne.  Im  Bereich  dieser  lokalen  Schmelzwasserrinne  (Ablagerungen  aus  Feinsand)  liegt  das  Vorkommen  des  weitgehend  unbedeckten
und  freien  Grundwasserleiters  GWL  1.2  oberflächennah  (1,0  -  1,5  m  unter  Gelände) mit Grundwasserhöhen von etwa 60 - 61 m NHN. Der GWL 1.2 erreicht hier eine durchschnittliche Mächtigkeit  von  ca.  8  -  10  m.
Bedingt  durch  die  oberflächig  anstehende  Wechsellagerungen  von  wasserführenden  (Fein-  und  Mittelsande)  und  -stauenden  Schichten  (Geschiebelehm)  besteht  in  Abhängigkeit von Jahreszeit und Niederschlag
(insbesondere im Frühjahr) ein lokaler Schichtwasserzustrom  in den Teich. Für das Gebiet nördlich des Parks nahe der Robert-Koch-Straße wurden Schichtwasserstände -  entsprechend  der  wechselnden  Schichtung  des
Untergrundes  -  von  maximal  0,8  bis  1,0  m  unter  Geländeoberkante prognostiziert (vgl. HENKEL 1997). „ In einem durch die Gemeinde Panketal in Auftrag gegebenen Konzept, das durch das Projektionsbüro Prof. Dr.
Volker Rudolph im Jahre 1996 erstellt wurde, kann man unter Punkt 4, Hydrologie, lesen: „Das Gebiet am Lauseberg ist gegen flächenhaftes Eindringen von Schadstoffen in den 1 Grundwasserleiter  (Weichsel  1  n  -  1  v)
ungeschützt.  Es  liegt  ein  schwebender  Grundwasserleiter  mit  saisonaler Wasserführung vor. Dieser verläuft am Lauseberg auf Weichsel 1 -Geschiebemergel, der mit einer Mächtigkeit zwischen  0 und 1 m durch Sande
überdeckt ist („Schichtenwasser"). Aufgrund des Reliefs und der Hydroisohypsen gehört der Park zum tiefstgelegenen Teil des Teilentwässerungsgebietes 2 von Zepernick (Karten 2 und 3) und besitzt eine wichtige
Retentionsfunktion bei der Entwässerung des östlichen Lausebergteiles und des sich südöstlich bis an  den Bahndamm anschließenden Siedlungsteiles. Der erste unbedeckte Grundwasserleiter wird hier zwischen 61m und 60
m NN ausgewiesen, die Höhe  der GOK mit ca. 61 m NN. Der  Kartenausschnitt  (Karte  6)  von  1870/71  zu  den  Bodenprofilen  zeigt,  daß  das  Gelände  des  Robert-Koch-Parkes  als  humose  Enklave  innerhalb  eines
Sandbodenbandes,  welches  wiederum  nördlich  (Lauseberg)  und  südlich  von  Geschiebemergelkuppen  begrenzt  wird.  Das Gebiet  besitzt  entscheidende  Bedeutung als Retentionsraum für die Entwässerung.“ Das
Schichtenwasser des Lausebergs hat auf dem Weg zu Panke mehrere Wochen Zeit, auch über das Biotop und Kleingewässer im Robert-Koch-Park sowohl zur Bewässerung der Bäume als auch zur Grundwasserneubildung
beizutragen. Diese natürlichen Funktionen könnten auch über ein mögliches direktes Auffangen des Niederschlagswassers NICHT ersetzt werden und der Park würde damit seine schützenswerte Rolle als Naturrückzugsgebiet
für immer verlieren würde. Welche Ersatzmaßnahmen könnten diesen Verlust jemals heilen? Ihre Behörde hat in einer Stellungnahme (Registriernummer: ST-S IV-Za-27/15) vom 09. Juni 2015 die Nutzung einer Komposttoilette
im Robert-Koch-Park im Sinne des Schutzzweckes im WSG Zone IIIA als unzulässig bewertet und auf die Vorbildwirkung (Gemeindegrundstück) ausdrücklich hingewiesen.  Dieser Beurteilung der besonderen Verantwortung und
Vorbildfunktion der Gemeinde/Verwaltung gegenüber den Bürgern und damit mit gutem Beispiel voranzugehen, schließen wir uns ausdrücklich an
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108.1.6

108.1.7

Biotopverbund/-vernetzung
Aus dem Landschaftsplänen von 1996 und von 2019 geht hervor: „Die  vorhandenen  Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert werden.“ Wikipedia gibt folgende
Kurzdefinition: „Der  Biotopverbund  oder  die  Biotopvernetzung  ist  die  Schaffung  eines  Netzes  von  (Einzel-)Biotopen,  welches  das  Überleben  von  Arten  sichert.  Der  Biotopverbund  ist  gegeben,  wenn  ein
funktionaler  Kontakt zwischen Biotopen (Lebensräumen) besteht,  der  eine  Vernetzung  zwischen  Populationen  von  Organismen ermöglicht. Er funktioniert dann, wenn  die  zwischen  gleichartigen  Lebensräumen  liegende
Fläche für Organismen überwindbar ist, oder durch  Prozesse  wie  den  Transport  durch  Weidetiere  überbrückt  wird,  so  dass  ein  beidseitiger  Individuenaustausch möglich ist.“   Zu diesem Zwecke ist 2002 im
Bebauungsplan Nr. 11 „Wohnsiedlung Schlüterstrasse – Buchenallee“ ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der „Rieselfelder“ durch die neue
Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden werden.  Anmerkung der Verwaltung -Abbuldung Planzeichnung B-PLan Nr. 11 und FNP Ausschnitte mit Darstellung
GRünzug. Der „Grünzug“ verbindet über den Lauseberg Biotope. Wenn das Bauprojekt tatsächlich in der geplanten Form umgesetzt würde, wäre der Biotopverbund unterbrochen.

Zusammenfassend können wir festhalten, dass
1. die Wasserversorgung eine elementare Daseinsvorsorge darstellt.
2. der Wasserschutz über dem Schutz der Güter Sport, Erholung, aber auch Bildung steht.
3. das Wohl der Allgemeinheit bzgl. Bildung in diesem Fall NICHT betroffen ist, weil es genügend Alternativflächen außerhalb des WSG Zone IIIA in Panketal gibt, die die wohnortnahe Beschulung garantieren.
4. die Gemeinde eine Vorbildfunktion inne hat und jedwede Versiegelungen im WSG vermeiden sollte.
5. das Areal als landwirtschaftliche Fläche im FNP gekennzeichnet ist, auf der seit 2018 geplant ist, auf einer Teilfläche die Entwicklung von strukturreichen Laubmischwäldern, Waldumbau und Waldrandentwicklung
voranzutreiben.
6. die Dimension der „jungfräulichen“ Fläche am Lauseberg mit keiner anderen Fläche innerhalb des WSG gleichzusetzen ist.
7. die Bedeutung des Lausebergs für den Wasserschutz unvergleichlich höher als bei den anderen o.g. Flächen (Bebauungspläne 30P und 5P) ist.
8. der Bau der Wettkampfsportarena die Vernichtung des Biotops „Robert-Koch-Park“ bedeuten würde.
9. das schiere Ausmaß der Versieglung eine radikal andere Dimension der Zerstörung und Gefahrenquelle für die Natur und die Grundwasserleiter darstellt, als die bereits bewilligten Bauprojekte.
10. das Projekt eine fatale Auswirkung auf das Mikroklima für viele Tausend Menschen hat, da im Falle der Projektumsetzung auf diesem mächtigen Areal aus einer Kaltluftentstehungszone eine Warmluftentstehungszone
entstände.
11. der Biotopverbund die Biotope LSG „Westbarnim“ über den Lauseberg mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ unterbrochen werden würde.
12. die geplante Wettkampfsportarena mit 400 m Tartanbahn, zzgl. 100 m Kurzstreckenlaufbahn und möglicherweise einer Kunstrasen-Innenspielfläche zu einer unvermeidbaren Kontaminierung des Trinkwassers mit
Mikroplastik bzw. Nanoplastik (neben anderen Schadstoffen) führt (wie ausgeführt im Schreiben vom 29.12.23).

 „Die Erteilung einer Ausnahmezulassung/Befreiung von Verboten im Wasserschutzgebiet setzt zwingend  voraus, dass die Möglichkeit der Grundwasserschädigung mit so hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen
werden kann, dass die Verhinderung von Schäden der Unmöglichkeit nahekommt.“  [aus Urteil VGH Kassel vom 13.02.1984 (VIII OE 100/82)]

Wir bitten Ihre Behörde dringend, bei der Abwägung der vom Bauträger vorgeschlagenen (vom Gesetzgeber geforderten) Ausgleichsmaßnahmen und technischen Umsetzungsmöglichkeiten für das Bauprojekt 35P, unsere
ausführliche Darlegung der Fakten, zu erwartenden Schwierigkeiten und fatalen Folgen für Mensch und Natur zu berücksichtigen und eingehend zu prüfen, ob die vorgeschlagenen Kompensationsmaßnahmen ausreichend
positive Auswirkungen auf den zu erwartenden immensen Schaden Vorort haben könnten. Wir appellieren an Sie als entscheidende Behörde, aufgrund der ausführlich beschriebenen negativen
Situation im Falle einer Bebauung des Lausebergs, keine Befreiung von Verboten der „Verordnung der Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick“ auf der Fläche des „Lausebergs“ zuzulassen.
Wir rufen Sie auf, den vollständigen Schutz des WSG auf dem Lauseberg mit Nachdruck zu erhalten. Eine Stellungnahme zu unseren Einsprüchen ist ausdrücklich erwünscht.

Anmerkung der Verwaltung: Nachfolgend die weiteren Hinweise zum Bebauungsplanvorentwurf.

alle vorgebrachten Machbarkeitsgutachten enthalten Fehlannahmen und/oder berücksichtigen wichtige
Umstände nicht.   In dieser Stellungnahme möchte ich vorwiegend auf das Bodengutachten (Geotechnischer Untersuchungsbericht) der Firma WILAB vom 04.03.2022 eingehen und darstellen, dass das Gutachten sowohl
nicht aussagekräftig ist als auch unrealistische Vorschläge unterbreitet, um in die nächste Phase des Verfahrens einzusteigen.
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108.4

Der Auftrag war eine Baugrunduntersuchung und Gründungsberatung durchzuführen. Beide Auftragsvorgaben konnten von Beginn an nicht hinreichend erfüllt werden, da wichtige Informationen dem Gutachter nicht
vorlagen:
1. Das konkrete Bauvorhaben und seine physikalische Ausdehnung und damit tatsächliche Auswirkung auf den Baugrund ist dem Gutachter unbekannt.
2. Die Stellungnahme der unteren Wasserschutzbehörde bzgl. Befreiungen von bestimmten Verboten und damit eventuelle einhergehenden Einschränkungen bzgl. Baugrundaufbereitung lag nicht vor.
Aus diesen Gründen bewegt er sich lediglich im Ungefähren und damit sind die Ergebnisse tatsächlich nicht ausreichend. (s. 5.3 Gründung: „Aussagen sowie Empfehlungen zu den erforderlichen Gründungsmaßnahmen können
vorab nur sehr eingeschränkt gemacht werden. Für eine detaillierte Gründungsbetrachtung und entsprechende Empfehlungen, müssen weiterführende Angaben zur Bebauung vorliegen. Speziell die Belastungssituation und
Geometrischen Randbedingungen des/der zu errichtenden Gebäude(s) sind für eine Gründungsbeurteilung vorzulegen.“)
Ich erhebe daher einen grundsätzlichen Einwand gegen das veraltete Gutachten und fordere eine erneute Beauftragung zur Erstellung eines neuen und aussagekräftigen Geotechnischen Untersuchungsberichtes, der das
tatsächliche Bauvorhaben (die genauen Pläne liegen vor) und die Vorgaben der Unteren Wasserbehörde berücksichtigt. Alsdann erhebe ich Einspruch gegen den Schulbau in diesem Plangebiet an sich, weil die Umsetzung
unnötige erhebliche Mehrkosten (plus von min. 20 Mio. Euro) verursachen würde, die an einem Alternativstandort nicht anfallen würden und damit einen Verstoß gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
nach § 7 LHO darstellt.

Begründung und weitere inhaltliche Einwände
In dem Gutachten wird unter Punkt 2.3 Besonderheiten richtig dargelegt:„Das gesamte Untersuchungsgebiet befindet sich in Hanglage. Speziell zwischen den Bohrstellen BS16 (69,79 m NHN) und BS1 (62,14 m NHN) fällt das
Untersuchungsgebiet östlicher Richtung stark ab.“

108.2

Unter 5.1 Bauwerkseinordnung lesen wir: „Die geplante Bauaufgabe wird aufgrund der vorgefundenen Baugrund- und Grundwassersituation zunächst in die Geotechnische Kategorie 2 eingeordnet.“ Zunächst“ in die
Geotechnische Kategorie 2 eingeordnet bedeutet, es könnte auch unter Umständen in die Geotechnische Kategorie 3 eingeordnet werden und die Kostenspirale dreht sich weiter. Kategorie 2 bedeutet auch, dass weitere
Kompetenz herangezogen und vermutlich weitere Gutachten erforderlich würden: „Das Bauwerk erfordert nach DIN EN 1997 und DIN 1054 eine ingenieurmäßige Bearbeitung und einen rechnerischen Nachweis der
Standsicherheit und der Gebrauchstauglichkeit auf der Grundlage von geotechnischen Kenntnissen und Erfahrungen. Außerdem ist ein geotechnischer Entwurfsbericht mit Angaben zu Entwurf, Berechnung und Bemessung zu
verfassen. Weitere geotechnische Berichte können im Laufe der Bauausführung erforderlich werden. Zur Erstellung des geotechnischen Entwurfsberichtes ist Sachkunde und Erfahrung auf dem Gebiet der Geotechnik
erforderlich, siehe DIN 1054 Abschnitt 4.1 (1).“ Mit anderen Worten, es wird darauf hingewiesen, dass dieses Gutachten der eigentlichen Aufgabenstellung nicht gerecht werden kann! Welchen Wert hat dieses Gutachten dann?
Welchen Mehrwert kann man daraus schöpfen?

108.3

Die Aussage ist nicht falsch, allerdings verheimlicht sie, dass der Bohrpunkt BS 1 nicht wirklich den tiefsten Punkt darstellt und „vernebelt“ ein wenig, dass das Untersuchungsgebiet ebenfalls in alle anderen Richtungen abfällt,
z.B. stark in südliche Richtung. In ca. 100 m Entfernung vom Lauseberg befindet sich der Robert-Koch-Park (näher als BS 1) und der liegt ca. 10 m tiefer als der BS 16! Das ist deshalb erwähnenswert, weil dadurch die
unterschiedlichen Fließrichtungen des Schichtenwassers deutlich werden und es jedem bewusst wird, welche fatale Folgen es für den Robert-Koch-Park hätte, wenn das Schichtenwasser ausbliebe. Anmerkung der
Verwaltung: Abbildung - Übersicht Bohrpunkte aus dem Bodengutachten. Unter 4.2 Schichtbeschreibung: „Die Grundmoräne ist ein Grundwasserstauer. In Abhängigkeit vom Niederschlagsgeschehen kann es zur Ausbildung
eines schwebenden Grundwasserstockwerkes (Schichtenwasser) oberhalb und innerhalb dieser Schicht kommen.“ Daher erhebe ich einen weiteren Einspruch gegen das Bauvorhaben, weil der schützenwerte Robert-Koch-
Park nach einer Bebauung des Lausebergs kein Schichtenwasser erhielte und damit austrocknen würde. Zur Punkt 3.1 Lage, Art, Umfang und Zeitpunkt der Bodenaufschlüsse: „Zur Erkundung der
Untergrundverhältnisse wurden im Zeitraum 21.01 - 01.02.2022 insgesamt 21 Rammkernsondierungen (

∅

= 36 mm bis 80 mm) und 21 schwere Rammsondierungen DPH ausgeführt. Die Erkundungstiefe lag bei t = 8 m.“ Alle
Erkenntnisse beziehen sich also auf die Beobachtungen, die in dem Zeitraum gemacht worden sind und die man aus den Rammkernsondierungen ziehen konnte. Eine Folge davon ist: Hinsichtlich des genannten
Grundwasserstandes wurden unterschiedliche Werte ermittelt. Diese Werte sind schon bereits problematisch, weil auch bei diesem Werten massiv Grundwasser abgesenkt werden müsste. Diese Werte sind allerdings auch
irrelevant, da der höchste Stand in den Monaten April/Mai zu erwarten ist und die Grundwasserstände noch eine größere Herausforderung während eines Bauens darstellen würden. Daher die Erläuterung des Gutachters: „Der
erkundete Wasserstand unterliegt jahreszeitlich bedingten Schwankungen. Es wird empfohlen, in zeitlicher Nähe zur Bauausführung, die Höhe der zu erwartenden Wasserspiegel erneut zu verifizieren. Weitere Gutachten sind
also erforderlich um eine reale Einschätzung vornehmen zu können: „Der HGW ist im Zuge der Erstellung eines Geotechnischen Entwurfsberichtes festzulegen.“ Dennoch wird für die Wasserhaltung konstatiert: „Bei einer
potentiellen Baugrundverbesserung bis 3 m unter Gründungsebene werden, zumindest in den tieferliegenden Grundstücksbereichen, voraussichtlich geschlossene Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich. Nach dieser Aussage
werden also kostenintensive Maßnahmen notwendig, die vermutlich dennoch nicht den gewünschten Erfolg (s. Niederschlagswasserkonzept) erbringen und die zudem an einem Alternativstandort NICHT notwendig wären.
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 Die Baugrundverhältnisse sind also ungünstig und für das Bauvorhaben nicht geeignet: „Die anstehenden locker gelagerten Sande sowie bindigen Böden mit geringer Konsistenz sind ohne besondere Maßnahmen zur
Aufnahme von größeren Bauwerkslasten nicht geeignet.“ Teilweise weitere Gutachten notwendig: „Für Straßen und Wege, sowie für äußerst setzungsunempfindliche Bauwerke mit geringen zulässigen Sohlnormalspannungen
(überschläglich σzul < 50 kN/m²) ist unter Nachweis der Gebrauchstauglichkeit eine Flachgründung möglich.“ Zusätzliche aufwendige und kostenintensive Maßnahme notwendig: „Im Zuge einer potentiellen Flachgründung
werden voraussichtlich baugrundverbessernde Maßnahmen erforderlich. Aufgrund der Gefällesituation im Untersuchungsgebiet und der unklaren Lage der Bebauung, sind die Maßnahmen zunächst nicht detailliert
beschreibbar.“
Fazit:  Baugrundverbessernde Maßnahmen sind i.d.R. bis in tragfähige Schichten unter der geplanten Gründungsebene auszuführen.“
5.3.1 Flachgründung „Eine Flachgründung ist nur nach einer intensiven Baugrundverbesserung möglich.“ Erste Methode: Bodenaustausch sowie intensive Nachverdichtung „Eine Flachgründung, im Bereich der locker
gelagerten nichtbindigen Böden sowie etwaiger stark durchweichter bindiger Böden, ist nur nach einer intensiven Baugrundverbesserung und Bodenaustausch möglich.“ Bis „in tragfähige Schichten“ würde folgendes bedeuten,
dass man bis zu 6,70 m Tiefe sich vorarbeiten müsste. Im Gutachten wird aber ausgeführt, dass das Abtragen von 2,5 m bereits ausreichen würde, wenn dann entsprechende Nachverdichtung mit entsprechendem Material
stattfände. Diese beiden Aussagen widersprechen sich also und der Sachverhalt müsste erneut überprüft werden. Die Methode des Bodenaustauschs ist in diesem Ausmaß unwirtschaftlich und private Investoren würden
Tiefengründung vorziehen, wenn es möglich wäre. Im WSG IIIA würde eine Tiefengründung bei einem privaten Bauvorhaben allerdings an dem Veto der Unteren Wasserbehörde scheitern. Zwei weitere Kostentreiber: Der
Aushub ist nach Auswertung von zwei von fünf Proben mit Schwermetallen kontaminiert und könnte im WSG IIIA nicht wieder eingetragen werden, sondern müsste kostenpflichtig entsorgt werden. Das Material wiederum, das
zur Nachverdichtung gebraucht würde, darf aufgrund der WSG-
Vorschriften kein Recyclingmaterial enthalten, d.h. auch hier wären erhebliche Mehrkosten zu erwarten.  Ein Aushub von min. 2 m Tiefe würde auch bei der zweiten Methode, Tiefenverdichtung im Rütteldruckverfahren,
erforderlich werden, weil die ersten zwei Meter nicht zur Verdichtung geeignet seien. Anmerkung der Verwaltung: Abbildung - eigene Darstellung mit Tiefe der tragfähigen Schichten. „Vorteil ist eine sehr große Wirktiefe der
Nachverdichtung. Das Verfahren benötigt eine Spülwassermenge von bis zu 100 m³/h. Die Verträglichkeit mit dem Grundwasserschutz ist ggf. zu prüfen.  Erfahrungsgemäß können oberflächennahe Bereiche bis in die Tiefe von
ca. 2 m nicht verdichtet werden.“ Bei dem Ausmaß der zu verdichtenden Fläche können wir von Arbeiten mit einer Dauer von ehreren Wochen, wenn nicht gar Monaten ausgehen, wo der Boden in Schwingungen versetzt wird
und täglich bis zu 800 qm Wasser pro Tag (entspricht einem Verbrauch von ca. 5.500 Einwohnern) zusätzlich verbraucht würden. Eigentlich müsste man aber mit mehreren Rüttelgeräten kalkulieren, da nach der Verdichtung
schnell weitergebaut gebaut werden müsste, da die erwünschte Wirkung nach einigen Tagen nachlässt: „Bei den Setzungsberechnungen ist zu berücksichtigen, dass die Setzungen aus den nichtbindigen Schichten nach
wenigen Tagen nach Lasteintrag abgeklungen sind, wenn Setzungen nicht durch Nachverdichtung oder Vorbelastung vorweg genommen werden.“ Aufgrund des übermäßigen Wasserverbrauches und der zu erwartenden
Schäden an den umliegenden Häusern und den ungeeigneten Bodenverhältnissen, ist von dieser Methode abzusehen. Daher erhebe ich den Einwand gegen eine mögliche Flachgründung aufgrund der Unwirtschaftlichkeit
im Falle eines „Bodenaustauschs sowie intensive Nachverdichtung“ oder im Falle einer „Tiefenverdichtung im Rütteldruckverfahren“ aufgrund des dazu benötigten massiven Wasserverbrauchs (entspricht einem Verbrauch von
ca. 5.500 Einwohnern) und ebenfalls der Unwirtschaftlichkeit, weil ebenso ein kostspieliger Aushub von über 2 m erfolgen muss. Unter Punkt 5.3.2 Tiefgründung wird eine alternative vorgestellt, die im WSG IIIA keine ist. „Sind
die ermittelten Setzungsmaße einer Flachgründung nicht bauwerksverträglich und eine Baugrundverbesserung scheidet aus, ist wird eine Tiefgründung auf z. B. Pfählen notwendig. Tragfähige Schichten in die Pfähle abgesetzt
werden können wurden jedoch noch nicht aushaltend erkundet, sodass für die Vorbemessung der Pfähle zusätzlich Untersuchungen durch Sondierung mit Drucksonde CPT oder schwerer Rammsonde DPH bis 4 m in tragfähige
Schichten nötig werden.  Tragfähige Schichten werden im Mittel ab ca. 4 m unter GOK erwartet. Eine genaue Bemessung des Einzelpfahls, der Pfahlgruppe oder für andere Pfahlsysteme kann nach EA-Pfähle in Einbeziehung
der Untersuchungsergebnisse der Bauwerksangaben erfolgen.“ Eine Tiefgründung im Wasserschutzgebiet sollte sich grundsätzlich verbieten, da durch den immensen Eingriff in die Tiefe (Pfähle bis zu 30 m lang) die
Grundwasserleiter unweigerlich durchörtert würden, was es zu vermeiden gilt: Anmerkung Verwaltung: Abbildung - Hydrogeologisches Ost-West-Profil durch das Untersuchungsgebiet (LBGR 2019) „Im Bereich dieser lokalen
Schmelzwasserrinne (Ablagerungen aus Feinsand) liegt das Vorkommen des weitgehend  unbedeckten  und  freien  Grundwasserleiters  GWL  1.2 oberflächennah  (1,0  -  1,5  m  unter  Gelände)  mit Grundwasserhöhen von
etwa 60 - 61 m NHN. Der GWL 1.2 erreicht hier eine durchschnittliche Mächtigkeit von ca.  8  -  10  m.  Bedingt  durch  die oberflächig  anstehende  Wechsellagerungen  von  wasserführenden  (Fein-  und  Mittelsande) und -
stauenden Schichten (Geschiebelehm) besteht in Abhängigkeit von Jahreszeit und Niederschlag  (insbesondere im Frühjahr) ein lokaler Schichtwasserzustrom in den Teich. Für das Gebiet nördlich des Parks nahe  der  Robert-
Koch-Straße  wurden Schichtwasserstände  -  entsprechend  der  wechselnden  Schichtung  des  Untergrundes - von maximal 0,8 bis 1,0 m unter Geländeoberkante prognostiziert (vgl. HENKEL 1997). „

5.2 Allgemeine Baugrundeinschätzung: „Im Bereich des Untersuchungsgebietes bestehen, aufgrund der locker gelagerten Sande sowie der überwiegend erkundeten bindigen Böden in geringer Konsistenz, z. T. ungünstige
Baugrundverhältnisse. Die vorgefundenen locker gelagerten Schichten besitzen ein gewisses Setzungs- und Sackungspotential.“  „Die Sohlfläche der Gründung dauernd genutzter Bauwerke muss frostsicher sein. Sofern die
Frostsicherheit nicht auf andere Weise nachgewiesen wird, muss der Abstand von der dem Frost ausgesetzten Fläche bis zur Sohlfläche der Gründung mindestens 0,80 m betragen.“

108.5
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 Die Baugrundverhältnisse sind also ungünstig und für das Bauvorhaben nicht geeignet: „Die anstehenden locker gelagerten Sande sowie bindigen Böden mit geringer Konsistenz sind ohne besondere Maßnahmen zur
Aufnahme von größeren Bauwerkslasten nicht geeignet.“ Teilweise weitere Gutachten notwendig: „Für Straßen und Wege, sowie für äußerst setzungsunempfindliche Bauwerke mit geringen zulässigen Sohlnormalspannungen
(überschläglich σzul < 50 kN/m²) ist unter Nachweis der Gebrauchstauglichkeit eine Flachgründung möglich.“ Zusätzliche aufwendige und kostenintensive Maßnahme notwendig: „Im Zuge einer potentiellen Flachgründung
werden voraussichtlich baugrundverbessernde Maßnahmen erforderlich. Aufgrund der Gefällesituation im Untersuchungsgebiet und der unklaren Lage der Bebauung, sind die Maßnahmen zunächst nicht detailliert
beschreibbar.“
Fazit:  Baugrundverbessernde Maßnahmen sind i.d.R. bis in tragfähige Schichten unter der geplanten Gründungsebene auszuführen.“
5.3.1 Flachgründung „Eine Flachgründung ist nur nach einer intensiven Baugrundverbesserung möglich.“ Erste Methode: Bodenaustausch sowie intensive Nachverdichtung „Eine Flachgründung, im Bereich der locker
gelagerten nichtbindigen Böden sowie etwaiger stark durchweichter bindiger Böden, ist nur nach einer intensiven Baugrundverbesserung und Bodenaustausch möglich.“ Bis „in tragfähige Schichten“ würde folgendes bedeuten,
dass man bis zu 6,70 m Tiefe sich vorarbeiten müsste. Im Gutachten wird aber ausgeführt, dass das Abtragen von 2,5 m bereits ausreichen würde, wenn dann entsprechende Nachverdichtung mit entsprechendem Material
stattfände. Diese beiden Aussagen widersprechen sich also und der Sachverhalt müsste erneut überprüft werden. Die Methode des Bodenaustauschs ist in diesem Ausmaß unwirtschaftlich und private Investoren würden
Tiefengründung vorziehen, wenn es möglich wäre. Im WSG IIIA würde eine Tiefengründung bei einem privaten Bauvorhaben allerdings an dem Veto der Unteren Wasserbehörde scheitern. Zwei weitere Kostentreiber: Der
Aushub ist nach Auswertung von zwei von fünf Proben mit Schwermetallen kontaminiert und könnte im WSG IIIA nicht wieder eingetragen werden, sondern müsste kostenpflichtig entsorgt werden. Das Material wiederum, das
zur Nachverdichtung gebraucht würde, darf aufgrund der WSG-
Vorschriften kein Recyclingmaterial enthalten, d.h. auch hier wären erhebliche Mehrkosten zu erwarten.  Ein Aushub von min. 2 m Tiefe würde auch bei der zweiten Methode, Tiefenverdichtung im Rütteldruckverfahren,
erforderlich werden, weil die ersten zwei Meter nicht zur Verdichtung geeignet seien. Anmerkung der Verwaltung: Abbildung - eigene Darstellung mit Tiefe der tragfähigen Schichten. „Vorteil ist eine sehr große Wirktiefe der
Nachverdichtung. Das Verfahren benötigt eine Spülwassermenge von bis zu 100 m³/h. Die Verträglichkeit mit dem Grundwasserschutz ist ggf. zu prüfen.  Erfahrungsgemäß können oberflächennahe Bereiche bis in die Tiefe von
ca. 2 m nicht verdichtet werden.“ Bei dem Ausmaß der zu verdichtenden Fläche können wir von Arbeiten mit einer Dauer von ehreren Wochen, wenn nicht gar Monaten ausgehen, wo der Boden in Schwingungen versetzt wird
und täglich bis zu 800 qm Wasser pro Tag (entspricht einem Verbrauch von ca. 5.500 Einwohnern) zusätzlich verbraucht würden. Eigentlich müsste man aber mit mehreren Rüttelgeräten kalkulieren, da nach der Verdichtung
schnell weitergebaut gebaut werden müsste, da die erwünschte Wirkung nach einigen Tagen nachlässt: „Bei den Setzungsberechnungen ist zu berücksichtigen, dass die Setzungen aus den nichtbindigen Schichten nach
wenigen Tagen nach Lasteintrag abgeklungen sind, wenn Setzungen nicht durch Nachverdichtung oder Vorbelastung vorweg genommen werden.“ Aufgrund des übermäßigen Wasserverbrauches und der zu erwartenden
Schäden an den umliegenden Häusern und den ungeeigneten Bodenverhältnissen, ist von dieser Methode abzusehen. Daher erhebe ich den Einwand gegen eine mögliche Flachgründung aufgrund der Unwirtschaftlichkeit
im Falle eines „Bodenaustauschs sowie intensive Nachverdichtung“ oder im Falle einer „Tiefenverdichtung im Rütteldruckverfahren“ aufgrund des dazu benötigten massiven Wasserverbrauchs (entspricht einem Verbrauch von
ca. 5.500 Einwohnern) und ebenfalls der Unwirtschaftlichkeit, weil ebenso ein kostspieliger Aushub von über 2 m erfolgen muss. Unter Punkt 5.3.2 Tiefgründung wird eine alternative vorgestellt, die im WSG IIIA keine ist. „Sind
die ermittelten Setzungsmaße einer Flachgründung nicht bauwerksverträglich und eine Baugrundverbesserung scheidet aus, ist wird eine Tiefgründung auf z. B. Pfählen notwendig. Tragfähige Schichten in die Pfähle abgesetzt
werden können wurden jedoch noch nicht aushaltend erkundet, sodass für die Vorbemessung der Pfähle zusätzlich Untersuchungen durch Sondierung mit Drucksonde CPT oder schwerer Rammsonde DPH bis 4 m in tragfähige
Schichten nötig werden.  Tragfähige Schichten werden im Mittel ab ca. 4 m unter GOK erwartet. Eine genaue Bemessung des Einzelpfahls, der Pfahlgruppe oder für andere Pfahlsysteme kann nach EA-Pfähle in Einbeziehung
der Untersuchungsergebnisse der Bauwerksangaben erfolgen.“ Eine Tiefgründung im Wasserschutzgebiet sollte sich grundsätzlich verbieten, da durch den immensen Eingriff in die Tiefe (Pfähle bis zu 30 m lang) die
Grundwasserleiter unweigerlich durchörtert würden, was es zu vermeiden gilt: Anmerkung Verwaltung: Abbildung - Hydrogeologisches Ost-West-Profil durch das Untersuchungsgebiet (LBGR 2019) „Im Bereich dieser lokalen
Schmelzwasserrinne (Ablagerungen aus Feinsand) liegt das Vorkommen des weitgehend  unbedeckten  und  freien  Grundwasserleiters  GWL  1.2 oberflächennah  (1,0  -  1,5  m  unter  Gelände)  mit Grundwasserhöhen von
etwa 60 - 61 m NHN. Der GWL 1.2 erreicht hier eine durchschnittliche Mächtigkeit von ca.  8  -  10  m.  Bedingt  durch  die oberflächig  anstehende  Wechsellagerungen  von  wasserführenden  (Fein-  und  Mittelsande) und -
stauenden Schichten (Geschiebelehm) besteht in Abhängigkeit von Jahreszeit und Niederschlag  (insbesondere im Frühjahr) ein lokaler Schichtwasserzustrom in den Teich. Für das Gebiet nördlich des Parks nahe  der  Robert-
Koch-Straße  wurden Schichtwasserstände  -  entsprechend  der  wechselnden  Schichtung  des  Untergrundes - von maximal 0,8 bis 1,0 m unter Geländeoberkante prognostiziert (vgl. HENKEL 1997). „
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5.2 Allgemeine Baugrundeinschätzung: „Im Bereich des Untersuchungsgebietes bestehen, aufgrund der locker gelagerten Sande sowie der überwiegend erkundeten bindigen Böden in geringer Konsistenz, z. T. ungünstige
Baugrundverhältnisse. Die vorgefundenen locker gelagerten Schichten besitzen ein gewisses Setzungs- und Sackungspotential.“  „Die Sohlfläche der Gründung dauernd genutzter Bauwerke muss frostsicher sein. Sofern die
Frostsicherheit nicht auf andere Weise nachgewiesen wird, muss der Abstand von der dem Frost ausgesetzten Fläche bis zur Sohlfläche der Gründung mindestens 0,80 m betragen.“

In einem durch die Gemeinde Panketal in Auftrag gegebenen Konzept, das durch das Projektionsbüro Prof. Dr. Volker Rudolph im Jahre 1996 erstellt wurde, kann man unter Punkt 4, Hydrologie, lesen: „Das  Gebiet  am
Lauseberg  ist  gegen flächenhaftes  Eindringen  von  Schadstoffen  in  den  1  Grundwasserleiter
(Weichsel 1 n - 1 v) ungeschützt. Es liegt ein schwebender Grundwasserleiter mit saisonaler Wasserführung vor. Dieser verläuft am Lauseberg auf Weichsel 1 -Geschiebemergel, der mit einer Mächtigkeit zwischen
0 und 1 m durch Sande überdeckt ist („Schichtenwasser"). Die Grundwasserleiter GWL 1.2, GWL 2.1 und GWL 2.2 würden im Falle eines Bauens wie ein Schweizer Käse durchörtert und eine Kontamination des Grundwassers
könnte nicht vermieden werden:
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24 zum geplanten Bau eines Gymnasiums am Standort "Lauseberg" in Panketal (B-PLan 35P) möchten wir Ihnen unsere Einwände und Bedenken mitteilen.Zunächst vielen Dank, für die Verlängerung der Frist zum Einreichen

von Bedenken nach der Veranstaltung am 16.07.2024 im Rathaus. Prinzipiell halten wir Bildung für die Grundlage einer aufgeschlossenen, modernen und vor allem demokratischen Gesellschaft. Dabei spielt nicht die
Quantität, sondern vor allem die Qualität der Bildungseinrichtungen eine vordringliche Rolle. Aber das ist ein anderes Thema. Ob es wirklich notwendig ist einen Schulneubau im Landkreis zu errichten, können wir nicht
beurteilen oder prüfen. Wir gehen davon aus, dass der Bedarf tatsächlich vorhanden ist.Den ausgewählten Standort "Lauseberg" halten wir aber für ungeeignet. Im folgenden unsere Gedanken dazu.
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24 hiermit erhalten Sie unsere Einwände zum Bebauungsplan 35 P Lauseberg. wir haben an der Bürgerinformation am 16.07.24 zum Bebauungsplan Lauseberg teilgenommen und haben grundsätzlich Verständnis für den
Bedarf eines Gymnasiums im südlichen Barnim.  Wir haben aber Einwände gegen den Standort „Lauseberg“ und die damit hervorgerufenen Probleme, wie Lärmbelästigung, steigendem Verkehrsaufkommen, negativer
Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingrff in den bereits überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal.
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Momentan wird auf der angedachten Fläche Ackerbau betrieben. In den letzten Jahren haben wir lernen müssen, dass es keine stabilen Lebensmittelmärkte gibt. Unser Land war sehr von Importen abhängig. Corona, der
Klimawandel und der Ukraine- Krieg haben gezeigt, wie schnell die Regale in unseren Geschäften leer sein können und wie unangenehm eine Abhängigkeit von Dritten werden kann. Gibt es keine brachliegende Fläche, die
für einen Schulbau mit Wettkampfarena geeignet ist? Die jährliche Kohlendioxid- bindende Wikung des Feldes erlischt.Eine Kaltluftzone für das Microklima Zepernick wird zerstört.

Auch wenn die Untere Wasserbehörde unter bestimmten Umständen Verbote aufheben kann, so gilt es nicht für alle. Würde es zu einer Befreiung von Verboten durch eine offensichtliche Fehleinschätzung kommen,
würde es eine Überprüfung der Oberen Wasserbehörde nach sich ziehen: „Die Erteilung einer Ausnahmezulassung/Befreiung von Verboten im Wasserschutzgebiet setzt zwingend voraus,  dass die Möglichkeit der
Grundwasserschädigung mit so hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann,  dass die Verhinderung von Schäden der Unmöglichkeit nahekommt.“ [aus Urteil VGH Kassel vom 13.02.1984 (VIII OE
100/82)] Daraus resultierend erhebe ich den Einspruch gegen eine Tiefengründung und damit einer Durchörterung mehrerer Grundwasserleiter, weil eine Kontamination durch keine technische Maßnahme verhindert werden
kann. Auch das Allgemeinwohl ist NICHT betroffen, da das Gymnasium an einem Alternativstandort gebaut werden könnte. Dazu hat die zuständige Untere Wasserbehörde selbst hervorgehoben: „Dabei bleibt unstrittig, dass es
gilt, dem Grundwasserschutz und damit der Trinkwasserversorgung als  Daseinsvorsorge in ausreichendem Maße Vorrang vor anderen Ansprüchen einzuräumen, selbst, wenn diese (wie  hier Sport, Spiel und Erholung)
ebenfalls dem Allgemeinwohl dienen.“ Quelle: Auszug „Entscheidung zum Vorhaben im Wasserschutzgebiet RegNr EWSG-SIV-Za-2/18W“ Damit ist hinlänglich dargelegt, dass

1. der Geotechnische Untersuchungsbericht der Firma WILAB vom 04.03.2022 veraltet ist und daher nicht geeignet ist, um den Baugrund für das Bauvorhaben ausreichend zu bewerten.
2. die technischen Ansätze zur Bauverfestigung entweder an den Kosten (Bodenaushub, Bodeneintrag, Kosten durch Schäden an den benachbarten Häusern), an der Verfügbarkeit von genügend Wasser
(Rütteldruckverfahren) oder den nicht aufgehobenen Verboten der Unteren Wasserbehörde (Durchörterung der Grundwasserleiter) scheitern.
Ich möchte Sie hiermit bitten, auf die Inhalte dieser Stellungnahme als auch auf die Inhalte des angefügten Widerspruchs der Initiative „Wasserschutz Panketal“ an die Untere Wasserbehörde vom April 2024 einzugehen und
des Weiteren alle Einwände in die Abwägungsliste aufzunehmen.

Da Zepernick aus anderen Teilen des südlichen Barnims nicht oder nur sehr umständlich und zeitintensiv per S-Bahn zu erreichen ist, wird sich der Schulverkehr auf die Straße verlagern. Die Beförderungsmittel werden das
Fahrrad, der Individualverkehr und der ÖPNV in Form von Bussen werden. Eine Bus- Endstation oder Wendeschleife ist nicht vorgesehen, es gäbe auch keinen Platz dafür. Die Prognose zur Verkehrssituation geht hier von
anderen Voraussetzungen aus.

In der Prognose zur Trinkwassersituation wird von einer Erhöhung der Versorgungsleistung des Wasserwerks gesprochen. Wann diese kommt, ist nicht genannt. Ob die Versickerungsflächen dem Wachstum der Gemeinde
und der geplanten Leistungserhöhung gerecht werden konnte ich dem Gutachten nicht entnehmen. Gibt es einen Plan für den Fall, dass die Bauarbeiten die Wasserversorgung in der Bauphase stören?

Die im Heidewäldchen lebenden Wildtiere werden durch den Bau der Schule und der Wettkampfstätte von der Umwelt quasi abgeschnitten. Sicherlich passen sich die Tiere der neuen Situation an.In einigen Plänen wurden
Bereiche an bebauten Grundstücken mit großen Bäumen bepflanzt. Nichts gegen Bäume, aber bitte auf die Verschattung der Grundstücke und vor allem der vorhandenen PV- oder Solarthermie- Anlagen achten!
Schulen haben eine anziehende Wirkung auf dubiose Personen. Religiöse Splittergruppen, politische Fanatiker und Drogendealer, um nur einige zu nennen. Auch kommt es immer wieder zu Amokläufen, Entführungen
oder anderen Verbrechen. Das Heidewäldchen in unmittelbarer Nähe zum Schulgelände ist ein idealer Rückzugsort für solche Menschen. Dieser Umstand ist bis jetzt gar nicht betrachtet oder? Ist die Polizei in die Planungen
mit einbezogen? Man sagt: „Hinterher ist man immer klüger!“ Kommt hoffentlich nie, aber Vorbeugen schadet nicht. Die Möglichkeit einen Ausgleich für die Wertminderung unserer Immobilie, die direkt am Baugebiet liegt, zu
erstreiten, halten wir uns offen. Danke, dass Sie sich die Zeit genommen haben unsere Zeilen zu lesen.

Bürger/Bürgerin 110

Folgende Punkte machen unserer Meinung nach einen Plan B (Bau des Gymnasiums und des Sportplatzes mit einer Wettkampfbahn an einem anderen Standort) unumgänglich:
1. Als Hauptkriterium für den "Lauseberg“ als Standort für das geplante Bauvorgaben wird immer wieder die S-Bahn Nähe genannt. Das Kriterium ist nicht zu Ende gedacht!
Bei der gestrigen Informationsveranstaltung wurde darüber informiert, dass nach aktueller Planung in Zukunft ca. 65% der Schüler aus Panketal kommen werden und das neue Gymnasium zur Entlastung des Barnim-
Gymnasiums in Bernau gedacht sei. Es ist somit davon auszugehen, dass der Großteil der Schüler aus Panketal kommt und somit die S-Bahn Nähe als Kriterium größtenteils irrelevant ist.
Die Anreise mit Bus, Fahrrad, E-Scooter, Pkw oder Eltern-Taxi dürfte für die Mehrheit der Schüler viel wahrscheinlicher sein. Das Verkehrschaos ist bei weiteren 1.000 Verkehrsteilnehmern vorprogrammiert, da es keinen
Radweg an der Schönower Straße und keinen Busbahnhof gibt. Die Unterführung der S-Bahn Brücke stellt bei der derzeitigen Ausführung darüber hinaus für das zu erwartende höhere Verkehrsaufkommen ein Nadelöhr und
somit Sicherheitsrisiko dar. Es fehlt eine nachvollziehbare Abwägung von Alternativstandorten. In 2019 wurden Alternativen für eine Grundschule bewertet.  Es ist nicht ersichtlich, dass nun Kriterium für ein Gymnasium
angewandt wurden Alternativstandorte müssten erneut mit vernünftigen Kriterien gesucht und betrachtet werden! Ein rechtskräftiger B-Plan liegt für den „Sportplatz Str. der Jugend“ gemäß Bürgerinformation bereits vor.
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24 Anmerkung der Verwaltung: Die Einwendung ist nach Fristablauf am 4.8.2024 eingegangen. Diese wird trotzdem noch als fristgerechte Stellungnahme gewertet.
anbei meine Anmerkungen zur Vorplanung als Anhang. Widerspruch  und  Einwände  zum offenliegendem Vorentwurf des Bebauungsplanes 35P „Lauseberg“, Stand 4/2024
Sehr geehrte Damen und Herren, urlaubsbedingt spät, aber noch im Rahmen der Frist erhebe ich mehrere Einwände zum o.g. offenliegenden Plan. Im einzelnen und deren Summe sehe ich den Bauplanungsort für
Gymnasium und Wettkampfstätte als lokal absolut ungeeignet und lege hiermit Widerspruch zu einer Weiterführung einer Bebauungsplanung des Lausebergareals ein.
In dem jetzt der Vorplanung folgenden Abwägungsprozess auf Gemeinde- und Kreisebene halte ich  für die Planungsobjekte dringend eine komplexe weitere Suche zu Standortalternativlösungen für geboten, hierbei bei
Mangel entsprechender Flächengröße ggf. auch eine Trennung von gymnasialem Bau und vorgesehener Leichtathletikwettkampfstätte. In Konsequenz widerspreche ich einer Umwidmung der derzeiten Planungsfläche
Lauseberg und schlage deren Beibehaltung als landwirtschaftliche Nutzfläche (mit unveränderter Ausweisung im FNP) vor.

Die im folgenden aufgeführten Einwandspunkte sind als Komplex anzusehen. Den Planungsort halte ich für ungeeignet, weil hier bekanntermaßen eine seit langem festgelegte und bestätigte Wasserschutzzone (III A) mit
Zubauverbot in einem relevanten Bereich teilbebaut / versiegelt werden soll und dies eine Gefahr für die qualitative wie quantitative Wasserversorgung der Gemeinde darstellt.  Mit den bislang offenliegenden Gutachten sehe ich
das Problem nicht entkräftet und sehe die Einholung weiterer fachgutachtliche Stellungnahmen als unbedingt erforderlich an. Das Anstreben einer Ausnahmegenehmigung lehne ich ab.

Bürger/Bürgerin 111

2. Der „Lauseberg“ befindet sich in einem Wasserschutzgebiet Zone IIIA.
Eine massive Versiegelung der Fläche und der zusätzliche Wasser- / Abwasserverbrauch von ca. 920 Schülern, 80 Lehrern und zahlreichen Sporttreibenden würde die bereits jetzt nicht abgesicherten Wasserhaushalt und
Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger nochmals verschlechtern.  Das Wasserwerk ist mit der Versorgung von derzeit fast 22.000 Einwohnern bereits seit 2003 überlastet, da die Kapazität auf ca. 18.000 Einwohner
ausgelegt ist. Der Stand des tieferen Grundwassers nimmt seit Jahrzehnten ab.  Das dürften auch die Gründe sein, weshalb es nach wie vor das Wasser-Sprengverbot
zwischen 17:00 Uhr und 21:00 Uhr gibt.

Durch die angedachten ca. 20 Sportveranstaltungen mit zahlreichen Teilnehmern und Besuchern sind an den Wochenenden (Spätfrühling bis Herbst) mit zusätzlichen Lärm- und Verkehrsbelästigungen für die Anwohner zu
rechnen. Die angenommene Teilnehmerzahl von 150 Personen pro Veranstaltung sind unserer Meinung nach realitätsfern und für die Planung schön gerechnet. Es ist darüber hinaus auch zu befürchten, dass an
Wettkampaagen die Buchenallee und die Spielstraßen in unmittelbarer Nähe der Wettkamparena als Parkzonen missbraucht werden. Die Buchenallee ist bereits heute in den Morgen- und Nachmittagsstunden eine stark
befahrene Durchgangsstraße für Berufspendler, die mit dem Auto aus Richtung Schönow/ Bernau auf dem schnellsten Weg zur A114 oder zurück gelangen möchten. An den Wochenenden ist es zum Glück viel ruhiger und das
ist auch der Grund, weshalb sich die Anwohner für das Wohngebiet am „Lauseberg“ entschieden haben. Auch eine bis zu 4,80 m hohe angedachte Lärmschutzwand (welch ein Irrsinn!) oder sonstige Lärmschutzmaßnamen
machen das Bauvorhaben nicht besser. Die Häuser und Grundstücke in unserem Wohngebiet würden beim Bau der Wettkampbahn mit Sicherheit an Wert verlieren. In diesem Fall erwarten wir eine entsprechende
Entschädigung durch die Gemeinde!

3. Die Errichtung eines Sportplatzes mit Wettkampfarena in unmittelbarer Nähe eines seit über 20
Jahren bestehenden reinen Wohngebietes mit eingeschränkter Nutzung dürfte die reinste Verschwendung von Steuergeldern sein. Eine großflächige Überbauung eines bisher unbebauten Gebietes im Wasserschutzgebiet und
zieht somit die Vernichtung von Versickerungsflächen sowie massive Eingriffe in Natur, Klima und Umwelt mit sich. Die Errichtung einer Wettkampfarena ohne Flutlicht ist unsinnig (massiv Flächenversiegelung, aber nur
halbjährige Nutzungsmöglichkeit durch Vereine aufgrund von Dunkelheit).

4. Weitere Gründe sprechen gegen den „Lauseberg“ für die geplante Bebauung:

110.3

110.3

Eine zusätzliche großflächige Flächenversiegelung wird die Versickerung des Regenwassers auf dem „Lauseberg“ nicht gewährleitesten können.  In unserem Wohngebiet am „Lauseberg“ gab es in den letzten Jahren gerade
nach starken Regenfällen, die tendenziell häufiger auareten, enorme Probleme mit den Wassermassen. Die Rigolen sind für die Aufnahme der hohen Wassermengen nicht ausgelegt. Da auch die Zisternen die Wassermengen
nicht mehr aufnehmen konnten, standen zahlreiche Gärten und ggf. auch Keller unter Wasser. Ähnliche Überschwemmungen sind an den anliegenden Wohngebieten an der Robert-Koch-Straße zu befürchten. Die
bestehende und allseits geförderte Grünvernetzung zwischen den Biotopen wird durch die Bebauung des „Lausebergs“ final aufgelöst. Eine Zerstörung des Biotops Robert-Koch-Park als Naturrückzugs- und
Erholungsgebiet aufgrund des fehlenden Schichtenwassers vom „Lauseberg“ ist zu befürchten. Eine großflächige Flächenversiegelung auf dem „Lauseberg“ düraen viele Brut- und Ruhezonen der zahlreichen Arten im
Heidewäldchen und der Feldlerche auf der landwirtschaalichen Fläche sowie der angrenzenden geschützten Alleenbäume vernichten. Wir erwarten von unseren Panketaler Gemeindevertretern, dass Sie sich mit der Thematik
ausreichend beschäaigen und ein geeigneterer Standort für den Bau des Gymnasiums und des Sportplatzes mit einer Wettkampbahn entwickelt wird. Die Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. der bereits bestehenden
Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, hätte folgende Vorteile:
• Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem „Lauseberg“ würde in seiner Funktion komplett erhalten bleiben und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die hoch
belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
• Errichtung einer Wettkampfsportanlage dieser Größe auch ohne Lärmschutzwände und mit einer Flutlichtanlage, die dem Vereinssport die dringend benötigten Trainingszeiten ganzjährig ohne zeitliche Einschränkungen
gestattet, als Austragungsstätte für ortsübergreifende Wettkämpfe gut erreichbar wäre und zudem als ganzheitliches Sportzentrum auch allen Schulformen an diesem Standort für den Sportunterricht zur Verfügung stände.
• Biotopvernetzung durch den Grünzug über den „Lauseberg“ würde komplett erhalten bleiben.
• Das Biotop des Robert-Koch-Parks in seiner Funktion könnte komplett erhalten bleiben und die Zielsetzung des Grünordnungsplans zur Weiterentwicklung des Feuchtbiotops umgesetzt werden.
Die Sondierung von Alternativstandorten muss bitte umgehend von Ihnen angegangen werden!
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Ich bin mir bewußt, das natürlich schwierig ist, bei derartigen Planungen eine für alle Beteiligten gleichermaßen befriedigende Lösung zu finden. Die hier betriebene örtliche Einseitigkeit birgt aber große Gefahren  hinsichtlich
der Wasserversorgung und führt in der Konsequenz zu unwiederbringlichem Verlust gelobter  natürlicher und landschaftlicher Gemeinwerte, auch des lokalen Ortscharakters. Sie steht den Interessen einer weiten
Anwohnerschaft, auch ausdrücklich meiner, entgegen. Die bislang vorliegenden Vorplanung und Gutachten hierzu überzeugen nicht, ich halte eine komplexe Suche und Ausarbeitung von fundierten Alternativlösungen für
unverzüglich erforderlich.

schützenswerte Grün- und Erholungszonen in der Nachbarschaft(Heidewäldchen und Robert-Koch-Park, verankert mit einem Grünordnungsplan der Gemeinde) werden in ihrem Wasserhaushalt und damit ihrer Flora beim
Bau kurz-, aber v.a. auch danach, mittel- und langfristig unwägbar belastet. Sie können in mehrfacher Hinsicht dauerhaft schweren Schaden nehmen.Hierauf ist in den bisherigen Gutachten nicht eingegangen worden, das
Risiko für diese Grünzonen wurde nicht untersucht / nicht benannt. (Die Wasserversorgung z.B. des Robert-Koch-Parkes über Schichtenwasser ist Anliegern ganz offensichtlich) Auch der Einfluss der Bebauung auf die
Fauna wurde m.E. nur unzureichend betrachtet.

auf die Belange der Anwohner in den bisherigen amtlichen und gutachterlichen Stellungnahmen viel zu wenig eingegangen wurde. Die Anwohnerschaft ist hier in diesem Planungsarealfall weitaus größer als die
unmittelbare Strassen- bzw. Grundstücksanliegerschaft zu fassen, mithin ist von einer dreistelligen Betroffenenzahl an Einwohnern auszugehen. Neben dem bekannten Wasserproblem muß bei einer Planumsetzung für viele
auch ein Sinken des lokale Erholungswertes und nicht zu vergessen zumindest für direkte Anlieger auch ein nicht unerheblichen Sinken des Grundstückswertes (bei einem evtl. Verkauf) In betracht gezogen werden. Auch
hierzu sollte gutachterlich Stellung genommen werden.

die an diesem Planungsort ganz sicher entstehenden zusätzlichen Baukosten (durch erforderlich werdende Maßnahmen infolge von besonderen Bauauflagen) lassen absehbar die in 2021 veranschlagte Summe von 70 Mio €
(neben dem Anstieg über den aktuellen  Baukostenindex) erheblich überschreiten und die Frage der Finanzierbarkeit aufkommen . Hierzu fehlen derzeit solide, transparente Investitionsmittelpläne vom Kreis. Die Verschuldung
für kommende Generationen muss no0ch mehr bedacht werden. Auch sind die vorliegenden Bedarfszahlen zur Schülerzahl des Zepernicker Gymnasiums weit über das Jahr 2027 hinaus noch für die Größe der Objektplanung
erhebungs- und diskussionsbedürftig.

der landschaftliche Charakter der Gartenstadt Zepernick wird mit dem Vorhaben lokal an einem besonderen Vorzeigepunkt grundlegend gestört. Der langjährig geschätzte, nicht nur für die zahlreichen Anlieger und Besucher
(weiträumig zu fassen, nicht nur jene in Anlieger- und unmittelbaren Seitenstassen !) schöne und erholsame An- und Ausblick aus den den Planungsbereich umgebenden Alleenwürde würde unwiederbringlich zerstört. Darauf
wurde bislang kaum oder gar nicht eingegangen. Zepernick bzw. die Gemeinde Panketal hat nur sehr wenig vergleichbares. Ein Verlust wiegt hier schwer. (zur orientierenden Anschauung sind Landschaftsbilder von der
Planungsfläche zu mehreren Tages- und Jahreszeiten aus mehreren Blickrichtungen verfügbar !!!)

die Verkehrslösung  sowohl für das große Gymnasium, als auch in besonderem Maße für die Wettkampfstätte völlig unzureichend ist und für die Anwohner erwartbar außerordentlich belastend wäre (Anzahl der Stellplätze
unzureichend, Parkprobleme in Neben- bzw. Anliegerstrassen erwartbar, Schönower Strasse lokal für Haltestellen zu eng). Es sei auch auf die Bedürfnisse der neuapostolischen Kirche bei ihren Gemeindeveranstaltungen
hingewiesen, die derzeit an den entsprechenden Tagen in der Menzel- und der Robert-Koch-Straße noch ohne Probleme erfüllt werden, parallel jedoch mit Schule und Wettkämpfen Konflikte hervorrufen können).

in einem zwei bzw. dreiseitig langjährig von ruhigen Wohngebieten umgebenen Areal eine
lärmerzeugende Wettkampfstätte errichtet werden soll  – deren Nutzung selbstverständlich dann an vielen Wochenenden die Anwohner sehr tangieren würde. Es wären bestimmt nicht nur die unmittelbaren Anlieger betroffen.
Die Belastungen wurden hier bisher unglaubhaft als unerheblich und hinzunehmen dargestellt. Hierzu müssen ggf. weitere fachliche Stellungnahmen eingeholt werden.

111.7
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24 wir möchten eingangs sagen, dass es uns hier nicht um den Verlust einer naturnahen Umgebung geht. Wir sind ernsthaft besorgt um die Wasserversorgung des Robert-Koch-Parks und der ganzen Gemeinde.
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.0

7.
20

24 Wir erheben energisch Einwand gegen die geplante Bebauung des Lausebergs : Als erstes weise ich darauf hin, das ohne Kontakte zur Nachbarschaft keinerlei Kenntnisse über die Baupläne für den Lauseberg bei uns
bekannt waren. Dies ist ein Vertrauensbruch des Bürgermeisters und der Gemeindevertretung  Gegenüber meiner Partnerin und meiner Person. Wir betrachten dies als groben Verstoß gegen Anstand und Sitte. Zumal
dies nicht nur uns beide betraf.Ich gehe davon aus, das aus wirtschaftlichem Interesse die umliegenden Bürger nicht in Kenntnis gesetzt wurde. Bitte gehen Sie davon aus, dass wir und weitere Personen der Gemeinde
auch rechtliche Schritte gegen die Entscheidung des Herrn Bürgermeisters und der Gemeindevertretung in Betracht ziehen. Und dies sage ich nicht nur so dahin. Aber soweit mein Zorn gegen diese nicht hinnehmbaren
Pläne!

113.2

113.3

113.4

113.5

113.6

Wir haben den Eindruck, dass dies bei der aktuellen Bebauungsplanung nicht oder nur ungenügend berücksichtigt wurde. Nicht ohne Grund handelt es sich bei dem Lauseberg um ein
Trinkwasserschutzgebiet. Der Lauseberg ist der letzte verbliebene Teil eines Trinkwasser-Einzugsgebietes, das in den vergangenen Jahrzehnten durch Besiedlung immer mehr verkleinert wurde. Es droht tatsächlich eine
Trinkwasserkrise, wenn die Reserven des nahe gelegenen Wasserwerkes bei gleichzeitig steigendem Bedarf schwinden. Symptomatisch für diese Situation ist die Wasserversorgung des Robert-Koch-Parks unterhalb des
Lauseberges. Dieser Park, auf den die Gemeinde nicht verzichten sollte (siehe auch den Entwicklungsplan der Gemeinde bis 2040), geht bekanntlich ursprünglich auf einen 1961 eröffneten Lehr- und Schaugarten zurück. Er
wurde ursprünglich durch einen wasserführenden Bach, der zur Panke führte, versorgt. Er speiste einen Teich, der ein wichtiges Element des Parks war und ist. Dieser Bach ist inzwischen durch die Bebauung auf der Westseite
der Bebelstraße versiegt. DerPark und speziell der Teich werden zurzeit nur noch durch Schichtwasser vom Lauseberg her versorgt. Daher gibt es auch jetzt bereits in trockenen Sommern Wassermangel im Park und
besonders im Teich. Ein Wassergutachten liegt dazu bereits vor. Es berücksichtigt noch nicht die Konsequenzen, die sich aus der Bebauung des Lausebergs zwangsläufig ergeben würden. Man kann davon ausgehen, dass der
Robert-Koch-Park, das Schmuckstück der Gemeinde, in seiner gegenwärtigen Form aufgegeben werden müsste. Dadurch wäre auch das Ziel des Gewässerschutzes in der Gemeinde aufgegeben.Vor diesen Konsequenzen
muss dringend gewarnt werden. Zumindest der zusätzlich zum Gymnasium noch geplante große - und vom diesem unabhängige - Sportplatz darf auf dem Lauseberg keinesfalls angelegt werden. Die Folgen wären verheerend.
Bitte setzen Sie sich für den Trinkwasser- und Gewässerschutz in der Gemeinde ein.

Wer hat sich bei Ihnen über das Verkehrschaos Gedanken gemacht? Junge und alte Fußballfans nehmen keine Rücksicht auf Privates Eigentum Das Gelände ist von Kindergärten, Seniorenresidenz, Spielstraßen (
verkehrsberuhigte Zonen ) eingegrenzt. Ihre Kundschaft, Fans, Sportler nehmen keine Rücksicht auf Alte und Kinder. Das zeigen die Erfahrungen aus Tempelhof, Prenzlauer Berg und Wedding. Worüber ich sehr gute
bescheid weiss.Nun noch Eins uns Grundstückseignern wird eine Versiegelung der Flächen von 25% zugestanden, Sie wollen 80% überbauen!! Als letztes zum Parken und der vorprogrammierten Kriminalität. Ihre Fans und
Nutzer der geplanten Anlage werden keine Rücksicht auf Fluchtwege, Rettungsgassen nehmen. Eine persönliche Erfahrung aus Berlin. Kriminelle werden versuchen unser Eigentum auszuspähen, mit Messerattacken gegensich
wehrende Bewohner los gehen und nicht auszudenkende Szenarien. Wir sind guter Hoffnung, daß Sie Herr Bürgermeister Wonke und die Gemeindevertreter eine weise, umweltgerechte und bürgernahe Entscheidung treffen.

Nachfolgend die analog eingereichte Stellungnahmen (Briefe, Niederschrift bei Einsichtnahme)

Bürger/Bürgerin 112 (Schreiben vom 2.07.2024)

112

Aber wollen wir uns nun den Umweltfragen zu wenden: Sie verhindern mit Ihrem Vorhaben die so wichtigen Biotope, Insekten, Kleintiere und das Klima stark zu beschädigen.Sie riskieren die Überschwemmungen der
Anwohner der Robert-Koch-Strasse, Sie vernichten den so wunderbar gepflegten und wichtigen Robert-Koch-Park, der im Übrigen zu meist von Anwohnern der Gemeinde geschaffen und gepflegt wird. Was im übrigen ein
wunderbarer Ort zum Entspannen und Spazieren ist. Weiterhin wäre bei Hochwasser der liebevoll gestaltete Kinderspielplatz gefährdet.

Sehr geehrte Damen und Herren, soll die Trinkwasserversorgung gefährdet werden?? Wir beziehen heute schon teures Wasser aus anderen Gemeinden und vor allem aus Berlin Jetzt geht es an die Gelder, sollen hier durch
eine falsche Planung und persönlichem Ehrgeiz Steuern verschwendet werden?? Es gibt eine wirkliche Alternative in Schwanebeck, wo es auch einen sehr wenig genutzten
Bus Bahnhof gibt, der ja auch nicht vom Himmel bezahlt wurde.

Zur geplanten Mauer in der Buchenallee und angrenzenden Strassen, „ stellen Sie auch die
Grenzposten dazu ???"

113.1

Bürger/Bürgerin 113

Jetzt zu den unbestreitbaren Fakten: Der Herr Bürgermeister und die Gemeindevertreter sind in jedem Fall über die Wichtigkeit des Lausebergs für den Grundwasserschutz und Grundwasserhaushalts informiert. So sind
eine größere Anzahl von Gemeindebewohnern vom örtlichen Wasserversorger streng auf die Einsparung von Wasser hingewiesen worden. Und Sie wollen diese Fläche versiegeln I? Ich vermute rein kommerzielle Zwecke
der Vereine und anderer interessierter Personen. Ich werde ab sofort alle meine nicht unbescheidenen Möglichkeiten nutzen um dieses Vorhaben in verträgliche Bahnen zu lenken.Ihr Vorgänger, Herr Fornell, hat mit
vollstem Einsatz die Bebauung der erwähnten Fläche, aus Wasser und Umwelt bezogenen Gründen immer verhindert. Dies war ein wirklich großer Bürgermeister.
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24 in der Diskussion um die Bebauung des Lauseberges erscheint mir für das Teilvorhaben, auf den eigentlichen Hügel einen öffentlicher Sportplatz einzurichten, nicht genügend durchdacht zu sein. Man braucht nicht

vom Fach zu sein, um diesen Standort - ganz abgesehen von der Trinkwasserproblematik - als nicht geeignet einzuschätzen, und zwar aus folgenden Gründen. Ein Sportplatz muss eben sein. Hier liegen zwischen Mitte
und Rand der vorgesehenen Fläche etliche Meter Höhenunterschied. Jedem Laien ist klar, dass dadurch erhebliche zusätzliche Kosten
entstehen. Der gesamte Mutterboden muss abgehoben und gelagert werden. Darauf folgt die Einebnung, bei der die Bodenstruktur zerstört und die Randbereiche erhöht werden. Das kompliziert den Zugang von der
Straße. Die aufgeschütteten Randbereiche müssen aufwendig verfestigt werden. Dann muss der Mutterboden wieder aufgebracht werde. Erst dann können die Bauarbeiten beginnen. Ist dieser Aufwand gerechtfertigt?

09
.0

7.
20

24 wir Anwohner leben in einem sehr kleinen Wohngebiet und direkt am Lauseberg. Im Mittelpunkt steht die zur Bebauung vorgesehene Bodenfläche (Acker) auf dem Lauseberg (eingerahmt von den Grundstücken der
Anwohner Schönower-Str., Robert-Koch-Straße und der Buchenallee). Ich fordere alle zuständigen Gemeindevertreter/innen auf, das Bauvorhaben sehr gewissenhaft und objektiv zu prüfen - ich betone objektiv (was ich
bisher in Frage stelle!!!) -ohne Einfluss möglicher persönlicher Vorteile - dazu gehört z.B. „kurzer Schulweg für mein Kind, Enkel ect.“ wie vom Bürgermeister öffentlich begründet. Nehmen Sie Ihre politische Verantwortung
gegenüber den Gütern Mensch, Natur und Klima wahr. Ein zweiter „Sport-und Spielpark“ in Zepernick für Vereine im Südbarnim hat nichts mit dem Schulbedarf zu tun.

115.2

1. Der Erhalt der Lebensqualität unserer Familien (Eltern, Kinder, Großeltern, Enkel) sollte ein "Kernstück im Leben aller“ sein!
2. Verkehrsberuhigende Zonen gehen ebenfalls verloren! Die anliegenden Straßen werden stark belastet! Dadurch entsteht ein zusätzlicher Lärmpegel/Schallaktivität! Parken führt zusätzlich zur Einengung der Straßen.
Überfordert! Die Luftverschmutzung wird enorm zunehmen.
3. Das natürliche Klima auf dem Lausberg wird zerstört! Luft-/Windströmungen verändern ihre Richtung durch hohe Mauern.
4. Bildung von natürlicher Kalt- und Warmlüft-Fronten werden massiv gestört bzw. zerstört.
5. Niederschläge durch die zerstörten Versickerungsflächen gehen verloren und damit auch die Bodenbeschaffenheit/Bodenstruktur (Erdreich)
6. Der Grundwasserspiegel sinkt weiter ab!
Diese Politik! Ist nicht mehr meine Politik! Ich bin enttäuscht! Wir haben ein Recht auf Meinungsfreiheit!!! Ich finde es sehr traurig, dass Bürger, so wie ich, die Gemeindevertreter mal gewählt haben
und unser Vertrauen geschenkt haben auf eine ehrliche demokratische Politik, wir uns jedoch in den Aussagen, Tun und Handel nicht wieder finden, sondern fallen gelassen werden (weil der Landkreis/Landrat eine zweite Sport-
 und Spielanlage in Zepernick für seiner Vereinslobby versprochen haben scheint?). Schämt Euch! Ihr seid nicht mehr bei Euren Wählern!!! Wie schwach, sich von anderen lenken zu lassen und nicht mehr
selbstbestimmend zu sein!!! Lobbyisten, finanziert von eigenen Unternehmen, Wirtschafts- und Sozialverbänden, Umweltschutzorganisationen, Gewerkschaften...oder Arbeitnehmerverbänden...!!!Wir als Anwohner sind an
Vorschriften der Gemeinde gebunden! Unsere Zäune dürfen nur eine Höhe von 1,20 m haben. Ebenso ist die Dachhöhe der Häuser vorgegeben. Oh wie schön!!! Wir Anwohner wahren das Gesamtbild der Gemeinde!!!!!!!!
Fazit: Woran hält sich der Landkreis und die Gemeinde Panketal?

114

Folgende Fakten sollten unbedingt überdacht und sehr gewissenhaft geprüft werden!!! Die Betrachtung im Gutachten „Lärm“ ist unzureichend und „wie vom Auftraggeber gefordert als machbar dargestellt“. Die
grundsätzlichen Probleme des Lärms/der Lärmausbreitung wurden nicht einmal untersucht! Der Schallpegel wird sich durch hohe Mauern wie in einem sogenannten „Kessel“ aufbauen und entfalten! Hohe Mauern verhindern
nicht die Ausbreitung des Schalls! Im Gegenteil, diese werden durch den geplanten Mauerrahmen konzentriert gebündelt und nach oben weggedrückt! Physikalisch betrachtet, werden diese Schallwellen nach oben gedrückt und
erzeugen einen extremen Schallpegel!!! Mein Sohn ist Physiker!!! Wir werden definitiv als Anwohner erkranken und leiden! Dies ist noch harmlos ausgedrückt!!! Belastung durch Lärm macht krank, es wird psychische und
auch physische Auswirkungen  auf den menschlichen Körper geben! Diese öffentliche Fläche (sehr klein) als Sport-Spiel-Spaß, Wettkampf-/Landes- oder Gemeindefläche sowie für Landes-Event-Wettkämpfe widerspricht
jeder Richtlinie!In der Auswahl wirklicher Wettkämpfe, damit verstanden, die wirkliche Förderung unserer Kinder und Jugendlichen mit all ihren Möglichkeiten der körperlichen Förderung ist hier nicht beschrieben und auch nicht
gegeben.
Ein Wohngebiet muss schützenswert betrachtet werden. Die Gesundheit des Menschen sollte an erster Stelle stehen, denn dies sind wichtige Voraussetzungen zur Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und ebenso hat es
einen hohen Stellenwert für das Arbeitsleben.

115.3

Bürger/Bürgerin 114 (Schreiben vom 5.07.2024)

115.1

Bürger/Bürgerin 115
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24 Meine Einwände und Argumente richten sich gegen den Bebauungsplan - Lauseberg: Die geplante totale Bebauung auf dem Lauseberg und besonders die in die Planung nachgeschobene zusätzliche

Wettkampfarena (ein zweiter Sport- und Spielpark in Zepernick) an der Buchenallee für Vereine (Südbarnim) wird nicht nur für unser persönliches Leben sondern auch für alle Anwohner in Zepernick gravierende negative
Auswirkungen haben. Dieses Plattmachen des Lausebergs ist ein unumkehrbarerzerstörerischer Eingriff in die Natur, ins Klima (Zerstörung des Grünzuges, der Kaltluftentstehungszone) und besonders durch
Wegfall der Versickerungsflächen im Zentrum des Wasserwerkes für die Grundwasserbildung/Zirkulation.

09
.0

7.
20

24 wir nehmen das Recht auf freie Meinungsäußerung wahr. Unser Gedankengut ist weder rechts
noch sind wir „Wutbürger“ - wie besorgte Anwohner mit kritischen Meinungen zum o. g. B-Plan-
Vorentwurf in öffentlichen Bürgersprechstunden durch den Bürgermeister mehrfach betitelt wurden.
Auf Grund unserer bisherigen „ungehörten Kritiken“ zu diesem Thema fordern wir die Mitglieder der Gemeindevertretung/OEA auf, keine persönlichen Belange bei der Abwägung der erforderlichen Projektqröße zuzulassen.
Wir beantragen, den Bedarf eines Gymnasiums mit Außensportanlage/Schulsport als ein geschlossenes Projekt neu zu betrachten - jedoch ist der Standort kritisch. Wir fordern die Reduzierung der
Gemeinbedarfsfläche „Schule/Schulsportfläche“ auf eine minimale Größe, das Versagen der Planung eines „zweiten Sport- und Spielparks“ in Zepernick für Vereine in der Wasserschutzzone IHA und stattdessen die
Ausweisung einer Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Natur- und Landschaftsraum“.

Bürger/Bürgerin 116

116

117.1

Bürger/Bürgerin 117 (Schreiben vom 2.7.2024)

Lärm: Die lt. Lärmschutzgutachten erforderlich werdenden Lärmschutzwände in der Buchenallee und Robert-Koch-Str. von teils 3,5 bis 4,8 m Höhe und teils 50 bis 140 m Länge (bei den
unterschiedlichen Varianten) werden schwerwiegende negative Auswirkungen (tiefgründiger Bau) im Wasserschutzgebiet IIIA haben.

Ich wohne direkt am Lauseberg in der Buchenallee und bin entsetzt, dass die gewählten Gemeindevertreter „ahnungslos“ zusehen/zusehen müssen oderauch wegsehen - weil der Landkreis/Landrat dies so fordere? Ich erwarte
von Ihnen, dass Sie hingehen zum Lauseberg und die Probleme - ohne Ihre persönlichen Wünsche - erörtern:
1. Lärmbelästigung durch Trainierende (Start/Schuss) und lärmende Zuschauern -durchgängig besonders auch an Wochenenden bis zu 22 Uhr!!
2. Zusätzliche Lärmbelästigung bei Wettkampfveranstaltungen, Tribüne!!! Lautsprecher,erhöhte Teilnehmer und Zuschauer, erhöhtes Verkehrsaufkommen und Luftbelastung
3. Verkehrschaos - wo wird wohl in den schmalen Anliegerstraßen geparkt werden - wir werden zugeparkt.
4. Müllproblem wird entstehen, Leihräder/Scooter werden stehen- und liegengelassen auf Gehwegen und in Anliegerstraßen (jetzt schon ein Problem).
5. Irrsinn 3m- 4,80 m hohe Lärmschutzwände je nach Variante - die keinen Nutzen für die Anwohner bringen! Wir wollen keine Mauer, die hatten wir in der DDR.
6. Die Natur wird zerstört, der Lauseberg wird planiert. Aber die Anwohner halten die Vorgaben ein - Natur- und Parkcharakter! Schauen Sie in die Konzepte der Gemeinde.
7. Bäume und Natur werden zerstört und einfach abgeholzt.
8. Die kleine Tierwelt wird getötet, da denkt keiner darüber nach.
9. Das ganze Grundwassersystem wird negativ reagieren.
10. Die Luftzirkulation wird sich entscheidend verschlechtern.
11. Die Gefahr von Überflutungen an der Buchenallee ist gegeben - wo soll das Wasser bei Starkregen auch hinfließen?
Ich könnte noch weitere Punkte aufzählen. Die Probleme wurden der Gemeinde zig Mal von vielen Anwohnern zugestellt. Meine letzte Frage: Ist Ignoranz Ihr Demokratieverständnis oder gehen Sie davon aus, dass Sie es
mit bildungsfernen Bürgern zu tun haben?

Damit würde die Gemeinde in der Flächenplanung dem Grundsatz einer klimagerechten und biologischen Vielfalt und den eigenen mit dem Klimaschutzkonzept der Gemeinde Panketal beschlossene Ziele zur Erreichung der
Klimaneutralität entsprechen. Ein umweltverträglicher kompakter Schulstandort wäre ggf. möglich, s. S. 33, Abbildung 23. In allen Gutachten - Auftraggeber Landkreis - werden die Ziele für den Bebauungsplan zu Sportflächen
unterschiedlich definiert: z.B. Seite 5, letzter Absatz: „Sport und Spielpark“ - komplett für Vereine südlicher Barnim! S. 39/40 + 63: Fläche für Sport- und Spielanlagen, Zweckbestimmung Sportplatz - Nicht Schule! Vereine! > mit
Vereinsheim 2geschossig, Zuschauertribüne, Stellplätze, Zufahrt. Lärmschutzmaßnahmen, d.h. Lärmschutzwände werden erforderlich von 3 - 4,80 m Höhe, 50 - 110 m Länge je nach Variante, s. ab S. 74 bis 78 -
Schalltechnische Untersuchung/ALB. Begründung Bebauungsplan 35 P Lauseberg Seite 5, vorletzter Absatz: „Über die ...erforderlichen zusätzlichen Schulkapazitäten hinaus . ..besteht der Bedarf nach einer wettkampffähigen
Sportanlage im südlichen Kreisgebiet“ ist irreführend in der Bewertung: Dem Leser wird suggeriert, dass es sich hier um weiteren „Schulsportbedarf“ handele. Auch die Bezeichnung: „Außensportanlage Verödung an
Buchenallee“ sehen wir ebenfalls als Irreführung an, da es sich hier nicht um die Schulsportanlage, sondern um den vom Landkreis gewünschten zusätzlichen „Sport- und Spielpark mit Vereinsgebäude, Sanitäranlagen, Tribüne,
Lautsprecheranlage, Zufahrt, Parkplätze etc.“ handelt.Das bedeutet, dass in Zepernick auf dem Lauseberg ein zweiter „Sport- und Spielpark“ entstehen soll - in der Vorplanung erst als „Sportplatz mit Vereinsnutzung“, dann als
„zusätzliche Wettkampfarena“ bezeichnet, die im Verlaufe der Vorplanungen auf Wunsch des Kreises (und Versprechungen? des Bürgermeisters von Panketal) zum eigentlichen Kaufzweck der Fläche nachgeschoben
wurde und immer größere Ausmaße angenommen hat. Lt. Gutachten wünscht der Kreis die komplette Baufreiheit auf dem Lauseberg. Panketal ist reich an sportlichen und spielerischen Möglichkeiten. Der Bedarf an einem
Sport- und Spielpark für den Vereinssport Südbarnim hat nichts mit dem dringenden Allgemeinbedarf eines Gymnasiums mit Schulsportflächen in Panketal zu tun. Dieses Begehren hat - wie bereits erwähnt -
Lärmschutzwände (u.a. an der Buchenallee und oberen R-Koch-Str.) zur Folge. Die Tiefengründungen und die zu ca. 80 % ober- und unterirdischen totalen Versiegelungen des Lausebergs werden erforderlich. Das bedeutet,
dass die gänzliche unumkehrbare Zerstörung des Kaltluftentstehungsgebietes und der Versickerungs- und Schichtenwasserfunktion katastrophale Auswirkungen auf die verbundenen und naheliegenden Parkanlagen,
auf die Vegetation im angrenzenden Wohngebiet in Richtung Schlüterstraße und des Naturschutzgebietes haben werden.
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Die grundsätzlichen Probleme des Lärms/der Lärmausbreitung wurden im Gutachten nicht einmal untersucht! Der Schallpegel wird sich durch hohe Mauern wie in einem sogenannten „Kessel“ aufbauen und entfalten!
Hohe Mauern verhindern nicht die Ausbreitung des Schalls! Im Gegenteil, diese werden durch den geplanten Mauerrahmen konzentriert gebündelt und nach oben weggedrückt und erzeugen einen extremen Schallpegel!Das
bedeutet, dass die direkt anwohnenden schützenswerten „Menschen“ in den Wohnhäusern 1,5 Geschoss (in denen in der Regel die Schlaf-ZKinderzimmer im oberen Bereich liegen) zukünftig die enorme Lärmbelastung, d.h.
die Fehler dieser angedachten Planung ertragen müssen. Die Anwohner im Wohnumfeld müssen jedoch die Vorschriften der Gemeinde einhalten (z.B. Traufehöhe, Höhe der Zäune, offener Gartencharakter, durchgängige
Grünzüge zum Naturschutz-Lauseberg-Heidewäldchen, natürliche Versorgung/Schichtenwasser Robert-Koch-Park.

Bezug zum Umweltbericht zum FNP (Anmerkung Verwaltung: hier ist nicht die Begründung zum FNP, sondern B-Plan gemeint )
1) In der Begründung „Vorentwurf/Umweltbericht“ wird auf Seite 30 – 31 die Standortalternative Sportplatz Straße der Jugend bewertet. Der bereits bestehende B-Plan 5P (2.Ä. Mai 2020) für die Wettkampfanlage für Vereine
wird positiv betrachtet. (Die Dreifeldsporthalle ist bereits fertiggestellt.)  Auf Seite 32 wird diese Standortalternative anhand einer Liste von Abriss- und Umsetzmaßnahmen „als nicht machbar“ dargestellt. Diese Bewertung ist
unserer Meinung nach eine „Gefälligkeitsbeurteilung“. Die Begründung zeugt von wenig Sachverstand, da eine rein fachliche, logistische Planung erforderlich wäre die Maßnahmen umzusetzen. Wenn Schulkinder in Container
unterrichtet werden, so ist die Nutzung eines Containers auch Vereinen im Zeitraum des Abrisses und Neubaus des Vereinsgebäudes bzw. der Umwidmung von Flächen zuzumuten.

2) Seite 67, Pkt. 8.2.1 Beschreibung und Bewertung Umweltauswirkung, Im Pkt. 1 Schutzgut Mensch – heißt es: „Es sind keine nachteiligen Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Mensch zu erwarten, eher
Auswirkungen in positiver Hinsicht (Schaffung … Schulkapazitäten). Auswirkungen auf die öffentliche Erholungsnutzung sind nicht ersichtlich, weil das Plangebiet keine Erholungsfunktion hat.“   Diese Bewertung ist
menschenverachtend und ohne „örtlichen“ Sachverstand, außerdem irreführend: in die Bewertung wurde der zusätzliche „Sport- und Spielpark für Vereine“ nicht einbezogen, der die eigentliche unzumutbare negative Belastung
aller Schutzgüter auslöst.  „Eine intakte Umwelt ist die Lebensgrundlage für den Menschen“ – Dazu gehören die gesundheitlichen Aspekte > Lärm und Immissionen und Schutzgut: Landschaftsbild > Erholung, Gesundheit und
Wohlbefinden > Wohnumfeldfunktion.  Es geht nicht um Touristen! Es geht um die Menschen vor Ort, denen in ihrem Wohnumfeld Erholung, Gesundheit und Wohlbefinden gesetzlich zustehen nach dem Grundsatz: Eine
„neue Nutzung“ (Umwidmung einer Fläche), die sich im direkten Umfeld eines allgemeinen Wohngebietes befindet, muss sich dieser Wohnnutzung unterordnen nicht umgekehrt. Die Wohnnutzung durch die Menschen ist
schützenswert und zu beachten.“
3) Seite 71 – Plangebiet wirkt als klimatischer Ausgleichsraum.
Schutzgut Klima/Luft – Klimatope müssen in der Bewertung hoch eingestuft werden.  Der Lauseberg und die umgebenden Park- und Naturschutzflächen haben wichtige klimatische Funktionen (Kaltluft-
/Frischluftentstehungsgebiet wirkt auf die Temperatursenkung besonders bei Hitze sowie Versickerungsfläche zur Regenerierung Grundwasser) und hat damit eine hohe Bedeutung nicht nur für das angrenzende Wohngebiet.

4) Seite 68, Pkt. 5 Bewertung Schutzgut Orts- und Landschaftsbild
Hier wird wiederum nur der Schulkomplex betrachtet.  Die Etablierung des zusätzlichen „Sport- und Spielparks“ für Vereine an der Buchenallee/obere Robert-Koch-Str. hat Lärmschutzwände zur Folge: „Verlust der Eigenart.
Hinzufügen von untypischen Strukturen.“  Weitere Auswirkung durch die Nutzung wochentags, samstags, sonntags: wie bereits erwähnt, werden Lärmschutzwände erforderlich von 3,5 – 4,80 m Höhe, 50 – 110 m Länge je nach
Variante (lt. Schalltechnische Untersuchung/ALB, Seite 67-78 - Varianten).
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5) Ver- und Entsorgung, Wärmeversorgung
- Abwasser: das zu planende unterirdische Speicherbecken für Abwasser bedeutet weitere    Versiegelungen im Boden in der Wasserschutzzone IIIA.
- Wärmeversorgung: Die negativen Auswirkungen des angedachten Blockheizkraftwerkes   (Versorgungsfläche auf dem Lauseberg) auf die Anwohner, auf Klima und Umwelt, Lärm und Luft,
  wurden weder betrachtet noch untersucht. „Für die Planung der Wärmeversorgung ist zu    berücksichtigen, dass Tiefenbohrungen und somit Geothermieanlagen nicht zulässig sind.“
Wie vereinbart sich dieses Verbot mit den erforderlichen tiefgründigen Baugründungsmaßnahmen, (s. Geotechnisches Gutachten).
Trinkwasserversorgung – Bezug auf die Fachgutachterliche Stellungnahme – PICON GmbH.
Diese Bewertung ist gegenüber den tatsächlichen Gegebenheiten zur aktuellen Problematik der Trinkwasserversorgung in Panketal und der zusätzlichen Belastung der Versorgung von ca. 1000
Personen (Bau Gymnasium) unrealistisch und unvollständig, damit falsch dargestellt. Die Betrachtung des Bedarfs an Wasser für den zusätzlichen Sport- und Spielpark für die Vereine wurde hier in der Zielstellung nicht
beauftragt. Damit wird die „Machbarkeit“ der Wasserversorgung unter falschen Voraussetzungen dargestellt.
Nicht untersucht wurde, wieviel Wasserbedarf täglich einschl. Wochenenden für wie viele Menschen (Sporttreibende + Zuschauer) und wieviel Wasser für Pflege-/Giesarbeiten der Plätze/Gebäude erforderlich werden.

In der Verbrauchsabschätzung für das Gymnasium wurden rein rechnerisch nur Schüler/Lehrer/DL zu Grunde gelegt. Es fehlt hier auch der Wasserbedarf zur Pflege der Gebäude und Außenanlagen für den Schulkomplex.  Die
Versorgungsprobleme, d.h. die Kapazität des Eigenbetriebs Kommunalservice (Wasserwerk), wurden hier auf Basis Jahr 2016 betrachtet, rechnerisch nachbehandelt, und als ausreichend dargestellt (Einhaltung
Mindestentnahmedruck). Im Gutachten fehlt die Stellungnahme des Eigentrieb Kommunalservice Panketal (Wasserwerk) zur aktuellen Kapazitätsleistung und
zukünftigen und unter Betrachtung weiterer „in Bau befindlichen“ Großabnehmer. Die seit mehreren Jahren bestehenden Versorgungsprobleme wurden nicht betrachtet, d.h. nicht einmal erwähnt:
- Wasser wird von Berlin zugekauft – weil nicht genügend gefördert werden kann.
- Der Wasserpreis ist um 60 % in 2024 für die Panketaler Anwohner gestiegen.
- Die Bürger erhalten Briefe zur Aufforderung Wasser zu sparen.
- Die Gemeinde veröffentlicht Anzeigen im Panketalanzeiger/Amtsblatt zur Beachtung    der „Wasserampel“.
– Das Wasserwerk (lt. Frau Rinne) informiert im Panketalanzeiger seit Jahren:    „Trockenheit und Zuzug haben dazu geführt, dass das Wasserwerk an seine    Kapazitätsgrenzen gestoßen ist.“
Auch wurde nicht betrachtet, welche Auswirkung der in Planung angedachte „Reinwasserbehälter“ auf die Abnehmer in Zepernick haben wird, wenn dieser Nacht für Nacht mit tausenden von Litern Trinkwasser gefüllt wird.
Logischer Weise muss noch mehr Wasser zugekauft werden, wodurch der Wasserpreis weiter steigen wird. Und – wird das Wasser knapp – werden Drosselungen und weitere Verbote für die Anwohner die Folge sein.  Die
„Fachgutachterliche Stellungnahme“ ist in Gänze abzulehnen, dieses beruht auf falschen Vorgaben durch den Auftraggeber Landkreis. Die Berücksichtigung der aktuellen und zukünftigen Probleme der Wasserversorgung und
Klimaprobleme in Panketal fehlen inhaltlich.

117.8

6) Aus dem Geotechnischen Gutachten – WILAB GmbH & Co KG – im Betreff (Deckseite) Bezug nur auf die Entwicklung des „Schulstandortes“ (ca. 26.000 m²) - geht hervor, dass im Wasserschutzgebiet IIIA aufgrund der
Bodensubstanz z.B. erforderlich werden:

 - bei einer Flachgründung bodenverbessernde Maßnahmen > Bodenaustausch, d.h.  Bodenaushub bis ca. 2,5 m unter geplanter Gründungsebene;
- intensive Nachverdichtung der Aushubsohle mit Tiefenwirkung von > 50 cm sowie Einbau gut    verdichtbarer Materialien und Verdichtung bis zur Gründungssohle,
- Tiefenverdichtung bedeutet „Rütteldruckverfahren“. Das Verfahren benötigt eine Spülwassermenge von bis zu 100 m³ Wasser/h
Seite 18, 1. Abs./Geot.Gutachten: Zitat: „Die Verträglichkeit mit dem Grundwasserschutz ist ggf. zu prüfen. Erfahrungsgemäß können oberflächennahe Bereiche bis in die Tiefe von ca. 2 m nicht
verdichtet werden.“ Abs. 5.3.2. – Tiefengründung: Aussage: Sind die ermittelten Setzungsmaße einer Flachgründung nicht bauwerksverträglich und eine Baugrundverbesserung scheidet aus, wird eine Tiefgründung z. B. auf
Pfählen notwendig. … Tragfähige Schichten werden im Mittel ab ca. 4 m unter GOK erwartet.  Eine Betrachtung bzw. Untersuchung von möglichen Auswirkungen (Schäden) auf die Bausubstanz der dicht angrenzenden
Wohnhäuser durch die vorgenannte erforderlich werdende Bodenverdichtung (Rütteldruckverfahren ggf. Einrammen von Pfählen) wurde weder erwähnt noch betrachtet.  Auftraggeber für die Gutachten ist der Landkreis und hat
damit das Ziel vorgegeben. In den Gutachten wird bei schwerwiegenden Gründen/Bedenken kein „nicht machbar“ definiert, sondern immer „machbar“, auch wenn die Natur und das ganze Wohnumfeld zerstört werden zu
Lasten der Anwohner. Mit einer Ausnahme: siehe auf Seite 2, Pkt.1) „die Erweiterung/Umbau Spiel- und Sportpark Straße der Jugend“ als Standortalternative wurde „als nicht machbar“ eingestuft.
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20
24 wir erheben Einwand gegen die massive Flächenversiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und den damit verbundenen Eingriff in den Wasserhaushalt aufgrund der nicht gewährleisteten Versickerung des

Regenwassers im Plangebiet, nicht gesicherter Schmutzwasserentsorgung und des dort notwendigen erheblichen finanziellen Mehraufwands wegen der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet, der bei
Planung außerhalb des Wasserschutzgebietes nicht notwendig wäre. Dies ist eine immense Steuerverschwendung und ein irreparabler Eingriff in den Wasserhaushalt bei bereits über das vertretbare Maß hinaus
strapazierten Verhältnissen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung in Panketal.

15
.0

7.
20

24 Ich teile die Bedenken der Anwohner hinsichtlich Wasser-, Umwelt- und Lärmschutz! Die geplante Bebauung wäre ein großes Defizit in der Lebensqualität der dort lebenden Einwohner und könnte unvorhersehbare
Folgen für Panketal haben. Bitte überdenken Sie die Pläne nochmals gründlich.

15
.0

7.
20

24 Ich erhebe Einwand gegen die geplante Bebauung des Lausebergs und weise auf fehlerhafte Gutachten + einen alternativen Standort in Schwanebeck hin. Verkehrschaos zu erwarten durch die Sportanlage. Wasser
wird vom Robert-Koch-Park abgezogen. Der Park muss geschützt werden. Hohe Lärm-Mauern sind ein unzumutbarer Eingriff in das Landschaftsbild. Die Wasserlage ist jetzt schon angespannt und wird verschlimmert
(Anmerkung Verwaltung: Wort nicht lesbar - "verschlimmert" wurde daher angenommen). Es gibt alternative Standorte, die besser geeignet sind, Z.B. in Schwanebeck. Es ist ein unzulässiger Eingriff in den Wasserhaushalt.

15
.0

7.
20

24 hiermit möchte ich Einwand erheben gegen das Bauprojekt Lauseberg mit Gymnasium und wettkampffähiger Sportanlage. Die geplante Sportanlage an dieser Stelle ist nicht nur aus ökologischen Gründen nicht
vertretbar (zu hohe Versiegelung, Grundwasserabsenkung und damit Gefährdung des Robert-Koch-Parks, Verunreinigung/Kontaminierung des Grundwassers mit Mikroplastik ausgehend von einer Tartanbahn bzw.
Kunstrasen), sondern vor allem eine massive Beeinträchtigung der Lebensqualität der Anwohner. Eine Sportwettkampfanlage würde für die Anlieger in der Buchenallee und Robert-Koch-Straße eine hohe
Lärmbelästigung, sowie eine steigende Abgasbelastung durch höheres Verkehrsaufkommen bedeuten.Eine eventuell damit verbundene Flutlichtanlage riefe zusätzliche Störungen für Mensch und Tier hervor.Deshalb
fordere ich, auf die bekannten Alternativlösungen zu setzen: Schulcampus Schwanebeck bzw. Sportanlage Straße der Jugend.

„Der Kreistag Barnim beschließt die entgeltliche Vermögenszuordnung der Flurstücke 2267, 39/2 und 2273 der Flur 3 in der Gemarkung Zepernick von der BVVG Bodenverwertungs- und -
verwaltungsGmbH, LNL Brandenburg/Berlin, …, für die Errichtung eines Gymnasiums nebst Sport- und Außenanlagen.“  Die Absprachen im Vorfeld zum Kaufvertrages zwischen dem Bürgermeister und dem Landrat und
die Forderung „Bauland für die gesamte Fläche zu schaffen“ (Aussage im o.g. Beschluss), sollten in der Abwägung kritisch betrachtet und untersucht werden: Aus dem Kreistagsbeschluss geht nicht hervor, dass die zu
beplanende Fläche in der Trinkwasserschutzzone IIIA liegt und gemäß der im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II Nr. 88 vom 26.10.2012 veröffentlichten Verordnung Verbote nach § 14, 15 für
diese Fläche bestehen. Auch in den Pressemitteilungen durch den Bürgermeister wurde dieser Fakt verschwiegen. Die veröffentlichte Vorplanung zur Änderung FNP für die Gesamtfläche „Lauseberg“ lehnen wir in der
Gesamtheit mit Nachdruck ab.  Die Planung wurde gegenüber den Bürgern damit gerechtfertigt, dass der Landkreis dies so fordere und auch der Landkreis die Maßnahmen finanzieren würde. Somit war für den weiteren
Planungsprozess eine fach- und sachgerechte Abwägung für die Bedingungen und Belange vor Ort in der Gemeinde Panketal von vorherein nicht möglich.  Verweis auf Gemeinde-Beschlussvorlage PV-11-2022-6 vom
15.05.24, S. 2 (Problembeschreibung) 1. Abs., 2.Satz: „Aufgrund der hohen zeitlichen Priorität dieses Projektes erfolgte keine detaillierte Prüfung der vorgelegten Unterlagen durch die Verwaltung.“ Wir erwarten von den
zuständigen Mitgliedern der Gemeindevertretung/des Ortsentwicklungsausschusses auf der Grundlage ihrer Pflichten, nicht nach den Zielen des Auftraggebers oder persönlichen Belangen, sondern zum Gemeinwohl der
Bürger mit den bereits bestehenden Problemen Klima, Umwelt, Trinkwasserversorgung und für den Schutz Gut „Mensch“ vor Ort in Zepernick und ganz Panketal abzuwägen. Die Umsetzung der Konzepte Klimaschutz,
Lärmschutz, Wasserschutz etc. sollten nicht nur auf dem Papier stehen.  Wenn den „Erfordernissen des Klimaschutzes“ sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken als auch durch solche, die der
Anpassung an den Klimawandel Rechnung getragen werden soll, ist dem Landkreis zum Begehren eines zweiten „Sport- und Spielparks“ in Zepernick auf der Klimafläche Lauseberg im Wasserschutzgebiet IIIA eine klare
Absage zu erteilen.

Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone IIIA auf dem Lauseberg in seiner Funktion kompletterhalten bleiben
und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde. Darüber hinaus
würde das Risiko der Überschwemmung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch drückendes Schichtenwasser oder bei Starkregenereignissen nicht noch weiter erhöht. Außerdem würde eine Umsetzung der Baumaßnahmen
außerhalb des WSG zu erheblichen finanziellen Einsparungen führen, die an anderer Stelle gut verwendet werden könnten. Zusätzlich wirken weitere damit hervorgerufenen Probleme bezüglich Bürgerunmut,
Lärmbelästigung, fehlender Ruhe- und Erholungszeiten, überdimensionaler Bebauung, steigendem Verkehrsaufkommen, negativer Auswirkung auf die Grundstückspreise und dem massiven Eingriff in den bereits
überstrapazierten Wasserhaushalt in Panketal ein. Auch hier, bei der Wahl eines Alternativstandortes außerhalb des WSG und außerhalb eines bestehenden Wohngebietes, würden diese Probleme, bis auf die
Trinkwasserversorgung, nicht bestehen.

121

117.9

Wir beantragen, in weiteren Planungen/Untersuchungen - B-Plan 5P Lauseberg - nur den Gemeinbedarf Schule/Gymnasium mit Sportanlagen in Panketel neu zu betrachten – gemäß dem BESCHLUSS der 11. Sitzung des
Kreistages Barnim vom 08.09.2021: Nr. 260-11/21 zum Thema: „Erwerb von Flächen in der Gemeinde Panketal zur Etablierung eines Gymnasiums nebst Sport- und Außenanlagen.“ Die beschlossene Antragsformulierung
lautet:

120

Bürger/Bürgerin 120 (Niederschrift vom 15.07.2024)

118

Bürger/Bürgerin 118 (Schreiben vom 3.7.2024)

Bürger/Bürgerin 121 (Schreiben vom 14.07.2024)

119

Bürger/Bürgerin 119 (Schreiben vom 11.07.2024)
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20
24 hiermit möchten wir Ihnen erneut unsere Bedenken für die geplante Bebauung mitteilen. Allem voran möchten wir daran erinnern, dass die Grundwasserneubildung für die Wasserversorgung der Bevölkerung Panketals

gesichert werden muss. Bei der geplanten Bebauung des Lausebergs würde das größte zusammenhängende Grundwasserschutzgebiet Panketals versiegelt werden und damit der Grundwasserversorgung verloren
gehen. Bei Starkregenperioden wie im vergangenen Winter/Frühjahr steht das Feld an der Schönower Str. regelmäßig unter Wasser. Die Anwohner haben in ihren Kellern mit dem steigenden Grundwasser extreme
Probleme. Eine Versiegelung großer Teile der Fläche würde dieses Problem noch vergrößern. Im günstigen Fall wird dann das anfallende Regenwasser von der Kanalisation aufgenommen, ist dann aber für unsere
Grundwasserspeicher verloren.Das geplante Gymnasium mit Sportstätten und Außenbereichen käme als großer Wasserverbraucher zum jetzt schon überlasteten Trinkwassernetz hinzu(siehe Wasserampel der
vergangenen Sommer).

122.2

15
.0

7.
20

24 Einwand 5: Nicht gesicherte Trinkwasserversorgung
Das Wasserwerk ist mit der Versorgung von derzeit fast 22.000 Einwohnern bereits seit 2003 überlastet, da seine Kapazität auf ca. 18.000 Einwohner ausgelegt ist. Der Stand des tieferen Grundwassers nimmt
seit Jahrzehnten ab. „Die Entnahmemengen des Wasserwerkes Zepernick im Gemeindegebiet decken aktuell nicht den Bedarf. Panketal kauft daher der Hauptstadt Berlin Trinkwasser ab.“ (IGEK 2040)
Eine aktuelle Stellungnahme der Werksleiterin des Eigenbetriebes Panketals, Frau Rinne, vom 15. März 2024 (Bauvorhaben von Wohnungen in Panketal) besagt eindeutig:„für weitere Bauvorhaben in Panketal ist die
Erschließung Wasser und Schmutzwasser nicht gesichert. Die Kapazitäten sind erschöpft.“IGEK Panketal 2040, S. 123: Gemäß wasserrechtlicher Bewilligung für das Wasserwerk Zepernick dürfen derzeit 1,2 Mio. m3
im Jahr gefördert werden. Durch die derzeitigen Einwohner ist dieses Fördervolumen unter dem aktuellen Nutzerverhalten bereits zu 94% ausgeschöpft. „Hier ist noch nicht berücksichtigt: 220 Wohnungen Eichenring,
Wohnungen in der Neckarstraße, 15 Einfamilienhäuser in der Rigistraße, Schule in der Elbestraße und Schule am Lauseberg. IGEK Panketal 2040, S. 124: Die Gemeindevertretung hat den Bürgermeister mit der PV-55-
2020-3 beauftragt, gemeinsam mit dem Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal und der AG Wasser auf der Grundlage des Siedlungsszenarios 2 „moderat im Bestand“ ein „Gesamtkonzept Trinkwasser und
Schmutzwasser“ aufzustellen. „Dieses liegt noch nicht vor.“

123.2

Es ist offensichtlich, dass das Trinkwasserproblem für ganz Panketal für die nächsten 15 bis 20 Jahre bestehen bleiben wird (bis zu Errichtung eines neuen Wasserwerks) und dass dieses Faktum auch für alle andere Flächen in
der Gemeinde gilt, aber der „Lauseberg“, der Robert-Koch-Park und das Heidewäldchen haben bezgl. des Wasserhaushalts innerhalb Zepernicks eine besonderen Stellung.Der Grund ist, dass das Wasserschutzgebiet
Zone IIIA nicht homogen in seiner Qualität, d. h. die Wertigkeit in dem Sinne, wie es zur Erhaltung oder Reinigung des Grundwassers beiträgt, ist unterschiedlich bewertet, von „sehr gering“ bis „sehr hoch". In diesem Punkt ist
Lausebergs Qualität dahingehend von den Sachverständigen als „hoch“ eingeschätzt worden und verdient daher einen besonderen Schutz: Anmerkung der Verwaltung: Abbildungen zum Karte 4-Wasser aus dem FNP. „Die
Wasserneubildung lässt sich anhand der Bodenart, der jährlichen Niederschlagsmenge sowie der Vegetationsstruktur bestimmen. Hohe Grundwasserneubildungsraten lassen sich auf Flächen mit durchlässigen Substraten und
geringem Pflanzenbewuchs feststellen." „Die Naturhaushaltsfunktion Abflussregulation beschreibt die Fähigkeit eines Untersuchungsraumes, den unmittelbaren Abfluss von Niederschlagswasser in Oberflächengewässer zu
verringern und somit die Gefahr von Hochwasser und Erosion zu verringern. Kriterien hierfür sind die Art der Bodenbedeckung, die Hangneigung sowie die Fähigkeit des Bodens Wasser aufzunehmen und zu speichern.“ Ich
erhebe Einspruch gegen die massive Versiegelung im WSG im Rahmen des Bebauungsplans 35P aufgrund der bereits jetzt nicht gesicherten Trinkwasserversorgung der Panketaler Bürger. Die im Gutachten als Voraussetzung
erwähnte Mehrförderung von 50% Wasser, um die Spitzenzeiten abzudecken ist bei einer derzeitigen Auslastung von 94% schlichtweg unmöglich. Aufgrund dieser falschen Prämisse ist das gesamte Gutachten
(Fachgutachterliche Stellungnahme zur Trinkwasserversorgung im Rahmen des Vorhabens „B-Plan 35P“; PICON GmbH (2024), Dresden, 11.03.2024) in seiner Aussage infrage zu stellen und ein neues Gutachten muss erstellt
werden.Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde das Wasserschutzgebiet Zone I1IA auf dem Lauseberg in seiner Funktion komplett erhalten bleiben
und sowohl als Versickerungsfläche als auch für die Grundwasserneubildung zur Verfügung stehen, was die derzeit über die Maßen belastete Wassersituation in Panketal nicht noch weiter verschlimmern würde.
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Bürger/Bürgerin 122 (Schreiben vom 13.07.2024)

Weiter erscheint uns das erhöhte Verkehrsaufkommen für ein Gymnasium mit ca. 1000 Schülern sehr bedenklich, wenn man sich das Nadelöhr Unterführung S-Bahnhof Zepernick ansieht.Zu Spitzenzeiten hat man als
Fußgänger, Radfahrer und Autofahrer Probleme diese Engstelle zu überwinden. Da die meisten Schüler des geplanten Gymnasiums aus der Gemeinde Panketal kommen werden, ist die Nähe zum S-Bahnhof völlig
bedeutungslos.
Bürger/Bürgerin 123

Einwand 1: Die seit Jahrhunderten bestehende und aktuell allseits geförderte Grünvernetzung zwischen den Biotopen wird durch die Bebauung des Lausebergs final aufgelöst“. Aus dem Landschaftsplänen von 1996 und von
2019 geht hervor: „Die vorhandenen Biotopverbundelemente sollen erhalten werden, biotopvernetzende Strukturen sollen gefördert werden.“Zu diesem Zwecke ist 2002 im Bebauungsplan Nr. 11 "Wohnsiedlung
Schlüterstraße/Buchenallee" ein „Grünzug“ geplant und aufwendig umgesetzt worden, damit die Biotope LSG „Westbarnim“ einschließlich der „Rieselfelder“ durch die neue Wohnsiedlung, über den Lauseberg und Priesterwald
mit dem NSG „Faule Wiesen bei Bernau“ verbunden „bleiben“. Ich erhebe Einwand gegen den Vorentwurf des Bebauungsplans 35P, die massive Versiegelung im WSG und die damit verbundene Zerstörung der
Biotopvernetzung durch den Bau der Wettkampfsportarena.Bei Nutzung eines Alternativstandortes, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck, würde die Biotopvernetzung durch den
Grünzug über den Lauseberg komplett erhalten bleiben.
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24 Der Plan ist für den Bau von einer Schule und einem Sportplatz auf dem Lauseberg in Zepernick. Es gibt viele Probleme mit diesem Plan für die Natur, Umwelt und das Leben der Menschen. Der Lauseberg ist

Wasserschutzgebiet. Wenn dort gebaut wird, wird das Trinkwasser verschmutzt. In Panketal gibt es ein großes Problem mit dem Wasser, wir haben sogar eine Wasserampel. Auch wird das Wasser nicht mehr in die
Erde sickern. Das gibt Überschwemmungen. Oder das Wasser muss weg transportiert werden. Wir brauchen aber das Wasser. Die Schule und der Sportplatz machen viel Verkehr und Lärm. Das stört die Menschen.
Besonders am Abend und Wochenende. Das macht Stress. Stress ist nicht gut. Auch die Bäume und Pflanzen gehen kaputt ohne Wasser vom Lauseberg. Ich möchte den Robert-Koch-Park beschützen. Darum darf das
Wasser vom Lauseberg nicht weg. Auch die Tiere wollen auf dem Lauseberg bleiben. Ich will die Tiere schützen. Es gibt viele Vögel und Fledermäuse die hier wohnen. Die wollen auch keinen Krach und so viele Leute auf
dem Lauseberg.Der Lauseberg ist nicht gut für den Bau von der Schule. Die Gemeinde soll einen anderen Platz suchen..

Die Kosten im Bausektor sind in den letzten drei Jahren (Beschluss über Schulbau im Juni 2021) aufgrund der Pandemie, des Ukrainekrieges, der Inflation, der Insolvenzen, der Energiepreissteigerung, der
Materialkostensteigerung, des Fachkräftemangels und Lohnerhöhungen bereits um über 33% gestiegen. Es gibt keine Anzeichen dafür, dass diese Entwicklung angehalten wird.Bereits zu jetzigem Zeitpunkt bzw. nach
Offenlegung der Gutachten zeichnet sich ab, dass die Kosten aufgrund der schwierigen Lage des Plangebietes im Gegensatz zu einem Projekt außerhalb des Wasserschutzgebietes die angesetzten Kosten von 70 Mio. Euro im
Jahre 2021 bzw. Stand 2024 von ca. 93 Mio. um min. weitere 30% (ca.28 Mio. Euro) übersteigen werden. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit umfasst das Sparsamkeits- und Ergiebigkeitsprinzip. Das
Sparsamkeitsprinzip (Minimalprinzip) verlangt, ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz zu erzielen. Das Ergiebigkeitsprinzip (Maximalprinzip) verlangt, mit einem bestimmten Mitteleinsatz das bestmögliche
Ergebnis zu erzielen.Dahingehend sollte doch alles daran gesetzt werden, mit den bereit gestellten finanziellen Mitteln das bestmögliche Ergebnis zu erhalten und nicht, wie bereits im Vorentwurf des Bebauungsplans 35P
absehbar, um jeden Preis eine Planung weiter verfolgt werden, die immense Summen nur aufgrund der Lage des Plangebietes im Wasserschutzgebiet bereits binden wird, z.B. für spezielle Baumaterialien, Baugrundbereitung
und technisch notwendige Anlagen.Des Weiteren sind aufgrund der Lage im allgemeinen Wohngebiet weitere Schwierigkeiten zu meistern, die erheblichen finanziellen Mehraufwand z.B. für die Errichtung von
Lärmschutzwänden, speziellen Fassaden etc. bedeuten. Außerdem würde die Errichtung der Wettkampfsportarena, die allein aufgrund der geplanten Größe inkl. Nebengebäuden, Tribüne und Parkplätzen einen mehr als
umfangreichen Eingriff in Natur und Umwelt bedeutet, unweigerlich mit einer Ausschwemmung von Mikro- und Nanoplastik aufgrund von Tartanbahn und ggf. Kunstrasen einhergehen, was den Bau von Wasserauffang-
und Wasserfiitersystemen erforderlich machen würde.Zudem würde die Sportarena aufgrund der Einbettung in ein allgemeines Wohngebiet nur mit
begrenzten Trainingszeiten und gedrosselter Lautsprecheranlage zu betreiben sein. Anmerkung der Verwaltung: Abbildung zur Entwicklung des Baupreisindex. Das sind keine wilden Spekulationen, sondern sehr „konservative“
Schätzungen. Als Abgleich mit der Realität ein Schulbau für halb so viele Schüler in Neukölln: Pressemitteilung vom 27.06.2024: Berliner Schulbauoffensive - Richtfest für eine 3-zügige modulare
Compartmentschule mit Sporthalle am Koppelweg 50 in Berlin-Neukölln „Hier am Neuköllner Koppelweg entsteht eine weitere Compartmentgrundschule mit 432 dringend benötigten Schulplätzen... Der hohe Vorfertigungsgrad
und die modulare Bauweise ermöglichen eine zügige, wirtschaftliche und nachhaltige Realisierung. Die Gesamtkosten für diesen Standort werden sich auf ca. 70 Mio. € belaufen. Ich erhebe Einspruch gegen die massive
Versiegelung im Rahmen des Bebauungsplans 35P und die damit verbundene immense Steuerverschwendung aufgrund spezieller Baumaßnahmen und technisch notwendiger Anlagen wegen der Lage des Plangebietes im
Wasserschutzgebiet, die außerhalb des WSG, z.B. am bereits bestehenden Schul- und Sportstandort in Schwanebeck nicht notwendig wären.
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Einwand 8: Steuerverschwendung trotz Vorgabe der Wirtschaftlichkeit. Die exorbitante Flächenversiegelung des Plangebietes am Lauseberg und der damit verbundene irreparable Eingriff in Natur, Klima, Umwelt, Artenbestand,
Wasserhaushalt etc. steht in keinem Verhältnis zu dem erforderlichen finanziellen, technischen und planerischen Mehraufwand, der für die Umsetzung dieses Projektes aufgrund der Lage des Plangebietes im
Wasserschutzgebiet notwendig ist.
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